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Referentenentwurf

des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie

Entwurf eines Gesetzes zur Weiterentwicklung des Strommarktes
(Strommarktgesetz)

A. Problem und Ziel

Der Strommarkt durchläuft eine Phase des Übergangs. Erneuerbare Energien überneh-
men mehr Verantwortung in der Stromversorgung, die Nutzung der Kernenergie in
Deutschland endet im Jahr 2022 und die europäischen Märkte für Strom wachsen weiter
zusammen. Dabei haben insbesondere die Verwirklichung des europäischen Strombin-
nenmarktes, der Ausbau der erneuerbaren Energien, der sinkende Stromverbrauch und
die Liberalisierung der Strommärkte zu einem zeitweise erheblichen Überangebot an Ka-
pazitäten im Bereich der Stromerzeugung geführt. Diese Überkapazitäten führen in Kom-
bination mit derzeit niedrigen Brennstoff- und Kohlendioxid-Preisen zu niedrigen Strom-
preisen am Großhandelsmarkt.

Auch in dieser Übergangsphase muss der Strommarkt Versorgungssicherheit gewährleis-
ten sowie Einspeisung und Entnahme von Strom synchronisieren: Er muss dafür sorgen,
dass jederzeit genau so viel Strom in das Stromnetz eingespeist wird, wie aus diesem
entnommen wird. Einerseits muss er dazu sicherstellen, dass ausreichend Kapazitäten
zum Ausgleich von Angebot und Nachfrage vorhanden sind (Vorhaltefunktion). Anderer-
seits muss der Strommarkt durch Preissignale jederzeit gewährleisten, dass vorhandene
Kapazitäten zur richtigen Zeit und im erforderlichen Umfang kontrahiert und tatsächlich
eingesetzt werden (Einsatzfunktion).

Einem möglichst kosteneffizienten, flexiblen und umweltverträglichen Einsatz bestehender
Kapazitäten stehen derzeit noch Hemmnisse entgegen. So wird zum Beispiel das Strom-
preissignal zum Teil nur verzerrt an Verbraucher und Erzeuger weitergegeben, was eine
effiziente Nutzung von Strom sowie die Erschließung und den Einsatz von Flexibilitätsop-
tionen verhindert. Zudem ist der deutsche Strommarkt zunehmend in den Elektrizitätsbin-
nenmarkt integriert und mit den europäischen Strommärkten immer stärker verbunden.

Vor diesem Hintergrund muss der Strommarkt reformiert werden. Diese Reform wird im
Wesentlichen durch dieses Gesetz umgesetzt. Die Reform basiert insbesondere auf dem
Grün- und dem Weißbuch „Ein Strommarkt für die Energiewende“, die das Bundesminis-
terium für Wirtschaft und Energie im Oktober 2014 und Juli 2015 auf seiner Internetseite
veröffentlicht hat1. Auf dieser Grundlage verfolgt das Gesetz das Ziel, dass die Stromver-
sorgung in einem weiterentwickelten Strommarkt sicher, kosteneffizient und umweltver-
träglich erfolgt. Zugleich werden mit diesem Gesetz Inhalte der am 8. Juni 2015 von den
Energieministern von 12 europäischen Staaten unterzeichneten gemeinsamen Erklärung
zu regionaler Kooperation bei der Gewährleistung von Stromversorgungssicherheit im
Rahmen des Energiebinnenmarktes umgesetzt. Diese Erklärung ist auf der Internetseite
des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie veröffentlicht2.

1 http://www.bmwi.de/DE/Themen/Energie/Strommarkt-der-Zukunft/strommarkt-2-0.html
2 http://www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/J-L/joint-declaration-for-regional-cooperation-on-security-of-electricity-
supply-in-the-framework-of-the-internal-energy-market,property=pdf,bereich=bmwi2012,sprache=de,rwb=true.pdf
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Zur umweltverträglichen Stromversorgung gehört ferner, dass der Stromsektor zur Errei-
chung der nationalen Klimaziele beiträgt: Deutschland soll die Treibhausgasemissionen
bis 2020 um 40 Prozent im Vergleich zum Jahr 1990 verringern. Die bisherigen Maßnah-
men genügen allerdings nicht, dieses Ziel zu erreichen. Deshalb hat die Bundesregierung
am 3. Dezember 2014 das „Aktionsprogramm Klimaschutz 2020“ beschlossen. Es sieht
vor, dass in allen Sektoren ein Beitrag zur Emissionsminderung erbracht werden muss.
Unter anderem sollen 22 Millionen Tonnen Kohlendioxid unter besonderer Berücksichti-
gung des Stromsektors und des europäischen Zertifikatehandels eingespart werden. Die-
ses Gesetz schafft die Grundlage dafür, dass Braunkohlekraftwerke schrittweise aus dem
Strommarkt in eine Reserve überführt und anschließend stillgelegt werden. Das ist ein
substantieller Beitrag im Stromsektor zur Erreichung des nationalen Klimaschutzziels.

B. Lösung

Durch das Strommarktgesetz werden die Rahmenbedingungen geschaffen, um die
Stromversorgung volkswirtschaftlich kosteneffizient und umweltverträglich weiterzuentwi-
ckeln sowie die Versorgungssicherheit bei der Transformation des Energieversorgungs-
systems zu gewährleisten. Zu diesem Zweck werden die Maßnahmen des Weißbuches
umgesetzt.

Aufbauend auf den bewährten Strukturen des liberalisierten Strommarktes werden die
rechtlichen Rahmenbedingungen für die Stromversorgung weiterentwickelt und optimiert:

Die bestehenden Mechanismen des Strommarktes werden gestärkt. Sie sorgen insbe-
sondere dafür, dass der weiterentwickelte Strommarkt („Strommarkt 2.0“) die Ziele der
Energiewende und Versorgungssicherheit zu minimalen volkswirtschaftlichen Kosten ge-
währleistet. Der Kern eines weiterentwickelten Strommarktes ist das Preissignal. Denn
über die Strompreise können sich am Strommarkt die benötigten Kapazitäten refinanzie-
ren. Dabei sollen Marktpreissignale möglichst unverzerrt wirken. Dazu werden in das
Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) die Ziele und Grundprinzipien des weiterentwickelten
Strommarktes aufgenommen. Die Regelungen sichern die freie wettbewerbliche Preisbil-
dung ab und lassen Preisspitzen an den Strommärkten zu.

Die Regelungen zur Bilanzkreisbewirtschaftung und zum Ausgleichsenergiesystem wer-
den als zentrales Instrument für eine sichere Stromversorgung weiterentwickelt. Dazu
werden das EnWG und die Stromnetzzugangsverordnung (StromNZV) geändert. Die Bi-
lanzkreisverantwortlichen werden stärker dazu angehalten, ihre Bilanzkreise für jede Vier-
telstunde ausgeglichen zu halten.

Um bestehende Kapazitäten kosteneffizienter und umweltverträglicher einzusetzen, wer-
den Eintrittsbarrieren für Anbieter von Lastmanagementmaßnahmen und Erneuerbare-
Energien-Anlagen im Regelleistungsmarkt abgebaut; dadurch wird der Einsatz von Flexi-
bilitätsoptionen erleichtert. Ladesäulen für Elektromobile werden erstmals energierechtlich
klar eingeordnet, um Rechts- und Investitionssicherheit für den Aufbau der notwendigen
Ladeinfrastruktur zu schaffen. Ziel ist es, die Flexibilitätspotenziale der Elektromobilität
bestmöglich zu nutzen und die Möglichkeit zu schaffen, Marktpreissignale weiterzugeben.

Die Kosten des Netzausbaus werden durch eine effizientere Netzplanung reduziert. Durch
Anpassung des EnWG und des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG 2014) kann die
Abregelung von Erneuerbare-Energien-Anlagen in Zeiten hoher Stromeinspeisung bei der
Netzausbauplanung berücksichtigt werden. Dadurch können sich die Netzausbaukosten
reduzieren. Um diese Kosten auch transparent und gerecht zu verteilen, werden die ver-
miedenen Netzentgelte für Betreiber von dezentralen Anlagen, die ab 2021 in Betrieb ge-
hen, abgeschafft.
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Ferner wird die Transparenz im Strommarkt erhöht. Transparente und aktuelle Strom-
marktdaten können effiziente Erzeugungs-, Verbrauchs- und Handelsentscheidungen
fördern. Wesentlich sind insbesondere die Einrichtung einer nationalen Informationsplatt-
form sowie die Einrichtung eines zentralen Marktstammdatenregisters.

Um die Versorgungssicherheit auch unter veränderten Bedingungen am Strommarkt zu
gewährleisten, wird eine Kapazitäts- und Klimareserve eingeführt. Die Reserve dient der
Absicherung des Strommarktes und der Erreichung des nationalen Klimaschutzzieles für
2020. Zur Gewährleistung der Versorgungssicherheit kommt die Reserve zum Einsatz,
wenn trotz freier Preisbildung an der Strombörse kein ausreichendes Angebot existiert,
um einen Ausgleich zwischen Angebot und Nachfrage zu ermöglichen. Dazu werden Er-
zeugungskapazitäten außerhalb des Strommarktes vorgehalten und bei Bedarf einge-
setzt. Um gleichzeitig das nationale Klimaschutzziel für 2020 zu erreichen, wird ein Klima-
segment eingerichtet. In dieses werden schrittweise (nur) Braunkohlekraftwerke überführt.
Die Braunkohlekraftwerke bleiben für vier Jahre in der Reserve und werden anschließend
stillgelegt. Durch den Reservebetrieb und die anschließende Stilllegung werden die Koh-
lendioxidemissionen im deutschen Stromsektor substantiell verringert.

Weiterhin werden die Regelungen der Netzreserve über den 31. Dezember 2017 hinaus
verlängert und die Regelungen zur Kostenerstattung angepasst. In der Netzreserve wer-
den seitens der Betreiber zur Stilllegung vorgesehene, aber systemrelevante Kraftwerke
zur Überbrückung von Netzengpässen außerhalb des Strommarktes vorgehalten.

Schließlich wird das Monitoring der Versorgungssicherheit aufgrund ihrer zentralen Be-
deutung verbessert. Der Bericht zur Versorgungssicherheit an den Strommärkten er-
scheint mindestens alle zwei Jahre und betrachtet Deutschland auch im Kontext der eu-
ropäischen Strommärkte. Dies trägt dem Umstand Rechnung, dass sich aus der zuneh-
menden Einbindung des Strommarktes in die europäischen Strommärkte reale Synergien
ergeben, wie die beiden ersten regionalen Versorgungssicherheitsberichte des Pentalate-
ralen Energie-Forums und von consentec/r2b3 gezeigt haben: Im regionalen Verbund las-
sen sich Lastspitzen und Erzeugungskapazitäten viel besser ausgleichen, so dass insge-
samt weniger Erzeugungskapazitäten benötigt werden.

C. Alternativen

Zu dem vorliegenden Regelungsentwurf bestehen keine gleichermaßen kosteneffizienten
Alternativen. Im Zuge einer Gesetzesfolgenabschätzung wurden folgende Regelungsal-
ternativen geprüft:

1. die Einführung eines zentralen (umfassenden oder selektiven) Kapazitätsmarktes,

2. die Einführung eines dezentralen, umfassenden Kapazitätsmarktes oder

3. die Weiterentwicklung des Strommarktes und Einführung einer Kapazitätsreserve.

Nach Abwägung der zu erwartenden Folgen und Risiken der Regelungsalternativen wird
Option 3 in einer um ein Klimasegment erweiterten Form mit diesem Gesetz umgesetzt.
Option 3 ist gegenüber einem Kapazitätsmarkt mit geringeren Kosten und Kostenrisiken
verbunden. Kapazitätsmärkte führen sehr häufig zu Überkapazitäten, weisen eine hohe
Komplexität auf und bergen eine erhebliche Gefahr von Regulierungsversagen. Ein wei-

3 Beide Gutachten sind abrufbar auf der Internetseite des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie:
- http://www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/Publikationen/versorgungssicherheit-in-deutschland-und-seinen-

nachbarlaendern,property=pdf,bereich=bmwi2012,sprache=de,rwb=true.pdf,
- http://www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/G/gemeinsamer-

versorgungssicherheitsbericht,property=pdf,bereich=bmwi2012,sprache=de,rwb=true.pdf
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terentwickelter Strommarkt kann die Transformation des Energieversorgungssystems
möglichst kosteneffizient erreichen, birgt ein geringeres Risiko von staatlichen Fehlsteue-
rungen und setzt Anreize für innovative und nachhaltige Lösungen.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Unmittelbare Kosten können sich für die öffentlichen Haushalte (Bund, Länder, Kommu-
nen) dadurch ergeben, dass sich das Strommarktgesetz durch verschiedene Maßnahmen
auf die Höhe der Netzentgelte auswirkt, die in der Regel an die öffentlichen Haushalte als
Netznutzer weitergegeben werden. Die Maßnahmen wirken einerseits kostenerhöhend
auf die Netzentgelte (unter anderem durch die Verlängerung der Netzreserve und die Än-
derung der Kostenerstattung für bestehende Anlagen in der Netzreserve sowie neue
Transparenzvorgaben im Strommarkt), andererseits kostenmindernd (zum Beispiel durch
die Reduzierung des Netzausbaus durch die Spitzenkappung fluktuierender erneuerbarer
Energien und die Änderung des Regel- und Ausgleichsenergiesystems). Zu den kosten-
erhöhenden Maßnahmen gehören insbesondere die Reservekosten. Dabei werden die
Kosten des Kapazitätssegments sowie der neu zu errichtenden Anlagen in der Netzreser-
ve wettbewerblich über Ausschreibungen ermittelt. Der Kostenkorridor ist daher nur grob
abschätzbar. Die Vorhaltekosten für das Kapazitätssegment in einem Umfang von fünf
Prozent der Jahreshöchstlast liegen bei etwa 100 – 220 Mio. Euro pro Jahr. Die Kosten
der Netzreserve werden für das nächste Winterhalbjahr 2015/2016 voraussichtlich auf
122 Mio. Euro geschätzt.

Es ist auch davon auszugehen, dass der Strompreis am Großhandelsmarkt künftig stärker
schwankt, da es vermehrt zu Stunden mit höheren oder niedrigeren Preisen kommt. Der
Börsenpreis für Strom wird ebenfalls von den Energieversorgungsunternehmen an die
öffentlichen Haushalte weitergegeben.

Etwaiger Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln soll finanziell und stellenmäßig im
Einzelplan des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie ausgeglichen werden.

E. Erfüllungsaufwand

Die Kosten für Bürgerinnen und Bürger, für die Wirtschaft und die Verwaltung werden
aufgelistet. Geringe Kostenerhöhungen sind unvermeidlich. Allerdings minimiert die hier
vorgeschlagene Weiterentwicklung des bestehenden Strommarktes mittel- bis langfristig
die Gesamtkosten des Stromversorgungssystems. Alle anderen geprüften Alternativen
hätten zu höheren Mehrkosten für die Verbraucher geführt.

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger

Kosten können sich durch die Weitergabe von Netzentgelten und den Stromgroßhandels-
preisen für die privaten Haushalte als Stromverbraucher ergeben (siehe oben D.). Der
Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger wird soweit abschätzbar im weiteren Ver-
fahren – auch im Lichte der Stellungnahmen der Verbändeanhörung – nachgetragen. Das
Gesetz schafft keine neuen Pflichten für private Haushalte.

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft

[Der Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft wird derzeit berechnet und im weiteren Verfah-
ren – auch im Lichte der Stellungnahmen der Verbändeanhörung – nachgetragen.]
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Hinzuweisen ist darauf, dass die Regelungen zur Erhöhung der Transparenz mittelfristig
den Aufwand und damit die Transaktions- und Informationsbeschaffungskosten der
Marktakteure senken können.

Die Bürokratiebremse der Bundesregierung wird konsequent verfolgt. Entsprechend der
„One in, one out“-Regel werden die neuen Belastungen der Wirtschaft durch Entlastungen
kompensiert, die mit der Einführung eines zentralen Marktstammdatenregisters erreicht
werden. Das Marktstammdatenregister soll Anfang 2017 seinen Betrieb aufnehmen.
Rechtliche Grundlage wird eine Rechtsverordnung des Bundesministeriums für Wirtschaft
und Energie sein. Die erforderliche Ermächtigungsgrundlage wird mit diesem Gesetz im
EnWG geschaffen (§ 111f EnWG - neu -). Im Fokus steht dabei besonders der Abbau
„klassischer“ Bürokratiekosten, also Informations- oder Meldepflichten. Solche Kosten, die
in verschiedenen Bereichen der Energiewirtschaft entstehen, können durch die zentrale
Speicherung der relevanten Daten deutlich reduziert werden. Genannt seien hier zum
Beispiel das Energieinformationsnetz nach § 12 Absatz 4 EnWG, die Stammdatenmel-
dungen im Rahmen des Energiestatistikgesetzes, das Kraftwerksanschlussregister nach
§ 9 der Kraftwerks-Netzanschlussverordnung (KraftNAV) oder das Herkunftsnachweisre-
gister nach § 79 Absatz 3 EEG 2014. Das Marktstammdatenregister soll von Beginn an
das Anlagenregister nach § 6 EEG 2014 ersetzen. Das Marktstammdatenregister schafft
außerdem eine Vereinfachung für zahlreiche nicht gesetzliche Meldungen zwischen den
Akteuren des Energiemarktes. Mit dem neuen zentralen Marktstammdatenregister wird
die notwendige Grundlage geschaffen, um den gewünschten Bürokratieabbau zu errei-
chen und die verschiedenen Registrierungspflichten insbesondere für die Anlagenbetrei-
ber zu bündeln und zusammenzuführen. Insofern dient das Gesetz auch der Umsetzung
der im Bundeskabinett am 11. Dezember 2014 beschlossenen „Eckpunkte zur weiteren
Entlastung der mittelständischen Wirtschaft von Bürokratie“, insbesondere Eckpunkt
Nummer 10, der das zentrale Register für die Energiewirtschaft betrifft. Diese sind auf der
Internetseite des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie veröffentlicht4.

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten

Im Rahmen des Energieinformationsnetzes und des Monitorings der Versorgungssicher-
heit nach den §§ 12, 51 EnWG werden neue Informationspflichten für Speicheranlagenbe-
treiber, Anbieter von Lastmanagement und für große Verbraucher eingeführt. Diese
Pflichten dienen der Sicherheit und Zuverlässigkeit des Elektrizitätsversorgungsnetzes
und der Überwachung der Versorgungssicherheit. Sie sind lediglich auf Verlangen der
Netzbetreiber oder der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post
und Eisenbahnen (BNetzA) zu erfüllen. Die Netzbetreiber sollen im Rahmen des § 12
EnWG vorrangig auf das Marktstammdatenregister zurückgreifen. Die damit verbundenen
Kosten erhöhen die bestehenden Bürokratiekosten durch Informationspflichten nur gering-
fügig. Ihre Höhe wird im weiteren Verfahren nachgetragen.

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung

Einige Maßnahmen des Gesetzes erhöhen den Erfüllungsaufwand der Verwaltung. Die
Kosten für den Bund, insbesondere die Mehrkosten für das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie werden von den betroffenen Ressorts im Rahmen der für ihre Einzel-
pläne geltenden Finanzplanansätze gedeckt. Etwaiger Mehrbedarf an Sach- und Perso-
nalmitteln soll finanziell und stellenmäßig im Einzelplan des Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Energie ausgeglichen werden.

4
http://www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/E/eckpunkte-zur-weiteren-entlastung-der-mittelstaendischen-
wirtschaft-von-buerokratie,property=pdf,bereich=bmwi2012,sprache=de,rwb=true.pdf
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Für die Bearbeitung der zusätzlichen Aufgaben beim Bundesministerium für Wirtschaft
und Energie, insbesondere die Mehrkosten für zusätzliche Vollzugsaufgaben durch das
Monitoring der Versorgungssicherheit und die erweiterte Berichterstattung nach § 63
EnWG, sowie für die erweiterten Fachaufsichtsaufgaben gegenüber den nachgeordneten
Behörden, ist zusätzliches Personal in Höhe von drei Stellen im höheren Dienst (A 15)
erforderlich.

Zudem führen die durch das Gesetz vorgesehenen Änderungen zu einem höheren Per-
sonalbedarf bei der BNetzA. Der Arbeitsaufwand bei der BNetzA erhöht sich insbesonde-
re durch die Einführung einer Kapazitäts- und Klimareserve, durch die Verlängerung der
Netzreserve, durch Änderungen des Regel- und Ausgleichsenergiesystems, durch neue
Berichtspflichten im Bereich der Mindesterzeugung und die neuen Vorschriften zur Trans-
parenz. Der Verwaltungsaufwand für das Reserve-Monitoring und die Festlegungen wer-
den im Zusammenhang mit der Verordnung nach § 13e EnWG dargestellt. Die Kosten für
die Änderung des Regel- und Ausgleichsenergiesystems erhöhen sich nur geringfügig
gegenüber den bereits heute anfallenden Kosten des Systems. Für die Bearbeitung der
zusätzlichen Aufgaben bei der BNetzA ist zusätzliches Personal in Höhe von [50,5] Stel-
len erforderlich. Davon entfallen insgesamt [25,3] Stellen auf den höheren Dienst, [19,53]
Stellen auf den gehobenen Dienst und [5,74] Stellen auf den mittleren Dienst. Die damit
verbundenen Gesamtkosten pro Jahr belaufen sich bei der BNetzA auf rund [6.502.201
Euro].

Darüber hinaus wirkt sich das Gesetz durch eine ergänzende Berichtspflicht auf den Ar-
beits- und Personalaufwand beim Bundeskartellamt aus. Dieses erstellt als Teil des all-
gemeinen Monitorings auf den Strom- und Gasmärkten einen separaten Bericht über die
Marktmachtsituation in der Stromerzeugung. Der mit der Erstellung dieses Berichts ver-
bundene Mehraufwand erhöht die bereits heute anfallenden Kosten des Monitorings ge-
ringfügig. Für die Bearbeitung der zusätzlichen Aufgaben bei dem Bundeskartellamt ist
zusätzliches Personal in Höhe von einer Stelle im höheren Dienst (A 15) und einer Stelle
im gehobenen Dienst (A 13g) erforderlich. Die damit verbundenen Gesamtkosten pro Jahr
belaufen sich beim Bundeskartellamt auf rund 182.173 Euro.

F. Weitere Kosten

[Weitere Kosten werden im weiteren Verfahren geprüft und in diesem Gesetz nachgetra-
gen.]
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Referentenentwurf des Bundesministeriums für Wirtschaft
und Energie

Entwurf eines Gesetzes zur Weiterentwicklung des Strommarktes
(Strommarktgesetz)

Vom ...

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes

Das Energiewirtschaftsgesetz vom 7. Juli 2005 (BGBl. I S. 1970, 3621), das zuletzt
durch Artikel 313 der zehnten Zuständigkeitsanpassungsverordnung vom 31. August
2015 (BGBl. I S. 1474)] geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Die Angabe zu § 1 wird durch die folgende Angabe zu den §§ 1 und 1a ersetzt:

„§ 1 Zweck und Ziele des Gesetzes

§ 1a Grundsätze des Strommarktes und der leitungsgebundenen Versorgung mit Elektrizität“.

b) Die Angabe zu § 12 wird wie folgt gefasst:

„§ 12 Aufgaben der Betreiber von Übertragungsnetzen und Elektrizitätsverteilernetzen, Verordnungsermächti-
gung“.

c) Die Angabe zu § 13a wird wie folgt gefasst:

„§13a Stilllegung von Erzeugungsanlagen, Netzreserve“.

d) Nach der Angabe zu § 13c werden folgende Angaben zu den §§ 13d und 13e
eingefügt:

„§ 13d Kapazitäts- und Klimareserve

§ 13e Verordnungsermächtigung zur Kapazitäts- und Klimareserve“.

e) Die Angabe zu § 53b wird wie folgt gefasst:

„§ 53b (weggefallen)“.

f) Nach der Angabe zu § 111c wird die Angabe zu Teil 9a wie folgt eingefügt:

„Teil 9a

Transparenz

§ 111d Einrichtung einer nationalen Informationsplattform
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§ 111e Marktstammdatenregister

§ 111f Verordnungsermächtigung zum Marktstammdatenregister“.

2. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 1

Zweck und Ziele des Gesetzes“.

b) Dem Absatz 3 wird folgender Absatz 4 angefügt:

„(4) Um den Zweck des Absatzes 1 auf dem Gebiet der leitungsgebundenen
Versorgung der Allgemeinheit mit Elektrizität zu erreichen, verfolgt dieses Gesetz
insbesondere die Ziele,

1. die Preisbildung für Elektrizität durch wettbewerbliche Marktmechanismen zu
gewährleisten und die Preissignale an den Strommärkten für Erzeuger und
Verbraucher zu stärken,

2. den Ausgleich von Angebot und Nachfrage nach Elektrizität an den Strom-
märkten jederzeit zu ermöglichen,

3. dass Erzeugungsanlagen, Anlagen zur Speicherung elektrischer Energie und
Lasten insbesondere möglichst umweltverträglich, effizient und flexibel in
dem Umfang eingesetzt werden, der erforderlich ist, um die Sicherheit und
Zuverlässigkeit des Elektrizitätsversorgungssystemszu gewährleisten, und

4. den Elektrizitätsbinnenmarkt zu stärken sowie die Zusammenarbeit insbe-
sondere mit den an das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland angrenzen-
den Staaten und mit Norwegen zu intensivieren.“

3. Nach § 1 wird folgender § 1a eingefügt:

„§ 1a

Grundsätze des Strommarktes

(1) Der Preis für Elektrizität bildet sich nach wettbewerblichen Grundsätzen frei
am Markt. Die Höhe der Strompreise am Großhandelsmarkt wird regulatorisch nicht
beschränkt.

(2) Das Bilanzkreis- und das Ausgleichsenergiesystem haben eine zentrale Be-
deutung für die Gewährleistung der Elektrizitätsversorgungssicherheit. Daher soll die
Bilanzkreistreue der Bilanzkreisverantwortlichen sichergestellt werden.

(3) Es soll insbesondere auf eine Flexibilisierung von Angebot und Nachfrage
hingewirkt werden. Ein Wettbewerb zwischen effizienten und flexiblen Erzeugungsan-
lagen, Anlagen zur Speicherung elektrischer Energie und Lasten sowie eine effiziente
Kopplung des Wärme- und des Verkehrssektors mit dem Elektrizitätssektor sollen die
Kosten der Energieversorgung verringern, die Transformation zu einem umweltver-
träglichen Energieversorgungssystem ermöglichen und die Versorgungssicherheit
gewährleisten.
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(4) Elektrizitätsversorgungsnetze sollen bedarfsgerecht unter Berücksichtigung
des Ausbaus der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien nach § 3 des Erneu-
erbare-Energien-Gesetzes, der Versorgungssicherheit sowie volkswirtschaftlicher Ef-
fizienz ausgebaut werden.

(5) Die Integration der Ladeinfrastruktur für Elektromobile in das Elektrizitätsver-
sorgungssystem soll einen Beitrag zu der Transformation zu einem umweltverträgli-
chen, zuverlässigen und bezahlbaren Energieversorgungssystem leisten.

(6) Die Transparenz am Strommarkt soll erhöht und die Verfügbarkeit von Daten
des Strommarkts verbessert werden.

(7) Als Beitrag zur Verwirklichung des Elektrizitätsbinnenmarktes sollen eine
stärkere Einbindung des Strommarktes in die europäischen Strommärkte und eine
stärkere Angleichung der Rahmenbedingungen in den europäischen Strommärkten,
insbesondere mit den an das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland angrenzenden
Staaten sowie Norwegen, angestrebt werden. Es sollen die notwendigen Verbin-
dungsleitungen ausgebaut, die Marktkopplung und der grenzüberschreitende Strom-
handel gestärkt sowie die Regelenergiemärkte und die vortägigen und untertägigen
Spotmärkte stärker integriert werden.“

4. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Nach Nummer 18b werden folgende Nummern 18c und 18d eingefügt:

„18c. Erzeugungsanlage
Anlage zur Erzeugung von elektrischer Energie,

18d. europäische Strommärkte
die Strommärkte der Mitgliedstaaten der Europäischen Union sowie der
Schweiz und von Norwegen,“.

b) In Nummer 25 wird das Wort „kaufen,“ durch die Wörter „kaufen; auch der
Strombezug der Ladepunkte für Elektromobile gilt als Letztverbrauch,“ ersetzt.

5. § 11 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Für einen bedarfsgerechten, wirtschaftlich zumutbaren Ausbau der
Elektrizitätsversorgungsnetze nach Absatz 1 Satz 1 können Betreiber von Elekt-
rizitätsversorgungsnetzen den Berechnungen für ihre Netzplanung die Annahme
zu Grunde legen, dass die prognostizierte jährliche Stromerzeugung je unmittel-
bar an ihr Netz angeschlossener Anlage zur Erzeugung von elektrischer Energie
aus Windenergie an Land oder solarer Strahlungsenergie um bis zu drei Prozent
reduziert werden darf (Spitzenkappung). Betreiber von Elektrizitätsversorgungs-
netzen, die für ihre Netzplanung eine Spitzenkappung zu Grunde gelegt haben,
müssen dies

1. auf ihrer Internetseite veröffentlichen,

2. dem Betreiber des vorgelagerten Elektrizitätsversorgungsnetzes, dem Be-
treiber des Übertragungsnetzes, der Bundesnetzagentur sowie der zuständi-
gen Landesregulierungsbehörde unverzüglich mitteilen und

3. im Rahmen der Netzplanung für einen sachkundigen Dritten nachvollziehbar
dokumentieren.
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Die Dokumentation nach Satz 2 Nummer 3 muss der Bundesnetzagentur, der
zuständigen Landesregulierungsbehörde, dem Betreiber des vorgelagerten Elekt-
rizitätsversorgungsnetzes, dem Betreiber des Übertragungsnetzes, einem Ein-
speisewilligen sowie einem an das Netz angeschlossenen Anlagenbetreiber auf
Verlangen unverzüglich vorgelegt werden. Die §§13 und 14 und die §§ 11, 14
und 15 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes bleiben unberührt. Ein Betreiber des
Elektrizitätsversorgungsnetzes, der nach §15 Absatz 2 Satz 1 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes Kosten für die Reduzierung der Einspeisung von mehr als
drei Prozent der jährlichen Stromerzeugung einer Anlage zur Erzeugung von
Strom aus erneuerbaren Energien, Grubengas oder Kraft-Wärme-Koppelung in
Ansatz bringt, muss der Bundesnetzagentur sowie der zuständigen Landesregu-
lierungsbehörde den Umfang der und die Ursachen für die Reduzierung der Ein-
speisung mitteilen und im Fall einer Spitzenkappung die Dokumentation nach
Satz 2 Nummer 3 vorlegen.“

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.

6. § 12 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 12

Aufgaben der Betreiber von Elektrizitätsversorgungsnetzen,
Verordnungsermächtigung“.

b) Die Absätze 4 und 5 werden durch folgende Absätze 4 bis 6 ersetzt:

„(4) Die folgenden natürlichen oder juristischen Personen müssen den Be-
treibern von Elektrizitätsversorgungsnetzen auf deren Verlangen unverzüglich die
Informationen einschließlich etwaiger Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse be-
reitstellen, die notwendig sind, damit die Elektrizitätsversorgungsnetze sicher und
zuverlässig betrieben, gewartet und ausgebaut werden können:

1. die Betreiber von Erzeugungsanlagen,

2. die Betreiber von Anlagen zur Speicherung von elektrischer Energie,

3. die Betreiber von Elektrizitätsverteilernetzen,

4. die Betreiber von Gasversorgungsnetzen,

5. industrielle und gewerbliche Letztverbraucher,

6. Anbieter von Lastmanagement und

7. Großhändler oder Lieferanten von Elektrizität.

Zu den bereitzustellenden Informationen zählen insbesondere Stammdaten, Pla-
nungsdaten und Echtzeit-Daten. Die Betreiber von Elektrizitätsversorgungsnet-
zen sollen anstelle des Auskunftsverlangens nach Satz 1 das Marktstammdaten-
register nach § 111e nutzen, sobald und soweit ihnen das Marktstammdatenre-
gister den Zugriff auf Daten im Sinne des Satzes 2 eröffnet.

(5) Die Betreiber von Elektrizitätsversorgungsnetzen müssen
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1. sicherstellen, dass die Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse, die ihnen nach
Absatz 4 Satz 1 zur Kenntnis gelangen, ausschließlich so zu den dort ge-
nannten Zwecken genutzt werden, dass deren unbefugte Offenbarung aus-
geschlossen ist,

2. die nach Absatz 4 erhaltenen Informationen in anonymisierter Form an das
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie jeweils auf dessen Verlangen
für die Zwecke des Monitorings nach § 51 übermitteln,

3. neben den nach Nummer 2 zu übermittelnden Informationen an das Bun-
desministerium für Wirtschaft und Energie jeweils auf dessen Verlangen wei-
tere verfügbare und für die Zwecke des Monitorings nach § 51 erforderliche
Informationen und Analysen übermitteln, insbesondere verfügbare Informati-
onen und eine gemeinsam von den Betreibern von Übertragungsnetzen in
einer von dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie zu bestimmen-
den Form zu erstellende Analyse über die grenzüberschreitenden Verbin-
dungsleitungen sowie über Angebot und Nachfrage auf den europäischen
Strommärkten und zu der Höhe und der Entwicklung der Gesamtlast in den
Elektrizitätsversorgungsnetzen in den vergangenen zehn Jahren im Gebiet
der Bundesrepublik Deutschland,

4. der Regulierungsbehörde jeweils auf deren Verlangen in einer von ihr zu be-
stimmenden Frist und Form für die Zwecke des Berichts nach § 63 Absatz
3a Informationen und Analysen zu der Mindesterzeugung insbesondere aus
thermisch betriebenen Erzeugungsanlagen und aus Anlagen zur Speiche-
rung von elektrischer Energie sowie Informationen und geeignete Analysen
zur Entwicklung der Mindesterzeugung übermitteln und

5. der Regulierungsbehörde ab dem 1. Januar 2017 jeweils jährlich auf deren
Verlangen in einer von ihr zu bestimmenden Frist und Form für die Zwecke
des Monitorings nach § 51 die Unternehmen und Vereinigungen von Unter-
nehmen nennen, die einen Stromverbrauch von mehr als 20 Gigawattstun-
den jährlich haben.

(6) Die Regulierungsbehörde wird ermächtigt, nach § 29 Absatz 1 Festle-
gungen zu treffen zur näheren Bestimmung des Kreises der nach Absatz 4 Satz
1 Verpflichteten, zum Inhalt und zur Methodik, zu den Details der Datenweiterga-
be und zum Datenformat der Bereitstellung an die Betreiber von Elektrizitätsver-
sorgungsnetzen.“

7. In § 12a Absatz 1 Satz 4 werden nach dem Wort „Ländern“ die Wörter „sowie zur
Spitzenkappung nach § 11 Absatz 2“ eingefügt.

8. Nach § 12b Absatz 1 Satz 2 wird folgender Satz 3 eingefügt:

„Die Übertragungsnetzbetreiber sind im Rahmen der Erstellung des Netzentwick-
lungsplans verpflichtet, die Regelungen zur Spitzenkappung nach § 11 Absatz 2 bei
der Netzplanung anzuwenden.“

9. § 13 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 wird das Wort „und“ gestrichen.

bb) In Nummer 2 wird nach dem Wort „Engpässen“ ein Komma eingefügt und
werden die Wörter „Mobilisierung zusätzlicher Reserven“ gestrichen.



- 12 -

cc) Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 3 angefügt:

„3. zusätzliche Reserven“.

b) Absatz 1a wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „und von Anlagen zur Erzeugung von elektri-
scher Energie (Erzeugungsanlagen)“ durch die Wörter „und von Erzeu-
gungsanlagen“ ersetzt.

bb) In Satz 3 wird das Wort „Konkretisierung“ durch die Wörter „näheren Be-
stimmung“ ersetzt und werden die Wörter „sowie zu Kriterien für die Bestim-
mung der angemessenen Vergütung“ gestrichen.

c) Absatz 1b wird durch die folgenden Absätze 1b und 1c ersetzt:

„(1b) Die Vergütung für eine nach Absatz 1a Satz 1 angeforderte Anpas-
sung der Wirkleistungs- oder Blindleistungseinspeisung ist angemessen, wenn
sie den Betreiber der Anlage wirtschaftlich weder besser- noch schlechterstellt,
als er ohne die Maßnahme nach Absatz 1a Satz 1 stünde. Eine angemessene
Vergütung nach Absatz 1a Satz 1 umfasst folgende Bestandteile, wenn und so-
weit diese durch die jeweilige Anpassung der Wirkleistungs- oder Blindleistungs-
einspeisung nach Absatz 1a Satz 1 auf Anforderung des Betreibers eines Über-
tragungsnetzes verursacht worden sind:

1. die notwendigen Auslagen für die tatsächlichen Anpassungen der Einspei-
sung (Erzeugungsauslagen),

2. en Werteverbrauch der Anlage für die tatsächlichen Anpassungen der Ein-
speisung (anteiligen Werteverbrauch) sowie

3. die nachgewiesenen entgangenen Erlösmöglichkeiten.

Ersparte Erzeugungsaufwendungen erstattet der Anlagenbetreiber an den zu-
ständigen Übertragungsnetzbetreiber. Für die Bestimmung des anteiligen Werte-
verbrauchs nach Satz 2 Nummer 2 für die Anlage oder Anlagenteile auf Grund
der handelsrechtlichen Restwerte ist als Schlüssel das Verhältnis aus den anre-
chenbaren Betriebsstunden im Rahmen von Maßnahmen nach Absatz 1a Satz 1
und den für die Anlage bei der Investitionsentscheidung betriebswirtschaftlich
geplanten Betriebsstunden zugrunde zu legen. Weiter gehende Kosten, die dem
Anlagenbetreiber auch ohne Anforderung nach Absatz 1a Satz 1 entstehen, ins-
besondere Betriebsbereitschaftsauslagen und eine Verzinsung des gebundenen
Kapitals, werden nicht erstattet. Zur Bestimmung der angemessenen Vergütung
nach den Sätzen 1 und 2 kann die Regulierungsbehörde weitere Vorgaben im
Wege einer Festlegung nach § 29 Absatz 1 machen, insbesondere Vorgaben
machen,

1. dass sich die Art und die Höhe der Vergütung danach unterscheidet, ob es
sich um eine Wirkleistungs- oder Blindleistungseinspeisung oder um eine
leistungserhöhende oder leistungsreduzierende Maßnahme handelt,

2. zu einer vereinfachten Bestimmung der Erzeugungsauslagen nach Satz 2
Nummer 1; die Vergütung nach Satz 2 Nummer 1 kann ganz oder teilweise
als Pauschale für vergleichbare Kraftwerkstypen ausgestaltet werden, wobei
die pauschale Vergütung die konkret zuzurechnenden Kosten im Einzelfall
nicht abdecken muss; für die Typisierung sind geeignete technische Kriterien
heranzuziehen,
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3. zur Ermittlung der anrechenbaren Betriebsstunden nach Satz 4,

4. zur Ermittlung und zum Nachweis der entgangenen Erlösmöglichkeiten nach
Satz 2 Nummer 3 und

5. zur Bemessung der ersparten Erzeugungsaufwendungen nach Satz 3.

Die Bundesnetzagentur erhebt bei den Betreibern von Erzeugungsanlagen die
für die Festlegungen nach Satz 6 und für die Prüfung der angemessenen Vergü-
tung notwendigen Daten einschließlich etwaiger Betriebs- und Geschäftsgeheim-
nisse. Die Betreiber sind insoweit zur Auskunft verpflichtet. Die Bundesnetzagen-
tur kann Festlegungen nach § 29 Absatz 1 zu Umfang, Zeitpunkt und Form der
zu erhebenden und mitzuteilenden Daten, insbesondere zu den zulässigen Da-
tenträgern und Übertragungswegen, treffen.

(1c) Fordert der Betreiber eines Übertragungsnetzes den Betreiber einer An-
lage im Sinne des Absatzes 1a Satz 1 und Satz 2, die andernfalls auf Grund ei-
ner vorläufigen Stilllegung im erforderlichen Zeitraum nicht anfahrbereit wäre,
nach Absatz 1a Satz 2 dazu auf, die Betriebsbereitschaft der Anlage für Anpas-
sungen der Einspeisung weiter vorzuhalten oder wiederherzustellen, so kann der
Betreiber als angemessene Vergütung geltend machen:

1. die für die Vorhaltung und die Herstellung der Betriebsbereitschaft notwendi-
gen Betriebsbereitschaftsauslagen (Betriebsbereitschaftsauslagen),

2. die Erzeugungsauslagen und

3. den anteiligen Werteverbrauch.

Betriebsbereitschaftsauslagen nach Satz 1 Nummer 1 sind zu erstatten, wenn
und soweit diese nach dem Zeitpunkt der Ausweisung der Systemrelevanz der
Anlage durch den Übertragungsnetzbetreiber anfallen und der Vorhaltung und
dem Einsatz als Netzreserve im Sinne des § 13a Absatz 4 Satz 1 zu dienen be-
stimmt sind. Für die Bestimmung des anteiligen Werteverbrauchs nach Satz 1
Nummer 3 für die Anlage oder Anlagenteile auf Grund der handelsrechtlichen
Restwerte ist als Schlüssel das Verhältnis aus den anrechenbaren Betriebsstun-
den im Rahmen von Maßnahmen nach Absatz 1a Satz 2 und den für die Anlage
bei der Investitionsentscheidung betriebswirtschaftlich geplanten Betriebsstunden
zugrunde zu legen. Nimmt der Betreiber der Anlage den Betreiber des Übertra-
gungsnetzes auf Zahlung der Betriebsbereitschaftsauslagen in Anspruch, so darf
ab diesem Zeitpunkt die Anlage für die Dauer von vier Jahren ausschließlich
nach Maßgabe der von den Übertragungsnetzbetreibern angeforderten System-
sicherheitsmaßnahmen betrieben werden. Wird die Anlage nach Ablauf der Vier-
jahresfrist wieder eigenständig an den Strommärkten eingesetzt, so ist der Rest-
wert investiver Vorteile, die der Betreiber der Anlage erhalten hat, zu erstatten.
Maßgeblich ist der Restwert zu dem Zeitpunkt, zu dem die Anlage wieder eigen-
ständig an den Strommärkten eingesetzt wird. Die Bundesnetzagentur kann Vor-
gaben zur Ermittlung der anrechenbaren Betriebsstunden im Wege einer Festle-
gung nach § 29 Absatz 1 machen.“

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:

„Satz 1 führt nicht zu einer Aussetzung der Abrechnung der Bilanzkreise
durch den Übertragungsnetzbetreiber.“
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bb) In dem neuen Satz 4 wird die Angabe „§ 11 Abs. 2“ durch die Angabe „§ 11
Absatz 3“ ersetzt.

cc) In dem neuen Satz 5 werden die Wörter „Sätze 2 und 3“ durch die Wörter
„Sätze 3 und 4“ ersetzt.

10. § 13a wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 13a

Stilllegung von Erzeugungsanlagen, Netzreserve“.

b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Betreiber von Anlagen zur Erzeugung oder Speicherung elektrischer
Energie mit einer Nennleistung ab 10 Megawatt sind verpflichtet, vorläufige oder
endgültige Stilllegungen ihrer Anlage oder von Teilkapazitäten ihrer Anlage dem
systemverantwortlichen Betreiber des Übertragungsnetzes und der Bundesnetz-
agentur möglichst frühzeitig, mindestens aber zwölf Monate vorher anzuzeigen.
Vorläufige und endgültige Stilllegungen ohne vorherige Anzeige und vor Ablauf
der Frist nach Satz 1 sind verboten, wenn ein Weiterbetrieb technisch und recht-
lich möglich ist. Eine Stilllegung von Anlagen vor Ablauf der Frist nach Satz 1 ist
zulässig, wenn der Übertragungsnetzbetreiber durch die Stilllegung keine Ge-
fährdung oder Störung der Sicherheit oder Zuverlässigkeit des Elektrizitätsver-
sorgungssystems erwartet und er dem Anlagenbetreiber dies nach Satz 6 mitge-
teilt hat. Mit Ausnahme von Revisionen und technisch bedingten Störungen sind
vorläufige Stilllegungen Maßnahmen, die bewirken, dass die Anlage nicht mehr
anfahrbereit gehalten wird, aber innerhalb eines Jahres nach Anforderung durch
den Übertragungsnetzbetreiber nach § 13 Absatz 1a Satz wieder betriebsbereit
gemacht werden kann, um eine angeforderte Anpassung ihrer Einspeisung nach
§ 13 Absatz 1a Satz 1 und 2 oder Absatz 1c umzusetzen. Endgültige Stilllegun-
gen sind Maßnahmen, die den Betrieb der Anlage endgültig ausschließen oder
bewirken, dass eine Anpassung der Einspeisung nicht mehr innerhalb eines Jah-
res nach einer Anforderung nach § 13 Absatz 1a Satz 1 und 2 oder Absatz 1c er-
folgen kann, da die Anlage nicht mehr innerhalb dieses Zeitraums betriebsbereit
gemacht werden kann. Der systemverantwortliche Betreiber des Übertragungs-
netzes prüft nach Eingang der Anzeige einer Stilllegung unverzüglich, ob die An-
lage systemrelevant ist, und teilt dem Betreiber der Anlage und der Bundesnetz-
agentur das Ergebnis seiner Prüfung unverzüglich schriftlich oder elektronisch
mit. Eine Anlage ist systemrelevant, wenn ihre Stilllegung mit hinreichender
Wahrscheinlichkeit zu einer nicht unerheblichen Gefährdung oder Störung der
Sicherheit oder Zuverlässigkeit des Elektrizitätsversorgungssystems führen wür-
de und diese Gefährdung oder Störung nicht durch andere angemessene Maß-
nahmen beseitigt werden kann.“

c) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 4 werden die Wörter „im Sinne der Sätze 8 und 9“ durch die Wörter
„nach Absatz 1 Satz 7“ ersetzt.

bb) Die Sätze 8 und 9 werden wie folgt gefasst:

„Die Ausweisung erfolgt in dem Umfang und für den Zeitraum, der erforder-
lich ist, um die Gefährdung oder Störung abzuwenden. Sie soll eine Dauer
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von 24 Monaten nicht überschreiten, es sei denn, die Systemrelevanz der
Anlage wird durch eine von der Bundesnetzagentur bestätigte Systemanaly-
se für einen längeren Zeitraum nachgewiesen.“

d) Die Absätze 3 und 4 werden durch die folgenden Absätze 3 bis 6 ersetzt:

(3)„ Der Betreiber einer Anlage, deren endgültige Stilllegung nach Absatz 2
verboten ist, muss die Anlage zumindest in einem Zustand erhalten, der eine An-
forderung zur weiteren Vorhaltung oder Wiederherstellung der Betriebsbereit-
schaft nach § 13 Absatz 1a oder Absatz 1c ermöglicht, soweit dies nicht tech-
nisch oder rechtlich ausgeschlossen ist. Er hat gegenüber dem systemverant-
wortlichen Betreiber des Übertragungsnetzes Anspruch auf eine angemessene
Vergütung für erforderliche Erhaltungsmaßnahmen nach Satz 1 (Erhaltungsaus-
lagen) sowie der Betriebsbereitschaftsauslagen im Sinne des § 13 Absatz 1c, so-
fern und soweit diese nach dem Zeitpunkt der Ausweisung der Systemrelevanz
durch den Betreiber des Übertragungsnetzes nach Absatz 2 Satz 1 anfallen und
der Vorhaltung und dem Einsatz als Netzreserve zu dienen bestimmt sind. Nimmt
der Betreiber der Anlage den Betreiber des Übertragungsnetzes auf Zahlung der
Erhaltungsauslagen oder Betriebsbereitschaftsauslagen in Anspruch, darf die An-
lage bis zu ihrer endgültigen Stilllegung ausschließlich nach Maßgabe der von
den Übertragungsnetzbetreibern angeforderten Systemsicherheitsmaßnahmen
betrieben werden. Wird die Anlage endgültig stillgelegt, so ist der Restwert inves-
tiver Vorteile bei wiederverwertbaren Anlagenteilen, die der Betreiber der Anlage
im Rahmen der Erhaltungsauslagen nach Satz 2 und der Betriebsbereitschafts-
auslagen nach § 13 Absatz 1c erhalten hat, zu erstatten. Maßgeblich ist der
Restwert zu dem Zeitpunkt, zu dem die Anlage nicht mehr als Netzreserve vor-
gehalten wird.

(4) Die Übertragungsnetzbetreiber halten nach den Absätzen 2 und 3, nach
§ 13 Absatz 1a Satz 2 und Absatz 1c sowie nach Maßgabe der Rechtsverord-
nung nach § 13b Absatz 1 Nummer 2 Anlagen zum Zweck der Gewährleistung
der Sicherheit und Zuverlässigkeit des Elektrizitätsversorgungssystems insbe-
sondere für die Bewirtschaftung von Netzengpässen und für die Spannungshal-
tung vor (Netzreserve). Die Netzreserve wird gebildet aus

1. vorläufig stillgelegten systemrelevanten Anlagen,

2. systemrelevanten Anlagen, bei denen eine vorläufige oder endgültige Stillle-
gung zu besorgen ist, und

3. neu zu errichtenden Anlagen.

Ab dem Winterhalbjahr 2021/2022 besteht ein Bedarf für bis zu zwei Gigawatt
neu zu errichtende Erzeugungsanlagen. Die Betreiber der Übertragungsnetze
bestimmen den Bedarf nach Satz 3 bis zum 30. November 2016 im Rahmen der
Analysen nach § 3 der Netzreserveverordnung und binden nach Bestätigung des
Bedarfs durch die Bundesnetzagentur die erforderlichen Anlagen für die Leis-
tungserbringung ab dem Winterhalbjahr 2021/2022 für einen Zeitraum von 15
Jahren. Für die Bindung der neu zu errichtenden Erzeugungsanlagen gelten die
Regelungen des Beschaffungsverfahrens des Kapazitätssegments nach § 13d
Absatz 3 und der Rechtsverordnung nach § 13e entsprechend. Betreiber von neu
errichteten Erzeugungsanlagen in der Netzreserve sind zusätzlich zu den Regeln
der Netzreserveverordnung auch verpflichtet, auf Anweisung des Übertragungs-
netzbetreibers nach den Regelungen der Rechtsverordnung nach § 13e die Ein-
speisung ihrer Anlage anzupassen. Über den Bedarf nach Satz 3 hinaus ist die
Einbeziehung neu zu errichtender Anlagen nach Satz 2 Nummer 3 nur in be-
gründeten Ausnahmefällen zulässig, insbesondere wenn die Sicherheit und Zu-
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verlässigkeit des Elektrizitätsversorgungssystems allein durch die Beschaffung
einer Netzreserve aus Anlagen nach Satz 2 Nummer 1 und 2 sowie aus Anlagen
im europäischen Ausland gefährdet ist oder eine Ertüchtigung bestehender Anla-
gen im Vergleich zur Beschaffung einer neu zu errichtenden Anlage nicht wirt-
schaftlich ist. Für die Einbeziehung von Anlagen nach Satz 7 sind die Sätze 4 bis
6 entsprechend anzuwenden.

(5) Betreiber von bestehenden Anlagen, die als Netzreserve verpflichtet
worden sind, können unter den Voraussetzungen des § 13d auch an dem Verfah-
ren der Beschaffung des Kapazitätssegments der Kapazitäts- und Klimareserve
teilnehmen. Sind bestehende Anlagen der Netzreserve hierbei erfolgreich, erhal-
ten die Betreiber der Anlagen ihre Vergütung ausschließlich nach den Vorschrif-
ten zum Kapazitätssegment der Kapazitäts- und Klimareserve. Die Betreiber der
Anlagen müssen weiterhin auf Anweisung der Übertragungsnetzbetreiber ihre
Einspeisung nach § 13 Absatz 1a Satz 2 und § 7 der Netzreserveverordnung an-
passen.

(6) Unbeschadet der gesetzlichen Verpflichtungen erfolgt die Bildung der
Netzreserve und der Einsatz der Anlagen der Netzreserve auf Grundlage des
Abschlusses von Verträgen zwischen Übertragungsnetzbetreibern und Anlagen-
betreibern nach Abstimmung mit der Bundesnetzagentur nach Maßgabe der
Bestimmungen der Rechtsverordnung nach § 13b Absatz 1 und 2. Erzeugungs-
anlagen im Ausland können nach den Regelungen der Rechtsverordnung nach
§ 13b Absatz 1 und 2 vertraglich gebunden werden.“

11. § 13b wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 1 wird wie folgt geändert:

aaa) Die Buchstaben a und b werden wie folgt gefasst:

a)„ zur näheren Bestimmung des Adressatenkreises nach § 13 Ab-
satz 1a und 1c und § 13a,

b) zur näheren Bestimmung der Kriterien einer systemrelevanten
Anlage nach § 13a Absatz 1,“.

bbb) In Buchstabe c werden nach dem Wort „Stilllegungen“ die Wörter
„und zum Umgang mit geplanten Stilllegungen von Erzeugungsanla-
gen nach § 13 Absatz 1a und 1c sowie § 13a“ eingefügt.

ccc) In Buchstabe d werden die Wörter „im Sinne von § 13 Absatz 1a und
1b“ durch die Wörter „im Sinne des § 13 Absatz 1a und 1c“ ersetzt.

ddd) In Buchstabe e werden die Wörter „§ 13 Absatz 1a und 1b“ durch die
Wörter „§ 13 Absatz 1a und 1c“ ersetzt.

eee) In Buchstabe f werden die Wörter „Fünfjahresfrist nach § 13 Absatz
1b Satz 2“ durch die Wörter „Vierjahresfrist nach § 13 Absatz 1c Satz
4“ ersetzt.

bb) Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

„2. Regelungen vorzusehen für ein transparentes Verfahren zur Bildung und
zur Beschaffung einer Netzreserve aus Anlagen nach § 13a Absatz 4
zum Zwecke der Gewährleistung der Sicherheit und Zuverlässigkeit des
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Elektrizitätsversorgungssystems, zu den Kriterien einer angemessenen
Vergütung, zu den Anforderungen an diese Anlagen sowie zum Einsatz
der Anlagen in der Netzreserve; hierbei können für die Einbeziehung
neu zu errichtender Anlagen auch regionale Kernanteile und Ausschrei-
bungsverfahren vorgesehen werden.“

b) In Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 werden nach den Wörtern „gegenüber den“ die
Wörter „nach § 13 Absatz 1a und 1b“ durch die Wörter „nach § 13 Absatz 1a und
1c“ ersetzt.

12. § 13c wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 2 wird durch die folgenden Sätze ersetzt:

„Die Ausweisung erfolgt in dem Umfang und für den Zeitraum, der erforderlich ist,
um die Gefährdung oder Störung abzuwenden. Sie soll eine Dauer von 24 Mona-
ten nicht überschreiten, es sei denn, die Systemrelevanz der Anlage wird durch
eine von der Bundesnetzagentur bestätigte Systemanalyse für einen längeren
Zeitraum nachgewiesen.“

b) In Absatz 2 werden Satz 2 und 3 durch die folgenden Sätze ersetzt:

„Fallen bei dem Betreiber der Erzeugungsanlage in diesem Zusammenhang
Mehrkosten für einen Brennstoffwechsel an, sind diese durch den jeweiligen
Übertragungsnetzbetreiber zu erstatten. Die hierdurch entstehenden Kosten des
Übertragungsnetzbetreibers werden durch Festlegung der Bundesnetzagentur zu
einer freiwilligen Selbstverpflichtung der Übertragungsnetzbetreiber nach § 11
Absatz 2 Satz 4 und § 32 Absatz 1 Nummer 4 der Anreizregulierungsverordnung
in ihrer jeweils geltenden Fassung als verfahrensregulierte Kosten nach Maßga-
be der hierfür geltenden Vorgaben anerkannt. Soweit ein Brennstoffwechsel nicht
möglich ist, ist dies gegenüber der Bundesnetzagentur zu begründen und kurz-
fristig dazulegen, mit welchen anderen Optimierungs- oder Ausbaumaßnahmen
der Kapazitätsbedarf befriedigt werden kann.“

c) Absatz 3 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

„1. zur näheren Bestimmung der Verpflichteten,“

13. Nach § 13c werden die folgenden §§ 13d und 13e eingefügt:

„§ 13d

Kapazitäts- und Klimareserve

(1) Ab dem Winterhalbjahr 2016/2017 wird schrittweise eine Kapazitäts- und
Klimareserve außerhalb der Strommärkte gebildet. In der Reserve wird Reserveleis-
tung aus Erzeugungsanlagen vorgehalten, die ausschließlich auf Anforderung der
Übertragungsnetzbetreiber einspeisen. Diese Reserveleistung dient dazu, im Fall ei-
ner Gefährdung oder Störung der Sicherheit oder Zuverlässigkeit des Elektrizitätsver-
sorgungssystems Leistungsbilanzdefizite infolge des nicht vollständigen Ausgleichs
von Angebot und Nachfrage an den Strommärkten im deutschen Netzregelverbund
auszugleichen.

(2) Die Kapazitäts- und Klimareserve besteht aus
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1. einem Segment, in dem Erzeugungsanlagen gebunden werden, unabhängig da-
von, mit welchem Energieträger sie befeuert werden (Kapazitätssegment), und

2. einem Segment, in dem nur Erzeugungsanlagen gebunden werden, die mit
Braunkohle befeuert werden (Klimasegment); dieses Segment dient auch dazu,
die Kohlendioxidemissionen im Bereich der Elektrizitätsversorgung zu verringern
und damit einen Beitrag zur Erreichung der Klimaschutzziele zu leisten.

(3) Die Bildung des Kapazitätssegments erfolgt im Rahmen eines wettbewerbli-
chen Ausschreibungsverfahrens oder eines diesem hinsichtlich Transparenz und
Nichtdiskriminierung gleichwertigen wettbewerblichen Verfahrens (Beschaffungsver-
fahren). Die Betreiber der Übertragungsnetze führen das Beschaffungsverfahren ab
dem Jahr 2017 in regelmäßigen Abständen durch. In dem Kapazitätssegment werden
Erzeugungsanlagen mit folgender Reserveleistung gebunden:

1. für die Leistungserbringung ab dem Winterhalbjahr 2019/2020 eine Reserveleis-
tung von [1,7] Gigawatt,

2. für die Leistungserbringung ab dem Winterhalbjahr 2021/2022 eine Reserveleis-
tung von [3,1] Gigawatt und

3. für die Leistungserbringung ab dem Winterhalbjahr 2022/2023 vorbehaltlich des
Absatzes 7 eine Reserveleistung in Höhe von fünf Prozent der durchschnittlichen
Jahreshöchstlast im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland; der zugrunde zu
legende Wert der durchschnittlichen Jahreshöchstlast errechnet sich als Durch-
schnittswert aus der für das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland für das Jahr,
in dem der Erbringungszeitraum beginnt, sowie das Folgejahr prognostizierten
Jahreshöchstlast; die Prognosen sind aus dem jährlichen Bericht der Bundes-
netzagentur nach § 3 Absatz 1 der Netzreserveverordnung zu entnehmen; der
Jahreshöchstlastwert umfasst auch Netzverluste.

Erzeugungsanlagen können wiederholt an dem Beschaffungsverfahren teilnehmen
und in dem Kapazitätssegment gebunden werden. Im Rahmen des Beschaffungsver-
fahrens nach Satz 1 sind bei dem Umfang des Kapazitätssegments in der Planung
und im Bau befindliche neu zu errichtende Erzeugungsanlagen nach § 13a Absatz 4
Satz 3 und 4 zu berücksichtigen.

(4) Die Bildung des Klimasegments erfolgt in Abstimmung zwischen dem Bun-
desministerium für Wirtschaft und Energie und jedem einzelnen Betreiber der Erzeu-
gungsanlagen. Die Betreiber erhalten die für die Herstellung und Vorhaltung der Be-
triebsbereitschaft notwendigen Kosten und Auslagen erstattet. Die Betreiber der An-
lagen dürfen wirtschaftlich nicht bessergestellt werden, als sie ohne Bindung im Kli-
masegment stünden. In dem Klimasegment wird die folgende installierte Leistung je-
weils für die Dauer von vier Jahren gebunden:

1. für die Leistungserbringung ab dem Winterhalbjahr 2016/2017 eine installierte
Nettoleistung von [0,9] Gigawatt,

2. für die Leistungserbringung ab dem Winterhalbjahr 2017/2018 eine installierte
Nettoleistung von [0,9] Gigawatt und

3. für die Leistungserbringung ab dem Winterhalbjahr 2018/2019 eine installierte
Nettoleistung von weiteren [0,9] Gigawatt.

Die in dem Klimasegment gebundenen Erzeugungsanlagen müssen mindestens 90
Prozent der jeweils installierten Nettoleistung als Reserveleistung in der Kapazitäts-
und Klimareserve zur Verfügung stellen.
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(5) Die Betreiber von Erzeugungsanlagen, die in der Kapazitäts- und Klimare-
serve gebunden sind,

1. dürfen die gesamte Erzeugungsleistung oder Erzeugungsarbeit dieser Anlagen
nicht auf den Strommärkten veräußern (Vermarktungsverbot) und

2. müssen diese Anlagen endgültig stilllegen, sobald die Anlagen nicht mehr in der
Kapazitäts- und Klimareserve gebunden sind (Rückkehrverbot), wobei im Kapazi-
tätssegment Absatz 3 Satz 4 sowie die Regelungen zur Netzreserve nach § 13
Absatz 1a und 1c sowie § 13a unberührt bleiben.

(6) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie überprüft im Einverneh-
men mit dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit
bis zum 30. Juni 2018 und dann alle zwei Jahre, in welchem Umfang Kohlendioxide-
missionen durch das Klimasegment zusätzlich eingespart werden. Sofern bei der
Überprüfung zum 30. Juni 2018 absehbar ist, dass durch das Klimasegment nicht
12,5 Millionen Tonnen Kohlendioxidemissionen ab dem Jahr 2020 zusätzlich einge-
spart werden, legt jeder Betreiber von Erzeugungsanlagen, die mit Braunkohle be-
feuert werden, bis zum 31. Oktober 2018 in Abstimmung mit dem Bundesministerium
für Wirtschaft und Energie einen Vorschlag vor, mit welchen geeigneten Maßnahmen
er ab dem Jahr 2018 jährlich zusätzliche Kohlendioxidemissionen einsparen wird. So-
fern ein mit dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie abgestimmter Vor-
schlag nach Satz 2 nicht oder nicht rechtzeitig vorgelegt wird oder die abgestimmten
Vorschläge zusammen nicht zu einer Einsparung von bis zu 1,5 Millionen Tonnen
Kohlendioxidemissionen führen, kann das Bundesministerium für Wirtschaft und
Energie durch Rechtsverordnung nach § 13e Absatz 3 weitere installierte Leistung im
Klimasegment binden.

(7) Die Bundesnetzagentur überprüft und entscheidet bis zum 31. Oktober 2018
und dann mindestens alle zwei Jahre, ob eine Anpassung des Umfangs des Kapazi-
tätssegments erforderlich ist; hierbei muss sie den Bericht zum Monitoring der Ver-
sorgungssicherheit nach § 63 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 zugrunde legen. Die Ent-
scheidung ist zu begründen und zu veröffentlichen. Die Bundesnetzagentur kann den
Umfang des Kapazitätssegments nach Maßgabe der Rechtsverordnung nach § 13e
durch Festlegung nach § 29 Absatz 1 in begründeten Ausnahmefällen für einzelne
oder mehrere Jahre abweichend von Absatz 3 Satz 3 anpassen, insbesondere wenn
der Bericht eine Anpassung der Größe empfiehlt.

§ 13e

Verordnungsermächtigung zur Kapazitäts- und Klimareserve

(1) Zur näheren Bestimmung des Kapazitätssegments der Kapazitäts- und
Klimareserve nach § 13d Absatz 3 wird das Bundesministerium für Wirtschaft und
Energie ermächtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundes-
rates bedarf, insbesondere Regelungen vorzusehen,

1. zum Verhältnis des Kapazitätssegments zu netz- und marktbezogenen Maßnah-
men nach § 13 sowie zu den Anlagen der Netzreserve im Sinne des § 13a Ab-
satz 4,

2. zur Aktivierung und dem Abruf (Einsatz) der Anlagen, insbesondere um zu ge-
währleisten, dass die Anlagen in dem Kapazitätssegment elektrische Energie
ausschließlich auf Anforderung der Übertragungsnetzbetreiber einspeisen und
die Betreiber der Anlagen die Reserveleistung nicht an den Strommärkten veräu-
ßern,
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3. zu Art, Zeitpunkt, Zeitraum sowie Häufigkeit, Form und Inhalt des Beschaffungs-
verfahrens, insbesondere

a) zu der jeweils zu beschaffenden Reserveleistung,

b) zur zeitlichen Staffelung der zu beschaffenden Reserveleistung in Teilmen-
gen,

c) zu den Vorlaufzeiten und zu den Zeitpunkten der tatsächlichen Bereitstellung
der Reserveleistung, die nach bestehenden oder neu zu errichtenden Kapa-
zitätsreserveanlagen differenziert werden können,

d) zur Preisbildung für die Bereitstellung und die Verfügbarkeit der Reserveleis-
tung, einschließlich der Festlegung von Mindest- und Höchstpreisen,

e) zum Ablauf des Beschaffungsverfahrens,

f) zur Nachbeschaffung von Reserveleistung, insbesondere wenn die insge-
samt zu beschaffende Reserveleistung voraussichtlich nicht erreicht wird, ein
Vertrag während der Verpflichtung zur Vorhaltung der Reserveleistung be-
endet wird oder die Funktionsprüfung trotz Nachbesserungsmöglichkeit nicht
erfolgreich ist,

4. zu den Anforderungen für die Teilnahme an dem Beschaffungsverfahren und für
die Erzeugungsanlagen, insbesondere

a) Mindestanforderungen an die Eignung der Teilnehmer,

b) Anforderungen an die Größe und die Eignung der Anlagen oder Teilkapazitä-
ten der Anlage, um die Sicherheit und Zuverlässigkeit des Elektrizitätsver-
sorgungssystems im Fall von Leistungsbilanzdefiziten zu gewährleisten,

c) Anforderungen zur Netz- oder Systemintegration der Anlagen des Kapazi-
tätssegments,

d) Anforderungen an das Vorliegen von Genehmigungen bei Anlagen,

e) Anforderungen an die Erzeugungsanlagen zur Einhaltung des Rückkehrver-
botes sowie zu Art, Form, Inhalt und Höhe von Sicherheiten, die von allen
Teilnehmern des Beschaffungsverfahrens oder im Fall der Zuschlagsertei-
lung zu leisten sind, um eine Inbetriebnahme sowie die Vorhaltung und den
Einsatz der Anlage des Kapazitätssegments sicherzustellen und zu gewähr-
leisten, dass die Anlagen des Kapazitätssegments bis zu ihrer endgültigen
Stilllegung auch im Fall einer Veräußerung der Anlage nur außerhalb der
Strommärkte eingesetzt werden, und Anforderungen an die entsprechenden
Regelungen zur teilweisen oder vollständigen Rückgewährung dieser Si-
cherheiten,

f) festzulegen, wie Teilnehmer an dem Beschaffungsverfahren die Einhaltung
der Anforderungen nach den Buchstaben a bis e nachweisen müssen,

5. zu Form, Inhalt und Zeitpunkt der Zuschlagserteilung bei einem Beschaffungsver-
fahren und zu den Kriterien für die Zuschlagserteilung,

6. zur Berücksichtigung der durch das Kapazitätssegment entstehenden Kosten der
Betreiber von Übertragungsnetzen und zu den Anforderungen an einen Kosten-
ausgleichsmechanismus zwischen den Betreibern der Übertragungsnetze,
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7. zu der durch einen Zuschlag vergebenen Vergütung, insbesondere zu regeln,
dass die Vergütung für die Vorhaltung der Reserveleistung als Leistungspreis in
Euro pro Megawatt zu zahlen ist,

8. zur Höhe der Kosten, die für den Einsatz der Anlagen des Kapazitätssegments,
für den Betrieb der Anlage in Teillast und in Volllast sowie für die Durchführung
von Probeabrufen zu erstatten sind, insbesondere in welcher Höhe für elektrische
Arbeit pro Megawattstunde eine Kostenerstattung erfolgt,

9. zum Verfahren der Abrechnung der Kosten für die Vorhaltung und den Einsatz
der Anlagen des Kapazitätssegments durch die Betreiber der Übertragungsnetze,

10. zum Verfahren der Anpassung bestehender Verträge bei der Erteilung eines Zu-
schlags für Anlagen, die nach § 13 Absatz 1a und 1b sowie § 13a und der Netz-
reserveverordnung als Netzreserve verpflichtet und an das Netz angeschlossen
sind,

11. zur Dauer der vertraglichen Verpflichtung bei bestehenden und neu zu errichten-
den Anlagen des Kapazitätssegments,

12. zu der Art, den Kriterien, den Bedingungen, dem Umfang und der Reihenfolge
des Einsatzes der Anlagen des Kapazitätssegments durch die Betreiber der
Übertragungsnetze,

13. zur Sicherstellung, dass die Anlagen des Kapazitätssegments den Betreibern der
Übertragungsnetze im Bedarfsfall für den Einsatz zur Verfügung stehen, sowie
zur Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen auf den Strommärkten,

14. zu den Anforderungen, die bei Anlagen des Kapazitätssegments sicherstellen
sollen, dass die Anlagen von den Betreibern der Übertragungsnetze im Bedarfs-
fall eingesetzt werden können, insbesondere für den Fall, dass eine Anlage nicht
oder verspätet aktiviert worden ist oder nicht in einem ausreichenden Umfang
einspeist, und zu den Anforderungen, die bei neu zu errichtenden Anlagen die
Inbetriebnahme sicherstellen sollen, insbesondere für den Fall, dass eine Anlage
nicht oder verspätet in Betrieb genommen worden ist,

a) zu einem Verfahren für Probeabrufe und für einen Funktionstest der Anla-
gen, für Nachbesserungen in angemessener Frist, um die Betriebsbereit-
schaft und rechtzeitige Aktivierbarkeit der Anlagen zu gewährleisten, insbe-
sondere

aa) die Möglichkeit vorzusehen, einen Vertrag mit einem Betreiber einer An-
lage bei Vorliegen wichtiger Gründe zu beenden,

bb) Regelungen zur nachträglichen Beschaffung von Anlagen des Kapazi-
tätssegments vorzusehen und

cc) eine Pflicht zu einer Geldzahlung oder zur Reduzierung der Vergütung
vorzusehen und deren Höhe und die Voraussetzungen für die Zah-
lungspflicht zu regeln,

b) zum Vorgehen bei erfolglosen Probeläufen, Funktionstests oder Einsätzen,
insbesondere

aa) bei der unterlassenen oder verspäteten Aktivierung einer Anlage oder
bei der unterlassenen Inbetriebnahme einer neu errichteten Anlage eine
Pflicht zu einer Geldzahlung vorzusehen und deren Höhe und die Vo-
raussetzungen für die Zahlungspflicht zu regeln,
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bb) Kriterien für einen Ausschluss von Bietern bei künftigen Beschaffungen
des Kapazitätssegments zu regeln und

cc) die Möglichkeit vorzusehen, die im Rahmen des Beschaffungsverfah-
rens zu zahlende Vergütung nach Ablauf einer angemessenen Frist
nicht mehr zu zahlen oder zu reduzieren und danach die Reserveleis-
tung erneut zu vergeben oder die Dauer oder Höhe der Vergütung nach
Ablauf einer angemessenen Frist zu reduzieren,

15. zu der Art, der Form und dem Inhalt der Veröffentlichungen der Bekanntmachung
von Beschaffungsverfahren, der abgegebenen Gebote und den Ergebnissen der
Beschaffungsverfahren,

16. zu den Informationen, die zur Durchführung der Nummern 1 bis 14 zu übermitteln
sind und zum Schutz der in diesem Zusammenhang übermittelten Betriebs- und
Geschäftsgeheimnisse und

17. zur Anpassung des Umfangs des Kapazitätssegments nach § 13d Absatz 7 und
den Kriterien für diese Anpassung sowie zu bestimmen, wie der nach § 13d Ab-
satz 3 Nummer 4 zugrunde zu legende Wert der durchschnittlichen Jahres-
höchstlast berechnet wird und worauf er sich bezieht.

(2) Zur näheren Bestimmung des Klimasegments der Kapazitäts- und Klimare-
serve nach § 13d Absatz 4 wird das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie
ermächtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates be-
darf,

1. zu bestimmen, welche mit Braunkohle befeuerten Erzeugungsanlagen ab wel-
chem Zeitpunkt im Klimasegment gebunden werden; hierbei kann von dem Um-
fang des Klimasegments nach § 13d Absatz 4 Satz 3 in Höhe von bis zu zehn
Prozent abgewichen werden,

2. Regelungen im Sinne des Absatzes 1 Nummer 1, 2, 6 bis 14 und 16 auch für das
Klimasegment vorzusehen, wobei zwischen dem Kapazitäts- und dem Klima-
segment differenziert werden kann,

3. die Vergütung nach § 13d Absatz 4 Satz 2 näher zu bestimmen; hierbei kann
insbesondere vorgesehen werden, dass die für die Herstellung und Vorhaltung
der Betriebsbereitschaft notwendigen Kosten und Auslagen erstattet werden und
wie diese Kosten und Auslagen ermittelt und nachgewiesen werden; für diese
Auslagen können auch Pauschalen angesetzt werden,

4. im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und
Reaktorsicherheit Regelungen zur Überprüfung des Klimasegments nach § 13d
Absatz 6 und den Kriterien für diese Überprüfung vorzusehen.

(3) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, den Umfang
des Klimasegments abweichend von § 13d Absatz 4 Satz 3 festzulegen, insbesonde-
re weitere installierte Leistung für die Zeit ab dem Winterhalbjahr 2018/2019 oder für
folgende Winterhalbjahre im Klimasegment zu binden, soweit dies auf Grund von
§ 13d Absatz 6 erforderlich ist. Die Verordnung nach Satz 1 bedarf der Zustimmung
des Bundestages.

(4) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, die Bundes-
netzagentur zu ermächtigen, Festlegungen nach § 29 Absatz 1 zu treffen
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1. im Anwendungsbereich des Kapazitätssegments zur näheren Bestimmung der
Regelungen nach Absatz 1 Nummer 1 bis 17 und

2. im Anwendungsbereich des Klimasegments zur näheren Bestimmung der Rege-
lungen nach Absatz 2 Nummer 2 in Verbindung mit Absatz 1 Nummer 1, 2, 6 bis
14 und 16 und nach Absatz 2 Nummer 3.“

14. In § 14 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „Die §§ 12 und 13“ durch die Wörter „Die
§§ 12, 13, 13a und § 13c sowie die auf Grundlage des § 13b erlassenen Rechtsver-
ordnungen“ ersetzt.

15. § 16 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Im Falle einer Anpassung nach Absatz 2 ruhen bis zur Beseitigung der Ge-
fährdung oder Störung alle hiervon jeweils betroffenen Leistungspflichten. Satz 1 führt
nicht zu einer Aussetzung der Abrechnung der Bilanzkreise seitens des Marktge-
bietsverantwortlichen. Soweit bei Vorliegen der Voraussetzungen nach Absatz 2 und
Absatz 2a Maßnahmen getroffen werden, ist insoweit die Haftung für Vermögens-
schäden ausgeschlossen. Im Übrigen bleibt § 11 Absatz 3 unberührt.“

16. § 17 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden nach den Wörtern „Gasversorgungsnetze sowie -leitungen,“
die Wörter „Ladepunkte für Elektromobile,“ eingefügt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden nach den Wörtern „unter Berücksichtigung“ die Wörter „der
Ziele des § 1“ durch die Wörter „des Zwecks des § 1“ ersetzt.

bb) In Satz 3 wird das Wort „konkreten“ gestrichen.

17. In § 35 Absatz 1 Nummer 12 werden nach den Wörtern „Stilllegungen von Erzeu-
gungskapazitäten,“ die Wörter „die Möglichkeit und die vorhandenen Kapazitäten für
einen Brennstoffwechsel zur Absicherung der Leistung der Erzeugungskapazitäten,“
eingefügt.

18. § 37 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Wer zur Deckung des Eigenbedarfs eine Anlage zur Erzeugung von
Energie betreibt oder sich von einem Dritten versorgen lässt, hat keinen An-
spruch auf eine Grundversorgung zu dem Allgemeinen Preis nach § 36 Absatz 1
Satz 1. Er kann aber eine Grundversorgung durch eine Zusatz- und Reservever-
sorgung in dem Umfang und zu den Bedingungen verlangen, die für den Grund-
versorger wirtschaftlich zumutbar sind. Satz 1 gilt nicht für Eigenanlagen, die
ausschließlich der Sicherstellung des Energiebedarfs bei Aussetzen der öffentli-
chen Energieversorgung dienen, wenn sie außerhalb ihrer eigentlichen Bestim-
mung nicht mehr als 15 Stunden monatlich zur Erprobung betrieben werden.“

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „für Energieversorgungsunternehmen“ durch die
Wörter „für den Grundversorger“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Wörter „des Energieversorgungsunternehmens“ durch
die Wörter „im Grundversorgungsgebiet nach § 36 Absatz 1 Satz 1“ ersetzt
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und die Wörter „des Energieversorgungsunternehmens“ durch die Wörter
„des Grundversorgungsgebietes“ ersetzt.

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort „Versorgung“ durch die Wörter „eine Grundversor-
gung“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Wörter „der Ziele des § 1“ durch die Wörter „des
Zwecks des § 1“ ersetzt.

19. In § 49 Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter „öffentlich zugänglichen Ladeeinrichtun-
gen für Elektromobile“ durch die Wörter „Ladepunkten für Elektromobile“ ersetzt.

20. § 51 wird wie folgt gefasst:

„§ 51

Monitoring der Versorgungssicherheit

(1) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie führt fortlaufend ein Moni-
toring der Versorgungssicherheit nach den Absätzen 2 bis 4 durch. Hierbei hat es die
Befugnisse nach den §§ 12a, 12b, 14 Absatz 1a und 1b sowie nach den §§ 68, 69
und 71. Die §§ 73, 75 bis 89 und 106 bis 108 sind entsprechend anzuwenden. Bei
der Durchführung des Monitorings nach den Absätzen 3 und 4 berücksichtigt das
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie die nach § 12 Absatz 4 und 5 übermit-
telten Informationen.

(2) Das Monitoring nach Absatz 1 betrifft im Bereich der Versorgung mit Erdgas
insbesondere

1. das heutige und künftige Verhältnis zwischen Angebot und Nachfrage auf dem
deutschen Markt und auf dem internationalen Markt,

2. bestehende sowie in der Planung und im Bau befindliche Produktionskapazitäten
und Transportleitungen,

3. die erwartete Nachfrageentwicklung,

4. die Qualität und den Umfang der Netzwartung,

5. eine Analyse von Netzstörungen und von Maßnahmen der Netzbetreiber zur
kurz- und längerfristigen Gewährleistung der Sicherheit und Zuverlässigkeit des
Gasversorgungssystems,

6. Maßnahmen zur Bedienung von Nachfragespitzen und zur Bewältigung von Aus-
fällen eines oder mehrerer Versorger sowie

7. das verfügbare Angebot auch unter Berücksichtigung der Bevorratungskapazität
und des Anteils von Einfuhrverträgen mit einer Lieferzeit von mehr als zehn Jah-
ren (langfristiger Erdgasliefervertrag) sowie deren Restlaufzeit.

(3) Das Monitoring nach Absatz 1 betrifft im Bereich der Versorgung mit Elektri-
zität insbesondere
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1. das heutige und künftige Verhältnis zwischen Angebot und Nachfrage auf den
europäischen Strommärkten mit Auswirkungen auf das Gebiet der Bundesrepub-
lik Deutschland als Teil des Elektrizitätsbinnenmarktes,

2. bestehende sowie in der Planung und im Bau befindliche Erzeugungskapazitäten
unter Berücksichtigung von Erzeugungskapazitäten für die Netzreserve sowie die
Kapazitäts- und Klimareserve,

3. bestehende Verbindungsleitungen und Anlagen zur Speicherung von elektrischer
Energie sowie in der Planung oder im Bau befindliche Vorhaben einschließlich
der in den Anlagen zum Energieleitungsausbaugesetz und zum Bundesbedarfs-
plangesetz genannten Vorhaben,

4. die erwartete Nachfrageentwicklung,

5. die Qualität und den Umfang der Netzwartung,

6. eine Analyse von Netzstörungen und von Maßnahmen der Betreiber von Elektri-
zitätsversorgungsnetzen zur kurz- und längerfristigen Gewährleistung der Si-
cherheit und Zuverlässigkeit des Elektrizitätsversorgungssystems einschließlich
des Einsatzes von Erzeugungskapazität im Rahmen der Netzreserve sowie der
Kapazitäts- und Klimareserve und

7. Maßnahmen zur Bedienung von Nachfragespitzen und zur Bewältigung von Aus-
fällen eines oder mehrerer Versorger.

Bei dem Monitoring sind auch grenzüberschreitende Ausgleichseffekte bei erneuer-
baren Energien, Lasten und Kraftwerksausfällen sowie der heutige und künftige Bei-
trag von Lastmanagement und von Netzersatzanlagen zur Versorgungssicherheit
sowie Anpassungsprozesse an den Strommärkten auf Basis von Preissignalen zu
analysieren und zu berücksichtigen. Zudem sollen mögliche Hemmnisse für die Nut-
zung von Lastmanagement und von Netzersatzanlagen dargestellt werden.

(4) Das Monitoring nach Absatz 3 umfasst die Messung und die Bewertung der
Versorgungssicherheit. Das Monitoring erfolgt auf Basis von

1. Indikatoren, die zur Messung der Versorgungssicherheit an den europäischen
Strommärkten mit Auswirkungen auf das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland
als Teil des Elektrizitätsbinnenmarktes geeignet sind, sowie

2. Schwellenwerten, bei deren Überschreiten oder Unterschreiten eine Prüfung und
bei Bedarf eine Umsetzung angemessener Maßnahmen zur Gewährleistung der
Versorgungssicherheit erfolgt.

Bei der Messung der Versorgungssicherheit nach Satz 1 sollen wahrscheinlichkeits-
basierte Analysen vorgenommen werden. Das Bundesministerium für Wirtschaft und
Energie wirkt auf eine Abstimmung mit den an das Gebiet der Bundesrepublik
Deutschland angrenzenden Mitgliedstaaten der Europäischen Union sowie mit der
Schweiz und mit Norwegen im Hinblick auf eine gemeinsame Methodik und ein ge-
meinsames Verständnis zur Messung und Bewertung der Versorgungssicherheit
nach Satz 1 sowie auf einen gemeinsamen Versorgungssicherheitsbericht nach § 63
Absatz 2 Nummer 2 hin. Zur Durchführung des Monitorings kann die Regulierungs-
behörde von Unternehmen und Vereinigungen von Unternehmen, die einen jährlichen
Stromverbrauch von mehr als 20 Gigawattstunden haben, Informationen verlangen,
die erforderlich sein können, um den heutigen und künftigen Beitrag von Lastma-
nagement im Adressatenkreis für die Versorgungssicherheit an den Strommärkten zu
analysieren. Auf Verlangen des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie muss
sie die Informationen einholen und diesem in angemessener Frist sowie in geeigneter
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Form zur Verfügung stellen. Die Regulierungsbehörde soll das Marktstammdatenre-
gister nach § 111e nutzen, sobald und soweit darin Daten im Sinne des Satzes 5 ge-
speichert sind. Die Regulierungsbehörde muss bei der Erfüllung ihrer Aufgaben nach
Satz 5 die Regelungen zum Schutz personenbezogener Daten und zum Schutz von
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnissen beachten..“

21. § 53b wird aufgehoben.

22. § 56 wird wie folgt gefasst:

„§ 56

Tätigwerden der Bundesnetzagentur beim Vollzug des europäischen Rechts

(1) Die Bundesnetzagentur nimmt die Aufgaben wahr, die den Regulierungsbe-
hörden der Mitgliedstaaten mit folgenden Rechtsakten übertragen sind:

1. Verordnung (EG) Nr. 714/2009 und den auf Grundlage des Artikels 6 oder Arti-
kels 18 dieser Verordnung erlassenen Verordnungen der Europäischen Kommis-
sion,

2. Verordnung (EG) Nr. 715/2009 und den auf Grundlage des Artikels 6 oder Arti-
kels 23 dieser Verordnung erlassenen Verordnungen der Europäischen Kommis-
sion,

3. Verordnung (EU) Nr. 994/2010,

4. Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 und

5. Verordnung (EU) Nr. 347/2013.

Zur Erfüllung dieser Aufgaben hat die Bundesnetzagentur die Befugnisse, die ihr auf-
grund der in Satz 1 genannten Verordnungen und bei der Anwendung dieses Geset-
zes zustehen. Es sind die Verfahrensvorschriften dieses Gesetzes anzuwenden.

(2) Die Bundesnetzagentur nimmt die Aufgaben wahr, die den Mitgliedstaaten
mit der Verordnung (EU) Nr. 2015/1222 der Europäischen Kommission übertragen
worden sind. Absatz 1 Satz 2 und 3 ist entsprechend anzuwenden.“

23. In § 59 Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „nach § 56 Satz 1 Nummer 4“ durch die
Wörter „nach § 56 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4“ ersetzt.

24. § 63 wird wie folgt geändert:

a) Die Absätze 1a und 2 werden durch folgenden Absatz 2 ersetzt:

„(2) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie veröffentlicht bis zum
31. Juli 2018 und dann mindestens alle zwei Jahre jeweils die folgenden Berich-
te:

1. einen Bericht zum Stand und zur Entwicklung der Versorgungssicherheit im
Bereich der Versorgung mit Erdgas sowie

2. einen Bericht zum Stand und zur Entwicklung der Versorgungssicherheit im
Bereich der Versorgung mit Elektrizität.
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In die Berichte nach Satz 1 sind auch die Erkenntnisse aus dem Monitoring der
Versorgungssicherheit nach § 51 sowie getroffene oder geplante Maßnahmen
aufzunehmen. Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie übermittelt die
Berichte nach Satz 1 jeweils unverzüglich an die Europäische Kommission.“

b) Absatz 2a wird wie folgt gefasst:

„(2a) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie veröffentlicht bis
zum 31. Juli 2016 sowie für die Dauer des Fortbestehens der Maßnahmen nach
§ 13 Absatz 1a und 1c, den §§ 13a bis 13c und § 16 Absatz 2a mindestens alle
zwei Jahre jeweils einen Bericht über die Wirksamkeit und Notwendigkeit dieser
Maßnahmen. Ab dem Jahr 2018 wird der Bericht bis zum 31. Dezember und
dann mindestens alle zwei Jahre veröffentlicht und umfasst auch auf Grundlage
der Überprüfungen nach § 13d Absatz 6 und 7 die Wirksamkeit und Notwendig-
keit von Maßnahmen nach § 13d oder der Rechtsverordnungen nach § 13e. Das
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie evaluiert in dem zum 31. Dezem-
ber 2022 zu veröffentlichenden Bericht auch, ob eine Fortgeltung der Regelun-
gen nach Satz 1 und der Netzreserveverordnung über den 31. Dezember 2023
hinaus zur Gewährleistung der Sicherheit oder Zuverlässigkeit des Elektrizitäts-
versorgungssystems weiterhin notwendig ist.“

c) In Absatz 3 Satz 2 wird die Angabe „§ 53 Absatz 3“ durch die Wörter „§ 53 Ab-
satz 3 Satz 1“ ersetzt.

d) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a eingefügt:

„(3a) Die Regulierungsbehörde veröffentlicht bis zum 31. März 2017, bis
zum 30. November 2019 und dann mindestens alle zwei Jahre auf Grundlage der
Informationen und Analysen nach § 12 Absatz 5 Nummer 4 jeweils einen Bericht
über die Mindesterzeugung, über die Faktoren, die die Mindesterzeugung in den
letzten zwei Jahren maßgeblich beeinflusst haben, sowie über den Umfang, in
dem die Einspeisung aus erneuerbaren Energien durch diese Mindesterzeugung
beeinflusst worden ist. In den Bericht nach Satz 1 ist auch die zukünftige Ent-
wicklung der Mindesterzeugung aufzunehmen.“

25. In § 68a Satz 4 wird nach die Angabe „§ 56 Satz 2“ durch die Wörter „§ 56 Absatz 1
Satz 2“ ersetzt.

26. § 95 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Nummer 5 wird wie folgt geändert:

aa) In Buchstabe b wird das Wort „oder“ am Ende durch ein Komma ersetzt.

bb) In Buchstabe c werden die Wörter „einer Rechtsverordnung nach“ gestrichen
und wird nach der Angabe „§ 50“ das Wort „oder“ eingefügt.

cc) Dem Buchstaben c wird folgender Buchstabe d angefügt:

„d) § 111f Nummer 1 bis 3, 5 bis 7, 8 Buchstabe a oder b, Nummer 9, 10,
13 oder 15 Buchstabe b“.

b) Absatz 1a Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

„2. entgegen § 12 Absatz 5 Nummer 1 Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse wi-
derrechtlich verwendet oder entgegen § 12 Absatz 5 Nummer 2 oder 3 eine
dort genannte Information nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht
rechtzeitig übermittelt.“
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c) In Absatz 2 Satz 1 werden nach den Wörtern „zehntausend Euro“ die Wörter „, in
den Fällen des Absatzes 1 Nummer 5 d mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend
Euro“ eingefügt.

27. Nach § 111c wird folgender Teil 9a eingefügt:

„Teil 9a

Transparenz

§ 111d

Einrichtung einer nationalen Informationsplattform

(1) Die Bundesnetzagentur errichtet und betreibt spätestens ab dem 1. Januar
2017 eine elektronische Plattform, um der Öffentlichkeit jederzeit die aktuellen Infor-
mationen insbesondere zu der Erzeugung von Elektrizität, der Last, der Menge der
Im- und Exporte von Elektrizität, der Verfügbarkeit von Netzen und von Energieer-
zeugungsanlagen sowie zu Kapazitäten und der Verfügbarkeit von grenzüberschrei-
tenden Verbindungsleitungen zur Verfügung zu stellen (nationale Informationsplatt-
form). Zu dem Zweck nach Satz 1 veröffentlicht sie auf der nationalen Informations-
plattform in einer für die Gebotszone der Bundesrepublik Deutschland aggregierten
Form insbesondere folgende Daten, die

1. von den Übertragungsnetzbetreibern nach Artikel 4 Absatz 1 in Verbindung mit
den Artikeln 6 bis 17 der Verordnung (EU) Nr. 543/2013 der Europäischen Kom-
mission vom 14. Juni 2013 über die Übermittlung und die Veröffentlichung von
Daten in Strommärkten und zur Änderung des Anhangs I der Verordnung (EG)
Nr. 714/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 2013
(ABl. L 163 vom 15.6.2013, S. 1; Transparenzverordnung) an den europäischen
Verbund der Übertragungsnetzbetreiber (ENTSO-Strom) übermittelt und von
ENTSO-Strom veröffentlicht werden oder

2. von Primäreigentümern im Sinne von Artikel 2 Nummer 23 nach Artikel 4 Absatz
2 der Transparenzverordnung an ENTSO-Strom übermittelt und von ENTSO-
Strom veröffentlicht werden.

Die Bundesnetzagentur kann über die Daten nach Satz 2 hinaus zusätzliche ihr vor-
liegende Daten veröffentlichen, um die Transparenz im Strommarkt zu erhöhen. Sie
muss bei der Errichtung und bei dem Betrieb der nationalen Informationsplattform eu-
roparechtliche und nationale Regelungen hinsichtlich der Vertraulichkeit, des Daten-
schutzes und der Datensicherheit beachten sowie die erforderlichen technischen und
organisatorischen Maßnahmen zur Sicherstellung von Datenschutz und Datensicher-
heit unter Beachtung von § 9 des Bundesdatenschutzgesetzes, der Anlage zu § 9
Satz 1 des Bundesdatenschutzgesetzes sowie unter Berücksichtigung der einschlä-
gigen Standards und Empfehlungen des Bundesamtes für Sicherheit in der Informati-
onstechnik ergreifen.

(2) Die Bundesnetzagentur kann die Übermittlung der Daten nach Absatz 1 Satz
2 von den Übertragungsnetzbetreibern sowie den Primäreigentümern im Sinne von
Absatz 1 Satz 2 verlangen. In diesem Fall müssen die Übertragungsnetzbetreiber
sowie die Primäreigentümer auf Verlangen der Bundesnetzagentur dieser die Daten
nach Absatz 1 Satz 2 über eine zum automatisierten Datenaustausch eingerichtete
Schnittstelle innerhalb der von der Bundesnetzagentur gesetzten Frist zur Verfügung
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stellen. Die Möglichkeit der Übertragungsnetzbetreiber, Informationen zu Anlagen
und deren Standorten nach Artikel 10 Absatz 4 und nach Artikel 11 Absatz 4 Satz 2
der Transparenzverordnung nicht anzugeben, bleibt hiervon unberührt. Die Bundes-
netzagentur darf die ihr nach Satz 1 zur Kenntnis gelangten Daten, die Betriebs- und
Geschäftsgeheimnisse enthalten, nur in anonymisierter Form veröffentlichen. Die
Bundesnetzagentur darf Daten, die geeignet sind, die Sicherheit oder Zuverlässigkeit
des Elektrizitätsversorgungssystems oder die Sicherheit und Ordnung zu gefährden
oder die europäische kritische Anlagen betreffen, nur im Einvernehmen mit den Be-
treibern der Übertragungsnetze veröffentlichen; Absatz 4 Satz 1 bleibt hiervon unbe-
rührt.

(3) Die Bundesnetzagentur soll die in Absatz 1 Satz 2 und 3 genannten Daten in
einer für die Gebotszone der Bundesrepublik Deutschland aggregierten Form und in
deutscher Sprache unter Berücksichtigung der in der Transparenzverordnung festge-
legten Zeitpunkte veröffentlichen, soweit dies jeweils technisch möglich ist. Die Art
der Veröffentlichung der Daten soll in einer für die Öffentlichkeit verständlichen Dar-
stellung und in leicht zugänglichen Formaten erfolgen, um die Öffentlichkeit besser in
die Lage zu versetzen, die Informationen des Strommarktes und die Wirkungszu-
sammenhänge nachvollziehen zu können. Die Daten müssen frei zugänglich sein und
von den Nutzern gespeichert werden können.

(4) Die Bundesnetzagentur wird ermächtigt, sofern die nach Nummer 1 und 3 zu
übermittelnden Daten für den Zweck der nationalen Informationsplattform erforderlich
sind und soweit diese Daten bei den Betreibern der Elektrizitätsversorgungsnetze
vorliegen, Festlegungen nach § 29 Absatz 1 zu treffen insbesondere

1. zur Übermittlung von Daten und zu der Form der Übermittlung durch die Betrei-
ber von Elektrizitätsversorgungsnetzen,

2. zu den Zeitpunkten der Übermittlung der Daten unter Berücksichtigung der in der
Transparenzverordnung festgelegten Zeitpunkte, sowie

3. zur Übermittlung von Daten zu Erzeugungseinheiten mit einer installierten Erzeu-
gungskapazität zwischen 10 und 100 Megawatt.

§ 111e

Marktstammdatenregister

(1) Die Bundesnetzagentur errichtet und betreibt ein elektronisches Verzeichnis
mit energiewirtschaftlichen Daten (Marktstammdatenregister). Das Marktstammdaten-
register dient dazu, um

1. die Verfügbarkeit und Qualität der energiewirtschaftlichen Daten für die im Ener-
gieversorgungssystem handelnden Personen sowie für die zuständigen Behör-
den zur Wahrnehmung ihrer gesetzlichen Aufgaben zu verbessern; dies dient
insbesondere auch der Gewährleistung und Überwachung der Versorgungssi-
cherheit,

2. den Aufwand zur Erfüllung energierechtlicher Meldepflichten zu verringern und

3. die Transformation des Energieversorgungssystems gegenüber der Öffentlichkeit
transparent darzustellen.

(2) Das Marktstammdatenregister umfasst folgende Daten über die Unterneh-
men und Anlagen der Elektrizitäts- und Gaswirtschaft:
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1. in der Elektrizitätswirtschaft insbesondere Daten über

a) Anlagen zur Erzeugung und Speicherung von elektrischer Energie sowie de-
ren Betreiber,

b) Betreiber von Elektrizitätsversorgungsnetzen und

c) Bilanzkreisverantwortliche und

2. in der Gaswirtschaft insbesondere Daten über

a) Gasproduktionsanlagen und Speicheranlagen sowie deren Betreiber,

b) Betreiber von Gasversorgungsnetzen,

c) Marktgebietsverantwortliche und

d) Bilanzkreisverantwortliche.

(3) § 111d Absatz 2 Satz 5 ist entsprechend anzuwenden.

(4) Die Bundesnetzagentur muss Behörden den Zugang zum Marktstammda-
tenregister eröffnen, soweit diese Behörden die gespeicherten Daten zur Erfüllung ih-
rer jeweiligen gesetzlichen Aufgaben benötigen. Daten, die im Marktstammdatenre-
gister erfasst sind, sollen von Organisationseinheiten in Behörden, die für die Über-
wachung und den Vollzug energierechtlicher Bestimmungen zuständig sind oder Da-
ten zu energiestatistischen Zwecken benötigen, nicht erneut erhoben werden, soweit
die organisatorischen und technischen Voraussetzungen für den Zugriff auf das
Marktstammdatenregister gewährleistet sind und nicht zur Umsetzung europäischen
Rechts eine eigenständige Datenerhebung erforderlich ist.

(5) Die Bundesnetzagentur nimmt ihre Aufgaben und Befugnisse nach den
Absätzen 1 bis 4 sowie nach der Rechtsverordnung nach § 111f nur im öffentlichen
Interesse wahr.

§ 111f

Verordnungsermächtigung zum Marktstammdatenregister

Zur näheren Ausgestaltung des Marktstammdatenregisters wird das Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Energie ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zu-
stimmung des Bundesrates zu regeln:

1. zur Umsetzung des § 111e Absatz 2 die registrierungspflichtigen Personen und
die zu erfassenden Energieanlagen,

2. welche weiteren Personen registriert und welche weiteren Anlagen zur Errei-
chung der Zwecke nach § 111e Absatz 1 erfasst werden müssen oder können;
dies sind insbesondere:

a) Personen:

aa) Betreiber von geschlossenen Verteilernetzen,

bb) Direktvermarktungsunternehmer nach § 5 Nummer 10 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes,
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cc) Strom- und Gaslieferanten, die Letztverbraucher beliefern,

dd) Messstellenbetreiber,

ee) Marktteilnehmer nach Artikel 2 Nummer 7 der Verordnung (EU) Nr.
1227/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates über die Integ-
rität und Transparenz des Energiegroßhandelsmarktes,

ff) Betreiber von organisierten Marktplätzen nach Artikel 2 Nummer 4 der
Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1348/2014 der Kommission über die
Datenmeldung nach Artikel 8 Absatz 2 und 6 der Verordnung (EU) Nr.
1227/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates über die Integ-
rität und Transparenz des Energiegroßhandelsmarkts,

b) Anlagen, wobei auch ihre Betreiber zur Registrierung verpflichtet werden
können:

aa) energiewirtschaftlich relevante Energieverbrauchsanlagen,

bb) Netzersatzanlagen,

cc) Ladepunkte für Elektromobile,

3. die Erfassung öffentlich-rechtlicher Zulassungen für Anlagen und die Registrie-
rung ihrer Inhaber,

4. die Registrierung von Behörden, die energiewirtschaftliche Daten zur Erfüllung ih-
rer jeweiligen Aufgaben benötigen,

5. die Voraussetzungen und den Umfang einer freiwilligen Registrierung von Perso-
nen, die nicht nach den Nummern 1 bis 3 hierzu verpflichtet sind,

6. welche Daten übermittelt werden müssen und wer als Datenverantwortlicher zur
Übermittlung verpflichtet ist; mindestens sind zu übermitteln:

a) Kontaktdaten der zur Übermittlung der Daten verpflichteten Person,

b) der Standort der Anlage,

c) die genutzten Energieträger,

d) die installierte Leistung der Anlage,

e) technische Eigenschaften der Anlage,

f) Daten zum Energieversorgungsnetz, an das die Anlage angeschlossen ist,

7. das Verfahren der Datenübermittlung einschließlich der anzuwendenden Fristen
und Übergangfristen sowie Anforderungen an die Art, die Formate und den Um-
fang der zu übermittelnden Daten,

8. die Nutzung des Marktstammdatenregisters einschließlich der Möglichkeit zum
automatisierten Abruf von Daten durch

a) die zur Registrierung verpflichteten Personen einschließlich ihrer Rechte,
bestimmte Daten einzusehen und diese zu bestimmten Zwecken zu nutzen,

b) freiwillig registrierte Personen,
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c) Behörden einschließlich

aa) ihrer Befugnis, bestimmte Daten einzusehen und zum Abgleich mit ei-
genen Registern und Datensätzen oder sonst zur Erfüllung ihrer gesetz-
lichen Aufgaben zu nutzen,

bb) der Regelung, welche Behörden in den Anwendungsbereich des § 111e
Absatz 4 fallen, sowie bei Behörden nach § 111e Absatz 4 Satz 2 die
Rechte der Dateninhaber, die Übermittlung von Daten an diese Behör-
den zu verweigern, wenn die Voraussetzungen des § 111e Absatz 4
Satz 2 erfüllt sind; hierfür sind angemessene Übergangsfristen vorzuse-
hen, die es den betroffenen Behörden erlauben, ihrerseits die organisa-
torischen und technischen Maßnahmen zur Anpassung eigener Prozes-
se, Register und Datenbanken zu ergreifen,

9. die Art und den Umfang der Veröffentlichung der im Marktstammdatenregister
gespeicherten Daten unter Beachtung datenschutzrechtlicher Anforderungen, der
Anforderungen an die Sicherheit und Zuverlässigkeit des Energieversorgungs-
systems sowie unter Wahrung von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen,

10. die Pflichten der Datenverantwortlichen, die im Marktstammdatenregister gespei-
cherten Daten bei Änderungen zu aktualisieren,

11. die Rechtsfolgen in Fällen der Nichteinhaltung von Verpflichtungen aufgrund ei-
ner Rechtsverordnung nach den Nummern 1, 2, 3, 6 und 7; dies umfasst insbe-
sondere Regelungen, wonach die Inanspruchnahme einzelner oder sämtlicher
der folgenden Förderungen und Begünstigungen die Datenübermittlung an das
Marktstammdatenregister voraussetzt, wenn und soweit die betreffenden Be-
stimmungen dies zulassen, wobei angemessene Übergangsfristen vorzusehen
sind:

a) die finanzielle Förderung nach § 19 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes,

b) die Zahlung des Zuschlags nach [§ 4] des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes,

c) die Zahlung vermiedener Netznutzungsentgelte nach § 18 der Strom-
netzentgeltverordnung,

d) Begünstigungen

aa) nach den §§ 60 Absatz 3, 61, 104 Absatz 3 des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes,

bb) nach [§ 9 Absatz 7] des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes,

cc) nach § 19 Absatz 2 und 3 der Stromnetzentgeltverordnung,

dd) nach den §§ 20 und 20a der Gasnetzentgeltverordnung und nach § 35
der Gasnetzzugangsverordnung,

ee) nach den §§ 3, 3a, 44, 46, 47, 53a, 53b des Energiesteuergesetzes,

ff) nach § 9 des Stromsteuergesetzes,

12. nähere Vorgaben zu den Folgen fehlerhafter Eintragungen einschließlich Rege-
lungen über Aufgaben und Befugnisse der Bundesnetzagentur zur Sicherung der
Datenqualität,
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13. nähere Vorgaben zur Gewährleistung von Datensicherheit und Datenschutz; dies
umfasst insbesondere Regelungen zum Schutz personenbezogener Daten im
Zusammenhang mit den nach Nummer 6 zu übermittelnden Daten einschließlich
Aufklärungs-, Auskunfts- und Löschungspflichten,

14. das Verhältnis zu den Meldepflichten nach anderen Bestimmungen dieses Ge-
setzes oder hierauf erlassener Rechtsverordnungen,

15. die Ermächtigung der Bundesnetzagentur, durch Festlegung nach § 29 Absatz 1
unter Beachtung der Zwecke des § 111e Absatz 1 sowie der Anforderungen des
Datenschutzes zu regeln:

a) Definitionen der registrierungspflichtigen Personen sowie der zu übermitteln-
den Daten,

b) weitere zu übermittelnde Daten, einschließlich der hierzu Verpflichteten,

c) dass abweichend von einer Rechtsverordnung nach Nummer 3 oder einer
Festlegung nach Buchstabe a bestimmte Daten nicht mehr zu übermitteln
sind oder bestimmte Personen, Einrichtungen oder öffentlich-rechtliche Zu-
lassungen nicht mehr registriert werden müssen.“

28. In den §§ 20 Absatz 2 Satz 1, 21a Absatz 6 Satz 2 Nummer 8, 27 Satz 2 und 5 und
28 Absatz 2 Satz 1 werden jeweils die Wörter „der Ziele des § 1“ durch die Wörter
„des Zwecks des § 1“ ersetzt.

Artikel 2

Änderung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen

§ 53 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 26. Juni 2013 (BGBl. I S. 1750, S. 3245), das zuletzt durch Artikel
260 der zehnten Zuständigkeitsanpassungsverordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S.
1474) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 53

Tätigkeitsberichte“.

2. Absatz 3 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden die Wörter „nach § 48 Absatz 3“ durch die Wörter „nach § 48
Absatz 3 Satz 1“ ersetzt.

b) Dem Absatz 3 werden folgende Sätze angefügt:

„Das Bundeskartellamt erstellt als Teil des Monitorings nach § 48 Absatz 3 Satz 1
mindestens alle zwei Jahre einen Bericht über seine Monitoringergebnisse zu
den Wettbewerbsverhältnissen im Bereich der Erzeugung elektrischer Energie.
Das Bundeskartellamt kann den Bericht unabhängig von dem Monitoringbericht
nach Satz 1 veröffentlichen.“
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Artikel 3

Änderung der Stromnetzentgeltverordnung

In § 18 Absatz 1 Satz 1 der Stromnetzentgeltverordnung vom 25. Juli 2005 (BGBl. I
S. 2225), die zuletzt durch Artikel 314 der zehnten Zuständigkeitsanpassungsverordnung
vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) geändert worden ist, werden nach dem Wort „Er-
zeugungsanlagen“ die Wörter „, die vor dem 1. Januar 2021 in Betrieb genommen worden
sind,“ eingefügt.

Artikel 4

Änderung der Stromnetzzugangsverordnung

Die Stromnetzzugangsverordnung vom 25. Juli 2005 (BGBl. I S. 2243), die zuletzt
durch Artikel 8 des Gesetzes vom 21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1066) geändert worden ist,
wird wie folgt geändert:

1. § 8 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Betreiber von Übertragungsnetzen müssen die Kosten für Primärregel-
leistung und -arbeit, für die Vorhaltung von Sekundärregelleistung und Minuten-
reserveleistung sowie weiterer beschaffter und eingesetzter Regelenergieproduk-
te als eigenständige Systemdienstleistungen den Nutzern der Übertragungsnetze
in Rechnung stellen, soweit nicht die Bundesnetzagentur durch Festlegung nach
§ 27 Absatz 1 Nummer 21a die Kosten für denjenigen Teil der Vorhaltung von
Regelenergie aus Sekundärregelleistung und Minutenreserveleistung, der durch
das Verhalten der Bilanzkreisverantwortlichen in ihrer Gesamtheit verursacht
wird, zur Abrechnung über die Ausgleichsenergie bestimmt. Bei der Ermittlung
der Kosten kann eine pauschalisierende Betrachtung zu Grunde gelegt werden.
Für jedes Angebot, das zum Zuge kommt, bemisst sich die zu zahlende Vergü-
tung nach dem im jeweiligen Angebot geforderten Preis, soweit nicht die Bun-
desnetzagentur durch Festlegung nach § 27 Absatz 1 Nummer 3b das Verfahren
zur Vergütung der Regelenergie durch ein Einheitspreisverfahren regelt.“

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Die einzelnen Betreiber von Übertragungsnetzen sind verpflichtet, inner-
halb ihrer jeweiligen Regelzone auf 15-Minutenbasis die Mehr- und Minderein-
speisungen aller Bilanzkreise zu saldieren. Sie haben die Kosten und Erlöse für
den Abruf von Sekundärregelarbeit und Minutenreservearbeit sowie im Fall einer
nach § 27 Absatz 1 Nummer 21a getroffenen Festlegung auch die Kosten für die
Vorhaltung von Regelenergie aus Sekundärregelleistung und Minutenreserveleis-
tung im festgelegten Umfang als Ausgleichsenergie den Bilanzkreisverantwortli-
chen auf Grundlage einer viertelstündlichen Abrechnung in Rechnung zu stellen.
Die Preise, die je Viertelstunde ermittelt werden, müssen für Bilanzkreisüberspei-
sungen und Bilanzkreisunterspeisungen identisch sein. Die Abrechnung des Be-
treibers von Übertragungsnetzen gegenüber den Bilanzkreisverantwortlichen soll
den gesamten Abrechnungszeitraum vollständig umfassen. Die Abrechnung hat
spätestens zwei Monate nach dem jeweiligen Abrechnungsmonat zu erfolgen.



- 35 -

Die Frist kann auf Antrag des Betreibers von Übertragungsnetzen von der Regu-
lierungsbehörde verlängert werden.“

2. § 26 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) In den Bilanzkreisverträgen ist sicherzustellen, dass die Bilanzkreisverant-
wortlichen gegen angemessenes Entgelt ihren Bilanzkreis für die Bereitstellung von
Minutenreserve und von Sekundärregelung öffnen, die ein Bereitsteller des eigenen
Bilanzkreises über einen anderen Bilanzkreis erbringen will.“

3. § 27 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) Nach Nummer 3a wird folgende Nummer 3b eingefügt:

„3b. zum Verfahren der Vergütung für Angebote von Regelenergieprodukten
nach § 8 Absatz 1 Satz 3; dabei kann sie insbesondere festlegen, dass Re-
gelarbeitspreise und Regelleistungspreise in einem Einheitspreisverfahren
bestimmt werden;“

b) Nach Nummer 21 wird folgende Nummer 21a eingefügt:

„21a. zu den Kriterien, nach denen die Ausgleichsenergie nach § 8 Absatz 1 und
2 durch die Betreiber der Übertragungsnetze abzurechnen ist; dabei kann sie
insbesondere festlegen, wie derjenige Teil der Vorhaltung von Regelleistung,
der dem Verhalten der Bilanzkreisverantwortlichen in ihrer Gesamtheit zuzu-
rechnen ist, von den Betreibern der Übertragungsnetze zu bestimmen und
im Rahmen der Bilanzkreisabrechnung abzurechnen ist;“

Artikel 5

Änderung der Systemstabilitätsverordnung

Die Systemstabilitätsverordnung vom 20. Juli 2012 (BGBl. I S. 1635), die zuletzt
durch Artikel 1 der Verordnung vom 9. März 2015 (BGBl. I S. 279) geändert worden ist,
wird wie folgt geändert:

1. In § 1 wird nach den Wörtern „zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien“
die Angabe „, Grubengas“ eingefügt.

2. § 2 Absatz 2 Nummer 4 wird wie folgt gefasst:

„4. Anlagen zur Erzeugung von Strom aus gasförmiger und flüssiger Biomasse, ein-
schließlich Biomethan und Deponie-, Klär- sowie Grubengas, mit einer installier-
ten maximalen Leistung von mehr als 1000 Kilowatt, die nach dem 31. Dezember
1999 in Betrieb genommen wurden,“.

3. In § 21 Absatz 1 wird die Angabe „Buchstabe a“ gestrichen.
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Artikel 6

Änderung der Reservekraftwerksverordnung

Die Reservekraftwerksverordnung vom 27. Juni 2013 (BGBl. I S. 1947) wird wie folgt
geändert:

1. Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Verordnung zur Regelung der Beschaffung und Vorhaltung von
Anlagen in der Netzreserve

(Netzreserveverordnung – NetzResV)“.

2. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Diese Verordnung regelt das Verfahren der Beschaffung der Netzreserve,
den Einsatz von Anlagen in der Netzreserve nach § 13a Absatz 4 des Ener-
giewirtschaftsgesetzes sowie Anforderungen an Anlagen in der Netzreserve
auf Grundlage von § 13b Absatz 1 Nummer 2 des Energiewirtschaftsgeset-
zes.“

bb) In Satz 2 werden die Wörter „§ 13 Absatz 1a und 1b“ durch die Wörter „§ 13
Absatz 1a und 1c“ ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 3 werden nach den Wörtern „Die Bildung“ die Wörter „und der
Einsatz“ gestrichen.

3. § 2 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden nach den Wörtern „des Elektrizitätsversorgungssystems“ die
Wörter „, insbesondere für die Bewirtschaftung von Netzengpässen und für die
Spannungshaltung“ eingefügt.

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:

„Für einen sicheren Netzbetrieb sollen auch systemrelevante Mehrfachfehler an-
gemessen beherrscht werden.“

4. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird nach dem Wort „spätestens“ die Angabe „1. Mai“ durch die
Angabe „zum 30. April“ ersetzt.

bb) In Satz 4 werden die Wörter „und Szenarien“ durch die Wörter „, Szenarien,
Methoden sowie die zum 30. April des jeweiligen Jahres für die jeweils fol-
genden fünf Jahre prognostizierten Einzelwerte der Jahreshöchstlast im Ge-
biet der Bundesrepublik Deutschland einschließlich der Netzverluste“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
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aa) Satz 1 wird durch die folgenden Sätze ersetzt:

„Grundlage der Prüfung ist eine von den Übertragungsnetzbetreibern jährlich
gemeinsam erstellte Systemanalyse; die Systemanalyse umfasst

1. eine Analyse der verfügbaren gesicherten Erzeugungskapazitäten auch
im Hinblick auf deren technische Eignung für die Abwehr von Gefahren
für die Sicherheit oder Zuverlässigkeit des Elektrizitätsversorgungssys-
tems einschließlich ihrer Anfahrfahrzeiten und ihrer Laständerungsge-
schwindigkeiten,

2. eine Analyse der wahrscheinlichen Entwicklung der verfügbaren gesi-
cherten Erzeugungskapazitäten im Hinblick auf den jeweils folgenden
Zeitraum vom 1. Oktober bis zum 31. März (Winterhalbjahr) sowie min-
destens eines der weiteren darauf folgenden vier Betrachtungsjahre und

3. eine Prognose des eventuellen Bedarfs an Netzreserve.

Ein Betrachtungsjahr umfasst jeweils den Zeitraum vom 1. April eines Jahres
bis zum 31. März des jeweiligen Folgejahres. Ergänzend erstellen die Über-
tragungsnetzbetreiber im Einvernehmen mit der Bundesnetzagentur bis zum
30. November 2016 eine Analyse des Winterhalbjahres 2021/2022; darüber
hinaus kann die Bundesnetzagentur verlangen, dass die Übertragungsnetz-
betreiber zusätzlich zu der Systemanalyse nach Satz 1 eine Analyse im Hin-
blick auf ein weiteres Betrachtungsjahr erstellen, das einen Untersuchungs-
zeitraum nach dem in Satz 1 genannten Zeitraum abdeckt (Langfristanaly-
se). Die Entscheidung über weitere Untersuchungszeiträume nach Satz 1
bedarf der Zustimmung durch die Bundesnetzagentur. Bei den Analysen
nach den Sätzen 1 und 3 sind in der Planung und im Bau befindliche neu zu
errichtende Erzeugungsanlagen, insbesondere nach § 13a Absatz 4 Satz 3
und 4 des Energiewirtschaftsgesetzes, zu berücksichtigen.“

bb) In dem neuen Satz 6 werden die Wörter „einer neuen Anlage“ durch die Wör-
ter „einer neu zu errichtenden Anlage“ ersetzt und die Wörter „zur Gewähr-
leistung der Sicherheit und Zuverlässigkeit des Elektrizitätsversorgungssys-
tems“ gestrichen.

cc) In dem neuen Satz 7 werden die Wörter „und Szenarien“ durch die Wörter
„, Szenarien und Methoden“ ersetzt.

dd) In dem neuen Satz 8 wird die Angabe „1. April“ durch die Angabe „1. März“
ersetzt.

c) Absatz 3 Satz 3 wird aufgehoben.

5. § 4 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Die Wörter „bis spätestens zum 1. Mai eines jeden Jahres die konkreten An-
forderungen“ werden durch die Wörter „bis spätestens zum 30. April eines
jeden Jahres die Anforderungen“ ersetzt.

bb) Folgender Satz wird angefügt:

„Die ergänzende Langfristanalyse bleibt bei dem Verfahren nach Satz 1 un-
berücksichtigt.“
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b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Die Übertragungsnetzbetreiber führen die Verhandlungen mit den Be-
treibern der Anlagen und schließen bis spätestens zum 15. September Verträge
über die Nutzung der Anlagen für die Netzreserve ab, sofern diese Anlagen im
folgenden Winterhalbjahr benötigt werden. Verträge über die Nutzung der Anla-
gen für die Netzreserve, die frühestens im übernächsten Winterhalbjahr benötigt
werden, sollen bis spätestens zum 15. Dezember abgeschlossen werden.“

6. § 5 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 1 werden die Wörter „§ 13a Absatz 2 Satz 8 und 9“ durch die Wörter
„§ 13a Absatz 1 Satz 7“ ersetzt.

b) In Nummer 2 werden die Wörter „am Energiemarkt“ durch die Wörter „an den
Strommärkten“ ersetzt.

7. § 6 wird wie folgt gefasst:

„§ 6

Erstattung von Kosten bestehender Anlagen

(1) Die Kosten, die durch die Nutzung der bestehenden Anlagen nach § 5 Ab-
satz 2 in der Netzreserve entstehen, werden dem Betreiber der Anlage durch den je-
weiligen Betreiber des Übertragungsnetzes erstattet. Kosten, welche auch im Fall ei-
ner endgültigen Stilllegung angefallen wären, sind nicht erstattungsfähig. Opportuni-
tätskosten in Form einer angemessenen Verzinsung für bestehende Anlagen nach
§ 5 Absatz 2 sind nur erstattungsfähig, sofern und soweit eine verlängerte Kapitalbin-
dung in Form von Grundstücken und weiterverwertbaren technischen Anlagen oder
Anlagenteilen aufgrund der Verpflichtung für die Netzreserve besteht. Der Wertever-
brauch der weiterverwertbaren technischen Anlagen oder der Anlagenteile ist nur er-
stattungsfähig, sofern und soweit die technischen Anlagen in der Netzreserve tat-
sächlich eingesetzt werden; für die Bestimmung des anteiligen Werteverbrauchs ist
§ 13 Absatz 1c Satz 3 des Energiewirtschaftsgesetzes entsprechend anzuwenden.

(2) Der Umfang der Kostenerstattung nach Absatz 1 wird in den jeweiligen Ver-
trägen auf Grundlage der Kostenstruktur der jeweiligen Anlage nach Abstimmung mit
der Bundesnetzagentur festgelegt. Die durch den Vertrag entstehenden Kosten der
Übertragungsnetzbetreiber werden durch Festlegung der Bundesnetzagentur zu einer
freiwilligen Selbstverpflichtung der Übertragungsnetzbetreiber nach [§ 11 Absatz 2
Satz 4] und [§ 32 Absatz 1 Nummer 4] der Anreizregulierungsverordnung in ihrer je-
weils geltenden Fassung als verfahrensregulierte Kosten nach Maßgabe der hierfür
geltenden Vorgaben anerkannt.

(3) Die Kostenregelung nach Absatz 1 Satz 1 umfasst weiterhin die folgenden
Punkte:

1. im Rahmen der Erzeugungsauslagen wird ein Arbeitspreis in Form der notwendi-
gen Auslagen für eine konkrete Einspeisung der Anlage gewährt;

2. im Rahmen der Betriebsbereitschaftsauslagen werden die einmaligen Kosten für
die Herstellung der Betriebsbereitschaft der Anlage berücksichtigt; Kosten in die-
sem Sinne sind auch die Kosten erforderlicher immissionsschutzrechtlicher Prü-
fungen sowie die Kosten der Reparatur außergewöhnlicher Schäden;
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3. im Rahmen der Betriebsbereitschaftsauslagen wird zudem ein Leistungspreis für
die Bereithaltung der betreffenden Anlage gewährt; hierbei werden die Kosten
berücksichtigt, welche dem Betreiber zusätzlich und fortlaufend auf Grund der
Vorhaltung der Anlage für die Netzreserve entstehen; der Leistungspreis kann als
pauschalierter Betrag in Euro je Megawatt zu Vertragsbeginn auf Grundlage von
im konkreten Fall ermittelten Erfahrungswerten der jeweiligen Anlage festgelegt
werden; die Bundesnetzagentur kann die der Anlage zurechenbaren Gemeinkos-
ten eines Betreibers bis zu einer Höhe von 5 Prozent der übrigen Kosten dieser
Nummer pauschal anerkennen; der Nachweis höherer Gemeinkosten durch den
Betreiber ist möglich.“

8. § 7 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Wörter „des Energiemarktes“ durch die Wörter „der
Strommärkte“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Die Übertragungsnetzbetreiber setzen die Anlagen der Netzreserve auf
Grundlage der ihnen zur Verfügung stehenden Prognosen unter Berücksichti-
gung der technischen Randbedingungen ein. Der Einsatz erfolgt nachrangig zu
geeigneten Maßnahmen nach § 13 Absatz 1 Nummer 1 und 2 sowie Absatz 1a
des Energiewirtschaftsgesetzes, soweit diese Maßnahmen zur Gewährleistung
der Systemsicherheit nach § 2 Absatz 2 ausreichend sind.“

9. § 8 wird wie folgt gefasst:

„§ 8

Ausnahmefall der Beschaffung neu zu errichtender Anlagen für die Netzreserve

(1) Neu zu errichtende Anlagen können über den Bedarf nach § 13a Absatz 4
Satz 3 des Energiewirtschaftsgesetzes hinaus nur in die Netzreserve einbezogen
werden, wenn die Übertragungsnetzbetreiber einen entsprechenden Bedarf darlegen.
Ein Bedarf nach Satz 1 besteht,

1. sofern und soweit die Sicherheit und Zuverlässigkeit des Energieversorgungssys-
tems ohne die Errichtung einer oder mehrerer neuer Anlagen gefährdet ist, ins-
besondere weil der erforderliche Netzreservebedarf künftig nicht mehr mit beste-
henden Anlagen gedeckt werden kann, oder

2. sofern und soweit eine Ertüchtigung bestehender Anlagen im Vergleich zur Be-
schaffung einer neu zu errichtenden Anlage nicht wirtschaftlich ist.

Ein Bedarf nach Satz 2 kann sich insbesondere auf Grund der ergänzenden Lang-
fristanalyse ergeben.

(2) Soweit die Bundesnetzagentur einen Bedarf für die Beschaffung einer neu
zu errichtenden Anlage bestätigt, ist der betroffene Übertragungsnetzbetreiber be-
rechtigt und im Rahmen der Möglichkeiten verpflichtet, neu zu errichtende Anlagen
für die Netzreserve im entsprechenden Umfang unverzüglich zu beschaffen.

(3) Der Übertragungsnetzbetreiber muss die Errichtung und den Betrieb der An-
lage in einem transparenten, diskriminierungsfreien Verfahren nach den Vorgaben
der Sektorenverordnung in der jeweils geltenden Fassung ausschreiben.
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(4) Soweit im Rahmen des Verfahrens nach Absatz 2 kein ausreichendes Er-
gebnis erzielt werden kann, soll der Übertragungsnetzbetreiber nach Abstimmung mit
der Bundesnetzagentur neue Anlagen als besonderes netztechnisches Betriebsmittel
an geeigneter Stelle errichten und betreiben. Im Hinblick auf die Art des Einsatzes der
Anlage während und nach Ende der Nutzung im Rahmen der Netzreserve ist § 7 ent-
sprechend anzuwenden. Die durch die neue Anlage verursachten Kosten der Über-
tragungsnetzbetreiber werden durch Festlegung der Bundesnetzagentur zu einer
freiwilligen Selbstverpflichtung der Übertragungsnetzbetreiber gemäß § 11 Absatz 2
Satz 4 und § 32 Absatz 1 Nummer 4 der Anreizregulierungsverordnung in der jeweils
geltenden Fassung als verfahrensregulierte Kosten nach Maßgabe der hierfür gelten-
den Vorgaben anerkannt.“

10. § 9 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 9

Wesentliche Bestandteile des Vertrags bei neu zu errichtenden Anlagen“.

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Der Betreiber der Anlage verpflichtet sich, die Anlage nach dem Ende der
Nutzung im Rahmen der Netzreserve ausschließlich

1. in der Kapazitäts- und Klimareserve im Sinne des § 13d des Energie-
wirtschaftsgesetzes einzusetzen oder

2. dem Übertragungsnetzbetreiber als besonderes netztechnisches Be-
triebsmittel zur Nutzung zur Verfügung zu stellen; die Anlage muss dann
weiter ausschließlich außerhalb der Strommärkte zur Gewährleistung
der Sicherheit und Zuverlässigkeit des Elektrizitätsversorgungssystems
eingesetzt werden.“

11. § 10 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Vorläufige Stilllegungen im Sinne des § 13a Absatz 1 Satz 4 des Ener-
giewirtschaftsgesetzes sind mit Ausnahme von Revisionen und technisch beding-
ten Störungen Maßnahmen, die bewirken, dass die Anlage nicht mehr anfahrbe-
reit gehalten wird, aber innerhalb eines Jahres nach Anforderung durch den
Übertragungsnetzbetreiber nach § 13 Absatz 1a Satz 2 des Energiewirtschafts-
gesetzes wieder betriebsbereit gemacht werden kann, um eine geforderte An-
passung ihrer Einspeisung nach § 13 Absatz 1a Satz 1 und 2 oder Absatz 1c des
Energiewirtschaftsgesetzes umzusetzen.“

b) Absatz 5 wird aufgehoben.

12. § 11 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird aufgehoben.

b) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt geändert:
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aa) In Nummer 1 werden die Wörter „§ 6 Absatz 2 Nummer 1“ durch die Wörter
„§ 6 Absatz 3 Nummer 1“ ersetzt.

bb) Nummer 2 wird durch folgende Nummern 2 und 3 ersetzt:

„2. die Erstattung der Betriebsbereitschaftsauslagen nach § 13 Absatz 1c
des Energiewirtschaftsgesetzes; im Rahmen der Betriebsbereitschafts-
auslagen werden die für die Vorhaltung und gegebenenfalls die Herstel-
lung der Betriebsbereitschaft der betreffenden Anlage notwendigen Aus-
lagen erstattet (Grundsatz der Auslagenerstattung); es werden aus-
schließlich die Auslagen berücksichtigt, die dem Betreiber zusätzlich auf
Grund der Bereitstellung der Anlage für von den Übertragungsnetzbe-
treibern angeforderte Systemsicherheitsmaßnahmen entstehen; nicht
erstattungsfähig sind Auslagen, welche auch im Fall einer vorläufigen
Stilllegung oder im Hinblick auf eine spätere Rückkehr an die Strom-
märkte angefallen wären, sowie Opportunitätskosten;

3. den Werteverbrauch der technischen Anlagen oder Anlagenteile, sofern
und soweit die technischen Anlagen in der Netzreserve tatsächlich ein-
gesetzt werden; für die Bestimmung des anteiligen Werteverbrauchs ist
§ 13 Absatz 1c Satz 3 entsprechend anzuwenden.“

c) In Absatz 3 werden die Wörter „nach § 13 Absatz 1b Satz 2“ durch die Wörter
„nach § 13 Absatz 1c Satz 3“ ersetzt, werden die Wörter „Dauer von fünf Jahren“
durch die Wörter „Dauer von vier Jahren“ ersetzt und werden die Wörter „Ablauf
der fünf Jahre“ durch die Wörter „Ablauf der vier Jahre“ ersetzt.

d) Absatz 4 wird aufgehoben.

13. § 12 wird wie folgt geändert:

a) In § 12 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „§ 13a Absatz 2 Satz 8 und 9“ durch
die Wörter „§ 13a Absatz 1 Satz 7“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Ist einem Betreiber die endgültige Stilllegung seiner Anlage nach § 13a
Absatz 2 des Energiewirtschaftsgesetzes verboten, so ist im Hinblick auf die Be-
messung der Vergütung der Anlagenbetreiber durch Erzeugungs- und Betriebs-
bereitschaftsauslagen, Opportunitätskosten und Werteverbrauch sowie für die
Anerkennung der hierdurch verursachten Kosten der Übertragungsnetzbetreiber
§ 6 und im Hinblick auf die Art des Einsatzes § 7 entsprechend anzuwenden.“

14. In § 13 Absatz 1 Nummer 1 werden die Wörter „der konkreten Anforderungen“ durch
die Wörter „der Anforderungen“ ersetzt.

Artikel 7

Änderung der Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung

Die Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung vom 23. Juli 2009 (BGBl. I S. 2174),
die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. November 2014 (BGBl. I S. 1740) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. § 67 Absatz 1 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:
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„1. mit den Daten

a) im Marktstammdatenregister nach § 111e des Energiewirtschaftsgesetzes
oder

b) im Anlagenregister nach § 6 Absatz 1 Satz 3 des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes, solange und soweit in diesem Register die Anlagen zur Erzeu-
gung von Strom aus flüssiger Biomasse erfasst werden, und“

2. § 73 Absatz 1a wird wie folgt gefasst:

„(1a) Soweit es zum Abgleich der Daten des Informationsregisters nach § 66 mit
dem Marktstammdatenregister nach § 111e des Energiewirtschaftsgesetzes oder
dem Anlagenregister nach § 6 Absatz 1 Satz 3 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes
erforderlich ist, darf die zuständige Behörde Informationen an das jeweilige Register
übermitteln.“

Artikel 8

Änderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes

Das Erneuerbare-Energien-Gesetz vom 21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1066), das zuletzt
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 29. Juni 2015 (BGBl. I S. 1010) geändert worden ist,
wird wie folgt geändert:

1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 6 wie folgt gefasst:

„§ 6 Erfassung des Ausbaus der erneuerbaren Energien“.

2. § 6 wird wie folgt gefasst:

„§ 6

Erfassung des Ausbaus der erneuerbaren Energien

(1) Die Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und
Eisenbahnen (Bundesnetzagentur) erfasst im Marktstammdatenregister nach § 111e
des Energiewirtschaftsgesetzes Daten über Anlagen zur Erzeugung von Strom aus
erneuerbaren Energien. Es sind die Daten zu erfassen, die erforderlich sind, um

1. die Integration des Stroms in das Elektrizitätsversorgungssystem zu fördern,

2. die Grundsätze nach § 2 Absatz 1 bis 3 und den Ausbaupfad nach § 3 zu über-
prüfen,

3. die Absenkung der Förderung nach den §§ 28, 29 und 31 umzusetzen,

4. den bundesweiten Ausgleich des abgenommenen Stroms und der finanziellen
Förderung zu erleichtern und

5. die Erfüllung nationaler, europäischer und internationaler Berichtspflichten zum
Ausbau der erneuerbaren Energien zu erleichtern.



- 43 -

Bis zur Inbetriebnahme des Marktstammdatenregisters werden die Daten im Anlagen-
register nach Maßgabe der Anlagenregisterverordnung erfasst. Die Bundesnetzagen-
tur kann den Betrieb des Anlagenregisters so lange fortführen, bis die technischen
und organisatorischen Voraussetzungen für die Erfüllung der Aufgaben nach Satz 2
im Rahmen des Marktstammdatenregisters bestehen.

(2) Anlagenbetreiber müssen der Bundesnetzagentur mindestens die in § 111f
Nummer 6 Buchstabe a bis d des Energiewirtschaftsgesetzes genannten Daten
übermitteln und angeben, ob sie für den in der Anlage erzeugten Strom eine finanziel-
le Förderung in Anspruch nehmen wollen.

(3) Zur besseren Nachvollziehbarkeit des Ausbaus der erneuerbaren Energien
werden Daten der registrierten Anlagen nach Maßgabe der Rechtsverordnung nach
§ 93 Nummer 8 auf der Internetseite der Bundesnetzagentur veröffentlicht und min-
destens monatlich aktualisiert.

(4) Das Nähere zum Anlagenregister einschließlich der Übermittlung weiterer
Daten, der Weitergabe der Daten an Netzbetreiber und Dritte sowie der Überführung
in das Marktstammdatenregister nach Absatz 1 Satz 3 und 4 ist durch Rechtsverord-
nung nach § 93 zu regeln.“

3. Dem § 12 Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:

„§ 11 Absatz 2 des Energiewirtschaftsgesetzes ist entsprechend anzuwenden.“

4. Nach § 19 Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefügt:

„(1a) Wenn und soweit Anlagenbetreiber den Anspruch nach Absatz 1 geltend
machen, darf für den Strom keine Steuerbegünstigung nach § 9 Absatz 1 Nummer 1
oder Nummer 3 des Stromsteuergesetzes in Anspruch genommen werden.“

5. Dem § 20 Absatz 2 wird folgender Satz 3 angefügt:

„Die Zuordnung einer Anlage oder eines prozentualen Anteils des erzeugten Stroms
einer Anlage zur Veräußerungsform einer Direktvermarktung nach Absatz 1 Nummer
1 oder 2 ist nur dann zulässig, wenn die gesamte Ist-Einspeisung der Anlage in vier-
telstündlicher Auflösung gemessen und bilanziert wird.“

6. Dem § 24 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

„Der Wert eines Stundenkontraktes nach Satz 1 ist negativ, wenn für die betreffende
Stunde jeweils der Wert in der vortägigen Auktion am Spotmarkt und der volumenge-
wichtete Durchschnitt der Preise aller Transaktionen im kontinuierlichen untertägigen
Handel am Spotmarkt negativ sind.“

7. § 25 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 3 eingefügt:

3.„ solange und soweit Anlagenbetreiber gegen § 19 Absatz 1a verstoßen,“.

bb) Die bisherigen Nummern 3 und 4 werden die Nummern 4 und 5.

cc) In der neuen Nummer 4 werden nach der Angabe „Satz 2“ die Wörter „oder
3“ eingefügt.
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b) Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Die Angabe „3“ wird durch die Angabe „4“ ersetzt.

bb) Nach der Angabe „Satz 2“ wird die Angabe „oder 3“ ergänzt.

8. § 57 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Bei Anlagen, die vor dem 1. Januar 2021 in Betrieb genommen worden sind,
müssen Netzbetreiber vermiedene Netzentgelte nach § 18 der Stromnetzentgeltver-
ordnung, die nach § 18 Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 der Stromnetzentgeltverordnung
nicht an Anlagenbetreiber gewährt werden und nach § 18 Absatz 2 und 3 der Strom-
netzentgeltverordnung ermittelt worden sind, an die vorgelagerten Übertragungsnetz-
betreiber auszahlen. § 11 Absatz 5 Nummer 2 ist entsprechend anzuwenden.“

9. § 93 wird wie folgt geändert:

a) Im Satzteil vor der Aufzählung wird die Angabe „nach § 6“ durch die Wörter „nach
§ 6 Absatz 1 Satz 3“ ersetzt.

b) In den Nummern 1, 2, 4 und 6 bis 10, 11. Satzteil vor der Gliederung, Nummer 11
Buchstabe c, Nummer 12 Buchstabe a bis c und Nummer 13 wird jeweils das
Wort „Angaben“ durch das Wort „Daten“ ersetzt.

c) Nummer 14 wird wie folgt gefasst:

„14. die Überführung des Anlagenregisters in das Marktstammdatenregister nach
§ 6 Absatz 1 Satz 3 und 4 einschließlich der Übergangsfristen und Regelun-
gen zur Übertragung der bereits registrierten Daten;“

10. Dem § 104 wird folgender Absatz 5 angefügt:

„(5) § 19 Absatz 1a , § 24 Absatz 1 Satz 2 und § 25 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3
sind rückwirkend zum 1. Januar 2016 anzuwenden.“

Artikel 9

Änderung des Stromsteuergesetzes

Nach § 9 Absatz 1 des Stromsteuergesetzes vom 24. März 1999 (BGBl. I S. 378;
2000 I S. 147), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 5. Dezember 2012 (BGBl. I
S. 2436, 2725) geändert worden ist, wird folgender Absatz 1a eingefügt:

„(1a) Absatz 1 Nummer 1 und Nummer 3 finden keine Anwendung für Strom, der
nach § 19 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes vom 21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1066),
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 29. Juni 2015 (BGBl. I S. 1010) geän-
dert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung gefördert wird.“
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Artikel 10

Änderung der Anlagenregisterverordnung

In § 1 Satz 1 der Anlagenregisterverordnung vom 1. August 2014 (BGBl. I S. 1320),
die zuletzt durch Artikel 3 der Verordnung vom 17. Februar 2015 (BGBl. I S. 146) geän-
dert worden ist, werden die Wörter „§ 6 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes vom 21. Juli
2014 (BGBl. I S. 1066)“ durch die Wörter „§ 6 Absatz 1 Satz 3 des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes vom 21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1066), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes
zur Weiterentwicklung des Strommarktes vom [XX] geändert worden ist“ ersetzt.

Artikel 11

Änderung des Gesetzes zur Neuregelung energiewirtschafts-
rechtlicher Vorschriften

Das dritte Gesetz zur Neuregelung energiewirtschaftsrechtlicher Vorschriften vom 20.
Dezember 2012 (BGBl. I S. 2730) wird wie folgt geändert:

1. Artikel 2 wird aufgehoben.

2. Artikel 8 Absatz 2 wird aufgehoben.

Artikel 12

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am Tag nach der Verkündung in
Kraft.

(2) Artikel 1 Nummer 20 sowie Artikel 1 Nummer 24 Buchstabe a treten am 1. Janu-
ar 2017 in Kraft. Artikel 9 tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2016 in Kraft.
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

In den kommenden Jahren durchläuft der Strommarkt eine Phase des Übergangs. Bis
2022 werden durch den Ausstieg aus der Kernenergie weitere Erzeugungskapazitäten in
Höhe von über 10 Gigawatt stillgelegt. Gleichzeitig übernehmen erneuerbare Energien
mehr Verantwortung in der Stromversorgung und die Märkte für Strom in Europa wachsen
weiter zusammen. Diese Entwicklungen prägen das Stromversorgungssystem: Durch den
zusätzlichen Ausbau der erneuerbaren Energien sinkt der Bedarf an konventionellen
Grund- und Mittellastkraftwerken, während der Bedarf an Spitzenlastkraftwerken und an-
deren regelbaren Kraftwerken sowie flexiblen Nachfragern und anderen Flexibilitätsoptio-
nen steigt. Diese können bei einem wachsenden Anteil der Stromerzeugung aus erneuer-
baren Energien die Stromnachfrage decken. Gleichzeitig entwickelt sich der Strommarkt
zu einem insgesamt effizienten Stromsystem weiter, in dem flexible Erzeuger, flexible
Verbraucher und Speicher zunehmend auf das fluktuierende Dargebot aus Wind und
Sonne reagieren.

Vor diesem Hintergrund ist die zentrale Aufgabe eines weiterentwickelten Strommarktes,
Versorgungssicherheit umweltverträglich und kosteneffizient zu gewährleisten, das heißt
die Synchronisierung von Stromerzeugung und Stromverbrauch auch bei steigenden An-
teilen von Wind- und Sonnenenergie kosteneffizient und sicher zu ermöglichen. Die not-
wendigen Investitionen in neue Kapazitäten auf der Erzeugungs- oder Verbrauchsseite
müssen auch unter den sich ändernden Rahmenbedingungen getätigt werden. Zugleich
müssen die vorhandenen Kapazitäten in Höhe des zu erwartenden Verbrauchs kontra-
hiert und eingesetzt werden.

Ziel des Gesetzes zur Weiterentwicklung des Strommarktes ist es daher, die energiewirt-
schaftsrechtlichen Regelungen für den Stromsektor so auszugestalten, dass einerseits
ausreichend Kapazitäten vorhanden sind, um jederzeit Angebot und Nachfrage auszu-
gleichen (Vorhaltefunktion), andererseits zu gewährleisten, dass diese Kapazitäten auch
zur richtigen Zeit und im erforderlichen Umfang eingesetzt werden (Einsatzfunktion).

Zudem droht die Bundesrepublik Deutschland ohne weitere Maßnahmen das nationale
Ziel zur Reduktion von Treibhausgasemissionen für das Jahr 2020 zu verfehlen. Das nati-
onale Ziel sieht vor, dass Deutschland die Treibhausgasemissionen bis zum Jahr 2020
um 40 Prozent im Vergleich zum Jahr 1990 verringert. Die bisher ergriffenen Maßnahmen
genügen allerdings nicht, um dieses Ziel zu erreichen. Deshalb hat die Bundesregierung
am 3. Dezember 2014 das Aktionsprogramm Klimaschutz (BT Drs. vom 5.12.2014) be-
schlossen. Dieses Aktionsprogramm sieht vor, dass alle Sektoren einen Beitrag zur Emis-
sionsminderung erbringen müssen. Unter anderem sollen 22 Millionen Tonnen Kohlendi-
oxid unter besonderer Berücksichtigung des Stromsektors und des europäischen Zertifi-
katehandels eingespart werden. Dieses Gesetz soll die Grundlage dafür schaffen, dass
einige Braunkohlekraftwerke aus dem Strommarkt in eine Reserve überführt und nach
vier Jahren Reservebetrieb stillgelegt werden. Da die Braunkohlekraftwerke im Reserve-
betrieb und aufgrund der frühzeitigen Stilllegung deutlich weniger Kohlendioxid aussto-
ßen, ist das ein substantieller Beitrag des Stromsektors zur Erreichung des nationalen
Klimaschutzziels.

Soweit die Regelungen dieses Gesetzes den Bereich der Elektromobilität betreffen, wer-
den zum Teil die Vorgaben der europäischen Richtlinie 2014/94/EU über den Aufbau der
Infrastruktur für alternative Kraftstoffe umgesetzt.
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Die weiteren zentralen Inhalte des Gesetzentwurfs werden unten im Überblick dargestellt
(siehe unten VI. 1.).

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Die Inhalte dieses Gesetzes gehen weitgehend auf das am 3. Juli diesen Jahres veröf-
fentliche Weißbuch „Ein Strommarkt für die Energiewende“ zurück, das auf der Internet-
seite des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie (BMWi) veröffentlicht wurde
(http://www.bmwi.de/DE/Themen/Energie/Strommarkt-der-Zukunft/strommarkt-2-0.html).
Darin ist die Grundsatzentscheidung für einen weiterentwickelten Strommarkt und gegen
einen Kapazitätsmarkt begründet worden. Mit dem Strommarktgesetz sollen die im Weiß-
buch genannten Maßnahmen umgesetzt werden.

Ein wesentlicher Inhalt des weiterentwickelten Strommarktes ist die Stärkung der Markt-
mechanismen, um zu gewährleisten, dass Erzeugung und Verbrauch ausgeglichen sind.
§ 1a EnWG regelt die Grundsätze des Strommarktes und der leitungsgebundenen Elektri-
zitätsversorgung. Er verankert die freie Strompreisbildung als Normprogramm im Gesetz.
Gesetzlich wird auch das Ziel verankert, die Marktpreissignale zu stärken, indem der
Stromgroßhandelspreis möglichst unverzerrt als Steuerungsinstrument wirken kann und
regulatorisch nicht in die freie Preisbildung eingegriffen wird. Dadurch soll die Planungs-
und Investitionssicherheit gewährleistet werden. Zugleich werden die Anreize zur Bilanz-
kreistreue gestärkt. Dazu regelt § 13 Absatz 4 EnWG, dass die Übertragungsnetzbetrei-
ber auch in Situationen hoher Knappheit, in denen Netzbetreiber Zwangsmaßnahmen
nach § 13 Absatz 2 EnWG vornehmen müssen, Bilanzkreise abrechnen. Dies soll ge-
währleisten, dass in Knappheitsfällen die hohen Ausgleichsenergiepreise tatsächlich bei
den Bilanzkreisverantwortlichen ankommen, deren Bilanzkreise unausgeglichen sind.
Zudem werden die Regelungen in § 8 StromNZV zur Bilanzkreisbewirtschaftung und des
Ausgleichsenergiesystems als zentrales Instrument für eine sichere Stromversorgung
angepasst. Dazu erhält die Regulierungsbehörde die Möglichkeit, künftig auch einen Teil
der Kosten für die Vorhaltung der Regelenergie über die Ausgleichenergie abzurechnen
und damit auf die von ihren Fahrplänen abweichenden Bilanzkreisverantwortlichen umzu-
legen sowie Regelarbeits- und Regelleistungspreise in einem Einheitspreisverfahren statt
in einem Gebotspreisverfahren zu bestimmen. Zugleich werden die Festlegungskompe-
tenzen der BNetzA in der StromNZV konkretisiert und erweitert.

Damit der weiterentwickelte Strommarkt eine effiziente und flexible Stromversorgung ge-
währleistet, müssen Kapazitäten effizienter und umweltverträglicher eingesetzt und er-
neuerbare Energien besser in das Energieversorgungssystem integriert werden. Bei der
Netzplanung wird dies dadurch gewährleistet, dass die Netzbetreiber die Möglichkeit er-
halten, ihr Netz so auslegen, dass sie bei den Berechnungen für ihre Netzplanung eine
Reduzierung der prognostizierten jährlichen Stromerzeugung aus Windenergie- und Pho-
tovoltaik-Anlagen um maximal drei Prozent simulieren können (Spitzenkappung). Damit
können die Kosten für den Netzausbau auf ein volkswirtschaftlich effizientes Maß mini-
miert und die Netzplanung kann an die Herausforderungen der Energiewende angepasst
werden. Zugleich sollen die Kosten für die Finanzierung der Netzinfrastruktur auch trans-
parent und gerechter verteilt werden. Daher erhalten Betreiber von dezentralen Erzeu-
gungsanlagen für Anlagen, die ab 2021 in Betrieb gehen, keine vermiedenen Netzentgelte
mehr. Der Bestandsschutz bestehender Anlagen und von Anlagen, die bis zum 31. De-
zember 2020 in Betrieb gehen, bleibt hiervon unberührt.

Zugleich sollen im Strommarkt verstärkt flexible Erzeuger und Verbraucher zum Einsatz
kommen und Markteintrittsbarrieren für Anbieter von Flexibilitätsoptionen abgebaut wer-
den. Durch Änderung der Stromnetzzugangsverordnung werden die Regelleistungsmärk-
te für spezialisierte Anbieter von Lastmanagement geöffnet. Auch werden Netzersatzan-
lagen und ihre technischen Eigenschaften in dem neu einzurichtenden Marktstammdaten-
register systematisch mit dem Ziel erfasst, dass diese mittelfristig eine größere Rolle am
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Strommarkt spielen. Auch die Rahmenbedingungen für den Aufbau der Ladepunkte für
Elektromobile werden verbessert. Mittelfristig können Elektrofahrzeuge Strom verstärkt in
den Zeiten nutzen, wenn er besonders günstig ist.

Dieses Gesetz erhöht zugleich die Transparenz im Bereich der Stromerzeugung deutlich:
Es wird eine gesetzliche Berichtspflicht des Bundeskartellamtes im GWB zur Marktmacht-
situation in der Stromerzeugung eingeführt, die zu mehr Transparenz und Rechtssicher-
heit bei Kraftwerksbetreibern über ihre marktbeherrschende Stellung führt. Damit können
Unternehmen die kartellrechtliche Zulässigkeit bestimmter Verhaltensweisen am Strom-
markt besser einordnen. Das EnWG wird um Regelungen ergänzt, welche die Verfügbar-
keit und Qualität energiewirtschaftlicher Daten für Marktakteure, Politik und Verwaltung
sowie die interessierte Öffentlichkeit verbessern. In einem entsprechenden Abschnitt wer-
den die rechtlichen Grundlagen für das Marktstammdatenregister bei der Bundesnetza-
gentur sowie für ein neues Informationsportal gelegt. Das Marktstammdatenregister soll
neben einer verbesserten Verfügbarkeit von sogenannten Stammdaten des Energie-
markts insbesondere auch einen deutlichen Beitrag zur Reduzierung und Vereinfachung
diesbezüglicher Meldepflichten leisten. Das nationale Informationsportal wird auf Basis
der Meldeverpflichtungen der europäischen Transparenzverordnung eine Internet-
Plattform sein, auf der alle relevanten Strommarktdaten für Deutschland systematisch
aufbereitet und anwenderfreundlich der interessierten Öffentlichkeit präsentiert werden.

Die Maßnahmen zur Weiterentwicklung des Strommarktes können nicht vorhersehbare
Extremsituationen, in denen zusätzliche Kapazitäten benötigt werden, nicht mit vollständi-
ger Sicherheit ausschließen. Um die Versorgungssicherheit auch in solchen Situationen
zu gewährleisten, wird eine Kapazitäts- und Klimareserve eingeführt. Die Kapazitäts- und
Klimareserve dient einerseits der Absicherung des Strommarktes, andererseits der Errei-
chung des nationalen Klimaschutzzieles. Zur Gewährleistung der Versorgungssicherheit
kommt sie zum Einsatz, wenn trotz freier Preisbildung an der Strombörse kein ausrei-
chendes Angebot existiert, um einen Ausgleich zwischen Angebot und Nachfrage zu er-
möglichen. Dazu werden Erzeugungskapazitäten zusätzlich zu den bestehenden Erzeu-
gungsanlagen außerhalb des Strommarktes vorgehalten und bei Bedarf eingesetzt. Die
Kapazitäts- und Klimareserve soll neben der Gewährleistung der Versorgungssicherheit
auch einen Beitrag leisten, um das nationale Klimaschutzziel für 2020 zu erreichen. Dazu
wird ein Klimasegment eingerichtet, in das nur Braunkohlekraftwerke überführt werden.
Die Braunkohlekraftwerke bleiben für vier Jahre in der Reserve und werden anschließend
stillgelegt. Durch den Reservebetrieb und die anschließende Stilllegung werden die Koh-
lendioxid-Emissionen im deutschen Stromsektor substantiell verringert.

Gleichzeitig zu der Einführung der Kapazitäts- und Klimareserve wird die bestehende
Netzreserve, die insbesondere für das Redispatchpotential Kraftwerke außerhalb des
Strommarktes zur Überbrückung von Netzengpässen und Gewährleistung des sicheren
Netzbetriebs vorhält, über den 31. Dezember 2017 hinaus verlängert und eng auf die Ka-
pazitäts- und Klimareserve abgestimmt. Zudem werden die Regelungen zur Kostenerstat-
tung angepasst. Die Netzreserve gewährleistet zu angemessenen Kosten den sicheren
Netzbetrieb und ist erforderlich, bis wichtige Netzausbauvorhaben fertiggestellt werden.

Zudem werden gesetzlich die Eckpunkte einer angemessenen Vergütung für Kraftwerke
geregelt, die von den Netzbetreibern angewiesen werden, aufgrund von Netzengpässen
im Strommarkt ihre Einspeisung anzupassen. Dies trägt zur Rechtssicherheit und Rechts-
klarheit bei.

Verschiedene Maßnahmen sichern die vorstehend aufgeführten Maßnahmen ab. Versor-
gungssicherheit ist von zentraler Bedeutung. Sie soll mit angemessenen Methoden fort-
laufend überwacht werden. Daher veröffentlicht das Bundesministerium für Wirtschaft und
Energie regelmäßig einen Bericht zur Versorgungssicherheit am Strommarkt. Dieser er-
scheint mindestens alle zwei Jahre und betrachtet Deutschland im Kontext des europäi-
schen Strommarktes. Künftig soll im Versorgungssicherheitsbericht auch die Integration
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des Strommarktes in den europäischen Energiebinnenmarkt stärker berücksichtigt wer-
den. Dabei wird dem Umstand Rechnung getragen, dass Versorgungssicherheit unter den
sich ändernden Rahmenbedingungen und durch die fortschreitende Vollendung des euro-
päischen Energiebinnenmarktes zunehmend auch im europäischen Kontext gedacht wer-
den muss. Schließlich werden in einem Bericht die relevanten Faktoren für die Mindester-
zeugung aus konventionellen Kraftwerken und die Wirkungen der Mindesterzeugung auf
die Integration erneuerbarer Energien untersucht und offengelegt. Dabei sollen die Min-
desterzeugung und ihre Einflussfaktoren kontinuierlich evaluiert werden.

Durch das Gesetz soll zudem der zunehmenden Integration des Strommarktes in den
Elektrizitätsbinnenmarkt und der wachsenden Kopplung der europäischen Strommärkte
Rechnung getragen werden. Zugleich wird mit diesem Gesetz die Erklärung vom 8. Juni
2015 umgesetzt. Dazu soll die regionale Zusammenarbeit insbesondere mit den an das
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland angrenzenden Mitgliedstaaten der Europäischen
Union sowie mit der Schweiz und mit Norwegen verstärkt und dadurch zur Gewährleis-
tung der Versorgungssicherheit kosteneffizient beigetragen werden.

III. Alternativen

Alternativen wurden im Vorfeld zu dem Gesetzgebungsverfahren intensiv geprüft und
verworfen.

Die vorliegende Lösung einer Weiterentwicklung des Strommarktes bei gleichzeitiger Ein-
führung einer Kapazitäts- und Klimareserve stellt sicher, dass die Ziele einer sicheren
leitungsgebundenen Versorgung der Allgemeinheit mit Elektrizität und der jederzeit zuver-
lässigen Synchronisierung des Einsatzes der Erzeugungsanlagen, Speichern und flexib-
len Verbraucher möglichst kosteneffizient und umweltverträglich erreicht werden. Dies ist
auch das Ergebnis von mehreren Gutachten, die die Bundesregierung in Auftrag gegeben
hat. Die Gutachten gehen der Frage nach, ob der Strommarkt ausreichend Kapazitäten
anreizt, um die Verbraucher zuverlässig mit Strom zu versorgen, oder ob ein Kapazitäts-
markt erforderlich ist. Sie untersuchen, wie der Strommarkt auf einer langfristig tragfähi-
gen Basis weiterentwickelt werden kann, damit dieser bei wachsenden Anteilen von Wind-
und Sonnenstrom eine zuverlässige, möglichst kosteneffiziente und umweltverträgliche
Stromversorgung sicherstellt. Nach Einschätzung der Gutachter ist ein weiterentwickelter
Strommarkt, gegebenenfalls ergänzt durch eine Reserve, der Einführung eines Kapazi-
tätsmarktes grundsätzlich überlegen. Die Gutachten sind auf der Internetseite des Bun-
desministeriums für Wirtschaft und Energie
(http://www.bmwi.de/DE/Themen/Energie/Strommarkt-der-Zukunft/plattform-
strommarkt.html) veröffentlicht.

Die Ergebnisse der Gutachten sind in das Grün- und das Weißbuch „Ein Strommarkt für
die Energiewende“ des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie weitgehend ein-
gegangen. Diese sind ebenfalls auf der Internetseite des Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Energie (http://www.bmwi.de/DE/Themen/Energie/strommarkt-der-
zukunft.html) veröffentlicht. Das Grünbuch hat die Grundsatzentscheidung zwischen ei-
nem weiterentwickelten Strommarkt („Strommarkt 2.0“) mit einem glaubwürdigen Rechts-
rahmen, auf den Investoren vertrauen können einerseits, und einem Kapazitätsmarkt für
die Vorhaltung von Kapazitäten neben dem Strommarkt andererseits vorbereitet. Auf Ba-
sis der Konsultation zum Grünbuch, zahlreichen Gesprächen mit gesellschaftlichen Akteu-
ren und der vorstehend genannten Studien ist im Weißbuch die Entscheidung für einen
weiterentwickelten Strommarkt und gegen einen Kapazitätsmarkt gefallen. Die Entschei-
dung basiert auf drei wesentlichen Gründen: Erstens gewährleistet der „Strommarkt 2.0“
Versorgungssicherheit, weil sich die benötigten Kapazitäten über die Marktmechanismen
refinanzieren können. Zweitens begrenzt ein weiterentwickelter Strommarkt Kostenrisiken.
Er kann die benötigten Kapazitäten und die für die Integration erneuerbarer Energien er-
forderlichen Lösungen kostengünstiger bereitstellen als ein Kapazitätsmarkt. Drittens set-
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zen im „Strommarkt 2.0“ die Marktpreissignale Anreize für innovative und nachhaltige Lö-
sungen. Daher ermöglicht der Strommarkt die notwendige Transformation des Stromsys-
tems. Kapazitätsmärkte können hingegen die Marktpreissignale verzerren und den Wett-
bewerb der Flexibilitätsoptionen einschränken.

Neben den vorstehend genannten Gutachten sowie Grün- und Weißbuch sind in dieses
Gesetz auch zwei aktuelle Berichte eingeflossen, die die Entwicklung der Versorgungssi-
cherheit in den Ländern Deutschland, Frankreich, Österreich, Schweiz und den Benelux-
Staaten (Pentalaterales Energieforum 2015) sowie in Deutschland und seinen elektri-
schen Nachbarländern für den Zeitraum bis 2025 (Consentec/R2B 2015) unter Berück-
sichtigung von Ausgleichseffekten durch den Stromaustausch zwischen den Mitgliedstaa-
ten betrachten. Danach stehen auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland auch in
den nächsten Jahren voraussichtlich ausreichend Kapazitäten zur Gewährleistung der
Versorgungssicherheit zur Verfügung.

Zu der vorgeschlagenen Lösung einer gesetzlichen Zielbestimmung zu der wettbewerbli-
chen Strompreisbildung und der Ermöglichung von Preisspitzen wurden Alternativen, ins-
besondere der Verzicht auf eine gesetzliche Regelung, geprüft. In Hinblick auf das Ziel,
das Vertrauen in die Marktpreissignale zu fördern und Investitionen anzureizen, wurden
diese Alternativen aber verworfen.

Alternativen zu der Grundsatzentscheidung, den Beitrag des Stromsektors für das natio-
nale Klimaschutzziel 2020 über die Klimareserve zu erreichen, wurden im Vorfeld geprüft
und zurückgestellt. Insbesondere wurden die Auswirkungen des sogenannten Klimabei-
trags intensiv analysiert.

IV. Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für die Änderung des Gesetzes gegen Wett-
bewerbsbeschränkungen beruht auf Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 des Grundgesetzes
(Recht der Wirtschaft) und Artikel 74 Absatz 1 Nummer 16 des Grundgesetzes (Verhü-
tung des Missbrauchs wirtschaftlicher Machtstellung). Da die geplante Regelung dazu
dient, dass das Bundeskartellamt länderübergreifend einen Bericht über seine Monitorin-
gergebnisse zu den Wettbewerbsverhältnissen im Bereich der Erzeugung elektrischer
Energie erstellt und der gesamte Stromhandel und Strommarkt bundesweit abgewickelt
wird, ist eine bundesgesetzliche Regelung auch im Sinne des Artikels 72 Absatz 2 des
Grundgesetzes zur Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit erforderlich.

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für die Änderung des EnWG durch Artikel 1
dieses Gesetzes und für die Änderung des Gesetzes zur Neuregelung energiewirtschafts-
rechtlicher Vorschriften nach Artikel 11 dieses Gesetzes, für die Änderung der Strom-
netzentgeltverordnung nach Artikel 3 dieses Gesetzes, für die Änderung der Stromnetz-
zugangsverordnung nach Artikel 4, für die Änderung der Netzreserveverordnung nach
Artikel 6 dieses Gesetzes, für die Änderung der Biomassestrom-
Nachhaltigkeitsverordnung nach Artikel 7 dieses Gesetzes sowie für die Änderung der
Anlagenregisterverordnung nach Artikel 10 dieses Gesetzes ergibt sich aus Artikel 74
Absatz 1 Nummer 11 des Grundgesetzes (Recht der Energiewirtschaft) in Verbindung mit
Artikel 72 Absatz 2 des Grundgesetzes.

Da die geplanten Regelungen der Sicherstellung der Versorgungssicherheit in länder-
übergreifenden Stromnetzen und der Anpassung der Regelungen zur Bilanzkreisbewirt-
schaftung und des Ausgleichsenergiesystems in dem deutschlandweit geltenden Strom-
marktgebiet dienen, ist eine bundesgesetzliche Regelung zur Wahrung der Rechts- und
Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse erforderlich. Die Strom- und Gaswirt-
schaft ist eine Schlüsselbranche mit erheblicher Bedeutung für die gesamtwirtschaftliche
Entwicklung und für alle öffentlichen und privaten Letztverbraucher von Strom und Gas.
Unterschiedliche Entwicklungen der Versorgungsstruktur und bei den Energiepreisen auf
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Grund unterschiedlichen Landesrechts wären dabei nicht hinnehmbar. Hinzu kommt, dass
zahlreiche Energieversorgungsunternehmen länderübergreifend tätig sind. Aus diesen
Gründen würde eine Gesetzesvielfalt auf Ländereben eine Rechtszersplitterung mit prob-
lematischen Folgen darstellen, die sowohl im Interesse des Bundes als auch der Länder
nicht hingenommen werden kann. Zudem würde dies erhebliche Nachteile für die Ge-
samtwirtschaft mit sich bringen.

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für die Änderung des Energiewirtschaftsge-
setzes durch Artikel 1 dieses Gesetzes ergibt sich bezogen auf die Einführung des Klima-
segmentes der Kapazitäts- und Klimareserve sowie bezogen auf die Änderungen des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes durch Artikel 8 dieses Gesetzes jeweils aus Artikel 74
Absatz 1 Nummer 24 des Grundgesetzes. Die Bestimmungen fallen in den Bereich der
Luftreinhaltung. Ziel des Erneuerbare-Energien-Gesetzes ist die Steigerung des Anteils
erneuerbarer Energien an der Stromversorgung, um eine nachhaltige Energieversorgung
zu erreichen und so das Klima als Teil der natürlichen Umwelt zu schützen. Im Übrigen
wird auf die Darstellung der Gesetzgebungskompetenz im Rahmen der Novellierungen
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes vom 25. Oktober 2008 (BGBl. I, S. 2074, BT-Drs.
16/8148 vom 18.2.2008), vom 28. Juli 2011 (BGBl. I, S. 1634, BT-Drs. 17/6071 vom
6.6.2011) und vom 21. Juli 2014 (BGBl. I, S. 1066, BT-Drs. 18/1304 vom 5.5.2014) ver-
wiesen.

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen
Verträgen

Dieses Gesetz ist mit den Regelungen über den freien Warenverkehr des europäischen
Primärrechts vereinbar. Die gesetzlichen Regelungen, insbesondere die im EnWG vorge-
sehene Gleichstellung von Ladepunkten für Elektromobile mit Letztverbrauchern, sind mit
den europarechtlichen Regelungen, auch mit der Richtlinie 2009/72/EG vereinbar.

Das Gesetz wurde zudem im Hinblick auf die EU-beihilferechtliche Vereinbarkeit bei der
Europäischen Kommission angemeldet und von dieser am [xxx.xx.201x] genehmigt.

Das Gesetz ist im Übrigen auch mit höherrangigem Recht sowie völkerrechtlichen Verträ-
gen vereinbar.

VI. Gesetzesfolgen

Im Folgenden werden die Gesetzesfolgen anhand der zentralen Inhalte des Gesetzes
erläutert:

1. Stärkung der Marktmechanismen

Die Ziele und die Grundprinzipien des künftigen Strommarktes werden gesetzlich im
EnWG verankert. Ein Kernziel ist die freie Strompreisbildung, die auch in der Zukunft
durch wettbewerbliche Marktmechanismen erfolgen soll. Durch diese normative Grun-
dentscheidung des Gesetzgebers wird klargestellt, dass der Strompreis das zentrale In-
vestitionssignal ist. Dies bietet einerseits einen zuverlässigen Rahmen für Investoren, die
benötigten Kapazitäten über die Marktmechanismen zu refinanzieren. Andererseits wer-
den durch die Zulassung von Preisspitzen Anreize zur Flexibilisierung des Stromsystems
gesetzt, die wiederum für das Gesamtsystem kostenmindernd wirken können.

Durch die Änderungen dieses Gesetzes werden die Regelungen zur Bilanzkreisbewirt-
schaftung und des Ausgleichsenergiesystems als zentrales Instrument für eine sichere
Stromversorgung angepasst und die Bilanzkreistreue gestärkt. Dazu werden das EnWG
und die Stromnetzzugangsverordnung (StromNZV) geändert. Die Änderung des EnWG
stellt sicher, dass die Übertragungsnetzbetreiber die Bilanzkreise auch in Situationen ab-
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rechnen, in denen sie aufgrund der Systemstabilität in das Stromsystem kurzfristig ein-
greifen müssen. Dadurch werden die Bilanzkreisverantwortlichen stärker dazu angehal-
ten, ihre Bilanzkreise für jede Viertelstunde ausgeglichen zu halten. Zudem erhält die Re-
gulierungsbehörde in § 8 StromNZV die Möglichkeit, künftig zum Teil auch die Kosten für
die Vorhaltung der Regelenergie über die Ausgleichenergie abzurechnen sowie Regelar-
beits- und Regelleistungspreise in einem Einheitspreisverfahren zu bestimmen. Dadurch
wird die Möglichkeit eröffnet, die Vorhaltungskosten über die Ausgleichsenergie abzu-
rechnen. Macht die BNetzA hiervon Gebrauch, könnte dies die Anreize zur Bilanzkreis-
treue stärken und die Kosten verursachungsgerechter verteilen. Entsprechend werden die
Festlegungskompetenzen der BNetzA in § 27 StromNZV zur Gestaltung der Abrechnung
von Regel- und Ausgleichsenergie ausgeweitet.

2. Gewährleistung der Versorgungssicherheit

Ein wesentliches Ziel dieses Gesetzes ist es, die Versorgungssicherheit in Deutschland
auch unter veränderten Rahmenbedingungen am Strommarkt dauerhaft und möglichst
kostengünstig zu gewährleisten. Für eine sichere Stromversorgung müssen jederzeit aus-
reichend Kapazitäten zur Verfügung stehen, um den Ausgleich von Angebot und Nachfra-
ge von Elektrizität zu gewährleisten. Damit sich die benötigten Kapazitäten an den
Strommärkten refinanzieren, werden die Marktmechanismen gestärkt. Zusätzlich wird
eine Kapazitäts- und Klimareserve eingeführt, die Netzreserve über 2017 hinaus verlän-
gert und der Zustand der Versorgungssicherheit in einem umfassenden Monitoring stärker
überwacht.

Durch die Verlängerung der Regelungen zur Netzreserve wird bis zur Fertigstellung wich-
tiger Netzausbauprojekte gewährleistet, dass Reservekraftwerke für besondere Belas-
tungssituationen im Süden Deutschlands vorgehalten werden. Die Vorhaltung ist insbe-
sondere während der Wintermonate zur Gewährleistung der Sicherheit und Zuverlässig-
keit des Elektrizitätsversorgungssystems erforderlich, wenn etwa zusätzliches Redis-
patchpotential benötigt wird. Die mit der Verlängerung der Netzreserve verbundenen
Mehrkosten für die Bereithaltung und den Einsatz von bestehenden Netzreserveanlagen
belaufen sich auf [80 Millionen Euro] pro Jahr. Damit ist einerseits ein Anstieg der Netz-
entgelte für die Netznutzer verbunden, andererseits ein Zuwachs an Versorgungssicher-
heit. Die Netzentgelte erhöhen sich zusätzlich durch die Anpassung der Regelungen zur
angemessenen Kostenerstattung. Künftig werden zum Teil bei der endgültigen Stilllegung
von Erzeugungsanlagen auch Opportunitätskosten erstattet. Dadurch erhalten Kraft-
werksbetreiber eine marktangemessene Verzinsung als Ausgleich für entgangene Ver-
wendungsmöglichkeiten ihrer Anlagen. Zudem erhalten bei der vorläufigen Stilllegung von
Erzeugungsanlagen Betreiber von Anlagen in der Netzreserve die Betriebsbereitschafts-
auslagen bereits ab dem Zeitpunkt der Ausweisung der Systemrelevanz der Anlage durch
die BNetzA sowie den Werteverbrauch als angemessenen Ausgleich für die tatsächliche
Abnutzung vorläufig stillgelegter Anlagen erstattet. Die Rückkehr an die Strommärkte ist
künftig zudem bereits nach vier an Stelle von fünf Jahren möglich. Dies mildert die finan-
ziellen Auswirkungen der Transformation des Energieversorgungssystems auf die Kraft-
werksbetreiber konventioneller Stromerzeugungsanlagen ab.

Neben den Regelungen zur Kostenerstattung im Bereich der Netzreserve werden auch
die Regelungen zur angemessenen Vergütung von Redispatch-Maßnahmen von Markt-
Kraftwerken geändert: Gesetzlich wird ausdrücklich geregelt, dass die Kosten, die durch
den Redispatch-Einsatz entstanden sind (Erzeugungsauslagen, Werteverbrauch sowie
entgangene Erlösmöglichkeiten) vergütet werden.

Die Einrichtung einer Kapazitäts- und Klimareserve dient einerseits der Erreichung des
nationalen Klimaschutzziels für 2020, andererseits unter anderem mit Blick auf den Kern-
energieausstieg der Versorgungssicherheit. Für die Zwecke des Klimaschutzes verpflich-
ten sich Betreiber von Braunkohlekraftwerken, gegen eine kostenbasierte Vergütung alte
Braunkohlekraftwerke für jeweils vier Jahre in die Reserve zu überführen und nicht mehr
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am Strommarkt zu betreiben. Eine zusätzliche technologieneutrale Kapazitätsreserve wird
zur Bereitstellung von Reserveleistung ab 2019 schrittweise und parallel zur Stilllegung
der Braunkohlekraftwerke wettbewerblich ausgeschrieben. Diese Anlagen sind als zusätz-
liche Kapazitäten notwendig, um in bestimmten, außergewöhnlichen und nicht vorherseh-
baren Situationen dafür zu sorgen, dass das Gleichgewicht zwischen Stromerzeugung
und -verbrauch erhalten bleibt. Maßgeblich für die Vorhaltekosten des Kapazitätsseg-
ments ist das Ausschreibungsergebnis. Soweit die Reserve nicht in Anspruch genommen
wird, werden die Vorhaltekosten über alle Stromkunden verteilt. Die Kosten für den Ein-
satz der Kapazitäts- und Klimareserve werden nach dem Verursacherprinzip abgerechnet.
Kommt die Kapazitätsreserve zum Einsatz, zahlen die Stromlieferanten, die ihre Liefer-
pflichten nicht erfüllen konnten, entsprechend ihrem Verursachungsbeitrag einen ange-
messenen Anteil der Gesamtkosten der Reserve. Die Abrechnung erfolgt im etablierten
System der Regelleistung. Wird die Reserve abgerufen, beträgt der Mindestpreis für die
unterdeckten Lieferanten 20.000 Euro pro Megawattstunde. Dies entspricht dem techni-
schen Höchstpreis im untertägigen Stromhandel zuzüglich eines Aufschlags von 100 Pro-
zent. Damit haben die Lieferanten klare Anreize, ihre Lieferverpflichtungen frühzeitig über
Termingeschäfte oder Vereinbarungen mit ihren Kunden abzusichern und somit die Re-
serve erst gar nicht zum Einsatz kommen zu lassen.

Zudem wird das Monitoring der Versorgungssicherheit angepasst. Neben der nationalen
Betrachtung der Versorgungssicherheit wird künftig die länderübergreifende Betrachtung
der Versorgungssicherheit in einem europäischen Kontext stärker berücksichtigt. Dies soll
sicherstellen, dass die nationale Versorgungssicherheit auch unter den sich ändernden
Rahmenbedingungen gewährleistet werden kann. Dazu wird die Datenbasis für das Moni-
toring teilweise ausgeweitet, indem (grenzüberschreitend) Ausgleichseffekte bei erneuer-
baren Energien, Lasten und Kraftwerksausfällen berücksichtigt werden. Dies ermöglicht
eine sachgerechte Beurteilung, ob jederzeit ausreichend Kapazitäten zur Verfügung ste-
hen, um die Stromnachfrage zu decken. Im Rahmen des Monitorings soll zudem eine
neue Berechnungsmethodik mit geeigneten Indikatoren sowie Ziel- und Schwellenwerten
entwickelt werden, um quantitative Analysen zur Entwicklung der Versorgungssicherheit
zu liefern und gegebenenfalls Maßnahmen zu ergreifen, um die Versorgungssicherheit in
Deutschland zu gewährleisten. Auf diese Weise wird die Versorgungssicherheit im
Stromsektor mit fachlich fundierten Methoden konstant überwacht.

3. Erhöhung der Transparenz

Die Transparenz wird im Bereich der Stromversorgung mit dieser Novelle deutlich erhöht:
Das Gesetz legt die Grundlagen für die Einrichtung eines neuen Marktstammdatenregis-
ters sowie einer nationalen Informationsplattform. Zugleich werden die Berichtspflichten
soweit erforderlich angepasst.

Durch die Einrichtung eines zentralen Marktstammdatenregisters bis Anfang 2017 bei der
BNetzA wird die Transparenz im Bereich der Strom- und Gasversorgung deutlich verbes-
sert. So dienen Aufbau und Betrieb des Marktstammdatenregisters auch dazu, die mit der
Energiewende einhergehende Transformation des Energieversorgungssystems gegen-
über der Öffentlichkeit transparent darzustellen. Durch die Erfassung relevanter Stamm-
daten sorgt das Register für eine verbesserte Verfügbarkeit dieser Daten für die Akteure
des Strommarktes.

Ziel der Einrichtung einer nationalen Informationsplattform bis zum Jahr 2017 ist es, auf
der Plattform relevante Strommarktdaten für Deutschland systematisch aufzubereiten und
anwenderfreundlich der interessierten Öffentlichkeit darzustellen. Dies dient dazu, dass
die Marktteilnehmer effiziente Erzeugungs-, Verbrauchs- und Handelsentscheidungen
treffen können. Zugleich können durch die Veröffentlichung von Daten die Marktintegrati-
on der erneuerbaren Energien sowie die Versorgungssicherheit am Strommarkt verbes-
sert werden. In einem weiterentwickelten Strommarkt reagieren die Marktakteure zuneh-
mend dezentral auf die Preissignale der Strommärkte. Auf der Plattform können mittelfris-
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tig weitere Informationen aufgenommen werden, die für das Verhalten der Akteure auf
dem Strommarkt von Bedeutung sind. Zudem trägt die transparente Darstellung relevan-
ter Strommarktdaten an zentraler Stelle zu der gesellschaftlichen Akzeptanz für die Ener-
giewende bei.

Mit dem Gesetz wird das Berichtswesen im Bereich der Stromversorgung angepasst. Ent-
sprechend der Änderung der Regelungen zum Monitoring der Versorgungssicherheit in
§ 51 EnWG werden auch die Regelungen zur Berichtserstattung in § 63 EnWG ab dem
1. Januar 2017 geändert. Der Bericht zum Monitoring der Versorgungssicherheit im Be-
reich der leitungsgebundenen Stromversorgung wird in zwei Berichte, in einen Bericht
über die Versorgungssicherheit in den Elektrizitätsversorgungsnetzen und einen Bericht
über die Versorgungssicherheit an den Strommärkten, aufgeteilt.

Neu aufgenommen werden drei Berichtspflichten:

– Im GWB wird eine neue Berichtspflicht des Bundeskartellamtes zu den Wettbewerbs-
verhältnissen im Bereich der Stromerzeugung verankert.

– Im Zusammenhang mit der Einführung einer Kapazitäts- und Klimareserve wird die
bisherige Berichtspflicht unter anderem zur Netzreserve integriert in eine neue Be-
richtspflicht des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie zur Wirksamkeit und
Notwendigkeit der Maßnahmen der Kapazitäts- und Klimareserve.

– Schließlich dient eine neue Berichtspflicht der BNetzA in § 63 Absatz 3a EnWG dazu,
die netztechnisch erforderliche Mindesterzeugung thermischer Kraftwerke und ihre
Einflussfaktoren zu evaluieren sowie transparent darzustellen. Auf dieser Basis soll
geprüft werden, wie gegebenenfalls auch bei einer niedrigen Mindesterzeugung Sys-
temstabilität nicht gefährdet und erneuerbare Energien im Interesse volkswirtschaftli-
cher Effizienz möglichst nicht verdrängt werden.

4. Angemessene und faire Kostenverteilung

Aus gesamtwirtschaftlicher Sicht ist es sinnvoll, dass die Netzbetreiber die Netze nicht für
die „letzte Kilowattstunde“ ausbauen. Durch die Regelungen zur Spitzenkappung von fluk-
tuierenden erneuerbaren Energien werden die Kosten für den Netzausbau verringert und
der Koalitionsvertrag umgesetzt. Der Koalitionsvertrag legt fest, dass Spitzenlast bei neu-
en Erneuerbare-Energien-Anlagen im begrenzten Umfang abgeregelt werden kann, so-
weit dies die Kosten für den Netzausbau senkt und dazu beiträgt, negative Börsenstrom-
preise zu vermeiden. Netzbetreiber dürfen daher künftig in ihrer Netzplanung die jährliche
Stromerzeugung je angeschlossener Onshore-Windenergieanlage und Photovoltaikanla-
ge um bis zu drei Prozent reduzieren. Zugleich erfolgt die Entschädigung der Anlagenbe-
treiber weiterhin nach den geltenden Härtefallregelungen. Dadurch wird die Wirtschaft-
lichkeit von Erneuerbare-Energien-Anlagen gewahrt sowie rechtliche Risiken, komplizierte
Rechenmechanismen oder Nachweisverfahren vermieden, die die Kosten für die Erzeu-
gung von Strom aus erneuerbaren Energien erhöhen.

Durch die Weiterentwicklung des Ausgleichsenergiesystem werden die Anreize zur Bi-
lanzkreistreue erhöht. Dadurch wird die Versorgungssicherheit gewährleistet. Die Mög-
lichkeit, künftig die Kosten zur Vorhaltung von Regelleistung über die Ausgleichsenergie
abzurechnen, stärkt bei ihrer Anwendung die Anreize, die Bilanzkreise ausgeglichen zu
halten und führt dazu, die Kosten verursachungsgerechter zu verteilen.

Weiter wird der BNetzA die Möglichkeit gegeben, die Regelarbeitspreise der Minutenre-
serve und der Sekundärregelleistung mit dem Einheitspreisverfahren zu bestimmen. Da-
nach erhalten die Marktteilnehmer einen Preis in Höhe der Grenzkosten der letzten ein-
gesetzten Einheit. Hierdurch können sich einfachere Gebote und damit effizientere Markt-
ergebnisse einstellen. Dadurch besteht die Möglichkeit, die Kosten für die Bereitstellung
von Regelleistung zu senken.
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Die Höhe der Netzentgelte in Deutschland divergiert erheblich je nach Region. Ein we-
sentlicher Treiber für regional unterschiedliche Netzentgelte sind die sogenannten ver-
miedenen Netzentgelte. Diese werden bei Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlagen und konven-
tionellen Anlagen an die Betreiber der dezentralen Erzeugungsanlagen gezahlt. Bei Er-
neuerbare-Energien-Anlagen fließen sie in das EEG-Konto. Weil die dezentrale Einspei-
sung Infrastrukturkosten nicht zwingend vermeidet, sondern häufig einen Bedarf zum
Netzausbau verursacht, werden die vermiedenen Netzentgelte für solche Anlagen abge-
schafft, die ab dem 1. Januar 2021 neu errichtet werden. Die Einnahmen aus den vermie-
denen Netzentgelte für neue Erneuerbare-Energien-Anlagen, die nach dem 31. Dezember
2020 in Betrieb genommen werden und eine Förderung nach dem EEG erhalten, fließen
daher nach diesem Zeitpunkt nicht mehr in das EEG-Konto und senken damit künftig nicht
mehr die EEG-Umlage. Dies führt dazu, dass die örtlichen Netzentgelte in den Regionen
mit neuen EEG-geförderten Anlagen, die nach dem 31. Dezember 2020 in Betrieb ge-
nommen werden, entlastet werden. Die EEG-Umlage kann dadurch mittelfristig geringfü-
gig steigen.

5. Flexibilisierung des Stromsystems, Elektromobilität

Durch die Regelungen im Bereich der Elektromobilität wird die Möglichkeit eröffnet, die
Flexibilität der Elektrofahrzeuge auch am Strommarkt zu nutzen. Durch die energiewirt-
schaftsrechtliche Einordnung der Ladepunkte für Elektromobile als Letztverbraucher wer-
den die Rahmenbedingungen für den Aufbau einer bedarfsgerechten Ladeinfrastruktur für
Elektrofahrzeuge deutlich verbessert sowie Rechts- und Investitionssicherheit geschaffen.
Dadurch können mittel- bis langfristig die Flexibilitätspotenziale der Elektromobilität stär-
ker genutzt werden.

6. Bürokratieabbau und Bürokratiebremse („One in, one out“-Regel)

Das Gesetz schafft die Rahmenbedingungen dafür, dass der Strommarkt unter den Be-
dingungen der wachsenden Bedeutung der erneuerbaren Energien, des Endes der Nut-
zung der Kernenergie in Deutschland und des Zusammenwachsens der europäischen
Energiemärkte die Versorgungssicherheit gewährleistet. Damit einher gehen steigende
Anforderungen an Monitoring und Evaluierung, was zum Teil die Erweiterung von Infor-
mationspflichten erfordert. Zugleich wird mit dem Marktstammdatenregister bei der Bun-
desnetzagentur ein Instrument geschaffen, mit dem künftig zahlreiche Meldepflichten ab-
geschafft oder vereinfacht werden können. Die Bürokratiebremse („One in, one out“-
Regel) der Bundesregierung wird beachtet.

Mit dem Marktstammdatenregister sollen eine Vielzahl von Daten, die bislang mehrfach
an unterschiedliche staatliche und nicht-staatliche Empfänger übermittelt werden müssen,
über eine benutzerfreundliche Online-Plattform einmalig vom Dateninhaber gemeldet, dort
laufend gepflegt und allen betroffenen Behörden und Marktakteuren stets aktuell zur Ver-
fügung gestellt werden. Das Marktstammdatenregister soll Anfang 2017 seinen Betrieb
aufnehmen. Rechtliche Grundlage wird eine Rechtsverordnung des Bundesministeriums
für Wirtschaft und Energie sein. Die erforderliche Ermächtigungsgrundlage wird mit die-
sem Gesetz im EnWG geschaffen (§ 111f EnWG-neu). Die gesetzliche Regelung des
Marktstammdatenregisters im Energiewirtschaftsgesetz stärkt das Ziel der Bürokratiere-
duzierung, indem es vorsieht, dass Behörden die Daten, die sie vom Marktstammdaten-
register beziehen können, nicht erneut beim Betroffenen erheben.

Insofern dient das Gesetz auch der Umsetzung der „Eckpunkte zur weiteren Entlastung
der mittelständischen Wirtschaft von Bürokratie“, insbesondere Eckpunkt Nummer 10, der
das zentrale Register für die Energiewirtschaft betrifft, die im Bundeskabinett am 11. De-
zember 2014 beschlossen worden sind. Die Eckpunkte sind auf der Internetseite des
Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie veröffentlicht
(http://www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/E/eckpunkte-zur-weiteren-entlastung-der-
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mittelstaendischen-wirtschaft-von-
buerokratie,property=pdf,bereich=bmwi2012,sprache=de,rwb=true.pdf).

Übergangsweise muss dabei zwar in Kauf genommen werden, dass es zu einer höheren
Kostenbelastung kommen kann, da bestehende Meldepflichten rechtlich erst reduziert
werden können, sobald der Datenaustausch zwischen dem Marktstammdatenregister und
dem betreffenden Empfänger der Daten sichergestellt ist. Sobald dies der Fall ist, erübrigt
sich dann aber bei einer Vielzahl von Datenaustauschprozessen die separate Meldung
von immer wieder benötigten Daten. Genannt seien hier zum Beispiel das Energieinfor-
mationsnetz nach § 12 Absatz 4 EnWG, Stammdatenmeldungen im Rahmen des Ener-
giestatistikgesetzes, der Datenaustausch zwischen Anlagenbetreibern und Netz-
betreibern nach [§ 4 Absatz 2b KWKG], das Kraftwerksanschlussregister nach § 9 Kraft-
NAV, Stammdatenmeldungen im Rahmen der Systemstabilitätsverordnung und das Her-
kunftsnachweisregister nach § 79 Absatz 3 EEG 2014. Von Beginn an ersetzen soll das
Marktstammdatenregister das Anlagenregister nach § 6 EEG 2014. Hinzu kommen zahl-
reiche nicht gesetzliche Meldungen zwischen den Akteuren des Energiemarkts, für die
das Marktstammdatenregister eine Vereinfachung bringt. Durch den Ansatz des Regis-
ters, nicht vertrauliche Daten öffentlich zur Verfügung zu stellen, werden zudem die Kos-
ten für die Informationsbeschaffung zum Beispiel im wissenschaftlichen Bereich reduziert.

Die Bundesnetzagentur konsultiert im Vorfeld der für Anfang 2017 geplanten Inbetrieb-
nahme die Inhalte des Marktstammdatenregisters mit den Akteuren des Energiemarkts.
Die Akteure erhalten so die Gelegenheit, ihre Erfahrungen und Bedürfnisse im Zusam-
menhang mit energiewirtschaftlichen Datenaustauschprozessen in den Prozess einzu-
bringen. So wird erreicht, dass von Beginn an, soweit wie möglich alle Daten aufzuneh-
men, die für eine zügige und wirkungsvolle Reduzierung von Meldepflichten erforderlich
sind.

7. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Das Gesetz trägt teilweise zur Vereinfachung des Rechts bei. Mit der Einrichtung eines
zentralen Marktstammdatenregisters wird das bislang als eigenständiges Register geführ-
te EEG-Anlagenregister obsolet, was sich im modifizierten § 6 EEG 2014 widerspiegelt.
Sobald der Datenaustausch im Marktstammdatenregister funktioniert, sollen die entspre-
chend ganz oder teilweise überflüssig gewordenen weiteren Meldepflichten gestrichen
oder so angepasst werden, dass der mit dem Register tatsächlich verbundene Bürokra-
tieabbau auch normativ nachvollzogen wird. Es leistet damit nicht zuletzt einen Beitrag zur
Reduzierung und Vereinfachung diesbezüglicher Meldepflichten. Das EEG-
Anlagenregister wird unmittelbar in das neue Marktstammdatenregister überführt. Diese
Bündelung dient insbesondere der Rechtsvereinfachung und dem Bürokratieabbau. Die
rechtliche Umsetzung weiterer Bündelungen- und Vereinfachungen soll erfolgen, sobald
der Stammdatenaustausch zwischen dem Register und dem betreffenden Empfänger der
Daten sichergestellt ist. Insgesamt wird mit der Einrichtung des Marktstammdatenregis-
ters dem im Bürokratieentlastungsgesetz vom 28. Juli 2015 (BGBl. I S. 1400) verankerten
Grundsatz Rechnung getragen, dass insbesondere die mittelständische Wirtschaft stärker
von Bürokratie entlastet werden soll.

8. Nachhaltigkeitsaspekte

Bei der Erarbeitung des Gesetzes wurden die Ziele und Managementregeln der nationa-
len Nachhaltigkeitsstrategie berücksichtigt. Nach Überprüfung der zehn Managementre-
geln der Nachhaltigkeit und der 21 Schlüsselindikatoren für eine nachhaltige Entwicklung
erweist sich das Gesetz als vereinbar mit der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie. Die Ein-
richtung der Kapazitäts- und Klimareserve führt durch das Klimasegment zu einer relevan-
ten Reduktion der Treibhausgasemissionen und trägt dazu bei, dass das Ziel der Bundes-
regierung, die Emissionen bis 2020 um mindestens 40 Prozent unter das Niveau von
1990 zu senken, erreicht werden kann (Indikatorenbereich 2). Gleichzeitig sorgt die Wei-
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terentwicklung des Strommarktes auch dafür, dass die Energiewende insgesamt bezahl-
bar bleibt, wodurch die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Stromkunden berücksichtigt
wird (Indikatorbereich 10). Denn ein „Strommarkt 2.0“ ist mit geringeren Kosten und Kos-
tenrisiken als ein Kapazitätsmarkt verbunden und kann mittel- bis langfristig kostengünsti-
ge Lösungen zur Integration der erneuerbaren Energien anreizen. Dem Aspekt der Wirt-
schaftlichkeit und Sozialverträglichkeit dient auch die Abschaffung der vermiedenen Netz-
entgelte für Betreiber von dezentralen Erzeugungsanlagen ab dem Jahr 2021 sowie die
Möglichkeit der Spitzenkappung der Erneuerbaren-Energien-Anlagen bei dem Ausbau der
Verteilernetze. Durch die Änderung soll das Netz nicht mehr für die Aufnahme der letzten
Kilowattstunde ausgelegt, sondern der bedarfsgerechte Ausbau auf das volkswirtschaft-
lich sinnvolle Maß dimensioniert werden.

9. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Unmittelbare Kosten können sich für die öffentlichen Haushalte (Bund, Länder, Kommu-
nen) zum einen dadurch ergeben, dass sich das Strommarktgesetz durch verschiedene
Maßnahmen auf die Höhe der Netzentgelte auswirkt, die in der Regel an die öffentlichen
Haushalte als Netznutzer weitergegeben werden. Die Maßnahmen wirken einerseits kos-
tenerhöhend auf die Netzentgelte (unter anderem durch die Entfristung der Netzreserve
und die Änderung der Kostenerstattung für bestehende Anlagen in der Netzreserve sowie
neue Transparenzvorgaben im Strommarkt), andererseits kostenmindernd (zum Beispiel
durch die Reduzierung des Netzausbaus durch die Spitzenkappung fluktuierender erneu-
erbarer Energien und die Änderung des Regel- und Ausgleichsenergiesystems). Die Kos-
ten des Kapazitätssegments sowie neu zu errichtender Anlagen in der Netzreserve wer-
den wettbewerblich über Ausschreibungen ermittelt. Der Kostenkorridor ist daher nur grob
abschätzbar. Die Vorhaltekosten für das Kapazitätssegment in einem Umfang von fünf
Prozent der Jahreshöchstlast liegen bei etwa 100 – 220 Mio. Euro pro Jahr. Die Kosten
der Netzreserve werden für das nächste Winterhalbjahr 2015/2016 voraussichtlich auf
122 Mio. Euro geschätzt. Die Vorhaltekosten für insgesamt zwei Gigawatt neu zu errich-
tende Anlagen in der Netzreserve lägen schätzungsweise bei ca. 100 bis höchstens 160
Mio. Euro pro Jahr.

Zum anderen ist davon auszugehen, dass der Strompreis am Großhandelsmarkt künftig
stärker schwankt, da es vermehrt zu Stunden mit höheren oder niedrigeren Preisen
kommt. Der Börsenpreis für Strom wird ebenfalls von den Energieversorgungsunterneh-
men an die öffentlichen Haushalte weitergegeben.

Etwaiger Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln soll finanziell und stellenmäßig im
Einzelplan des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie ausgeglichen werden.

10. Erfüllungsaufwand

Die nachfolgenden Tabellen stellen die Maßnahmen des Gesetzes dar, die den bisheri-
gen Erfüllungsaufwand der Wirtschaft und der Verwaltung im Bereich des Energiewirt-
schaftsrechts verändern:

In den Tabellen 1 und 2 werden die neu hinzu kommenden Maßnahmen aufgeführt, die
den Erfüllungsaufwand jeweils für die Wirtschaft und die Verwaltung erhöhen.

Die durch das Gesetz vorgesehenen Änderungen führen zu einem höheren Arbeits- und
Personalaufwand beim Bundesministerium für Wirtschaft und Energie, bei der Bundes-
netzagentur und bei dem Bundeskartellamt. Etwaiger Mehrbedarf an Sach- und Perso-
nalmitteln soll finanziell und stellenmäßig im Einzelplan des Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Energie ausgeglichen werden.

Für die Bearbeitung der zusätzlichen Aufgaben beim Bundesministerium für Wirtschaft
und Energie, insbesondere die Mehrkosten für zusätzliche Vollzugsaufgaben durch das
Monitoring der Versorgungssicherheit und die erweiterte Berichterstattung nach § 63
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EnWG, sowie für die erweiterten Fachaufsichtsaufgaben gegenüber den nachgeordneten
Behörden, ist zusätzliches Personal in Höhe von drei Stellen im höheren Dienst (A 15)
erforderlich.

Für die Bearbeitung der zusätzlichen Aufgaben bei dem Bundeskartellamt ist zusätzliches
Personal in Höhe von zwei Stellen erforderlich. Durch die Pflicht zur Erstellung eines se-
paraten Berichts über die Marktmachtsituation in der Stromerzeugung muss sich das
Bundeskartellamt künftig turnusmäßig zu einem bestimmten Zeitpunkt und nicht mehr nur
fallbezogen vertieft mit der Frage der sachlichen und räumlichen Marktabgrenzung ausei-
nandersetzen. Zudem müssen die Datenanalysen nicht nur wie bisher Marktanteile um-
fassen, sondern auch die deutlich aufwändigere Pivotalanalyse (RSI) und deren umfängli-
che Würdigung im Kontext der übrigen Marktentwicklungen mit Blick auf die Marktmacht-
analyse. Der damit verbundene Mehraufwand für die kartellrechtliche Grundlagenarbeit
als auch für die Datenvalidierung und –auswertung erfordert zusätzliches Personal. Für
die Bearbeitung der zusätzlichen Aufgaben bei dem Bundeskartellamt ist zusätzliches
Personal in Höhe von einer Stelle im höheren Dienst (A 15) und einer Stelle im gehobe-
nen Dienst (A 13g) erforderlich. Die damit verbundenen Gesamtkosten pro Jahr belaufen
sich beim Bundeskartellamt auf rund 182.173 EUR.

Bei der Bundesnetzagentur wird durch die Übertragung zusätzlicher Aufgaben ein zusätz-
licher Personalbedarf in Höhe von [50,5] Stellen entstehen. Davon entfallen insgesamt
[25,3] Stellen auf den höheren Dienst, [19,53] Stellen auf den gehobenen Dienst und
[5,74] Stellen auf den mittleren Dienst. Die damit verbundenen Gesamtkosten belaufen
sich auf insgesamt rund [6.502.201] EUR pro Jahr. Davon entfallen jährlich rund
[3.813.044] EUR auf den höheren Dienst, rund [2.155.253] EUR auf den gehobenen
Dienst und rund [533.903] EUR auf den mittleren Dienst.

Der Personalbedarf ergibt sich aus folgenden Gesetzesänderungen:

Die Regelungen zur Veröffentlichung, Dokumentation und Mitteilung der Spitzen-kappung
nach § 11 Absatz 2 Satz 2 EnWG werden voraussichtlich bei 33 Elektrizitäts-
versorgungsnetzbetreibern zur Anwendung kommen. Durch die Regelungen müssen die
Dokumentation sowie die Ursachen der Reduzierung der Einspeisung monatlich abgefragt
oder anderweitig übermittelt sowie plausibilisiert und ausgewertet werden. Hierfür werden
[3,8] Stellen erforderlich. Davon entfallen [1,9] auf den höheren Dienst, [1,7] auf den ge-
hobenen Dienst und [0,2] auf den mittleren Dienst.

Die Einrichtung und der Betrieb einer nationalen Informationsplattform nach § 111d
EnWG erfordert eine regelmäßige Weiterentwicklung des Systems sowie eine fortlaufen-
de inhaltliche Betreuung. Aufgaben betreffen die Bereitstellung der Daten auf der Informa-
tionsplattform, die Darstellungsform, die Anpassung der Datenkategorien sowie das Da-
tenmanagement einschließlich der Überwachung der Datenmeldepflicht von ENTSO-E-
Daten. Der fortlaufende Betrieb der Informationsplattform umfasst zudem umfassende
Aufgaben im Zusammenhang mit dem Betrieb der Insiderinformationsplattform. Insgesamt
führt dies zu einem Personalbedarf von [7,3] Stellen. Davon entfallen auf den höheren
Dienst [3,4] Stellen und auf den gehobenen Dienst [3,9] Stellen.

Die Einrichtung und der fortlaufende Betrieb des Marktstammdatenregisters nach § 111e
EnWG erfordert die technische und administrative Betreuung und führt zu einem Bedarf
von [6,7] Stellen. Zusätzlich besteht gem. § 111f Nummer 15 EnWG für das Marktstamm-
datenregister eine Festlegungskompetenz, hinsichtlich der registrierungspflichtigen Per-
sonen und der Daten, die geschätzt [0,6] Stellen Mehrbedarf erfordert. Insgesamt ent-
spricht dies einem Personalbedarf von [7,3] Stellen. Diese sind mit [1,8] Stellen dem hö-
heren Dienst, mit [4,6] Stellen dem gehobenen Dienst und mit [0,9] Stellen dem mittleren
Dienst zuzuordnen.
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Die Erweiterung der Aufgaben der Regulierungsbehörde nach § 56 EnWG dient dazu,
europäisches Recht umzusetzen. Durch Vorgaben neuer EU-Verordnungen ergeben sich
jährlich etwa 16 Genehmigungspflichten. Zudem werden aufgrund dieser Verordnung et-
wa 16 Entscheidungen durch ACER getroffen. Aus der Mitwirkung an diesen Entschei-
dungen entsteht weiterer Arbeitsaufwand. Insgesamt wird der Personalbedarf bei der Er-
weiterung der Aufgaben der Regulierungsbehörde zur Umsetzung von europäischem
Recht [4,3] Stellen betragen. Diese sind mit [2,6] Stellen dem höheren Dienst, mit [0,9]
Stellen dem gehobenen Dienst und [0,8] Stellen dem mittleren Dienst zuzuordnen.

Im Zusammenhang mit dem umfassenden Monitoring der Versorgungssicherheit nach
§ 51 Absatz 4 Satz 5 EnWG wird eine Datenerhebung durch die Bundesnetzagentur er-
forderlich. Die Datenerhebung betrifft mehrere Tausend Unternehmen mit einem Strom-
verbrauch von mehr als 20 Gigawattstunden jährlich. Die Aufgabe der Bundesnetzagentur
liegt insbesondere in der Konzeptionierung und laufenden Anpassung des Abfragepro-
zesses. Zudem ist monatlich die Datenerhebung durchzuführen und die Daten sind zu
plausibilisieren. In Summe führt diese Regelung zu einem Personalmehrbedarf von [6,12]
Stellen. Davon entfallen [2,4] Stellen auf den höheren Dienst, [2,5] Stellen auf den geho-
benen Dienst sowie [1,2] Stellen auf den mittleren Dienst.

Im Hinblick auf die Anforderung von Informationen zur Mindesterzeugung, die die Bun-
desnetzagentur gemäß § 12 Absatz 5 Nummer 4 EnWG von den Betreibern der Elektrizi-
tätsversorgungsnetze vorzunehmen hat, ist ein Konzept zu erstellen und fortlaufend wei-
terzuentwickeln. Zudem sind die angeforderten Daten der Netzbetreiber zu plausibilisieren
und ggf. Daten nachzufordern. Für die damit verbundenen Aufgaben ist ein Personal-
mehrbedarf von [0,4] Stellen erforderlich. Diese verteilen sich zu [0,2] Stellen auf den hö-
heren Dienst und zu [0,2] Stellen auf den gehobenen Dienst.

Gemäß § 63 Absatz 3a EnWG hat die Bundesnetzagentur zum 31. März 2017 und dann
alle zwei Jahre einen Bericht zur Mindesterzeugung zu erstellen und zu veröffentlichen.
Hierzu sind die zuvor erhobenen Daten zur Mindesterzeugung anlagen- und stunden-
scharf zu analysieren. Zudem sind relevante Netznutzungsfälle auszuwählen und zu ana-
lysieren. Parallel dazu ist gegebenenfalls ein Gutachten zu vergeben und durch zwei Per-
sonen zu begleiten. Schließlich sind aus den Analysen Lösungsansätze zur Weiterent-
wicklung der Systemdienstleistungen zu evaluieren. Insgesamt erfordert die Erstellung
des Berichts alle zwei Jahre einen Personalmehrbedarf von [3,2] Stellen. Davon entfallen
auf den höheren Dienst [1,6] Stellen, auf den gehobenen Dienst [1,2] Stellen und auf den
mittleren Dienst [0,4] Stellen.

Diese Festlegungskompetenz nach § 13 Absatz 1b EnWG wird gegenüber der geltenden
Rechtslage erweitert. Insbesondere betrifft dies die Parameter, die in einer neuen Festle-
gung zu berücksichtigen sind und einer umfangreichen Verarbeitung von Unternehmens-
daten (Vergütung, einschl. Vollständigkeitsprüfung, Sichtung, Plausibilisierung, Konsis-
tenzprüfung, Auswertung und Darstellung, Gutachten etc.) bedürfen. Dies führt zu einem
dreifachen Aufwand zu den aus Erfahrungswerten geschätzten Bearbeitungszeiten für
Festlegungen. Insgesamt führt diese Festlegungskompetenz bei der Bundesnetzagentur
zu einem jährlichen Mehrbedarf von [1,8] Stellen. Davon entfallen [1,1] Stellen auf den
höheren Dienst, [0,4] Stellen auf den gehobenen Dienst und [0,3] Stellen auf den mittleren
Dienst.

Die eingeführte Langfristanalyse hinsichtlich des Netzreservebedarfs nach § 3 Absatz 2
Satz 3 NetzResV stellt eine von den Systemanalysen abzugrenzende, eigenständige und
zusätzliche Analyse dar. Der Erfüllungsaufwand ist im Vergleich zur Systemanalyse hö-
her, da hier der Betrachtungszeitraum weiter in der Zukunft liegt. Durch die damit verbun-
denen Unsicherheiten vergrößert sich der Szenariotrichter, es erhöht sich also konkret die
Zahl der zu betrachtenden Parameter und Situationen und somit auch der zu untersu-
chenden Szenarien. Zudem entsteht durch die allgemeinen Vorschriften über den Kraft-
werksneubau in der NetzResV Personalbedarf. Durch ihre Verknüpfung mit der Lang-
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fristanalyse und die damit verbundene Ausrichtung auf einen für einen Kraftwerksbau rea-
listischeren Zeithorizont von sieben Jahren steigt die Wahrscheinlichkeit des Kraftwerks-
neubaus. Die in der NetzResV normierten Voraussetzungen für den Kraftwerksneubau
bedürfen einer detaillierten Ausgestaltung in der Rechtsanwendung. Die Bundesnetza-
gentur wird die hierzu erforderlichen erweiterten Marktmodellierungen und Netzanalysen
der Übertragungsnetzbetreiber daher erstmalig nicht nur beaufsichtigen und bewerten
müssen, sondern mit erheblichem Aufwand eigene Netzanalysen durchzuführen haben.
Ggf. wird sie darüber hinaus gutachterliche Unterstützung einholen. Durch die eingeführte
Langfristanalyse entsteht bei der Bundesnetzagentur ein Personalmehrbedarf von [2]
Stellen. Davon entfallen auf den höheren Dienst [1,4] Stellen, auf den gehobenen Dienst
[0,5] Stellen und auf den mittleren Dienst [0,1] Stellen.

Bei der Kostenerstattung für Anlagen der Netzreserve wird aufgrund der neuen Regelun-
gen ein Systemwechsel vollzogen. Zukünftig ist ein rein kostenrechnerischer Ansatz bei
den Festlegungen zu jeder freiwilligen Selbstverpflichtung der Übertragungsnetzbetreiber
bezüglich der Anerkennung der Kosten für jedes Kraftwerk in der Netzreserve zu berück-
sichtigen. Prozesse der Kostenprüfung sowie Berechnungstools sind hierfür neu aufzu-
setzen. Hierbei werden z. B. auch Opportunitätskosten und der anteilige Werteverbrauch
für jedes Kraftwerk ermittelt und bei der Berechnung berücksichtigt. Es wird davon ausge-
gangen, dass jährlich 15 Kraftwerksblöcke stillgelegt werden, die daraufhin in die Netzre-
serve überführt werden sollen. Zudem sind Festlegungen hinsichtlich der Vergütung für
die vorläufige Stilllegung und der Erweiterung der Vergütung bei Kraftwerken in der Netz-
reserve zu treffen. Ein geringer Mehrbedarf entsteht zudem bei der Kostenprüfung, die
alle fünf Jahre durchgeführt wird. Insgesamt entsteht aus den neuen Regelungen ein Per-
sonalmehrbedarf von [6,4] Stellen. Von diesen entfallen [4,1] Stellen auf den höheren
Dienst, [1,53] Stellen auf den gehobenen Dienst und [0,84] Stellen auf den mittleren
Dienst.

Gemäß § 13 d Absatz 7 EnWG ist der Umfang der Kapazitäts- und Klimareserve alle zwei
Jahre zu prüfen und gemäß § 13d EnWG sind die Vorgaben der Kapazitäts- und Klimare-
serve zu überwachen. Dies führt zu einem Personalbedarf von insgesamt [3,2] Stellen.
Davon entfallen [1,7] Stellen auf den höheren Dienst, [1,3] Stellen auf den gehobenen
Dienst und [0,2] Stellen auf den mittleren Dienst.

Zur Kapazitäts- und Klimareserve sind nach § 13e EnWG Festlegungskompetenzen vor-
gesehen, deren Ausübung zu einem Personalmehrbedarf von [3,1] Stellen führt. Davon
entfallen auf den höheren Dienst [2,1] Stellen, auf den gehobenen Dienst [0,5] Stellen und
auf den mittleren Dienst [0,5] Stellen.

Bei der neuen Festlegungskompetenz aus § 8 Absatz 1 Satz 2 i.V.m. § 27 Absatz 1
Nummer 3b StromNZV bezüglich der konkreten Anforderungen an die Abrechnung der
Kosten der Vorhaltung von Sekundärregelleistung entsteht ein Personalmehrbedarf von
[0,6] Stellen. Davon entfallen [0,4] Stellen auf den höheren Dienst, [0,1] Stellen auf den
gehobenen Dienst und [0,1] Stellen auf den mittleren Dienst.

Bei der neuen Festlegungskompetenz aus § 8 Absatz 1 Satz 3 i.V.m. § 27 Absatz 1
Nummer 3b StromNZV bezüglich der Bestimmung von Regelarbeitspreisen und Regel-
leistungspreisen in einem Einheitspreisverfahren entsteht ein Personalmehrbedarf von
[0,6] Stellen. Davon entfallen [0,4] Stellen auf den höheren Dienst, [0,1] Stellen auf den
gehobenen Dienst und [0,1] Stellen auf den mittleren Dienst.

Bei der Öffnung der Bilanzkreise für Sekundärregelleistung nach § 26 Absatz 3 StromNZV
entsteht im Hinblick auf die damit verbundene Festlegungskompetenz ein Personalmehr-
bedarf von [0,4] Stellen. Davon entfallen [0,2] Stellen auf den höheren Dienst, [0,1] Stellen
auf den gehobenen Dienst und [0,1] Stellen auf den mittleren Dienst.
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In der Tabelle 3 wird der wegfallende Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft und in der Ta-
belle 4 der weggefallene Erfüllungsaufwand für die Verwaltung aufgeführt.

Eine Quantifizierung des jeweiligen Erfüllungsaufwands erfolgt nach der Länder- und Ver-
bändeanhörung, auch im Lichte der Stellungnahmen der betroffenen Wirtschaftsverbän-
de.
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Tabelle 1: Neuer Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft

Lfd.
Num-
mer

Regelung Vorgabe Normadressat
Zu erwartende
Fälle

Erfüllungsaufwand

§ 11
Absatz 2

Berücksichtigung der Spitzenkappung bei der
Berechnung der Netzplanung, Veröffentlichung,
Dokumentation und Mitteilung der Spitzenkap-
pung

Betreiber von Elektrizitätsversorgungs-
netzen und Anlagenbetreiber

30 Netzbetreiber
betroffen

Jährlicher Mehraufwand
von etwa 720 Personen-
tagen durch Aufberei-
tung und Übermittlung
von Daten der Netzpla-
nung an die Bundes-
netzagentur

§ 12

Absatz 4

Satz 1

EnWG

Erweiterung des Adressatenkreises zur Informa-
tionsbereitstellung für die Übertragungsnetz- und
Verteilernetzbetreiber

Betreiber von Anlagen zur Speicherung
von Elektrizität oder Erdgas sowie
Anbieter von Lastmanagement

§ 12

Absatz 5

EnWG

Informationsübermittlungspflichten im Rahmen
des Monitorings nach § 51 EnWG

Betreiber von Übertragungsnetzen und
Betreiber von Elektrizitätsverteilernet-
zen

Kein Mehraufwand zu
erwarten, da die Infor-
mationen standardmäßig
vorliegen sollten bzw.
der bisherige § 12 Ab-
satz 5 EnWG gestrichen
wird.

§ 12a EnWG Berücksichtigung der Spitzenkappung bei dem
Szenariorahmen

Betreiber von Übertragungsnetzen Siehe Ziffer 1 Siehe Ziffer 1

§ 12b EnWG Berücksichtigung der Spitzenkappung beim
Netzentwicklungsplan

Betreiber von Übertragungs-netzen Siehe Ziffer 1 Siehe Ziffer 1

§ 13 Absatz 1b
EnWG

Änderungen der Regelungen über die angemes-
sene Vergütung von Redispatch-Maßnahmen.

Betreiber von Energieerzeugungsanla-
gen, Betreiber von Übertragungsnetzen
und ggfs. Betreiber von Elektrizitätsver-
teilernetzen

Vernachlässigbar, da
nur Präzisierung beste-
hender Regelungen

§ 13 Absatz 1c
EnWG

Änderungen der Regelungen über die Kostener-
stattung bei vorläufigen Stilllegungen von Anla-
gen.

Betreiber von Übertragungsnetzen und
Anlagenbetreiber

§ 13 Absatz 4
EnWG

Abrechnung der Bilanzkreise durch die Übertra-
gungsnetzbetreiber auch bei Maßnahmen nach
§ 13 Absatz 2 EnWG

Betreiber der Übertragungsnetze und
Bilanzkreisverantwortliche

Zu vernachlässi-
gende Anzahl

Vernachlässigbar, da
sehr geringe Fallzahl

§ 13a EnWG Stilllegung von Erzeugungsanlagen; Netzreser- Anlagenbetreiber und Betreiber von Vernachlässigbar, da
bloße Präzisierung der
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Tabelle 1: Neuer Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft

Lfd.
Num-
mer

Regelung Vorgabe Normadressat
Zu erwartende
Fälle

Erfüllungsaufwand

ve; bis zu 2 GW Neuanlagen Übertragungsnetzen bestehenden Regelung;
für den Erfüllungsauf-
wand der bis zu 2 GW
Neuanlagen wird auf die
Ausführungen unter
Ziffer 12 verwiesen.

§ 13d EnWG Eckpunkte der Kapazitäts- und Klimareserve Betreiber von Energieerzeugungsanla-
gen und Übertragungsnetzbetreiber

§ 13e EnWG Verordnungsermächtigung für die Kapazitäts-
und Klimareserve

Betreiber von Energieerzeugungsanla-
gen und Übertragungsnetzbetreiber

§ 16 Absatz 3
EnWG

Abrechnung der Bilanzkreise durch die Marktge-
bietsverantwortlichen bei Anpassungen nach §
16 Absatz 2 EnWG

Marktgebietsverantwortliche Zu vernachlässi-
gende Anzahl

Vernachlässigbar, da
sehr geringe Fallzahl

§ 35 Absatz 1
Nummer 12
EnWG

Ausweitung des Kraftwerksmonitoring auch auf
Kapazitäten für einen Brennstoffwechsel

Betreiber von Energieerzeugungsanla-
gen

§ 51 Absatz 4
EnWG

Erhebung von Informationen zur Mindesterzeu-
gung von Unternehmen/ Unternehmensvereini-
gungen für die Zwecke des Versorgungssicher-
heits-Monitorings

Unternehmen und Unternehmensverei-
nigungen (Großverbraucher)

Etwa 500 Fälle pro
Abfrage (alle zwei
Jahre)

Ca. 50.000 EUR (jähr-
lich)

§ 111d

Absatz 2

EnWG

Datenübermittlungspflichten an die Bundesnetz-
agentur

Betreiber von Übertragungsnetzen und
Primäreigentümer (Kraftwerksbetreiber)
nach der Verordnung (EG) Nr.
714/2009

§ 18 StromNEV Wegfall der vermiedenen Netzentgelte für Be-
treiber dezentraler Erzeugungsanlagen ab 2021

Betreiber von dezentralen Erzeugungs-
anlagen, Betreiber von Elektrizitätsver-
teilernetzen

§ 8 Absatz 2
Satz 5 Strom-
NZV

Pflicht zur Abrechnung der Bilanzkreise durch
die Übertragungsnetzbetreiber auch bei Notfall-
maßnahmen nach § 13 Absatz 2 EnWG.

Betreiber von Übertragungsnetzen und
Bilanzkreisverantwortliche

Zu vernachlässi-
gende Anzahl

Vernachlässigbar, da
sehr geringe Fallzahl

§ 26

Absatz 3

StromNZV

Öffnung der Bilanzkreisverträge für die Bereit-
stellung von Sekundärregelleistung.

Bilanzkreisverantwortliche
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Tabelle 1: Neuer Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft

Lfd.
Num-
mer

Regelung Vorgabe Normadressat
Zu erwartende
Fälle

Erfüllungsaufwand

§ 3 Absatz 2

Satz 3

NetzResV

Erstellung einer ergänzenden Langfristanalyse
hinsichtlich des Netzreservebedarf

Betreiber von Übertragungsnetzen und
Betreiber von Netzreserveanlagen

Einmalig ein Fall,
ggfs. jährlich ein
Fall.

Ca. 125.000 EUR (si-
cher einmalig, ggfs.
jährlich)

§ 6 Absatz 1

Sätze 3 bis 5

NetzResV

Erstattung von Opportunitäten und anteiligem
Werteverbrauch für weiterverwertbare Anlagen
und Grundstücke in der Netzreserve, im Falle
der endgültigen Stilllegung

Betreiber von Übertragungsnetzen

§ 6 Absatz 2
i.V.m. §§ 9, 11
NetzResV

Anpassung der Verträge mit den Betreibern der
Netzreserveanlagen

Betreiber von Übertragungsnetzen und
Anlagenbetreiber

§ 8 Absatz 1

Satz 1

NetzResV

Darlegung des Netzreservebedarfs im Falle
eines Neubaus

Betreiber von Übertragungs-netzen Vernachlässigbar, da
bloße Präzisierung der
bestehenden Regelung.

§ 11 Absatz 2
Satz 2

Nummer 3

NetzResV

Erstattung des anteiligen Werteverbrauchs für
weiterverwertbare Anlagen und Grundstücke in
der Netzreserve, im Falle der vorläufigen Stillle-
gung

Betreiber von Übertragungs-netzen

§ 57 EEG Wegfall der vermiedenen Netzentgelte für Be-
treiber von dezentralen Erzeugungsanlagen ab
2021

Betreiber von dezentralen Erzeugungs-
anlagen; Netzbetreiber
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Tabelle 2: Neuer Erfüllungsaufwand für die Verwaltung

Lfd.
Num-
mer

Regelung Vorgabe Normadressat
Zu erwartende
Fälle

Erfüllungsaufwand

§ 11 Absatz 2
Satz 2
EnWG

Veröffentlichung, Dokumentation und Mitteilung
der Spitzenkappung

Landesregulierungsbehörden und Bun-
desnetzagentur

Monatlich anfallen-
de Auswertung

[3,8] Personen

§ 12 Absatz 5
Nummer 4
EnWG

Anforderung von Informationen zur Mindester-
zeugung von Netzbetreibern

Bundesnetzagentur Einmal jährlich [0,4] Personen

§ 13

Absatz 1b

EnWG

Konkretisierung der Festlegungskompetenz
hins. der angemessenen Vergütung für Maß-
nahmen nach § 13 Absatz 1 Nummer 2

Bundesnetzagentur Anpassung der
Festlegung

[1,8] Personen

§ 13 Absatz 1c,
§ 13a EnWG
i.V.m. § 6 Ab-
satz 2 NetzResV

Änderung der Regelungen zur Kostenerstattung
für Anlagen der Netzreserve

Bundesnetzagentur 15 Fälle jährlich [6,4] Personen

§ 13d

EnWG

Kapazitäts- und Klimareserve; Bestimmung des
Umfangs, Monitoring

Bundesministerium für Wirtschaft und
Energie

Bundesnetzagentur

Überprüfung des
Umfangs sowie
fortlaufende Über-
wachung

[0,2] Personen

[3,2] Personen

§ 13e EnWG Verordnungsermächtigung zur Kapazitäts- und
Klimareserve

Bundesnetzagentur Zwei Festlegungen [3,1] Personen

§ 51 Absatz 4
Satz 5 EnWG
i.V.m. § 12 Ab-
satz 5 Nummer
5 EnWG

Monitoring der Versorgungssicherheit und In-
formationsrechte insbesondere in Bezug auf
Lastmanagement

Bundesministerium für Wirtschaft und
Energie

Bundesnetzagentur

Laufendes Monito-
ring

[0,5] Personen

[6,12] Personen

§ 56 EnWG Erweiterung der Aufgaben der Regulierungsbe-
hörde zur Umsetzung von europäischem Recht

Bundesnetzagentur Jährlich 16 Geneh-
migungen für Über-
tragungsnetzbetrei-
ber, Mitwirkung bei
16 Entscheidungen
durch ACER und
andere Regulie-
rungsbehörden

[4,3] Personen

§ 63 Absatz 2,
Absatz 2a und

Berichtspflichten zum Monitoring der Versor-
gungssicherheit, zur Netzreserve, zur Kapazi-

Bundesministerium für Wirtschaft und
Energie

Alle zwei Jahre
Berichtspflichten

[0,5] Personen
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Tabelle 2: Neuer Erfüllungsaufwand für die Verwaltung

Lfd.
Num-
mer

Regelung Vorgabe Normadressat
Zu erwartende
Fälle

Erfüllungsaufwand

Absatz 3a
EnWG

täts- und Klimareserve sowie über die Min-
desterzeugung bestimmter Anlagen

§ 63

Absatz 3a

EnWG

Bericht über die Mindesterzeugung bestimmter
Anlagen

Bundesnetzagentur Analyse der Daten
zur Mindesterzeu-
gung, Evaluierung
etc.

[3,2] Personen

§ 111d

Absatz 1, 3 und
5 EnWG

Einrichtung und Betrieb einer nationalen Infor-
mationsplattform; Festlegungskompetenzen

Bundesnetzagentur

Bundesministerium für Wirtschaft und
Energie

Einmalig einrichten
und weiter-
entwickeln, monat-
lich betreiben

Fachaufsicht

[7,2] Personen

Entwicklungskosten bis
2018: ca. 1,25 Mio. €;
laufende Kosten ca.
750.000 € jährlich

[0,5] Personen

§ 111e EnWG Einrichtung und Betrieb des Marktstammdaten-
registers

Bundesnetzagentur Einmalig einrichten
und weiterentwi-
ckeln, monatlich
betreiben

[6,7] Personen

§ 111f Nummer
15 EnWG

Verordnungsermächtigung zur Ausgestaltung
des Marktstammdatenregisters

Bundesministerium für Wirtschaft und
Energie

Bundesnetzagentur

Festlegungskompe-
tenz, hinsichtlich
der registrierungs-
pflichtigen Perso-
nen und der Daten

[0,3 Personen]

[0,6] Personen

§ 53

Absatz 3 Satz 2
und 3 GWB

Bericht zu den Wettbewerbsverhältnissen im
Bereich der Erzeugung elektrischer Energie

Bundeskartellamt Turnusmäßige
Analyse der sachli-
chen und räumli-
chen Marktabgren-
zung, Datenanaly-
sen inklusive der
Pivotalanalyse

[2] Personen

§ 8 Absatz 1
Satz 2 i.V.m. §
27 Absatz 1
Nummer 21a
StromNZV

Festlegungskompetenz bezüglich der konkreten
Anforderungen an die Abrechnung der Kosten
der Vorhaltung von Sekundärregelleistung

Bundesnetzagentur

Bundesministerium für Wirtschaft und
Energie

1 Festlegung treffen

Fachaufsicht

[0,6] Personen

[0,5] Personen

§ 8 Absatz 1 Festlegungskompetenz bezüglich der Bestim- Bundesnetzagentur 1 Festlegung treffen [0,6] Personen



- 67 -

Tabelle 2: Neuer Erfüllungsaufwand für die Verwaltung

Lfd.
Num-
mer

Regelung Vorgabe Normadressat
Zu erwartende
Fälle

Erfüllungsaufwand

Satz 3

i.V.m. § 27 Ab-
satz 1 Nummer
3b StromNZV

mung von Regelarbeitspreisen und Regelleis-
tungspreisen in einem Einheitspreisverfahren

§ 26 Absatz 3
StromNZV

Ausweitung der Bilanzkreise für Sekundärrege-
lung

Bundesnetzagentur 1 Festlegung an-
passen

[0,4] Personen

§ 3 Absatz 2

NetzResV

Änderung der Regelungen der Netzreservebe-
darfsfeststellung; Verlangen der Erstellung einer
ergänzenden Langfristanalyse hinsichtlich des
Netzreservebedarfs

Bundesnetzagentur

Bundesministerium für Wirtschaft und
Energie

Überprüfung der
erweiterten Markt-
modellierungen und
Netzanalysen der
ÜNB und Durchfüh-
rung eigener Netz-
analysen

Fachaufsicht

[2] Personen

[0,5] Personen

Tabelle 3: Weggefallener Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft

Lfd.
Num-
mer

Regelung Vorgabe Normadressat
Zu erwartende
Fälle

Weggefallener Auf-
wand

§ 12 Absatz 4
Satz 3 EnWG

Wegfall der nationalen Leistungsbilanz und
Berichtspflicht

Betreiber von Übertragungsnetzen

§ 53 Absatz 3
GWB

Aufwandsreduktion durch die Erstellung eines
Marktmachtberichtes durch das Bundeskartell-
amt

Betreiber von Energieerzeugungsanla-
gen

§ 6 EEG 2014 Aufgehen des EEG-Anlagenregisters im Markt-
stammdatenregister

Betreiber von Anlagen zur Erzeugung
von Strom aus erneuerbaren Energien,
Netzbetreiber

§§ 111e, 111f
EnWG

Meldungen durch Unternehmen des Strom- und
Gasmarkts an das Marktstammdatenregister
sorgen für geringeren Erfüllungsaufwand im
Zusammenhang mit anderen Meldeprozessen
(u.a. § 12 Absatz 4 EnWG, Stammdatenmel-
dungen nach EnStatG, Datenaustausch zwi-

u.a. Betreiber von Stromerzeugungs-
und Gasproduktionsanlagen, Strom-
und Gasnetzbetreiber
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Tabelle 3: Weggefallener Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft

Lfd.
Num-
mer

Regelung Vorgabe Normadressat
Zu erwartende
Fälle

Weggefallener Auf-
wand

schen Anlagenbetreibern und Netzbetreibern
nach dem KWKG, das Kraftwerksanschlussre-
gister nach § 9 Kraft-NAV, Stammdatenmeldun-
gen nach der Systemstabilitätsverordnung, Her-
kunftsnachweisregister nach § 79 Absatz 3 EEG
2014)

Tabelle 4: Weggefallener Erfüllungsaufwand für die Verwaltung

Lfd.
Num-
mer

Regelung Vorgabe Normadressat
Zu erwartende
Fälle

Weggefallener Auf-
wand

111 § 6 EEG Integration des bestehenden Anlagenregisters in
das Marktstammdatenregister nach § 111f
EnWG

Bundesnetzagentur s.o. zu § 111e
EnWG

s.o. zu § 111e EnWG
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11. Weitere Kosten

Weitere Kosten werden im weiteren Verfahren geprüft und in diesem Gesetz nachgetra-
gen. Unmittelbare Auswirkungen auf die Einzelpreise, das allgemeine Preisniveau oder
das Verbraucherpreisniveau sind nicht zu erwarten.

12. Weitere Gesetzesfolgen

Im Zuge der nach § 2 der Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien
(GGO) vorzunehmenden Relevanzprüfung sind unter Berücksichtigung der unterschiedli-
chen Lebenssituation von Männern und Frauen keine Auswirkungen auf die Gleichstel-
lung von Männern und Frauen erkennbar. Demographische Auswirkungen sind ebenfalls
nicht ersichtlich.

VII. Befristung; Evaluation

Eine Befristung des Gesetzes ist geprüft und abgelehnt worden, da das Gesetz auf Dauer
angelegt ist und eine Befristung mit der langfristig angelegten Transformation des Ener-
gieversorgungssystems und den Zielen und Grundsätzen des Strommarktes nach den
§§ 1 und 1a EnWG nicht vereinbar wäre. Ziel der Bundesregierung ist es, die Sicherheit
und Zuverlässigkeit des Elektrizitätsversorgungssystems langfristig auch bei einer jährli-
chen Steigerung der installierten Leistung von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus
erneuerbaren Energien und der Beendigung der Nutzung der Kernenergie bis zum Jahr
2022 zu gewährleisten. Die unbefristete Geltung der Regelungen insbesondere im EnWG
garantiert den Kraftwerksbetreibern langfristige Planungs- und Investitionssicherheit.

Zum Zweck der Gewährleistung der Versorgungssicherheit wird auch die Befristung der
Netzreserveverordnung zum 31. Dezember 2017 aufgehoben. Mit der Befristung wurde
seinerzeit eine Übergangsregelung bis zu einer Entscheidung im Hinblick auf den zukünf-
tigen Rahmenbedingungen des Energiemarktes geschaffen. Die Netzreserve gewährleis-
tet zu angemessenen Kosten den sicheren Netzbetrieb und ist erforderlich, bis wichtige
Netzausbauvorhaben fertiggestellt werden. Mit der Entscheidung für eine Weiterentwick-
lung des Strommarktes und gegen einen Kapazitätsmarkt und vor dem Hintergrund noch
nicht fertig gestellter wichtiger Netzausbauvorhaben ist zukünftig ein Reservesystem not-
wendig, mit dem unter Berücksichtigung zwischenzeitlicher Netzengpässe auch nach Be-
endigung der Nutzung der Kernenergie ausreichend Erzeugungskapazitäten zur Gewähr-
leistung der Sicherheit und Zuverlässigkeit des Elektrizitätsversorgungssystems vorgehal-
ten werden. Die Wirksamkeit und Notwendigkeit der Regelungen der Netzreserve nach
§ 13a EnWG und der Netzreserveverordnung werden regelmäßig von dem Bundesminis-
terium für Wirtschaft und Energie überprüft und 2022 der Evaluation unterzogen, ob eine
Fortgeltung der Regelungen über den 31. Dezember 2023 hinaus notwendig ist.

Die Regelungen der Kapazitäts- und Klimareserve nach § 13d EnWG und die Regelungen
der Rechtsverordnung zu der Kapazitäts- und Klimareserve nach § 13e werden im
Grundsatz unbefristet erlassen. Die in die Kapazitäts- und Klimareserve überführten
Braunkohlekraftwerke bleiben allerdings aus Klimaschutzgründen jeweils nur für vier Jah-
re in der Kapazitäts- und Klimareserve und werden im Anschluss – ab dem Jahr 2021 –
stillgelegt. In 2018 soll eine Evaluierung erfolgen, ob eine Verlängerung der Klimareserve
zur Erreichung der längerfristigen Klimaschutzziele erforderlich ist. Die Kapazitäts- und
Klimareserve soll dagegen ab dem Winterhalbjahr 2016/2017 den Übertragungsnetzbe-
treibern dauerhaft Kapazitäten außerhalb der Strommärkte zur Verfügung stellen, die
auch nach dem Kernenergieausstieg schnell auf Leistungsbilanzdefizite infolge des nicht
vollständigen Ausgleichs von Angebot und Nachfrage an den Strommärkten reagieren
können. Die Regelungen werden daher nicht befristet. Damit wird gewährleistet, dass die
Stromversorgung auch nach dem endgültigen Ausstieg aus der Kernenergie und nach
erfolgter Marktbereinigung durch Abbau bestehender Überkapazitäten abgesichert wird.
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Die Bundesregierung evaluiert und überwacht in regelmäßigen Abständen die Versor-
gungssicherheit unter Berücksichtigung der Netzreserve sowie der Kapazitäts- und Klima-
reserve. Die BNetzA führt regelmäßig ein Monitoring durch. Daher sind auch eine periodi-
sche Evaluierung des Gesetzes und der mit ihm verfolgten Ziele vorgesehen. Dazu die-
nen insbesondere die Berichtspflichten nach § 63 EnWG (§ 63 Absatz 1a, Absatz 1b, Ab-
satz 2, Absatz 2a, Absatz 2b und Absatz 3a).

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes)

Zu Nummer 1

Die Regelungen in den Buchstaben a bis f sind redaktionelle Folgeänderungen der Ände-
rungen in Artikel 1 Nummer 2 (§ 1 EnWG) und Artikel 1 Nummer 3 (§ 1a EnWG) (Buch-
stabe a), in Artikel 1 Nummer 6 (§ 12 EnWG) (Buchstabe b), in Artikel 1 Nummer 10 (§
13a EnWG) (Buchstabe c), in Artikel 1 Nummer 13 (§§ 13 d und e EnWG) (Buchstabe d),
in Artikel 1 Nummer 21 (§ 53b EnWG) (Buchstabe e) sowie in Artikel 1 Nummer 27
(§§ 111d bis f EnWG) (Buchstabe f).

Zu Nummer 2

Zu Buchstabe a

Die Änderung der Überschrift trägt der Aufnahme der Zielbestimmungen in § 1 Absatz 4
EnWG Rechnung. Künftig soll zwischen dem Zweck und den Zielen des EnWG differen-
ziert werden. Die Zielbestimmungen dienen dazu, den Zweck zu erreichen.

Zu Buchstabe b

In § 1 wird ein Absatz 4 eingefügt, um die Ziele eines weiterentwickelten Strommarktes
gesetzlich zu verankern. In § 1 Absatz 1 ist der Zweck des EnWG bereits geregelt.

Die Zweckbestimmungen des § 1 Absatz 1 dienen als Leitlinien des Energiewirtschafts-
rechts und können bei der Anwendung und Auslegung der übrigen Vorschriften herange-
zogen werden. Bezogen auf die Regulierung der Elektrizitäts- und Gasversorgungsnetze
sind bereits heute in § 1 Absatz 2 EnWG Zielbestimmungen enthalten.

Zudem werden vier Zielbestimmungen in § 1 Absatz 4 aufgenommen, die dazu dienen,
die Zwecke des § 1 Absatz 1 zu erreichen. Sie gehen auf die Grundsatzentscheidung für
einen weiterentwickelten Strommarkt („Strommarkt 2.0“), die Absicherung des Strommark-
tes durch Einführung einer Kapazitäts- und Klimareserve an Stelle eines Kapazitätsmark-
tes sowie die zunehmende Integration der europäischen Strommärkte zurück. Dieses Ge-
setz verfolgt die Ziele, den Stromsektor so zu gestalten, dass die Stromversorgung wei-
terhin sicher, kosteneffizient und umweltverträglich sowie zu angemessenen Preisen er-
folgt. Insbesondere soll ein zuverlässiger Rahmen zur Refinanzierung der benötigten Ka-
pazitäten geschaffen werden. Gleichzeitig sollen die Marktmechanismen gestärkt und die
Versorgungssicherheit gewährleistet werden.

Die erste Zielbestimmung hebt daher die Notwendigkeit der langfristig wettbewerblichen
und damit freien Strompreisbildung sowie die Stärkung der Preissignalen an den Strom-
märkten für Erzeuger und Verbraucher hervor. Durch den Abbau von Überkapazitäten
und den Ausbau der erneuerbaren Energien kann es künftig zu Preisspitzen kommen. Um
die Preissignale an den Strommärkten zu stärken, soll die Preisbildung frei von regulatori-
schen Eingriffen bleiben. Die Zielsetzung verankert daher den Grundsatz, dass in einem
weiterentwickelten Strommarkt die Preisbildung wettbewerblich erfolgt und frei bleibt. Auf-
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tretende Preisspitzen ermöglichen zusätzliche Deckungsbeiträge und damit die Refinan-
zierung auch für selten eingesetzte konventionelle Stromerzeugungskapazitäten und kön-
nen ausreichend Investitionen in neue Anlagen anreizen. Sie steigern zudem den Anreiz
für Bilanzkreisverantwortliche, sich insbesondere über (langfristige) Lieferverträge und
Optionsverträge abzusichern. Für die Funktionsfähigkeit des „Strommarktes 2.0“ sind die
wettbewerbliche Preisbildung und die Zulassung von Preisspitzen daher von essentieller
Bedeutung. Der Gedanke wurde daher auch in anderen Regelwerken verankert (zum Bei-
spiel in der Erklärung vom 8. Juni 2015; diese Erklärung ist auf der Internetseite des Bun-
desministeriums für Wirtschaft und Energie veröffentlicht
(http://www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/J-L/joint-declaration-for-regional-cooperation-
on-security-of-electricity-supply-in-the-framework-of-the-internal-energy-
market,property=pdf,bereich=bmwi2012,sprache=de,rwb=true.pdf)). Die Zielsetzung gibt
den Akteuren der Energiewirtschaft, insbesondere Investoren und Bilanzkreisverantwortli-
chen, somit ein klares Signal, dass im Strommarkt auch hohe Preisspitzen möglich sind
und zugelassen werden sowie dass sich der Markt weiter flexibilisieren sollte. Durch diese
Zielsetzung sollen in der Transformationsphase des Strommarktes insbesondere die
Zwecke einer preisgünstigen und sicheren Elektrizitätsversorgung erreicht werden.

Die zweite Zielsetzung regelt den Grundsatz, dass der „Strommarkt 2.0“ jederzeit den
Ausgleich von Angebot und Nachfrage an den Strommärkten ermöglichen soll. Dies soll
mit marktlichen Instrumenten gewährleistet werden. In einem weiterentwickelten Strom-
markt sollen ausreichend Kapazitäten vorhanden sein, um Angebot und Nachfrage jeder-
zeit auszugleichen (Vorhaltefunktion des Strommarktes). Systembilanzungleichgewichte
sollen auch langfristig vermieden werden. Hierzu werden die Regelungen des Bilanzkreis-
und Ausgleichsenergiesystems als zentrales Instrument für eine sichere Stromversorgung
angepasst. Zudem wird eine Kapazitäts- und Klimareserve eingeführt, um die Stromver-
sorgung zusätzlich abzusichern. Durch diese Zielsetzung soll insbesondere der Zweck der
Versorgungssicherheit erreicht werden.

Die dritte Zielbestimmung beinhaltet, dass in einem weiterentwickelten Strommarkt Er-
zeugungsanlagen, Anlagen zur Speicherung elektrischer Energie und Lasten insbesonde-
re möglichst umweltverträglich, effizient und flexibel in dem Umfang eingesetzt werden,
der erforderlich ist, um die Sicherheit und Zuverlässigkeit des Elektrizitätsversorgungssys-
tems zu gewährleisten (Einsatzfunktion des Strommarktes). Insbesondere soll das Poten-
zial bestehender Flexibilitätsoptionen künftig verstärkt genutzt werden, um die Synchroni-
sation von Erzeugung und Verbrauch möglichst sicher, kosteneffizient und umweltverträg-
lich zu gewährleisten. Auf diese Weise kann die Systemtransformation des Stromversor-
gungssystems optimiert werden. Durch diese Zielsetzung soll der Zweck des § 1 Absatz 1
EnWG verwirklicht werden.

Schließlich wird eine vierte Zielbestimmung aufgenommen, die dem Umstand Rechnung
trägt, dass der deutsche Strommarkt zunehmend in den europäischen Elektrizitätsbin-
nenmarkt integriert ist. Danach verfolgt das Gesetz das Ziel, den europäischen Energie-
binnenmarkt zu stärken sowie die Zusammenarbeit insbesondere mit den an das Gebiet
der Bundesrepublik Deutschland angrenzenden Mitgliedstaaten der Europäischen Union
sowie mit der Schweiz und mit Norwegen zu intensivieren. Die Vorteile eines gestärkten
und liberalisierten Elektrizitätsbinnenmarktes sollen für eine kosteneffiziente Gewährleis-
tung der Versorgungssicherheit genutzt werden. Darüber hinaus sollen mögliche Syner-
gien aus einer verstärkten Zusammenarbeit mit den angrenzenden europäischen Staaten
genutzt werden und dadurch auch die Erklärung vom 8. Juni 2015 umgesetzt werden.
Dies soll gewährleisten, dass mit den direkt an das Gebiet der Bundesrepublik Deutsch-
land angrenzenden Staaten ein höheres Maß an Vernetzung und Marktkopplung besteht
als mit anderen Mitgliedstaaten und sich die Strommärkte künftig immer stärker gegensei-
tig beeinflussen und absichern können.
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Zu Nummer 3

In § 1a EnWG wird das Normprogramm zur Weiterentwicklung des Strommarktes gesetz-
lich im EnWG verankert. § 1a EnWG statuiert die Grundsätze des Strommarktes und der
leitungsgebundenen Versorgung mit Elektrizität. Die Grundsätze schaffen klare rechtliche
Rahmenbedingungen für die Teilnahme am Strommarkt und setzen damit die Grundsatz-
entscheidung aus dem Weißbuch für einen optimierten „Strommarkt 2.0“ um. Dadurch soll
insbesondere für Energieversorgungsunternehmen und Stromgroßhändler die Planungs-
und Investitionssicherheit erhöht werden. Gleichzeitig verankern die Grundsätze auch
Inhalte der Erklärung zu regionaler Kooperation zur Gewährleistung von Versorgungssi-
cherheit im Elektrizitätsbinnenmarkt vom 8. Juni 2015.

Ein weiterentwickelter „Strommarkt 2.0“ kann nur funktionieren, wenn der Grundsatz einer
wettbewerblichen und regulatorisch freien Preisbildung gesetzlich verankert wird. Durch
Absatz 1 wird zugleich die Zielbestimmung nach § 1 Absatz 4 Nummer 1 umgesetzt. Ab-
satz 1 stellt klar, dass sich der Preis für Elektrizität nach wettbewerblichen Grundsätzen
frei am Strommarkt durch Angebot und Nachfrage bildet. Davon unberührt sind die von
den Börsen für den vortägigen oder untertägigen Spotmarkthandel festgelegten techni-
schen Maximalpreise. Satz 2 statuiert ein klares Signal an Investoren, dass die Strom-
preise an den Börsen und im außerbörslichen Handel regulatorisch nicht beschränkt wer-
den sollen. Die bloßen technischen Preislimits sollen entsprechend bei Bedarf nach oben
hin angepasst werden, um der Strompreisentwicklung Rechnung zu tragen.

Absatz 2 regelt in Satz 1 den Grundsatz, dass das Bilanzkreis- und Ausgleichsenergiesys-
tem eine zentrale Bedeutung für die Gewährleistung der Elektrizitätsversorgungssicher-
heit hat. Daher soll nach Satz 2 mit dem Gesetz die Bilanzkreistreue der Bilanzkreisver-
antwortlichen durch das Ausgleichsenergiesystem sichergestellt werden. Dies stellt si-
cher, dass der „Strommarkt 2.0“ seine Synchronisierungsaufgabe erfüllt. Dieser Grund-
satz ist im Zusammenhang mit den Änderungen in § 13 Absatz 4 EnWG und in der
Stromnetzzugangsverordnung zu sehen.

Absatz 3 Satz 1 regelt den Grundsatz, dass in einem weiterentwickelten Strommarkt ins-
besondere auf eine Flexibilisierung von Angebot und Nachfrage hingewirkt werden soll.
Dahinter steht der Gedanke, dass künftig Maßnahmen verstärkt daraufhin überprüft wer-
den sollen, ob sie der Flexibilisierung von Angebot und Nachfrage entgegenstehen. Satz
2 verankert den Grundsatz, dass durch einen Wettbewerb aller Flexibilitätsoptionen auf
Erzeugungs- und Nachfrageseite sowie eine effiziente Kopplung des Wärme- und des
Verkehrssektors mit dem Elektrizitätssektor die Kosten der Energieversorgung minimiert
und die Versorgungssicherheit gestärkt werden sollen.

Die Aufnahme von Absatz 4 legt den Grundsatz der Kosteneffizienz beim Netzausbau
fest. Elektrizitätsversorgungsnetze sollen daher künftig bedarfsgerecht unter Berücksichti-
gung der wachsenden Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien, der Versorgungssi-
cherheit sowie volkswirtschaftlicher Aspekte ausgebaut werden. Vor diesem Hintergrund
sollen Netzbetreiber bei ihrer Planung künftig auch eine mögliche Abregelung von Erneu-
erbare-Energien-Anlagen berücksichtigen, um die Netze nicht für die „letzte Kilowattstun-
de“ auszubauen (siehe hierzu § 11 Absatz 2 EnWG neu).

Absatz 5 verankert die Elektromobilität als Bestandteil des weiterentwickelten Strommark-
tes. Diese Regelung steht im Zusammenhang mit der energiewirtschaftsrechtlichen Ein-
ordnung von Ladepunkten für Elektromobile als Letztverbraucher nach § 3 Nummer 25
EnWG. Als Schlüssel zu einer umweltverträglichen, zuverlässigen und bezahlbaren Mobi-
lität können Elektromobile einen wichtigen Beitrag zur Energiewende leisten. Dies erfor-
dert den Aufbau einer bedarfsgerechten Ladeinfrastruktur. Ziel ist es, die erforderlichen
rechtlichen Rahmenbedingungen zu schaffen, um den Markthochlauf der Elektromobilität
zu unterstützen und durch die stärkere Integration der Ladeinfrastruktur für Elektromobile
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in das Elektrizitätsversorgungssystem einen Beitrag zu der Transformation zu einem
nachhaltigen Energieversorgungssystem zu leisten.

Mit Absatz 6 wird der Transparenzgedanke im Normprogramm des Strommarktes veran-
kert. Hintergrund hierfür ist, dass in dem neuen Abschnitt 9a eine nationale Informations-
plattform und ein Marktstammdatenregister eingerichtet werden. Ziel des neu einzurich-
tenden Informationsportals für Strommarktdaten ist es, auf der Plattform relevante
Strommarktdaten für Deutschland systematisch aufzubereiten und anwenderfreundlich
der interessierten Öffentlichkeit darzustellen. Zugleich ist zu berücksichtigen, dass unter
wettbewerblichen Gesichtspunkten ein gewisses Maß an Geheimwettbewerb notwendig
ist, um ein wettbewerbskonformes Marktergebnis zu erzielen. Daneben soll das Markt-
stammdatenregister für eine verbesserte Verfügbarkeit sogenannter Stammdaten des
Energiemarkts sorgen und auch einen Beitrag zur Reduzierung und Vereinfachung dies-
bezüglicher Meldepflichten leisten. Dieser Gedanke wird in § 1a Absatz 6 verankert.

Mit Absatz 7 wird die Einbindung des Strommarktes in die europäischen Strommärkte und
den Elektrizitätsbinnenmarkt geregelt und die stärkere europäische Zusammenarbeit ver-
ankert. Mit Satz 1 wird daher das Ziel aufgenommen, dass als Beitrag zur Verwirklichung
des europäischen Elektrizitätsbinnenmarktes eine stärkere Einbindung des Strommarktes
in die europäischen Strommärkte sowie eine stärkere Angleichung der Rahmenbedingun-
gen in den europäischen Strommärkten angestrebt werden soll. Dazu sollen soll insbe-
sondere eine stärker Angleichung der Rahmenbedingungen auf dem Gebiet der Bundes-
republik Deutschland mit denen angrenzender Staaten sowie von Norwegen angestrebt
werden. Die Regelung dient dazu, die Erklärung vom 8. Juni 2015 umzusetzen. Satz 2
konkretisiert diese Zielsetzung und regelt, dass notwendige Verbindungsleitungen ausge-
baut, die Marktkopplung und der grenzüberschreitende Stromhandel gestärkt und die Re-
gelenergiemärkte sowie die vortägigen und untertägigen Spotmärkte stärker integriert
werden sollen. Unter Marktkopplung werden dabei sowohl die vortägigen wie die untertä-
gigen Verfahren verstanden, bei denen Aufträge, die gesammelt werden, miteinander
abgeglichen und gleichzeitig zonenübergreifende Kapazitäten für verschiedene Gebots-
zonen auf dem vortägigen oder untertägigen Markt vergeben werden. Die Bedeutung der
verstärkten regionalen Zusammenarbeit zur Gewährleistung der Versorgungssicherheit
wird auch von der Europäischen Kommission in ihrer am 15. Juli 2015 veröffentlichten
Mitteilung 340 zur Einleitung des Prozesses der öffentlichen Konsultation zur Umgestal-
tung des Energiemarkts aufgegriffen.

Zu Nummer 4

Zu Buchstabe a

In Nummer 18d wird der Begriff „europäische Strommärkte“, auf die in den §§ 12 und 51
EnWG Bezug genommen wird, gesetzlich definiert. Die Aufnahme einer eigenen Definiti-
on in § 3 dient der Rechtssicherheit und Rechtsklarheit. Unter die europäischen Strom-
märkte fallen die Strommärkte der Mitgliedstaaten der Europäischen Union sowie von
Norwegen und der Schweiz. Die Strommärkte der Schweiz und von Norwegen werden für
die Zwecke des Monitorings der Versorgungssicherheit zu den europäischen Strommärk-
ten gezählt, weil diese Strommärkte eng mit dem deutschen Strommarkt verbunden sind.

Zu Buchstabe b

Die Ergänzung der Definition des Letztverbrauchers in § 3 Nummer 25 EnWG stellt die
Betreiber von Ladepunkten für Elektromobile hinsichtlich ihres Strombezugs im Rahmen
des EnWG den Letztverbrauchern gleich. Strom, der durch die Ladeeinrichtung selbst für
den eigenen Betrieb verbraucht wird, war auch nach bestehender Rechtslage als Letzt-
verbrauch einzuordnen. Durch die Neuregelung soll auch der durch die Ladepunkte an
Elektrofahrzeuge abgegebene Strom dem Letztverbrauch gleichgestellt werden. Soweit
Ladeeinrichtungen für Elektromobile aus mehreren Ladepunkten im Sinne der Richtlinie
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94/2014/ EU bestehen, gilt der Strombezug jedes einzelnen Ladepunktes als Letztver-
brauch und gilt der Betreiber jedes Ladepunktes in Bezug auf diesen Ladepunkt als Letzt-
verbraucher. Betreibt eine Person mehrere Ladepunkte, ist sie in Bezug auf jeden einzel-
nen Ladepunkt ein Letztverbraucher.

Soweit ein Letztverbraucher solche Ladepunkte als Teil einer bestehenden Kundenanlage
betreibt, ist klargestellt, dass der Strombezug für den Ladepunkt energiewirtschaftsrecht-
lich dem Letztverbrauch des Betreibers der Kundenanlage zuzurechnen ist. Dies soll un-
abhängig davon gelten, wer Zugang zu diesem Ladepunkt hat und wie der Zugang zur
Nutzung des Ladepunkts organisiert ist. Zugleich wird klargestellt, dass auch in öffentli-
chen und öffentlich zugänglichen Bereichen der Ladepunkt selbst, unabhängig von der
Zugehörigkeit zu einer bereits bestehenden Kundenanlage, Letztverbraucher im Sinne der
Vorschrift ist.

Ob der Betreiber einer Kundenanlage mit Ladepunkt oder in öffentlichen und öffentlich
zugänglichen Bereichen des Ladepunktes selbst ein gewerblicher Kunde oder ein Haus-
haltskunde ist, richtet sich nach § 3 Nummer 22 EnWG.

Die energiewirtschaftsrechtlichen Pflichten gelten im Verhältnis zwischen dem Energielie-
feranten bzw. Netzbetreiber und dem Ladepunktbetreiber, nicht jedoch zwischen dem
Ladepunktbetreiber und Elektrofahrzeugnutzer. Die Nutzung des Ladepunkts durch den
Elektrofahrzeugnutzer stellt keinen Strombezug im Sinne des EnWG dar und wird geson-
dert geregelt.

Die Neuregelung lässt die bestehenden Pflichten der Energieversorgungsunternehmen
sowie Netzbetreiber unberührt. Dies gilt auch für den Fall, dass Ladepunkte für Elektro-
mobile von den Energieversorgungsunternehmen selbst betrieben werden. Auch in die-
sem Fall bleiben die Energieversorgungsunternehmen weiterhin zur Abführung aller ge-
setzlichen Umlagen verpflichtet. Dies schließt explizit auch die Pflicht zur Zahlung der
EEG-Umlage nach § 60 Absatz 1 Satz 1 EEG 2014 ein. Zur Verdeutlichung wird hier ein
Beispiel angeführt: ein Energieversorgungsunternehmen, das zugleich Betreiber des La-
depunktes ist und diesen Ladepunkt mit Strom beliefert, verbleibt sowohl im EnWG als
auch nach § 5 Nummer 13 EEG 2014 Elektrizitätsversorgungsunternehmen. Als Elektrizi-
tätsversorgungsunternehmen ist er daher nach § 60 Absatz 1 Satz 1 EEG 2014 wie bisher
zur Zahlung der EEG-Umlage verpflichtet.

Zu Nummer 5

Zu Buchstabe a

Durch Absatz 2 erhält der Verteilernetzbetreiber mehr Flexibilität bei der Planung seines
Netzes. Nach geltender Rechtslage muss ein Netzbetreiber sein Netz ausbauen, verstär-
ken und optimieren, zum Beispiel auch durch den Einsatz intelligenter Netztechnik (zum
Beispiel regelbare Ortsnetztransformatoren), um den Bedarfen aller Netznutzer gerecht zu
werden. Bestehende und nach den Bedarfsprognosen zu erwartende Netzengpässe sind
zu vermeiden, um insbesondere die gesamte Energie der Stromerzeugungsanlagen auf-
zunehmen und weiterleiten zu können. Durch den neuen Absatz 2 erhält der Verteiler-
netzbetreiber die Option, in einem begrenzten Umfang die Spitzenkappung von Erneuer-
bare-Energien-Anlagen als Alternative bei der Netzplanung zu berücksichtigen. Damit
eröffnet Absatz 2 dem Netzbetreiber die Möglichkeit, sein Netz nicht mehr auf die Auf-
nahme der letzten Kilowattstunde auszulegen, sondern es auf ein zur Gewährleistung der
energiewirtschaftlichen Ziele nach § 1 Absatz 1 EnWG i.V.m. § 1 EEG 2014 volkswirt-
schaftlich sinnvolles Maß zu dimensionieren.

Unberührt hiervon bleibt der Grundsatz der planerischen Gestaltungsfreiheit des Vertei-
lernetzbetreibers. Die Netzplanung bleibt die alleinige Aufgabe des Netzbetreibers. Er
bleibt dafür verantwortlich, seinen Netzausbau auf der Grundlage von sachgerechten
Prognosen und Annahmen bedarfsgerecht zu dimensionieren. Durch die Möglichkeit zur
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Berücksichtigung der Spitzenkappung erhält der Verteilernetzbetreiber eine zusätzliche
Option. Inwiefern er diese Option nutzt, steht im Verantwortungsbereich des jeweiligen
Netzbetreibers. Nach § 12a Absatz 1 Satz 4 und § 12b Absatz 1 Satz 3 EnWG sind die
Übertragungsnetzbetreiber im Rahmen der Erstellung des Netzentwicklungsplans ver-
pflichtet, die Regelungen der Spitzenkappung gemäß § 11 Absatz 2 EnWG bei der Netz-
planung anzuwenden.

Hierdurch wird das Ziel, selten auftretende Einspeisespitzen abzuregeln, umgesetzt. Dar-
über hinaus sollen nicht nur Neuanlagen, sondern auch bestehende Wind- und Photovol-
taikanlagen, bei der Spitzenkappung berücksichtigt werden. Wenn dabei von einer „Anla-
ge zur Erzeugung von Strom aus Windenergie“ gesprochen wird, sind davon die Wind-
energieanlagen an Land nach § 5 Nummer 35 EEG 2014 erfasst. Ohne die Einbeziehung
von Bestandsanlagen im Rahmen der Netzplanung könnten die bestehenden Effizienzpo-
tentiale nicht gehoben werden. Die Betreiber der bestehenden Windkraft- und Photovolta-
ikanlagen werden weiterhin im Rahmen des Einspeisemanagements bei Netzengpässen
nach § 15 EEG 2014 für die Abregelung ihrer Anlagen entschädigt und die Vorschriften
zum Engpassmanagement, insbesondere die Regelungen zur Abschaltreihenfolge, blei-
ben unverändert.

Selten auftretende Einspeisespitzen entstehen vor allem bei der Einspeisung von wetter-
abhängigen fluktuierenden erneuerbaren Energien. Die Einspeisung von Strom aus kon-
ventionellen Anlagen, Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlagen, Biomasseanlagen, Offshore-
Windkraftanlagen oder Wasserkraftanlagen ist hingegen in der Regel konstanter. Daher
beschränkt sich die Spitzenkappung im Rahmen der Netzplanung auf die für die Annahme
von seltenen Erzeugungsspitzen relevanten Onshore-Windkraft- und Photovoltaikanlagen.

Der Wert von drei Prozent der Jahresarbeit je Onshore-Windkraft- und Photovoltaikanlage
ergibt sich aus der Verteilernetzstudie (BMWi 2014), die im Auftrag des Bundesministeri-
ums für Wirtschaft und Energie den Netzausbaubedarf auf Verteilernetzebene untersucht
und Möglichkeiten zur Reduzierung des Netzausbaubedarfs analysiert hat. Diese ist auf
der Internetseite des BMWi veröffentlicht
(http://www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/Publikationen/Studien/verteilernetzstudie,prop
erty=pdf,bereich=bmwi2012,sprache=de,rwb=true.pdf). Hiernach liegt das volkswirtschaft-
liche Optimum für die Spitzenkappung bei einem anlagenscharfen Wert von maximal drei
Prozent der Jahresenergie pro Windkraft- und Photovoltaikanlage. Die Studie empfiehlt
daher für alle Spannungsebenen des Verteilernetzes maximal drei Prozent, da dieser
Wert den Netzbetreibern einen ausreichenden Spielraum in der Netzplanung ermöglicht
und die volkswirtschaftlichen Folgekosten in einem angemessenen Verhältnis zu den er-
sparten Netzausbaukosten halten soll. Bei einem höheren Wert würden die abgeregelten
Strommengen und damit auch die Kosten der Abregelung sprunghaft ansteigen, so dass
diese die Einsparungen beim Netzausbau übersteigen würden. Darüber hinaus könnten
bei zu hohen Kappungsansätzen die neben dem Ziel der Kosteneffizienz weiterhin zu
gewährleistenden wichtigen Ziele der Versorgungssicherheit und der Umweltverträglich-
keit durch zu gering dimensionierte Netze gefährdet werden.

Im Rahmen seiner Netzberechnungen zur Netzplanung kann in einem ersten Schritt der
Betreiber eines Verteilernetzes bzw. muss der Betreiber des Übertragungsnetzes eine
Kappung von maximal drei Prozent der eingespeisten Jahresenergiemenge von jeder
einzelnen geplanten oder bereits errichteten Anlage, die unmittelbar an sein Netz ange-
schlossen ist oder angeschlossen werden soll, berücksichtigen. Soweit für die Berücksich-
tigung von drei Prozent der eingespeisten Jahresenergiemenge in der Netzplanung die
Energiemenge in Leistung umgerechnet werden muss, sollte dafür auf Verbandsebene
ein standardisiertes Verfahren gefunden werden.

Allein dadurch würde allerdings kein Optimum bei der Einsparung von Netzausbaukosten
erreicht. Ein vorgelagerter Netzbetreiber müsste dazu nämlich auch berücksichtigen, dass
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der Betreiber der jeweils nachgelagerten Spannungsebene möglicherweise auch eine
Kappung der Windkraft- und Photovoltaikanlagen in seinem eigenen Netz vornimmt.

Ein Netzbetreiber, der bei seiner Netzplanung die Spitzenkappung berücksichtigt hat,
muss diese Information veröffentlichen und der Bundesnetzagentur, der zuständigen Lan-
desregulierungsbehörde, dem vorgelagerten Netzbetreiber sowie dem Übertragungsnetz-
betreiber nach Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 mitteilen. Hierfür reicht zunächst eine einfache
Mitteilung auf der Internetseite des Netzbetreibers, dass der Netzbetreiber die Spitzen-
kappung der Planung zu Grunde gelegt hat, und zum Beispiel eine elektronische Nach-
richt (Fax oder Email an die genannten Empfänger) aus. Die Information des vorgelager-
ten Netzbetreibers und des Übertragungsnetzbetreibers ist erforderlich, damit diese im
Rahmen ihrer Netzausbauplanung und Systemverantwortung die Wechselwirkungen in-
folge der Spitzenkappung auf nachgelagerten Netzebenen einbeziehen können. Darüber
hinaus bleiben die Netzbetreiber nach den bestehenden Informations- und Kooperations-
pflichten dazu verpflichtet, die für die Wahrnehmung der Netzausbau- und Netzbetriebs-
pflichten erforderlichen Informationen auszutauschen. Übertragungsnetzbetreiber müssen
dann die Spitzenkappung nach § 12a Absatz 1 Satz 4 EnWG und § 12b Absatz 1 Satz 3
bei der Netzentwicklungsplanung berücksichtigen.

Der Netzbetreiber muss darüber hinaus die Netzausbauplanung und die Berechnung der
Spitzenkappung für sachkundige Dritte verständlich und nachvollziehbar dokumentieren
und nach Satz 3 die Dokumentation auf Verlangen dem vorgelagerten Netzbetreiber, dem
systemverantwortlichen Übertragungsnetzbetreiber, einem Einspeisewilligen (im Sinne
des § 12 EEG 2014) oder einem an das Netz angeschlossenen Anlagenbetreiber, der
BNetzA sowie der zuständigen Landesregulierungsbehörde unverzüglich vorlegen. Sofern
im Rahmen der Dokumentation besondere sicherheitsrelevante Aspekte aufgeführt sind,
darf der Netzbetreiber diese Punkte schwärzen, bevor er die Dokumentation einem Ein-
speisewilligen oder Anlagenbetreiber vorlegt.

Satz 4 stellt klar, dass die Regelungen zur Systemverantwortung nach den §§ 13 und 14
EnWG und nach §§ 11, 14 und 15 EEG 2014 von Satz 1 bis 3 unberührt bleiben. Dies
bedeutet insbesondere, dass der Netzbetreiber bei auftretenden Netzengpässen die er-
forderlichen Netz- und Systemsicherheitsmaßnahmen nach den §§ 13, 14 EnWG in Ver-
bindung mit den §§ 11, 14, 15 EEG 2014 durchführt. Der operative Netzbetrieb ist von der
Regelung des Absatzes 2 Satz 1 somit nicht unmittelbar betroffen. Die Leitfäden zur Ab-
schaltreihenfolge der Anlagen beim Netzbetrieb bleiben unverändert bestehen. Die Netz-
betreiber sollen weiterhin unter Einhaltung des Vorrangs der erneuerbaren Energien und
des Stroms aus Kraft-Wärme-Kopplung diejenigen Erzeugungsanlagen abregeln, die den
größten Einfluss auf den Netzengpass haben. Damit wird sichergestellt, dass die abgere-
gelten Energiemengen so gering wie möglich bleiben. Ob ein Netzengpass voraussichtlich
durch eine anstehende Netzausbaumaßnahme beseitigt oder infolge einer Spitzenkap-
pung im Rahmen der Netzausbauplanung voraussichtlich für einen längeren Zeitraum
oder dauerhaft bestehen bleiben wird, ändert an der Anwendbarkeit der Regelungen zum
Einspeisemanagement nach § 13 Absatz 2, Absatz 2a Satz 3 EnWG i.V.m. §§ 14, 15
EEG 2014 nichts. Der Netzbetreiber, der infolge der Spitzenkappung nach § 11 Absatz 2
EnWG die vollständige Beseitigung eines Netzengpasses unterlassen hat, bleibt der
Netzbetreiber, in dessen Netz die Ursache für eine Einspeisemanagement-Maßnahme im
Sinne von § 15 Absatz 1 Satz 3 EEG 2014 liegt, und der daher die Entschädigungskosten
zu tragen hat.

Auch die bestehenden Redispatch- und Entschädigungsregelungen bleiben gültig. Kon-
ventionelle Anlagen und Anlagen zur Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien und
Kraft-Wärme-Kopplung werden derzeit durch die geltenden Redispatch- und Entschädi-
gungsregelungen finanziell weitgehend so gestellt, als ob keine Abregelung stattgefunden
hätte. Eine Absenkung der Redispatchvergütung oder der Entschädigungsregelungen
würde die Gefahr vergrößern, dass die Netzbetreiber aufgrund der steigenden Risiken
von der Spitzenkappung keinen Gebrauch machen. Denn die Ursache für den Netzeng-
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pass liegt in aller Regel nicht an einer speziellen Anlage, sondern in der gesamten Last-
und Erzeugungssituation in dem Netzgebiet oder in einem der vor- oder nachgelagerten
Netzgebiete. Die abgeregelte Anlage würde daher wirtschaftlich gegenüber den anderen
Anlagen erheblich benachteiligt, ohne dass es hierfür einen sachlichen Grund im Hinblick
auf die konkrete Anlage gäbe.

Vor diesem Hintergrund kann eine Absenkung der Entschädigung für konventionelle oder
vorrangberechtigte Anlagen dazu führen, dass die angeforderten Anlagenbetreiber und
nachgelagerten Netzbetreiber jede Anforderung zur Abregelung in Frage stellen und die
erforderliche netzübergreifende Kooperation zur Gewährleistung der Netz- und Systemsi-
cherheit durch steigende Risiken erheblich erschwert wird. Der verantwortliche Netzbe-
treiber würde sich dementsprechend bei jeder Abregelung dafür rechtfertigen müssen,
welche Anlagen er wann in welcher Einzelrangfolge abgeregelt hat, und er wäre gegebe-
nenfalls Schadensersatzrisiken ausgesetzt, wenn die Abregelung nicht diskriminierungs-
frei erfolgt wäre. Es besteht die Gefahr, dass dieses Prozess- und Kostenrisiko für die
Netzbetreiber dazu führen würde, dass sie von dem Instrument der Spitzenkappung kei-
nen Gebrauch machen. Damit ginge der volkswirtschaftliche Nutzen der Regelung verlo-
ren. Durch steigende Abregelungsrisiken würde dem Netzbetreiber auch die notwendige
Flexibilität bei der Abregelung der Anlagen genommen und ein schnelles Reagieren auf
Netzengpässe, das zum Aufrechterhalten der Versorgungssicherheit notwendig ist, er-
schwert.

Nach Satz 5 müssen die Netzbetreiber der BNetzA und der Landesregulierungsbehörde
mitteilen, wenn die Jahreserzeugungsleistung einer Erneuerbare-Energien-Anlage, Gru-
bengasanlage oder Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlage in einem Kalenderjahr um mehr als
drei Prozent abgeregelt worden ist und der Regulierungsbehörde den Umfang und die
Ursachen hierfür mitteilen und die Dokumentation nach Satz 2 Nummer 3 vorlegen. Die
Behörden haben dann im Rahmen ihrer jeweiligen Aufgaben die Möglichkeit zu prüfen, ob
die Netzplanung im Rahmen von Satz 1 richtig durchgeführt worden ist.

Zu Buchstabe b

Die Regelung ist eine Folgeänderung der Änderungen durch Buchstabe a.

Zu Nummer 6

Zu Buchstabe a

Die Änderung der Überschrift trägt den Änderungen durch die Absätze 4 bis 6 Rechnung.
Danach werden neben den Rechten und Pflichten der Betreiber von Übertragungsnetzen
auch die Rechte und Pflichten der Betreiber von Elektrizitätsverteilernetzen erfasst. Ent-
sprechend bezieht sich die Überschrift auch auf die Betreiber von Elektrizitätsverteilernet-
zen.

Zu Buchstabe b

Die Änderungen in § 12 Absatz 4 und 5 EnWG stehen im Zusammenhang mit dem Moni-
toring der Versorgungssicherheit nach § 51 EnWG. Die bisherigen Absätze 4 und 5 wer-
den umfassend geändert und zur besseren Lesbarkeit neu strukturiert.

Zu Absatz 4

Die Änderung von Satz 1 weitet den Kreis der Verpflichteten im Rahmen des Energiein-
formationsnetzes aus und listet diese zur besseren Übersichtlichkeit enumerativ auf.

Danach sind neben den schon bislang verpflichteten Betreibern von Erzeugungsanlagen
(Nummer 1) und von Elektrizitätsverteilernetzen (Nummer 3) sowie Gasversorgungsnet-
zen (Nummer 4), den industriellen und gewerblichen Letztverbrauchern (Nummer 5) und
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den Lieferanten von Elektrizität (Nummer 7) künftig auch die Betreiber von Anlagen zur
Speicherung von elektrischer Energie(Nummer 2) sowie die Anbieter von Lastmanage-
mentmaßnahmen (Nummer 6) Verpflichtete der Regelung. Sie müssen den Betreibern
von Elektrizitätsversorgungsnetzen somit auf Verlangen die für die Sicherheit und Zuver-
lässigkeit der Elektrizitätsversorgungsnetze relevanten Informationen bereitstellen. Unter
Lastmanagement wird in diesem Zusammenhang eine zweckorientierte Veränderung des
Verbrauchs elektrischer Energie gegenüber einem ansonsten zu erwartenden Ver-
brauchsverhalten verstanden. Lastmanagementmaßnahmen können unmittelbar auf Ini-
tiative eines Verbrauchers erfolgen, zum Beispiel als Reaktion auf Strompreissignale, o-
der auf Initiative eines Externen, zum Beispiel eines Netzbetreibers, im Rahmen der Er-
bringung von Systemdienstleistungen.

Durch die Erweiterung des Kreises der Verpflichteten können die Netzbetreiber unter
Wahrung der Informationskaskade zusätzliche Informationen erhalten, um die Sicherheit
und Zuverlässigkeit des Netzes umfassend und zuverlässig beurteilen zu können. Die
zunehmende Nutzung von Speichern und von Lastmanagementmaßnahmen kann künftig
erheblichen Einfluss auf die Netzstabilität haben, zum Beispiel wenn bei hohen Strom-
preisen große Lasten gleichzeitig vom Netz gehen. Daher wird der Kreis der Verpflichte-
ten im Rahmen des Energieinformationsnetzes ausgeweitet.

Während nach bisheriger Rechtslage in Satz 1 lediglich davon die Rede war, dass die
Übertragungsnetze sicher und zuverlässig betrieben, gewartet und ausgebaut werden
können, wird künftig allgemein von Elektrizitätsversorgungsnetzen gesprochen. Dies stellt
gegenüber der bisherigen Regelung ebenfalls eine Erweiterung dar. Dadurch wird dem
Umstand Rechnung getragen, dass die Netzstabilität auf Ebene der Elektrizitätsverteiler-
netze ebenfalls von Bedeutung ist.

Die Einfügung des neuen Satzes 2 dient der Klarstellung der bereits nach der derzeitigen
Rechtslage geltenden Zielsetzung. Es wird ausgeführt, dass der gesetzliche Datenüber-
mittlungsanspruch der Betreiber von Übertragungsnetzen und der Betreiber von Elektrizi-
tätsverteilernetzen sich mindestens auf die drei darin genannten Datenkategorien
(Stammdaten, Planungsdaten und Echtzeit-Daten, worunter insbesondere Daten über die
Ist-Einspeisung und den Ist-Verbrauch zu verstehen sind) bezieht, wobei zusätzliche Da-
teninhalte möglich sind, sofern sie für die in Satz 1 genannten Zwecke erforderlich sind.
Stammdaten sind insbesondere solche Daten, die, wie zum Beispiel der Name eines
Marktakteurs, die Zuordnung von Anlagen zu Netzen, die Anlagengröße und -leistung,
Angaben zur Fernsteuerbarkeit, weitgehend konstant bleiben. Planungsdaten meinen die
Daten der Zulieferer, die in die Zukunft gerichtet sind und sich auf die Erzeugung eines
Kraftwerks, den Verbrauch eines Großkunden etc. beziehen. Echtzeitdaten sollen insbe-
sondere so genannte „Real-Time“-Leistungswerte der Datenzulieferer umfassen.

Der neu aufgenommene Satz 3 regelt das Verhältnis des Energieinformationsnetzes zu
dem neu eingeführten Marktstammdatenregister. Danach soll künftig vorrangig das
Marktstammdatenregister an Stelle des Energieinformationsnetzes genutzt werden. Die
Betreiber von Elektrizitätsversorgungsnetzen sollen das Marktstammdatenregister nach
§ 111e nutzen, sobald und soweit ihnen dieses den Zugriff auf Daten im Sinne von Satz 2
eröffnet. In diesem Umfang sollen die Netzbetreiber von den in Satz 1 Verpflichteten keine
Informationen verlangen, sondern vorrangig auf das Marktstammdatenregister zurückgrei-
fen. Betroffen ist im Wesentlichen der Austausch von Stammdaten, der in beiden Syste-
men erfolgt. Durch die Regelung sollen Doppelmeldungen vermieden werden. Zugleich
soll sich das Marktstammdatenregister als zentrales und vorrangig zu nutzendes Daten-
register für Stammdaten etablieren. Zudem belässt die Vorschrift den Netzbetreibern die
notwendige Flexibilität, um etwa übergangsweise auf die Verpflichteten nach Satz 1 zu-
rückzugreifen. Dies soll jedenfalls solange möglich sein, wie noch die technischen und
organisatorischen Bedingungen geschaffen werden müssen, um den Datentransfer aus
dem Marktstammdatenregister in das Energieinformationsnetz zu gewährleisten.
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Der bisherige Absatz 4 Satz 3 entfällt. Danach sollten die übermittelten Informationen die
Betreiber von Übertragungsnetzen in die Lage versetzen, einen Bericht zu erstellen, der
die Leistungsbilanz für ihren Verantwortungsbereich als Prognose und Statistik enthält.
Grund für die Streichung ist, dass die bisherige Leistungsbilanz der Übertragungsnetzbe-
treiber lediglich eine nationale Betrachtung enthält. Sie erscheint in einem zunehmend
europäischen Strombinnenmarkt wenig aussagekräftig. An die Stelle der Leistungsbilanz
durch die Übertragungsnetzbetreiber tritt das Monitoring der Versorgungssicherheit durch
das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie, das künftig verstärkt die Einbettung
von Deutschland in die europäischen Strommärkte und den Elektrizitätsbinnenmarkt be-
rücksichtigt. Ziel ist es, Versorgungssicherheit nicht mehr als nationale Angelegenheit zu
betrachten, sondern zunehmend im europäischen Kontext.

Zu Absatz 5

Absatz 5 regelt wie bisher die Pflichten der Betreiber von Übertragungsnetzen. Um einen
Gleichlauf zu Absatz 4 zu erreichen, sind künftig neben den Betreibern der Übertragungs-
netze auch die Betreiber der Elektrizitätsverteilernetze zur Übermittlung der erhaltenen
Informationen an das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie verpflichtet. Absatz 5
bündelt die Pflichten der Betreiber von Übertragungsnetzen und der vorgelagerten Betrei-
ber von Elektrizitätsverteilernetzen nunmehr als Pflichten der Betreiber von Elektrizitäts-
versorgungsnetzen. Diese werden zur besseren Verständlichkeit enumerativ aufgelistet.

Satz 1 Nummer 1 enthält die bisher in § 12 Absatz 4 Satz 2 enthaltene Regelung. Danach
müssen die Netzbetreiber sicherstellen, ihnen nach Absatz 1 Satz 1 zur Kenntnis gelangte
Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse ausschließlich so zu den dort genannten Zwecken
zu nutzen, dass deren unbefugte Offenbarung ausgeschlossen ist. Diese Verpflichtung gilt
auch im Rahmen der Übermittlungspflichten nach den Nummern 2 bis 4.

Nach Nummer 2 müssen Betreiber von Elektrizitätsversorgungsnetzen die nach Absatz 4
erhaltenen Informationen jeweils auf Anforderung in anonymisierter Form an das Bun-
desministerium für Wirtschaft und Energie für die Zwecke des Monitorings nach § 51
übermitteln. Die Neufassung des Absatzes 5 Satz 1 Nummer 2 geht auf den Wegfall der
Leistungsbilanz der Übertragungsnetzbetreiber zurück. Die Pflicht der Übertragungsnetz-
betreiber zur jährlichen Erstellung und Übermittlung eines Berichts über die Leistungsbi-
lanz für ihren Verantwortungsbereich entfällt künftig. Stattdessen müssen die Übertra-
gungsnetzbetreiber und künftig auch die Verteilernetzbetreiber die Informationen, die sie
nach Absatz 4 erhalten haben, auf Anforderung in einer angemessenen Frist an das Bun-
desministerium für Wirtschaft und Energie für die Zwecke des Monitorings nach § 51
übermitteln. Die Übermittlung der Informationen in anonymisierter Form dient dem Schutz
der nach Absatz 4 Verpflichteten vor einer unbefugten Offenbarung von Betriebs- und
Geschäftsgeheimnissen.

Nummer 3 erweitert und konkretisiert den Umfang der zu übermittelnden Informationen.
Ziel der erweiterten Datenübermittlung ist es, das Bundesministerium für Wirtschaft und
Energie in die Lage zu versetzen, das Monitoring der Versorgungssicherheit nach § 51
umfassend und sachgerecht durchführen zu können. Nach Nummer 3 müssen die Netz-
betreiber daher über die nach Absatz 4 erhaltenen und den nach Nummer 2 zu übermit-
telnden Informationen hinaus jeweils auf Anforderung an das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie weitere verfügbare Informationen und Analysen übermitteln, sofern
ihnen diese aufgrund ihrer Tätigkeit vorliegen und für die Zwecke des Monitorings nach
§ 51 erforderlich sind. Dazu zählen insbesondere verfügbare Informationen und gegebe-
nenfalls eine gemeinsam von den Betreibern von Übertragungsnetzen in einer von dem
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie zu bestimmenden Form zu erstellende
Analyse über die notwendigen grenzüberschreitenden Verbindungsleitungen sowie über
Angebot und Nachfrage auf den europäischen Strommärkten. Die europäischen Strom-
märkte werden in § 3 Nummer 18c gesetzlich definiert. Die zu bestimmende Form um-
fasst auch die dabei zugrunde zu legenden Methoden und Parameter. Zudem müssen die
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Netzbetreiber auf Anforderung Informationen und Analysen zu der Höhe und der Entwick-
lung der Gesamtlast in den Elektrizitätsversorgungsnetzen in den vergangenen zehn Jah-
ren im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland übermitteln. Für das Monitoring der Ver-
sorgungssicherheit im Stromsektor ist dabei insbesondere die Gesamtlast, das heißt die
Last in Bezug auf den Nettostromverbrauch, und die Last in Bezug auf den Nettostrom-
verbrauch zuzüglich der Netzverluste in den Elektrizitätsversorgungsnetzen von Bedeu-
tung.

Der Umfang der nach Absatz 5 Nummer 3 von den Netzbetreibern zu übermittelnden Da-
ten kann über die Informationen hinausgehen, die diese von den Marktakteuren nach Ab-
satz 4 Satz 1 erhalten haben. Durch die Einschränkung der Pflicht auf die Übermittlung
nur der verfügbaren Informationen sind die Netzbetreiber allerdings nur insoweit zur Da-
tenübermittlung verpflichtet, als sie auf diese Informationen tatsächlich zugreifen können
oder sie ihnen vorliegen. Sie sind daher nicht verpflichtet, zusätzliche Informationen ein-
zuholen.

Die Regelung in Nummer 3 hebt die Bedeutung insbesondere der notwendigen Verbin-
dungsleitungen und der europäischen Strommärkte für die Versorgungssicherheit hervor.
Die Datenübermittlung bezieht sich insofern insbesondere auf solche Informationen, die
außerhalb des rein nationalen Bereichs liegen, soweit diese Auswirkungen auf die Sicher-
heit und Zuverlässigkeit des Elektrizitätsversorgungssystems in der Bundesrepublik
Deutschland haben können. Die bisher im Rahmen der Leistungsbilanz durchgeführten
Analysen zur historischen Last, die zumindest derzeit noch nicht vollständig direkt gemes-
sen werden kann, sollen jedoch auf Anforderung des Bundesministeriums für Wirtschaft
und Energie auf Verlangen fortgesetzt und weiterentwickelt werden.

Nummer 2 und 3 legen jeweils fest, dass die Informationen nur nach Anforderung durch
das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie übermittelt werden müssen. Damit wird
unter anderem dem Vorrang des Marktstammdatenregisters Rechnung getragen. Das
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie soll nach Inbetriebnahme des Markt-
stammdatenregisters die Übermittlung von Informationen nur dann von den Netzbetrei-
bern anfordern, wenn diese nicht bereits im Rahmen des Marktstammdatenregisters er-
fasst sind. Dadurch sollen zusätzliche Meldepflichten vermieden und die vorrangige Nut-
zung des Marktstammdatenregisters sichergestellt werden. Gleiches gilt nach den Num-
mern 4 und 5 auch für die Regulierungsbehörde.

Die in Absatz 5 neu aufgenommene Nummer 4 ist im Zusammenhang mit dem Bericht
über die Mindesterzeugung nach § 63 Absatz 3a EnWG zu sehen. Nach Nummer 4 müs-
sen die Netzbetreiber der Regulierungsbehörde jeweils auf Anforderung in einer von ihr
zu bestimmenden Frist und Form für die Zwecke des Berichts nach § 63 Absatz 3a Infor-
mationen und Analysen zu der Mindesterzeugung insbesondere aus thermisch betriebe-
nen Erzeugungsanlagen und aus Anlagen zur Speicherung von Elektrizität sowie Informa-
tionen und geeignete Analysen zur Entwicklung der Mindesterzeugung übermitteln.

Hintergrund der Regelung ist, dass derzeit eine bestimmte Mindesterzeugung für die Sys-
temstabilität notwendig ist. Diese kann aber erneuerbare Energien verdrängen und damit
volkswirtschaftliche Ineffizienzen erzeugen. Zur Wahrung der Systemstabilität sind Sys-
temdienstleistungen wie die Frequenzhaltung, Spannungshaltung und Redispatchfähigkeit
erforderlich. Diese Systemdienstleistungen werden derzeit überwiegend durch konventio-
nelle Kraftwerke und Pumpspeicherkraftwerke bereitgestellt. Daraus resultiert die so ge-
nannte Mindesterzeugung. Auch die Bereitstellung von Wärme kann zu einer Mindester-
zeugung führen. Dies ist der Fall, wenn Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlagen für die Bereit-
stellung von Wärme nötig sind, diese aber gleichzeitig Strom unabhängig vom Marktpreis
einspeisen oder nicht für den Redispatch in ihrer Einspeiseleistung reduziert werden dür-
fen.
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Eine wichtige Grundlage für die Analyse der Mindesterzeugung sind die Informationen,
welche die Übertragungsnetzbetreiber im Rahmen des Energieinformationsnetzes insbe-
sondere von Kraftwerksbetreibern erhalten. Um vorhandene Informationen und Analysen
zu nutzen und weitere Datenerhebungen zu vermeiden, müssen die Betreiber von Über-
tragungsnetzen und die Betreiber von Elektrizitätsverteilernetzen der BNetzA jeweils auf
Anforderung in einer angemessenen Frist und in geeigneter Form Informationen und Ana-
lysen zu der Mindesterzeugung für die Zwecke des Berichts nach § 63 Absatz 3a EnWG
übermitteln. Auf dieser Basis sollen die Analysen die relevanten Netzsituationen, insbe-
sondere die kritischsten Stunden für die Integration der erneuerbaren Energien, identifizie-
ren – zum Beispiel Stunden mit geringster Residuallast. Unter Residuallast wird dabei die
in einem Elektrizitätsnetz nachgefragte Last abzüglich des Anteils der Einspeisung aus
fluktuierenden erneuerbaren Energien verstanden. Für diese Stunden werden der Grund
für die angegebene Mindesterzeugung sowie der Brennstoff der Anlagen ermittelt.

Die übermittelten Informationen und Analysen sollen von der Regulierungsbehörde ge-
nutzt werden, um die Einflussfaktoren für die Mindesterzeugung und ihre Entwicklung
regelmäßig zu evaluieren und in einem Bericht transparent zu machen. Zu den zu über-
mittelnden Informationen gehören insbesondere die Einspeiseleistung differenziert nach
Brennstoffen, der Umfang, in dem die Einspeisung von Elektrizität aus erneuerbaren
Energien durch diese Mindesterzeugung beeinflusst worden ist, sowie die Faktoren, die
die Mindesterzeugung verursacht haben. Zu solchen Faktoren gehören wiederum insbe-
sondere Regelleistung, Blindleistung, Kurzschlussleistung, Fähigkeit zur Anpassung der
Wirkleistungs- oder Blindleistungseinspeisung und Wärmebereitstellung; aber auch weite-
re Einflussfaktoren sind möglich. Die Informationen sollen unter Wahrung der Betriebs-
und Geschäftsgeheimnisse aufbereitet werden und der Regulierungsbehörde in geeigne-
ter, gegebenenfalls aggregierter, Form übermittelt werden, so dass ein Bericht über die
Mindesterzeugung erstellt werden kann. Auf der Basis der übermittelten Informationen
kann die Regulierungsbehörde prüfen, wie gegebenenfalls auch bei einer niedrigeren
Mindesterzeugung die Systemstabilität gewährleistet werden kann.

Neu aufgenommen wird auch Nummer 5, nach der die Betreiber von Elektrizitätsversor-
gungsnetzen der Regulierungsbehörde ab dem 1. Januar 2017 jeweils auf ihr Verlangen
in einer von ihr zu bestimmenden Frist und Form für die Zwecke des Monitorings nach
§ 51 die Unternehmen und Vereinigungen von Unternehmen nennen müssen, die einen
Stromverbrauch von mehr als zwanzig Gigawattstunden jährlich haben. Die Beschrän-
kung auf Unternehmen und Vereinigungen von Unternehmen mit einem Stromverbrauch
von mehr als 20 Gigawattstunden jährlich ist im Zusammenhang mit der entsprechenden
Regelung des § 51 Absatz 4 Satz 5 zu sehen. Danach kann die Regulierungsbehörde zur
Durchführung des Monitorings der Versorgungssicherheit im Stromsektor von Unterneh-
men und Vereinigungen von Unternehmen mit einem Stromverbrauch von mehr als
zwanzig Gigawattstunden jährlich Informationen verlangen, die erforderlich sein können,
um den heutigen und künftigen Beitrag von Lastmanagement im Adressatenkreis für die
Versorgungssicherheit an den Strommärkten zu analysieren. Die dort geregelte Befugnis
der Regulierungsbehörde zur Abfrage von Information zwecks einer Abschätzung der
Möglichkeiten zum Lastmanagement wird auf entsprechende Großverbraucher be-
schränkt. Großen Stromverbrauchern und ihren Lastmanagementmöglichkeiten kommt in
Bezug auf den Beitrag von Lastmanagement zur Versorgungssicherheit eine besondere
Rolle zu. Die Regulierungsbehörde kann dabei auch Vorgaben machen, die Höhe des
spezifischen Stromverbrauchs anzugeben. Die Meldepflicht dient dazu, den Adressaten-
kreis im Rahmen von § 51 Absatz 4 Satz 5 EnWG sachgerecht bestimmen zu können.

Zu Absatz 6

In dem neuen Absatz 6 werden die bislang in § 12 Absatz 4 Satz 4 enthaltenen Festle-
gungskompetenzen der Regulierungsbehörde geregelt. Eine inhaltliche Änderung ist da-
mit nicht verbunden. Danach ist die Regulierungsbehörde wie nach bisheriger Rechtslage
ermächtigt, nach § 29 Absatz 1 Festlegungen zu treffen zur Konkretisierung des Kreises
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der nach Absatz 1 Satz 1 Verpflichteten, zum Inhalt und zur Methodik, zu Details der Da-
tenweitergabe und zum Datenformat der Bereitstellung an den Betreiber von Elektrizitäts-
versorgungsnetzen.

Zu Nummer 7

Mit der Änderung in § 12a Absatz 1 Satz 4 EnWG wird festgelegt, dass die Übertragungs-
netzbetreiber bei der Erstellung des gemeinsamen Szenariorahmens die Spitzenkappung
nach § 11 Absatz 2 EnWG (neu) zu berücksichtigen haben. Um den Netzausbaubedarf
auf ein wirtschaftlich sinnvolles Maß zu reduzieren, sind die Übertragungsnetzbetreiber
verpflichtet, auf Grundlage der installierten Erzeugungsleistung für die Ermittlung des
Transportbedarfs in allen Szenarien eine reduzierte Einspeisung von Windenergieanlagen
an Land und Photovoltaikanlagen zu Grunde zu legen. Da der durch die Bundesnetzagen-
tur genehmigte Szenariorahmen Grundlage für den Netzentwicklungsplan ist, wird auch
bei dessen Erstellung und Bestätigung die Spitzenkappung berücksichtigt. Nach § 12b
Absatz 1 Satz 3 EnWG sind die Übertragungsnetzbetreiber im Rahmen der Erstellung des
Netzentwicklungsplans verpflichtet, die Regelungen der Spitzenkappung gemäß § 11 Ab-
satz 2 bei der Netzplanung anzuwenden. Zu den weiteren Ausführungen zur Spitzenkap-
pung wird auf die Begründung zu den Änderungen in Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe a
(§ 11 Absatz 2 EnWG) und Artikel 1 Nummer 8 (§ 12b Absatz 1 Satz 3) verwiesen.

Zu Nummer 8

Die Änderung dient der Klarstellung, dass für Betreiber von Übertragungsnetzen die ge-
mäß § 12a Absatz 1 Satz 4 mit angemessenen Annahmen im Rahmen der jeweiligen
Szenarien für den Netzentwicklungsplan zu unterlegende Spitzenkappung gemäß § 11
Absatz 2 im Rahmen der Netzplanung obligatorisch und nicht nur wie bei den Betreibern
von Verteilernetzen eine Option ist. Die obligatorische Anwendung der Regelungen zur
Spitzenkappung gemäß § 11 Absatz 2 beinhaltet damit für die Betreiber von Übertra-
gungsnetzen, dass sie auch die Anwendung des § 11 Absatz 2 durch die Betreiber von
Verteilernetzen in geeigneter Weise in ihre Netzplanung mit einbeziehen müssen.

Zu Nummer 9

Zu Buchstabe a

Die Änderungen in Absatz 1 dienen dazu, das Verhältnis der verschiedenen Maßnahmen
nach § 13 Absatz 1 untereinander besser abzugrenzen. Zu diesem Zweck wurde die Be-
zugnahme auf die Mobilisierung zusätzlicher Reserven in Nummer 2 gestrichen und statt-
dessen eine eigene Nummer 3 in Absatz 1 aufgenommen. Zu den Reserven gehören ins-
besondere die Netzreserve sowie die Kapazitäts- und Klimareserve.

Zu Buchstabe b

Zu Doppelbuchstabe aa

Der Begriff der Erzeugungsanlage wird bislang im § 13 Absatz 1a Satz 1 EnWG gesetz-
lich definiert. Künftig wird der Begriff auch im Rahmen der Kapazitäts- und Klimareserve
sowie in anderen Regelungen gesetzlich verwendet. Es erscheint daher zur besseren
Verständlichkeit des Rechts sachgerecht, den Begriff im Rahmen der allgemeinen Be-
griffsbestimmungen in § 3 Nummer 18c EnWG zu definieren. Im Rahmen von § 13 Absatz
1a Satz 1 wird daher nur noch von Erzeugungsanlagen gesprochen.

Zu Doppelbuchstabe bb

Aus rechtsförmlichen Gesichtspunkten wird der Begriff „Konkretisierung“ durch die Formu-
lierung „näheren Bestimmung“ ersetzt.
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Zu Buchstabe c

Die Absatzreihenfolge wird geändert, indem der bisherige Absatz 1b in den neuen Absatz
1c verschoben wird. Hintergrund ist der enge sachliche Zusammenhang des neuen Ab-
satz 1b mit der Anpassung der Wirk- und Blindleistungseinspeisung (sogenannte Redis-
patch-Maßnahmen) nach § 13 Absatz 1a EnWG.

Zu Absatz 1b

Der neu eingefügte Absatz 1b enthält Eckpfeiler, die bei der Bestimmung einer angemes-
senen Vergütung für Maßnahmen zur Anpassung der Wirk- oder Blindleistungseinspei-
sung nach Absatz 1a (Redispatch-Maßnahmen) zu berücksichtigen sind. Hintergrund sind
unter anderem die Beschlüsse des OLG Düsseldorf vom 28. April 2015, mit denen unter
anderem der konkretisierende Beschluss der BNetzA (Az.: BK8-12-019) aufgehoben wor-
den ist.

Nach Satz 1 ist die Vergütung für die jeweilige Redispatch-Maßnahme nach Absatz 1a
Satz 1 angemessen, wenn sie für den Betreiber der Anlage weder zu einer wirtschaftli-
chen Besser- noch zu einer Schlechterstellung der angeforderten Erzeugungsanlage ge-
genüber einer Teilnahme der Anlage an den Strommärkten führt. Eine Besser- oder
Schlechterstellung von angeforderten Erzeugungsanlagen könnte zu einer nicht unerheb-
lichen Verzerrung des Strommarktes führen und ist daher möglichst zu vermeiden.

Satz 2 regelt, welche Kosten für die jeweilige Redispatch-Maßnahme zu erstatten sind.
Danach sind die tatsächlichen Erzeugungsauslagen (Nummer 1), der anteilige Wertever-
brauch (Nummer 2) sowie die entgangenen Erlösmöglichkeiten (Nummer 3) zu erstatten.
Es sind nur Kosten zu erstatten, welche durch die jeweilige Redispatch-Maßnahme verur-
sacht worden sind. Der Betreiber der angeforderten Erzeugungsanlage soll dadurch so
gestellt werden, als hätte es die Anforderung zur Erbringung der jeweiligen Redispatch-
Maßnahme nicht gegeben.

Nach Nummer 1 sind die Erzeugungsauslagen zu erstatten. Erzeugungsauslagen sind
alle notwendigen Auslagen für konkrete Anpassungen der Einspeisung. Darunter sind
zum Beispiel die zusätzlichen Kosten für den Brennstoff oder Kohlendioxid-
Emissionsrechte zu verstehen.

Nummer 2 gibt vor, dass ein anteiliger Werteverbrauch zu erstatten ist. Wie der anteilige
Werteverbrauch zu bestimmen ist, ergibt sich aus Satz 4.

Nummer 3 regelt, dass die nachweisbaren entgangenen Erlösmöglichkeiten zu erstatten
sind. Eine Erstattung der nachweisbaren entgangenen Erlösmöglichkeiten nach Nummer
3 umfasst die Erlöse, die der Betreiber einer Erzeugungsanlage in der Zeit der Durchfüh-
rung der Redispatch-Maßnahme an den Strommärkten hätte erzielen können, wenn die
Anlage nicht für eine Maßnahme nach Absatz 1a Satz 1 angefordert worden wäre, sofern
und soweit diese die Summe der nach Nummer 1 und 2 zu erstattenden Kosten überstei-
gen. Zur Vermeidung der Mehrfacherstattung von Grenzkosten werden nur die über die
Summe der nach Nummer 1 und 2 zu erstattenden Kosten hinausgehenden entgangenen
Erlösmöglichkeiten erstattet.

Satz 3 regelt, dass der Anlagenbetreiber ersparte Erzeugungsaufwendungen an den zu-
ständigen Übertragungsnetzbetreiber erstattet. Spiegelbildlich zu den Erzeugungsausla-
gen, die den Betreibern von Anlagen, die ihre Wirkleistungseinspeisung erhöhen, zu er-
statten sind, müssen die Betreiber von Anlagen, die ihre Wirkleistungseinspeisung ver-
mindern, die ersparten Erzeugungsaufwendungen herausgeben.

Satz 4 regelt, wie der anteilige Werteverbrauch nach Satz 2 Nummer 2 zu bestimmen ist.
Die Bestimmung des Werteverbrauchs erfolgt auf Grundlage der handelsrechtlichen
Restwerte und damit auch der handelsrechtlichen Nutzungsdauern der angeforderten
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Anlage. Der Anteil des Werteverbrauchs, der durch die jeweilige Redispatch-Maßnahme
verursacht worden ist, ergibt sich aus dem Verhältnis der anrechenbaren Betriebsstunden
im Rahmen von Maßnahmen nach Absatz 1a Satz 1 und den für die Anlage bei der Inves-
titionsentscheidung betriebswirtschaftlich geplanten Betriebsstunden. Dahinter steht die
Annahme, dass durch die jeweilige Anforderung der Erzeugungsanlage ein zusätzlicher
Werteverbrauch verursacht wird, der zu erstatten ist.

Satz 5 stellt klar, welche Kosten dem Betreiber einer Erzeugungsanlage nicht zu erstatten
sind. Darunter fallen Kosten, die durch die grundsätzliche Teilnahme der Erzeugungsan-
lage am Strommarkt unabhängig von der angeforderten Anpassung der Wirkleistungs-
oder Blindleistungseinspeisung entstehen. Zum Beispiel zählen dazu die Betriebsbereit-
schaftsauslagen und eine Verzinsung des gebundenen Kapitals, da diese Positionen für
den Betreiber der angeforderten Erzeugungsanlage sowieso angefallen wären.

Satz 6 regelt die Festlegungskompetenzen der Regulierungsbehörde. Danach kann die
Regulierungsbehörde zur Bestimmung der angemessenen Vergütung nach den Sätzen 1
und 2 Vorgaben im Wege einer Festlegung nach § 29 Absatz 1 machen. Die Nummern 1
bis 6 konkretisieren die Festlegungskompetenz der Regulierungsbehörde:

Nach Nummer 1 können Art und Höhe der Vergütung danach differenziert werden, ob es
sich um eine Wirk- oder eine Blindleistungseinspeisung oder ob es sich um eine leis-
tungserhöhende oder leistungsreduzierende Maßnahme handelt. Dies ist erforderlich, da
sich die Kosten für Maßnahmen im Rahmen von strombedingtem oder spannungsbeding-
tem Redispatch sowie bei leistungserhöhenden oder leistungsreduzierenden Maßnahmen
erheblich unterscheiden können.

Nummer 2 gibt der Regulierungsbehörde die Möglichkeit, Vorgaben zu einer vereinfach-
ten Bestimmung der Erzeugungsauslagen zu machen. Der zweite Halbsatz regelt näher,
dass die Regulierungsbehörde die Vergütung ganz oder teilweise als Pauschale für ver-
gleichbare Kraftwerkstypen ausgestalten kann. Es ist also möglich, bestimmte Kostenpo-
sitionen über eine Pauschale und andere Kostenpositionen über ein anderes Verfahren,
bspw. einen Ersatz tatsächlicher Kosten, abzugelten. Durch die pauschale Vergütung für
Redispatch-Maßnahmen müssen die dem konkreten Einsatz zuzurechnenden Kosten
nicht in jedem Einzelfall abgedeckt werden. Für die Typisierung müssen geeignete techni-
sche Kriterien Anwendung finden. Hierdurch wird gewährleistet, dass die tatsächlichen
Kosten näherungsweise abgebildet werden können, ohne dass der Abwicklungsaufwand
unverhältnismäßig groß würde.

Nach Nummer 3 kann die Regulierungsbehörde Vorgaben zu der Ermittlung der anre-
chenbaren Betriebsstunden machen, die für die Bestimmung des anteiligen Wertever-
brauchs relevant sind. Hierbei ist insbesondere ein möglicherweise erhöhter Verschleiß
der Anlagen beim Anfahren zu berücksichtigen.

Nummer 4 gibt der Regulierungsbehörde die Möglichkeit, Vorgaben zu der Ermittlung und
dem Nachweis der entgangenen Erlösmöglichkeiten zu machen.

Nummer 5 sieht vor, dass die Regulierungsbehörde für Betreiber von Anlagen, die ihre
Wirk- oder Blindleistungseinspeisung vermindern, Vorgaben zur Bemessung der erspar-
ten Erzeugungsaufwendungen machen kann.

Satz 7 gibt der Bundesnetzagentur die Möglichkeit, bei den Betreibern von Erzeugungs-
anlagen die für die Festlegungen nach Satz 6 und für die Prüfung der angemessenen
Vergütung notwendigen Daten einschließlich etwaiger Betriebs- und Geschäftsgeheimnis-
se zu erheben. Ohne diese Daten wäre eine wirksame Prüfung der angemessenen Ver-
gütung nicht möglich. Satz 8 verankert die Pflicht der Betreiber zur Erteilung einer Aus-
kunft. Nach Satz 9 kann die Bundesnetzagentur Festlegungen nach § 29 Absatz 1 zu Um-
fang, Zeitpunkt und Form der zu erhebenden und mitzuteilenden Daten, insbesondere zu
den zulässigen Datenträgern und Übertragungswegen, treffen.
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Zu Absatz 1c

Die bisherigen Regelungen zu vorläufigen Stilllegungen von Anlagen nach § 13 Absatz 1b
EnWG werden in den neuen § 13 Absatz 1c EnWG verschoben. Die Regelung steht in
einem engen Zusammenhang mit den Regelungen der Netzreserveverordnung.

Satz 1 regelt den Umfang der angemessenen Vergütung. Danach kann der Betreiber ei-
ner Anlage, die von dem Betreiber eines Übertragungsnetzes nach Absatz 1a Satz 1 und
2 angefordert wurde und die andernfalls auf Grund einer vorläufigen Stilllegung im erfor-
derlichen Zeitraum nicht anfahrbereit wäre und der nach Absatz 1a Satz 2 dazu aufgefor-
dert wurde, die Betriebsbereitschaft der Anlage für Anpassungen der Einspeisung weiter
vorzuhalten oder wiederherzustellen, eine angemessene Vergütung geltend machen. Die-
se umfasst nach Nummer 1 die für die Vorhaltung oder die Herstellung der Betriebsbereit-
schaft notwendigen Auslagen (Betriebsbereitschaftsauslagen), nach Nummer 2 die not-
wendigen Erzeugungsauslagen für tatsächliche Anpassungen der Einspeisung und nach
Nummer 3 den Werteverbrauch der Anlage für tatsächliche Anpassungen der Einspei-
sung.

Die Aufnahme eines neuen Satzes 2 in § 13 Absatz 1c dient der Konkretisierung und
Klarstellung des Umfangs der Erstattung von Betriebsbereitschaftsauslagen. Danach sind
Betriebsbereitschaftsauslagen von Anlagen nach Satz 1 zu erstatten, sofern und soweit
diese nach dem Zeitpunkt der Ausweisung der Systemrelevanz durch den Übertragungs-
netzbetreiber anfallen und dem Netzreservebetrieb zu dienen bestimmt sind.

Es wird klargestellt, dass sowohl im Falle der vorläufigen wie auch im Fall der endgültigen
Stilllegung eine Erstattung der Kosten bereits ab dem Zeitpunkt der Ausweisung der Sys-
temrelevanz der Anlage durch den Übertragungsnetzbetreiber erfolgt, sofern die Auslagen
der Vorhaltung oder dem Einsatz der Anlage in der Netzreserve zu dienen bestimmt sind.
Nach bisheriger Rechtslage entstand der Anspruch erst nach Ablauf von zwölf Monaten,
was angesichts der anfallenden Kosten der Anlagenbetreiber als nicht sachgerecht anzu-
sehen war. Durch die Änderung kann der Anlagenbetreiber eine Anspruch auf Kostener-
stattung ab dem Zeitpunkt geltend machen, ab welchem der Übertragungsnetzbetreiber
die Systemrelevanzprüfung abgeschlossen und die Anlage als systemrelevant ausgewie-
sen hat. Hierdurch wird ein zeitlicher Gleichlauf des Kostenerstattungsanspruches der
Betreiber, die eine vorläufige Stilllegung anzeigen, und der Betreiber, die eine endgültige
Stilllegung ihrer Anlagen anzeigen, sichergestellt.

Da systemrelevante Anlagen erst ab dem Zeitpunkt der Ausweisung der Systemrelevanz
durch den Übertragungsnetzbetreiber einen Anspruch auf Kostenerstattung haben, wird
zugleich eine Ungleichbehandlung nicht systemrelevanter Anlagen ausgeschlossen. Be-
triebsbereitschaftsauslagen, die vor der Stilllegungsanzeige anfallen, vom Anlagenbetrei-
ber aber erst nach der Ausweisung als systemrelevant in Rechnung gestellt werden, wer-
den nicht erstattet. Die Änderung führt zudem dazu, dass mögliche Anreize, notwendige
Reparaturen in den Zeitraum nach Ablauf der zwölfmonatigen Frist zu verschieben, ver-
mieden werden.

Der neue Satz 3 regelt, wie der anteilige Werteverbrauch nach Satz 1 Nummer 3 zu be-
stimmen ist. Danach erfolgt die Bestimmung des Werteverbrauchs entsprechend der Er-
stattung des Werteverbrauchs im Rahmen von Redispatch-Maßnahmen nach Absatz 1b
für die Anlage oder Anlagenteile ausgehend von den handelsrechtlichen Restwerten und
damit auch der handelsrechtlichen Nutzungsdauern. Der Anteil des Werteverbrauchs, der
durch die jeweilige Maßnahme nach Absatz 1a Satz 1 verursacht worden ist, ergibt sich
aus dem Verhältnis der anrechenbaren Betriebsstunden im Rahmen von Maßnahmen
nach Absatz 1a Satz 1 und den für die Anlage bei der Investitionsentscheidung betriebs-
wirtschaftlich geplanten Betriebsstunden.
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Der neue Satz 4 regelt den Fall, dass der Anlagenbetreiber nach Anzeige einer vorläufi-
gen Stilllegung und Systemrelevanzausweisung der Anlage die Vergütung in Anspruch
nimmt. Dadurch sollen Missbräuche vermieden werden. Danach darf der Betreiber der
Anlage, der den Betreiber des Übertragungsnetzes auf Zahlung der Betriebsbereit-
schaftsauslagen in Anspruch nimmt, ab diesem Zeitpunkt die Anlage für die Dauer von
vier Jahren ausschließlich nach Maßgabe angeforderter Systemsicherheitsmaßnahmen
betreiben. In dem neuen Satz 4 wird zudem der Zeitraum, in dem einer Anlage die Teil-
nahme am Strommarkt untersagt wird, für den Fall der vorläufigen Stilllegung von fünf auf
vier Jahre verkürzt. Ein fünfjähriges Verbot der Teilnahme am Strommarkt hat sich bei
vorläufigen Stilllegungen in der Praxis als zu lang erwiesen. Aufgrund der sich derzeit
schnell ändernden Rahmenbedingungen kann für eine Anlage, die zum Zeitpunkt der ge-
planten vorläufigen Stilllegung unrentabel ist, schon wenige Jahre nach der vorläufigen
Stilllegung eine Teilnahme an den Strommärkten wieder wirtschaftlich sein. Daher soll der
Zeitraum des Verbots der Teilnahme an den Strommärkten den sich ändernden Bedin-
gungen angepasst werden. Zugleich sollen Betreiber von Anlagen durch die Erstattung
der Betriebsbereitschaftsauslagen keinen Anreiz haben, ihre Anlagen zur vorläufigen Still-
legung anzumelden. Künftig ist daher eine Marktteilnahme ab dem Zeitpunkt der Kosten-
erstattung nach Satz 4 für einen Zeitraum von vier Jahren nicht mehr möglich. Hierdurch
werden die Beschränkungen für die Betreiber der Anlagen und Marktverzerrungen verrin-
gert.

Satz 5 regelt, was nach Ablauf der vier Jahre gilt. Danach ist, wenn die Anlage nach Ab-
lauf der Vierjahresfrist wieder eigenständig an den Strommärkten eingesetzt wird, der
Restwert investiver Vorteile, die der Betreiber der Anlage erhalten hat, zu erstatten. Der
neue Satz 6 stellt klar, dass für die Beurteilung des Restwertes investiver Vorteile nach
Satz 4 der Zeitpunkt maßgeblich ist, zu dem die Anlage wieder eigenständig an den
Strommärkten eingesetzt wird.

Eine Rückgewähr aller Betriebsbereitschaftsauslagen hat sich als zu weitgehend erwie-
sen. Dadurch würde eine vorläufig stillgelegte Anlage schlechter gestellt werden als eine
Anlage, die weiter am Markt eingesetzt wird. Durch die Regelung soll zugleich sicherge-
stellt werden, dass der Anlagenbetreiber bei einer Rückkehr an die Strommärkte keine
Vorteile erhält, die weit überwiegend investiver Natur sind und ihn gegenüber anderen
Marktteilnehmern privilegieren würde. Satz 7 regelt schließlich, dass die Bundesnetzagen-
tur Vorgaben zur Ermittlung der anrechenbaren Betriebsstunden im Wege einer Festle-
gung nach § 29 Absatz 1 machen kann.

Zu Buchstabe d

Zu Doppelbuchstabe aa

Die Änderung des Absatzes 4 stellt klar, dass die Pflicht zur Bilanzkreisabrechnung durch
die Übertragungsnetzbetreiber insbesondere auch in Situationen hoher Knappheit be-
steht. In Zeiträumen, in denen die Übertragungsnetzbetreiber wegen hoher Knappheit
Anpassungsmaßnahmen nach § 13 Absatz 2 EnWG vornehmen müssen, darf im Regel-
fall keine Aussetzung der Bilanzkreisabrechnungen erfolgen. Schon nach der geltenden
Rechtslage wird das Ruhen der Leistungspflichten nach Absatz 4 teilweise nach Sinn und
Zweck dahingehend verstanden, dass die Pflichten, die sich aus der Bilanzkreisverant-
wortung ergeben, nicht oder zumindest nicht vollständig ruhend gestellt werden. Durch die
Aufnahme eines neuen Satzes 2 wird dieses Verständnis nun ausdrücklich gesetzlich
geregelt. Dadurch wird gewährleistet, dass die Anreize für die Bilanzkreisverantwortlichen,
ihre Stromlieferungen ausreichend abzusichern, in jedem Fall erhalten bleiben. Die Ände-
rung führt zu einer verursachergerechten Anwendung des Ausgleichsenergiesystems und
dazu, dass die Bilanzkreisverantwortlichen stärker darauf hinwirken, ihre Bilanzkreise
ausgeglichen zu halten.
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Rechnen die Übertragungsnetzbetreiber die Bilanzkreise in Einzelfällen ausnahmsweise
nicht ab, zum Beispiel weil die Abrechnung der Bilanzkreise nach Durchführung von
Zwangsschaltungen tatsächlich nicht mehr möglich war, hat die Regulierungsbehörde die
Möglichkeit, in solchen begründeten Ausnahmefällen im Wege des Verwaltungsvollzugs
von aufsichtsrechtlichen Maßnahmen unter dem Gesichtspunkt der Verhältnismäßigkeit
abzusehen. Diese Fälle sollen aber die Ausnahme bleiben.

Zu Doppelbuchstabe bb

Es handelt sich um eine Folgeänderung durch die Änderungen in
Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe b.

Zu Doppelbuchstabe cc

Es handelt sich um eine Folgeänderung durch die Änderungen in
Artikel 1 Nummer 9 Buchstabe d Doppelbuchstabe aa.

Zu Nummer 10

Zu Buchstabe a

Die Änderung der Überschrift trägt dem Umstand Rechnung, dass in den Absätzen 4 bis 6
die wesentlichen Grundsätze der Netzreserve gesetzlich verankert werden. Nach bisheri-
ger Rechtslage wurden die wesentlichen Inhalte der Netzreserve im Rahmen der Verord-
nungsermächtigung in § 13b Absatz 1 Nummer 2 EnWG und in der Netzreserveverord-
nung auf Basis von § 13b Absatz 1 Nummer 2 EnWG geregelt. Die Änderung der Über-
schrift des § 13a EnWG führt zu mehr Transparenz und dadurch mehr Rechtsklarheit.

Zu Buchstabe b

Absatz 1 wird neu gefasst. Die bisherige Regelung des § 10 Absatz 5 der Netzreser-
veverordnung wird gestrichen und in den § 13a Absatz 1 EnWG verschoben, mit dem ein
enger sachlicher Zusammenhang besteht.

Die Änderung des neuen Satzes 4 konkretisiert die Definition der vorläufigen Stilllegung
und grenzt diese auch in zeitlicher Hinsicht eindeutig von der endgültigen Stilllegung ab.
Nach der bisherigen Rechtslage war unklar, ab welcher Zeitdauer für die Wiederherstel-
lung der Betriebsbereitschaft eine Anlage als endgültig stillgelegt anzusehen war. Satz 4
regelt nun ausdrücklich, dass eine vorläufige Stilllegung angenommen wird, wenn die An-
lage nicht mehr anfahrbereit gehalten wird, diese aber innerhalb eines Jahres nach Anfor-
derung durch den Übertragungsnetzbetreiber wieder betriebsbereit gemacht werden
kann. Die Änderung trägt somit zur Rechtsklarheit und Rechtssicherheit bei. Im Übrigen
handelt es sich um redaktionelle Folgeänderungen, bedingt durch die Verschiebung von
§ 13 Absatz 1b in Absatz 1c.

Entsprechend der Klarstellung der Definition einer vorläufigen Stilllegung in Satz 4 wird
durch die Änderung von Satz 5 der Begriff einer endgültigen Stilllegung definiert. Sofern
die Betriebsbereitschaft einer Anlage nicht innerhalb eines Jahres wiederhergestellt wer-
den kann, sondern hierfür länger als ein Jahr in Anspruch genommen wird, handelt es
sich um eine endgültige Stilllegung. Dies erscheint sachgerecht, weil durch die Dauer, die
benötigt wird, um die Anlage wieder anfahrbereit zu machen, die Verwendbarkeit der An-
lagen für die Netzreserve stark eingeschränkt ist. Dies rechtfertigt es, solche Anlagen den
endgültig stillgelegten Anlagen gleich zu stellen.

Die Streichung des Wortes „endgültig“ in Satz 6 ist Folgeänderung der Konkretisierung
der Definitionen der vorläufigen und endgültigen Stilllegung in Satz 4 und 5. Zugleich wird
dadurch klargestellt, dass die Systemrelevanzprüfung nicht nur bei der Anzeige einer
endgültigen, sondern auch bei Anzeige einer vorläufigen Stilllegung vorzunehmen ist. Die
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Streichung der Bezugnahme auf § 13a Absatz 2 Satz 8 und 9 EnWG und Ersetzung durch
die Bezugnahme auf Satz 7 ist Folge der Verschiebung der Definition der Systemrelevanz
von § 13a Absatz 2 in § 13a Absatz 1 Satz 7 EnWG. Die Definition der Systemrelevanz
einer Anlage bezog sich bislang nur auf endgültige Stilllegungen. Dies erscheint ange-
sichts der Praxis und der Regelungen in der Verordnung nach § 13b Absatz 1 Nummer 2
nicht mehr sachgerecht.

Die Anfügung eines Halbsatzes, nach dem der systemverantwortliche Betreiber des Über-
tragungsnetzes nach Durchführung der Systemrelevanzprüfung dem Betreiber der Anlage
das Ergebnis seiner Prüfung unverzüglich mitteilt, ist insbesondere im Zusammenhang
mit den Änderungen in § 13 Absatz 1c Satz 2 EnWG zu sehen. Danach ist der Zeitpunkt
der Systemrelevanzausweisung einer Anlage durch den Übertragungsnetzbetreiber für
die Erstattung der Betriebsbereitschaftsauslagen von erheblicher Bedeutung. Die Ände-
rung von Satz 6 stellt klar, dass der Anlagenbetreiber unverzüglich Kenntnis von dem Er-
gebnis der Prüfung erhalten muss. An Stelle einer schriftlichen Mitteilung ist zur Erleichte-
rung elektronischer Verfahrensabläufe auch eine Mitteilung auf elektronischem Wege zu-
lässig. Die Änderung regelt gesetzlich die Informationspflicht und führt dadurch zu mehr
Rechtsklarheit.

Die bisherige Definition der Systemrelevanz einer Anlage wird von Absatz 2 Satz 8 in Ab-
satz 1 Satz 7 verschoben. Die Prüfung, ob die Stilllegung eine Anlage mit hinreichender
Wahrscheinlichkeit zu einer nicht unerheblichen Gefährdung oder Störung der Sicherheit
oder Zuverlässigkeit des Elektrizitätsversorgungssystems führen würde, erfolgt am Maß-
stab des § 13 Absatz 3 und umfasst insbesondere die Gefahr örtlicher Ausfälle des Über-
tragungsnetzes oder kurzfristiger Netzengpässe, und, dass die Haltung der Frequenz,
Spannung oder Stabilität durch die Übertragungsnetzbetreiber nicht im erforderlichen Ma-
ße gewährleistet werden kann. Auch Mindermengen bei Ausschreibungen des Kapazi-
tätssegments der Kapazitäts- und Klimareserve gemäß § 13d und der Verordnung nach §
13e gelten in der Regel wie eine nicht unerhebliche Gefährdung oder Störung der Sicher-
heit oder Zuverlässigkeit des Elektrizitätsversorgungssystems, die mit hinreichender
Wahrscheinlichkeit nicht durch andere angemessene Maßnahmen beseitigt werden kann;
der Einsatz dieser Anlagen erfolgt dann wie der Einsatz der Anlagen des Kapazitätsseg-
ments. Zugleich wird nicht mehr von einer dauerhaften Stilllegung einer Anlage gespro-
chen, sondern das Wort „dauerhaft“ in der Definition gestrichen. Vielmehr ist eine Anlage
künftig schon dann systemrelevant, wenn ihre Stilllegung mit hinreichender Wahrschein-
lichkeit zu einer nicht unerheblichen Gefährdung oder Störung der Sicherheit oder Zuver-
lässigkeit des Elektrizitätsversorgungssystems führt und diese Gefährdung oder Störung
nicht durch andere angemessene Maßnahmen beseitigt werden kann, unabhängig davon,
ob die Anlage dauerhaft oder vorübergehend stillgelegt wird.

Zu Buchstabe a

Zu Doppelbuchstabe aa

Die Änderung der Bezugnahme ist eine redaktionelle Folgeänderung zu den Änderungen
in Artikel 1 Nummer 10 Buchstabe b.

Zu Doppelbuchstabe bb

Die bisherige Satz 8 wird ersetzt. Dies ist Folge der Verschiebung der Definition der Sys-
temrelevanz einer Anlage in den Absatz 1. Der neu in Absatz 2 aufgenommene Satz 9
ändert den Zeitraum der möglichen Ausweisung einer Anlage als systemrelevant ab.

Nach bisheriger Rechtslage war die Ausweisung der Systemrelevanz einer Anlage auf
eine Dauer von höchstens 24 Monaten beschränkt. Die Änderung führt dazu, dass zwar
weiterhin als Regelfall eine Ausweisung der Systemrelevanz einer Anlage für eine Dauer
von 24 Monaten erfolgt. Von dieser Regel kann jedoch ausnahmsweise abgewichen wer-
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den. Maximal zulässig ist ein längerer Zeitraum, in dem die Systemrelevanz der Anlage
bereits durch eine von der BNetzA bestätigte Systemanalyse nachgewiesen ist.

Die Anpassung des Zeitraums der Systemrelevanzausweisung trägt den Bedürfnissen der
Praxis Rechnung. Die bisherige Praxis hat gezeigt, dass für Kraftwerksbetreiber, denen
die endgültige Stilllegung ihrer Anlage untersagt worden ist, der Zeitraum der Systemrele-
vanzausweisung und -genehmigung von 24 Monaten relativ kurz ist. Insbesondere aus
betrieblichen Gründen erscheint ein weiterreichender Zeitraum angemessen, um die Ar-
beitnehmer, die in entsprechenden Kraftwerken tätig sind, für die Dauer der Systemrele-
vanzausweisung weiter zu beschäftigen.

Der neue Satz 8 regelt daher, dass die Ausweisung grundsätzlich in dem Umfang und für
den Zeitraum erfolgt, der jeweils erforderlich ist, um die Gefährdung oder Störung abzu-
wenden. Durch die Möglichkeit, von den 24 Monaten in bestimmten Situationen abzuwei-
chen und Ausweisungen sowie Genehmigungen der Systemrelevanz über einen länger-
fristigen Zeitraum zuzulassen, wird ein Zugewinn an wirtschaftlicher und beruflicher Pla-
nungssicherheit für Kraftwerksbetreiber und Beschäftigte und somit der Verfügbarkeit der
Anlagen für die Netzreserve erzielt. Durch die Anknüpfung des Zeitraums der Ausweisung
an die bestätigte Systemrelevanz-Analyse der BNetzA wird die Abweichungsmöglichkeit
zugleich an einen objektiv nachvollziehbaren Maßstab geknüpft. Dadurch gewinnen die
Kraftwerksbetreiber an Planungssicherheit hinzu. Entsprechendes gilt auch für die Be-
schäftigten, die im Hinblick auf ihre Berufswegplanung eine bessere Entscheidungsgrund-
lage gewinnen.

Zu Buchstabe d

Zu Absatz 3

Der bisherige Satz 1 bleibt inhaltlich unverändert. Die in Satz 2 vorgenommene Strei-
chung der Bezugnahme auf den Ablauf der Frist nach Absatz 1 Satz 1 trägt den prakti-
schen Erfordernissen Rechnung. Nach bisheriger Rechtslage war unklar, ob die im
Zwölfmonatszeitraum ab Stilllegungsanzeige anfallenden Erhaltungsauslagen erstattungs-
fähig waren. Es besteht ein nicht unerhebliches Risiko, dass ein Anlagenbetreiber, der
seine Anlage endgültig stilllegen will, innerhalb des Zeitraums von zwölf Monaten keine
Erhaltungsmaßnahmen auf eigene Kosten mehr vornehmen wird. Werden solche Erhal-
tungsmaßnahmen auf den Zeitraum nach Ablauf der zwölf Monate verschoben, können
sie sich deutlich verteuern.

Daher sollen die Erhaltungsauslagen zukünftig ab dem Zeitpunkt erstattet werden, zu dem
der Übertragungsnetzbetreiber die Anlage als systemrelevant ausweist. Zusätzliche Vo-
raussetzung ist, dass die Erhaltungsauslagen tatsächlich der Vorhaltung und dem Einsatz
der Anlage in der Netzreserve dienen. Dies schränkt mögliche Missbrauchsfälle ein und
vermeidet die Erstattung von Kosten für Erhaltungsmaßnahmen, die unabhängig von dem
Erhalt der Betriebsfähigkeit der Anlage für den Netzreservebetrieb ergriffen werden. Satz
3 regelt ausdrücklich, welche Rechtsfolgen mit der Geltendmachung der Erhaltungsausla-
gen oder der Betriebsbereitschaftsauslagen im Sinne von § 13 Absatz 1c verbunden sind.
Danach darf der Betreiber der Anlage, der den Betreiber des Übertragungsnetzes auf
Zahlung der Erhaltungsauslagen in Anspruch nimmt, die Anlage bis zu ihrer endgültigen
Stilllegung ausschließlich nach Maßgabe angeforderter Systemsicherheitsmaßnahmen
betreiben. Damit wird ein Gleichlauf zu der Regelung in § 13 Absatz 1c EnWG bei vorläu-
figen Stilllegungen erreicht und das Verbot der Anlage zur Teilnahme an den Strommärk-
ten verankert. Zugleich wird hierdurch ein Missbrauch der Regelungen und eine Verzer-
rung des Strommarktes vermieden. Die Kostenerstattung für endgültig stillgelegte Anla-
gen wird in §§ 6 und 12 NetzResV geregelt.

Satz 4 regelt, dass bei einer endgültigen Stilllegung der Anlage der Restwert investiver
Vorteile bei wiederverwertbaren Anlagenteilen, die der Betreiber der Anlage im Rahmen
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der Erhaltungsauslagen nach Satz 2 und der Betriebsbereitschaftsauslagen nach § 13
Absatz 1c erhalten hat, zu erstatten ist. Wiederverwertbar sind alle technischen Anlagen-
teile, die nach der endgültigen Stilllegung der Anlage ausgebaut und in einer anderen
Energieerzeugungsanlage verwendet werden können.

Satz 5 stellt klar, dass der Restwert zu dem Zeitpunkt maßgeblich ist, zu dem die Anlage
nicht mehr als Netzreserve vorgehalten wird. Maßgeblich ist das Ende der vertraglichen
Bindungsdauer.

Zu Absatz 4

Der bisherige Absatz 4 wird gestrichen und durch einen neuen Absatz 4 ersetzt. Hinter-
grund hierfür ist, dass die Funktion der Absicherung des Strommarktes durch die Einfüh-
rung einer Kapazitäts- und Klimareserve erfolgt und der Einsatz der Netzreserve an den
Strommärkten nicht mit dem „Strommarkt 2.0“ im Einklang steht.

Stattdessen werden im neuen Absatz 4 die Eckpunkte der Netzreserve geregelt. Satz 1
regelt zunächst eine Definition der Netzreserve. Danach unterfallen der Netzreserve An-
lagen nach § 13a Absatz 2 und 3, nach § 13 Absatz 1a Satz 2 und Absatz 1c sowie nach
Maßgabe der Netzreserveverordnung, die von den Übertragungsnetzbetreibern zum
Zweck der Gewährleistung der Sicherheit und Zuverlässigkeit des Elektrizitätsversor-
gungssystems vorgehalten werden. Klarstellend werden insbesondere die Vorhaltung für
die Bewirtschaftung von Netzengpässen sowie für die Spannungshaltung genannt. Damit
werden Überschneidungen zu den Zwecken der Kapazitäts- und Klimareserve ausge-
schlossen. Die Definition der Netzreserve dient der Klarstellung, dass künftig sowohl die
zur vorläufigen oder endgültigen Stilllegung angezeigten systemrelevanten Anlagen als
auch die vertraglich nach Maßgabe der Netzreserveverordnung gebundenen Reserve-
kraftwerke als Anlagen der Netzreserve eingeordnet werden.

Die Sätze 2 und 7 waren bislang in § 13b Absatz 1 Nummer 2 Satz 1 und 3 geregelt. Sie
werden als wesentliche Eckpunkte der Netzreserve nun in § 13a Absatz 4 EnWG gere-
gelt, ohne dass damit eine inhaltliche Änderung verbunden wäre. Für die Zwecke der
besseren Lesbarkeit werden in Satz 2 die Anlagen, die die Netzreserve bilden, enumerativ
aufgelistet. Satz 2 stellt wie bislang lediglich klar, dass die Netzreserve aus vorläufig still-
gelegten systemrelevanten Anlagen (Nummer 1), aus systemrelevanten Anlagen, bei de-
nen eine vorläufige oder endgültige Stilllegung zu besorgen ist (Nummer 2) sowie aus neu
zu errichtenden Anlagen gebildet wird (Nummer 3).

Ab dem Winterhalbjahr 2021/2022 besteht nach Satz 3 für die Netzreserve ein Bedarf von
bis zu zwei Gigawatt an neu zu errichtenden Anlagen in Süddeutschland. Die beiden letz-
ten großen Schritte des Ausstiegs aus der Kernenergie stehen in den Winterhalbjahren
2021/2022 und 2022/2023 an. Es muss insbesondere sichergestellt werden, dass in Süd-
deutschland rechtzeitig ausreichend Erzeugungsleistung für Redispatch-Maßnahmen vor-
handen und diese auch ausreichend schnell und zuverlässig verfügbar ist. Hierzu sind
neu zu errichtende Erzeugungsanlagen in einem Umfang von zunächst bis zu zwei Giga-
watt aus Gründen der Vorsorge erforderlich, da die Sicherheit und Zuverlässigkeit des
Elektrizitätsversorgungssystems allein mit bestehenden Anlagen aus heutiger Sicht nicht
mit hinreichender Sicherheit gewährleistet werden kann. Auch vor dem Hintergrund, dass
der jeweilige Zeitpunkt für die Fertigstellung einzelner neuer Hochspannungs-
Gleichstrom-Übertragungsleitungen nicht exakt geplant werden kann und Verzögerungen
hier nicht mit absoluter Sicherheit ausgeschlossen werden können, soll ausreichend Er-
zeugungsleistung für Redispatch-Maßnahmen in Süddeutschland zur Verfügung stehen.
Ebenso soll in Situationen mit hochausgelasteten Leitungen ein kurzzeitig aufeinanderfol-
gender Ausfall von zwei Kraftwerksblöcken in Süddeutschland durch ausreichend schnell
verfügbare Erzeugungsleistung netztechnisch beherrschbar sein.
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Die bis zu zwei Gigawatt neu zu errichtende Anlagen sind ein Zielwert, der von den Über-
tragungsnetzbetreiber im Rahmen ihrer durchzuführenden Bedarfsanalyse zu berücksich-
tigen ist. Satz 4 regelt, dass die Übertragungsnetzbetreiber den spezifischen Bedarf an
neu zu errichtenden Anlagen nach Satz 3 im Rahmen der von ihnen durchzuführenden
Analysen bestimmen. Als Maßstab legen sie dabei die Anforderungen nach § 3 der Netz-
reserveverordnung zugrunde. Sie binden anschließend je nach Ergebnis der Analysen bis
zu zwei Gigawatt neu zu errichtende Anlagen durch ein Ausschreibungsverfahren. Die
Vergütung ergibt sich aus dem Ausschreibungsverfahren und wird in einem Vertrag zwi-
schen Kraftwerksbetreiber und Übertragungsnetzbetreiber geregelt. Neuanlagen gewähr-
leisten eine größtmögliche Zuverlässigkeit und Verfügbarkeit der Reserve. Sie ermögli-
chen zudem einen effizienteren Einsatz der Netzreserve, weil im Bedarfsfall weniger alte,
inflexible Anlagen angefahren werden müssen.

Gleichzeitig können die neu zu errichtenden Anlagen der Netzreserve auch im Rahmen
der Kapazitäts- und Klimareserve genutzt werden, um Leistungsbilanzdefizite infolge des
nicht vollständigen Ausgleichs von Angebot und Nachfrage auf den Strommärkten im
deutschen Netzregelverbund auszugleichen, und auf den Umfang des zu beschaffenden
Kapazitätssegments angerechnet werden. Auf diese Weise werden beide Reserven effi-
zient verzahnt und Synergieeffekte genutzt. Ergeben die Systemanalysen der Übertra-
gungsnetzbetreiber in den darauffolgenden Jahren, dass im Rahmen der Netzreserve
kein Bedarf mehr für die Anlagen besteht, so werden sie weiterhin als Kapazitäts- und
Klimareserve genutzt und unterstehen den hierfür geltenden Regelungen.

Die in Satz 4 festgelegte 15-jährige Vertragslaufzeit ermöglicht so eine kosteneffiziente
Nutzung der neu zu errichtenden Anlagen in der langfristig angelegten Kapazitäts- und
Klimareserve. Sie orientiert sich zugleich an den in der Energiewirtschaft üblichen Ab-
schreibungsdauern für Gasturbinenkraftwerke.

Nach Satz 5 gelten für die Bindung der neu zu errichtenden Erzeugungsanlagen die Re-
gelungen des Beschaffungsverfahrens des Kapazitätssegments nach § 13d Absatz 3 und
der Rechtsverordnung nach § 13e entsprechend. Die Verordnung zur Kapazitäts- und
Klimareserve nach § 13e sieht detaillierte Regelungen für die Ausschreibung einschließ-
lich Fristen, Zuschlagskriterien und Veröffentlichungsfristen vor, welche sich auch für die
Beschaffung neu zu errichtender Anlagen für die Netzreserve eignen. Gleiches gilt für die
Vergütungsregeln. Hier sind neu zu errichtende Anlagen für die Netzreserve vergleichbar
mit Anlagen des Kapazitätssegments, da durch die Teilnahme an einer Ausschreibung
eine freiwillige Verpflichtung eingegangen wird und diese sich insoweit von den für die
Netzreserve im Übrigen verpflichteten Anlagen unterscheiden. Insbesondere ist für die
neu zu errichtenden Anlagen für die Netzreserve keine Erstattung von Betriebsbereit-
schaftsauslagen vorzusehen, da diese Auslagen im Rahmen der Ausschreibung in das
Gebot eingestellt werden.

Nach Satz 6 sind Betreiber von neu errichteten Erzeugungsanlagen in der Netzreserve
zusätzlich zu den Regeln der Netzreserveverordnung auch verpflichtet, auf Anweisung
des Übertragungsnetzbetreibers nach den Regelungen der Rechtsverordnung nach § 13e
die Einspeisung ihrer Anlage anzupassen.

Satz 7 präzisiert, dass die Einbeziehung neu zu errichtender Anlagen nach Satz 2 über
den Bedarf nach Satz 3 hinaus nur in begründeten Ausnahmefällen zulässig ist. Wie nach
bisheriger Rechtslage stellt Satz 7 klar, dass ein begründeter Ausnahmefall insbesondere
dann vorliegt, wenn die Sicherheit und Zuverlässigkeit des Elektrizitätsversorgungssys-
tems allein mit der Beschaffung einer Netzreserve aus Anlagen nach Satz 2 Nummer 1
und 2 gefährdet wäre oder eine Ertüchtigung bestehender Anlagen im Vergleich zur Be-
schaffung einer neu zu errichtenden Anlage nicht wirtschaftlich ist. Inhaltlich sind damit
keine Änderungen gegenüber der geltenden Rechtslage verbunden.
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Zu Absatz 5

Absatz 5 enthält umfassende Regelungen zu dem Verhältnis und der Verschränkung der
Netzreserve zu beziehungsweise mit der neu eingeführten Kapazitäts- und Klimareserve
nach § 13d EnWG.

Nach Satz 1 können Anlagen, die als Netzreserve zur Gewährleistung der Sicherheit und
Zuverlässigkeit des Elektrizitätsversorgungssystems verpflichtet worden sind, mit Aus-
nahme von neu errichteten Anlagen unter den Voraussetzungen des § 13d EnWG auch
an dem Verfahren der Beschaffung des Kapazitätssegments der Kapazitäts- und Klimare-
serve teilnehmen. Anlagen der Netzreserve haben grundsätzlich eine andere Funktion als
die Anlagen der Kapazitäts- und Klimareserve. Die Netzreserve dient insbesondere der
Behebung von Netzengpässen und der Gewährleistung der Sicherheit und Zuverlässigkeit
des Übertragungsnetzes. Es erscheint aber sachgerecht, dass die Netzreserveanlagen
grundsätzlich auch an dem Verfahren zur Beschaffung des Kapazitätssegments teilneh-
men können. Dies sichert eine enge Verzahnung beider Reserven.

Satz 2 stellt das Verhältnis der Netzreserve zu der Kapazitäts- und Klimareserve klar. Da-
nach erhalten Netzreserveanlagen, die an dem Beschaffungsverfahren für das Kapazi-
tätssegment erfolgreich teilnehmen, die Vergütung ausschließlich nach den Vorschriften
der Kapazitäts- und Klimareserve. Eine doppelte Vergütung aus beiden Reserven ist da-
nach zur Vermeidung von Missbrauchsmöglichkeiten ausgeschlossen. Vorrangig sind die
Vergütungsregelungen der Kapazitäts- und Klimareserve anzuwenden.

Satz 3 sichert die Nutzung dieser Anlagen als Netzreserve ab, indem klargestellt wird,
dass die Anlagen weiterhin verpflichtet sind, auf Anweisung der Übertragungsnetzbetrei-
ber ihre Einspeisung gemäß Netzreserveverordnung anzupassen. Dadurch wird sicherge-
stellt, dass Anlagen, die an netztechnisch günstigen Orten stehen, durch die Übertra-
gungsnetzbetreiber auch in den Fällen eingesetzt werden können, in denen es für die
Systemsicherheit aufgrund von Netzengpässen erforderlich ist.

Satz 4 verweist wegen der Einzelheiten auf die Regelungen zur Kapazitäts- und Klimare-
serve nach der Verordnung nach § 13e EnWG.

Zu Absatz 6

§ 13a Absatz 6 Satz 1 EnWG stellt zunächst wie bislang § 1 Absatz 2 der bisherigen Re-
servekraftwerksverordnung klar, dass die Bildung der Netzreserve und der Einsatz der
Anlagen der Netzreserve unbeschadet der gesetzlichen Verpflichtungen auf Grundlage
des Abschlusses von Verträgen zwischen Übertragungsnetz- und Anlagenbetreibern nach
Abstimmung mit der BNetzA erfolgt. Wegen der Einzelheiten wird auf die Regelungen der
Netzreserveverordnung nach § 13b Absatz 1 Nummer 2 EnWG verwiesen. Gegenüber
der geltenden Rechtslage ist mit der Regelung keine Änderung verbunden.

Satz 1 verweist auch wegen der Einzelheiten des Verfahrens der Beschaffung der Netz-
reserve und des Einsatzes der Anlagen der Netzreserve sowie hinsichtlich der Bestim-
mungen des Umgangs mit geplanten Stilllegungen von Energieerzeugungsanlagen auf
die Rechtsverordnung nach § 13b Absatz 1 Nummer 2 EnWG.

Satz 2 stellt klar, dass Erzeugungsanlagen im Ausland weiterhin nach den Regelungen
der Netzreserveverordnung vertraglich gebunden werden. Die Bindung von ausländischen
Erzeugungskapazitäten über das Interessenbekundungsverfahren ist in der Praxis von
Bedeutung und soll weiterhin möglich sein.



- 93 -

Zu Nummer 11

Zu Buchstabe a

Zu Doppelbuchstabe aa

Zu Dreifachbuchstabe aaa

Aus rechtsförmlichen Gründen wird der Begriff „Konkretisierung“ durch die Wörter „nähere
Bestimmung“ ersetzt. Im Übrigen handelt es sich in Buchstabe a um eine redaktionelle
Folgeänderung durch die Verschiebung des bisherigen § 13 Absatz 1b in den neuen § 13
Absatz 1c EnWG nach Artikel 1 Nummer 9 Buchstabe c.

Es handelt sich in Buchstabe b um eine redaktionelle Änderung durch die Verschiebung
der Definition einer systemrelevanten Anlage von § 13a Absatz 2 Satz 8 und 9 in Ab-
satz 1 Satz 6 EnWG.

Zu Dreifachbuchstabe bbb

Es handelt sich um eine redaktionelle Klarstellung der bestehenden Regelung.

Zu Dreifachbuchstabe ccc

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung durch die Verschiebung des
§ 13 Absatz 1b in den neuen § 13 Absatz 1c EnWG in Artikel 1 Nummer 9 Buchstabe c.

Zu Dreifachbuchstabe ddd

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung durch Aufnahme eines neuen Absatzes
1c in § 13 EnWG.

Zu Dreifachbuchstabe eee

Die Änderung steht im Zusammenhang mit den Änderungen in § 13 Absatz 1c Satz 3 und
4 EnWG. Bezüglich der Änderung wird daher auf die Begründung zu
Artikel 1 Nummer 9 Buchstabe c verwiesen.

Zu Doppelbuchstabe bb

Die Änderung von § 13b Absatz 1 Nummer 2 EnWG ist eine Folgeänderung zu der Auf-
nahme von Eckpunkten der Netzreserve in § 13a Absatz 4 bis 6 EnWG.

Die bisherigen Sätze 1 und 3 finden sich weitgehend unverändert in § 13a Absatz 4
EnWG wieder. Zu dem Verfahren zur Bildung und zur Beschaffung der Netzreserve ge-
hört auch die Prüfung des Bedarfs an Netzreserve. Klarstellend werden ergänzend zu
dem Zweck der Gewährleistung der Sicherheit und Zuverlässigkeit des Elektrizitätsver-
sorgungssystems in der Verordnungsermächtigung ausdrücklich auch Regelungen zu der
angemessenen Vergütung, zu den Anforderungen an diese Anlagen sowie zu dem Ein-
satz der Anlagen in der Netzreserve aufgeführt. Der bisherige Satz 2 wird ersatzlos ge-
strichen. Der bisherige Satz 4 ist nunmehr Satz 2.

Eine inhaltliche Änderung betrifft die Streichung der Befristung der Regelungen der
Rechtsverordnung. Nach bisheriger Rechtslage waren die Regelungen bis zum 31. De-
zember 2017 befristet. Das gegenwärtig vorgesehene Auslaufen der Regelungen kommt
zu früh. Insbesondere wäre ein Auslaufen der Netzreserve bis zum Abschluss wichtiger
Netzausbauvorhaben und vor dem Kernenergieausstieg mit Versorgungssicherheitsrisi-
ken verbunden. Vor diesem Hintergrund werden Reservekraftwerke über diesen Zeitpunkt
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hinaus benötigt und die Netzreserve wird entfristet. Diese Änderung ist im Zusammen-
hang mit der Evaluierungsregelung in § 63 Absatz 2a EnWG zu sehen.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folgeänderung, bedingt durch die Änderung der Absatzreihenfol-
ge in § 13 Absatz 1b und 1c EnWG nach Artikel 1 Nummer 9 Buchstabe c.

Zu Nummer 12

Zu Buchstabe a

Die in § 13a Absatz 2 Satz 8 und 9 EnWG aufgenommene Möglichkeit, die Dauer der
Ausweisung über den Zeitraum von 24 Monaten hinaus zu verlängern, ist auch in § 13c
Absatz 1 Satz 2 und 3 EnWG aufzunehmen. Entsprechend wird Satz 2 durch die Sätze 2
und 3 ersetzt.

Die Ausweisung erfolgt danach in dem Umfang und für den Zeitraum, der jeweils erforder-
lich ist, um die Gefährdung oder Störung der Sicherheit und Zuverlässigkeit des Elektrizi-
tätsversorgungssystems abzuwenden. Sie soll wie nach § 13a Absatz 2 Satz 9 EnWG
eine Dauer von 24 Monaten nicht überschreiten, es sei denn, die Systemrelevanz der
Anlage wird durch eine von der BNetzA bestätigte Systemanalyse nachgewiesen und
erfordert eine längere Ausweisung.

Zwar kommt dem Argument der wirtschaftlichen Planungssicherheit für Betreiber und Be-
legschaft bei § 13c EnWG keine Bedeutung zu, da die Rechtsfolgen einer genehmigten
Systemrelevanzausweisung bei § 13c EnWG nicht auf den erzwungenen Weiterbetrieb
der Anlage gerichtet sind. Im Interesse einer möglichst einheitlichen Regelungssystematik
bietet es sich jedoch an, die strukturell sehr ähnlichen Regelungen (jeweils Ausweisung-
und Genehmigung der Systemrelevanz) auch im Hinblick auf die jeweils geltenden Fristen
aneinander anzugleichen. Zur Reduzierung des bürokratischen Aufwands bei den Über-
tragungsnetzbetreibern und der BNetzA ist es daher sachgerecht, die Ausweisungs- und
Genehmigungszeiträume langfristiger auszugestalten. Als Prüfungsmaßstab für die Fest-
stellung der Systemrelevanz nach § 13c Absatz 1 Satz 3 ist ebenfalls das Ergebnis der
Reservebedarfsfeststellung heranzuziehen. Hieraus lässt sich die Information herleiten,
ob ein bestimmtes Gaskraftwerk auch nach mehr als zwei Jahren noch immer systemre-
levant nach § 13c EnWG ist.

Zu Buchstabe b

Es wird nunmehr die Erstattung der Mehrkosten für einen Brennstoffwechsel gegenüber
dem Übertragungsnetzbetreiber geregelt. Bisher wurden die Kosten von der Bundesnetz-
agentur im Wege des Analogieschlusses zu § 11 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 der Anreiz-
regulierungsverordnung ersetzt. Um die dadurch entstehende Rechtsunsicherheit zu ver-
meiden, wird nunmehr in Absatz 2 Satz 3 geregelt, dass die Kosten der Übertragungs-
netzbetreiber aufgrund einer freiwilligen Selbstverpflichtung von der Bundesnetzagentur
als verfahrensregulierte Kosten gemäß § 11 Absatz 2 Satz 4 und § 32 Absatz 1 Nummer
4 der Anreizregulierungsverordnung in ihrer jeweils geltenden Fassung anerkannt werden
können.

Zu Buchstabe c

Aus rechtsförmlichen Gesichtspunkten wird der Begriff „Konkretisierung“ durch die Formu-
lierung „näheren Bestimmung“ ersetzt.
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Zu Nummer 13

Zu § 13d

§ 13d EnWG enthält die tragenden Grundsätze zur Einführung einer Kapazitäts- und
Klimareserve. Die Einführung einer Kapazitäts- und Klimareserve ist eine zentrale Maß-
nahme des Weißbuches und kostengünstiger als ein Stromversorgungssystem mit zu-
sätzlichem Kapazitätsmarkt. Die Reserve spielt in einem weiterentwickelten Strommarkt
eine bedeutende Rolle. Wesentliche Zielsetzung ist es einerseits, insbesondere in der
Übergangsphase bis Mitte der 2020er Jahre die Stromversorgung zusätzlich abzusichern,
andererseits Klimaschutzziele zu erreichen.

Weitere Details zur Kapazitäts- und Klimareserve regelt künftig die Kapazitäts- und Klima-
reserveverordnung, die aufgrund des § 13e EnWG erlassen wird.

Zu Absatz 1

In Absatz 1 werden die Grundsätze der Bildung der Kapazitäts- und Klimareserve veran-
kert. Diese wird nach Satz 1 ab dem Winterhalbjahr 2016/2017 schrittweise gebildet. In
der Reserve wird Leistung außerhalb der Strommärkte vorgehalten, um Marktverzerrun-
gen zu vermeiden. Nach den Sätzen 2 und 3 dient diese Leistung dazu, im Fall einer Ge-
fährdung oder Störung der Sicherheit und Zuverlässigkeit des Elektrizitätsversorgungs-
systems infolge des nicht vollständigen Ausgleichs von Angebot und Nachfrage an den
Strommärkten Leistungsbilanzdefizite im deutschen Netzregelverbund auszugleichen.
Leistungsbilanzdefizite sind hier Differenzen zwischen der Stromentnahme und der
Stromeinspeisung im deutschen Netzregelverbund, die nicht mit der am Strommarkt ver-
fügbaren Leistung aus Erzeugungsanlagen, Speicher und Lastmanagement oder durch
Regelenergie ausgeglichen werden können. Die Reserveleistung kann bei Bedarf von den
Betreibern der Übertragungsnetze eingesetzt werden. Die Reserveleistung darf aus-
schließlich auf Anforderung der Übertragungsnetzbetreiber einspeisen, um Marktverzer-
rungen zu vermeiden. Deren Zuständigkeit wird durch Satz 2 klargestellt.

Zu Absatz 2

Nach Absatz 2 besteht die Kapazitäts- und Klimareserve aus zwei Segmenten, dem Ka-
pazitätssegment und dem Klimasegment. In Absatz 2 Nummer 1 und 2 werden die beiden
Segmente definiert. Nummer 1 definiert das Kapazitätssegment als Segment, in dem
technologieneutral Erzeugungsanlagen gebunden werden unabhängig davon, mit wel-
chem Energieträger sie befeuert werden. Das Kapazitätssegment dient ausschließlich zur
Vermeidung einer Gefährdung oder Störung der Sicherheit und Zuverlässigkeit des Elekt-
rizitätsversorgungssystems, sofern an den Strommärkten keine hinreichende Leistung
mehr zur Beseitigung von Leistungsbilanzdefiziten zur Verfügung steht.

Die zu beschaffende Reserveleistung dient ausschließlich zur Absicherung der Stromver-
sorgung bei unvorhersehbaren Ereignissen. Mit der Kapazitäts- und Klimareserve wird ein
Kapazitäts-Puffer geschaffen, das heißt zusätzliche Kapazitäten neben den am Strom-
markt aktiven Kapazitäten.

Nach Nummer 2 handelt es sich bei dem Klimasegment um ein Segment, in dem nur mit
Braunkohle befeuerte Erzeugungsanlagen gebunden werden, um zusätzlich zum Zweck
der Gewährleistung von Versorgungssicherheit nach Nummer 1 die Kohlendioxidemissio-
nen im Bereich der Elektrizitätsversorgung zu verringern und damit einen Beitrag zur Er-
reichung der nationalen (Reduktion der Emissionen um mindestens 40 Prozent bis zum
Jahr 2020 und um 80 bis 95 Prozent bis zum Jahr 2050 jeweils gegenüber dem Jahr
1990) Klimaschutzziele zu leisten, die im Kontext der ebenfalls zu berücksichtigenden
europäischen und internationalen Klimaschutzziele stehen. Braunkohlekraftwerke haben
besonders hohe Kohlendioxid-Emissionen und zudem aufgrund des gegenwärtigen Mark-
tumfelds eine sehr hohe Auslastung. In der Reserve werden sie dagegen nie oder nur
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noch selten Strom produzieren. Zudem werden sie anschließend stillgelegt. Deshalb führt
die Aufnahme von Braunkohlekraftwerken in die Reserve zu substantiellen Kohlendioxid-
Einsparungen.

Zu Absatz 3

§ 13d Absatz 3 EnWG regelt die wesentlichen Inhalte, das Verfahren und den Zeitpunkt
der Beschaffung des Kapazitätssegments. Nach Satz 1 erfolgt die Bildung des Kapazi-
tätssegments im Rahmen eines wettbewerblichen Ausschreibungsverfahrens oder eines
diesem hinsichtlich Transparenz und Nichtdiskriminierung gleichwertigen wettbewerbli-
chen Verfahrens. Mit dem wettbewerblichen Beschaffungsverfahren wird dem Grundsatz
der Diskriminierungsfreiheit und der Kosteneffizienz Rechnung getragen. Nach Satz 2
führen die Betreiber der Übertragungsnetze das Beschaffungsverfahren in regelmäßigen
Abständen, erstmals im Jahr 2017, durch. Satz 3 regelt den Umfang der im Kapazitäts-
segment gebundenen Leistung. Das Kapazitätssegment wird sukzessive aufgebaut. Die
Anlagen aus dem Kapazitätssegment sollen erstmalig zum Winterhalbjahr 2019/2020 ge-
bunden werden. Hintergrund hierfür ist, dass das Kapazitätssegment in seinem vollen
Umfang voraussichtlich erst in den Jahren ab 2020 zur Absicherung des Strommarktes
benötigt wird, wenn die vorhandenen Überkapazitäten abgebaut, d.h. diese Erzeugungs-
anlagen stillgelegt wurden und somit nicht mehr auf dem Strommarkt zur Verfügung ste-
hen.

Nach Satz 3 Nummer 1 werden in dem Kapazitätssegment für die Leistungserbringung ab
dem Winterhalbjahr 2019/2020 Erzeugungsanlagen mit einer Reserveleistung von 1,7
Gigawatt gebunden, nach Nummer 2 für die Leistungserbringung ab dem Winterhalbjahr
2021/2022 eine Reserveleistung von 3,1 Gigawatt und nach Nummer 3 für die Leistungs-
erbringung ab dem Winterhalbjahr 2022/2023 vorbehaltlich des Absatzes 7 fünf Prozent
der durchschnittlichen Jahreshöchstlast im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland.

Unter der Reserveleistung wird dabei die in der Ausschreibung angebotene Wirkleis-
tungseinspeisung einer Anlage verstanden, die den Übertragungsnetzbetreibern für den
Einsatz als Kapazitätsreserve zur Verfügung steht und die die technischen Anforderungen
erfüllt. Die Reserveleistung kann nicht größer als die Nettonennleistung der Anlage sein.
Nähere Details regelt die Verordnung nach § 13e.

Um klarzustellen, worauf sich die Jahreshöchstlast bezieht, wird in Nummer 3 geregelt,
dass der Jahreshöchstlastwert sich als Durchschnittswert errechnet aus der für das Ge-
biet der Bundesrepublik Deutschland für das Jahr, in dem der Erbringungszeitraum be-
ginnt sowie das Folgejahr prognostizierten Jahreshöchstlast. Dabei kommt es auf den
Durchschnitt der Jahreshöchstlast, das heißt das arithmetische Mittel über die beiden Jah-
re an. Die Prognosen sind aus dem jährlichen Bericht der Bundesnetzagentur nach § 3
Absatz 1 der Netzreserveverordnung zu entnehmen. Ebenfalls klargestellt wird, dass der
Jahreshöchstlastwert auch Netzverluste umfasst. Die Ausgangsgröße der Kapazitäts- und
Klimareserve in Höhe von fünf Prozent der Jahreshöchstlast orientiert sich an der Größe
der Reservekapazität, die nach dem Verband der europäischen Netzbetreiber (ENTSO-
Strom) nach dessen jährlichen Untersuchung über die Versorgungssicherheit, der soge-
nannte „Scenario outlook and adequacy forecast“, für unvorhersehbare Ereignisse zusätz-
lich zur Regelleistung für eine sichere Stromversorgung verfügbar sein sollte. ENTSO-
Strom bezieht die fünf Prozent Reservekapazität auf die gesamte Erzeugungsleistung des
Kraftwerksparks. Dies ist jedoch insbesondere bei großen Anteilen von dargebotsabhän-
gigen erneuerbaren Energien nicht sinnvoll. Wird die Stromversorgung der Stromverbrau-
cher durch einen Kapazitäts-Puffer abgesichert, ist der Bezug auf die zu erwartende
durchschnittliche Jahreshöchstlast geeignet.

Satz 4 stellt klar, dass Erzeugungsanlagen, die in dem Kapazitätssegment gebunden
werden, wiederholt, das heißt mehrfach hintereinander, an dem Beschaffungsverfahren
teilnehmen und gebunden werden können. Soweit eine Anlage für einen bestimmten Er-



- 97 -

bringungszeitraum nicht für das Kapazitätssegment gebunden wird, jedoch an späteren
Beschaffungsverfahren wieder teilnehmen möchte, muss sie für diesen Erbringungszeit-
raum – vorbehaltlich der Anforderungen der Netzreserve – vorläufig stilllegen. Eine Ver-
marktung der Anlage auf den Strommärkten ist nicht zulässig.

Satz 5 regelt die Verzahnung des Kapazitätssegments mit den nach § 13a Absatz 4 Satz
3 und 4 des Energiewirtschaftsgesetzes bis zu zwei Gigawatt neu zu errichtenden Erzeu-
gungsanlagen. Im Rahmen des Beschaffungsverfahrens nach Satz 1 sind bei dem Um-
fang des Kapazitätssegments in der Planung und im Bau befindliche neu zu errichtende
Erzeugungsanlagen nach § 13a Absatz 4 Satz 3 und 4 zu berücksichtigen, das heißt auf
den Umfang des Kapazitätssegments anzurechnen.

Zu Absatz 4

§ 13d Absatz 4 EnWG regelt die wesentlichen Vorgaben für die Bildung des Klimaseg-
ments. Satz 1 verankert den Grundsatz, dass die Bildung des Klimasegments in Abstim-
mung zwischen der Bundesregierung und den Betreibern der Erzeugungsanlagen erfolgt.
Die Abstimmung erfolgt bilateral zwischen dem Bundesministerium für Wirtschaft und
Energie und jedem einzelnen Betreiber; eine Abstimmung zwischen den Betreibern findet
nicht statt. Das bedeutet insbesondere, dass die Bundesregierung grundsätzlich in Ab-
stimmung mit den Betreibern der Erzeugungsanlagen und im Rahmen der gesetzlichen
Vorgaben in § 13d EnWG entscheiden wird, welche Erzeugungsanlagen zu welchem
Zeitpunkt in das Kapazitätssegment überführt werden, wie der Reservebetrieb konkret
ausgestaltet sein wird und welche Kosten den Betreibern erstattet werden. Die Einzelhei-
ten des Klimasegments werden in der Verordnung nach § 13e EnWG geregelt. § 13d Ab-
satz 4 Satz 1 EnWG gilt nicht für den Vollzug der Verordnung nach § 13e EnWG.

Satz 2 regelt den Grundsatz der Kostenerstattung. Danach erhalten die Braunkohlekraft-
werksbetreiber die für die Herstellung und Vorhaltung der Betriebsbereitschaft notwendi-
gen Kosten und Auslagen erstattet. Satz regelt den Grundsatz, dass die Betreiber der
Anlagen wirtschaftlich nicht bessergestellt werden dürfen, als sie ohne Bindung im Klima-
segment stünden. Dadurch wird sichergestellt, dass die Vergütung der Betreiber kosten-
basiert ist und beihilferechtliche Grundsätze gewahrt werden. Satz 4 verankert den Um-
fang des Klimasegments sowie die Laufzeit der Anlagen in dem Klimasegment. Nach
Nummer 1 wird in dem Klimasegment für die Leistungserbringung ab dem Winterhalbjahr
2016/2017 eine installierte Nettoleistung von [0,9] Gigawatt, nach Nummer 2 für die Leis-
tungserbringung ab dem Winterhalbjahr 2017/2018 eine installierte Nettoleistung von [0,9]
Gigawatt jeweils für die Dauer von vier Jahren gebunden. Nach Nummer 3 beträgt die
installierte Nettoleistung für die Leistungserbringung ab dem Winterhalbjahr 2018/2019
weitere [0,9] Gigawatt, so dass sodann insgesamt 2,7 Gigawatt Leistung im Klimaseg-
ment gebunden sein werden. Satz 5 geht auf die unterschiedliche Bezugsgröße des Ka-
pazitäts- und des Klimasegments zurück. Während es bei dem Klimasegment zur Einspa-
rung von Kohlendioxid-Emissionen auf die installierte Nettoleistung ankommt, kommt es
aus Gründen der Versorgungssicherheit bei dem Kapazitätssegment auf die vertraglich
gebundene Leistung an, die zur Einspeisung im Notfall tatsächlich zur Verfügung steht.
Diese Leistungen können auseinanderfallen. Daher regelt Satz 5, dass die im Klimaseg-
ment gebundenen Erzeugungsanlagen mindestens 90 Prozent der jeweils installierten
Nettoleistung als Reserveleistung in der Kapazitäts- und Klimareserve zur Verfügung stel-
len müssen. Damit wird gewährleistet, dass die Gesamtreservegröße nach Absatz 1
sachgerecht bestimmt werden kann und die Kapazitäts- und Klimareserve den Strom-
markt ausreichend absichern kann.

Zu Absatz 5

Absatz 5 regelt das grundsätzliche Vermarktungs- und Rückkehrverbot für Reserveanla-
gen an die Strommärkte. Nach Nummer 1 dürfen die Betreiber von Erzeugungsanlagen,
die in der Kapazitäts- und Klimareserve gebunden sind, die gesamte Erzeugungsleistung
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und Erzeugungsarbeit dieser Anlagen nicht auf den Strommärkten veräußern. Dies wird
gesetzlich als Vermarktungsverbot definiert. Die Reserveanlagen werden außerhalb der
Strommärkte vorgehalten und eingesetzt, um diese nicht zu beeinträchtigen. Sie dienen
ausschließlich zur Absicherung der Stromversorgung bei unvorhersehbaren Ereignissen
und werden nur eingesetzt, wenn an den Strommärkten keine hinreichende Leistung mehr
zur Beseitigung von Leistungsbilanzdefizite zur Verfügung steht. Der Begriff der Strom-
märkte umfasst unter anderem den börslichen und außerbörslichen Terminmarkt, den
börslichen und außerbörslichen vor- und untertätigen Spotmarkt sowie den Regelleis-
tungsmarkt. Das Vermarktungsverbot gilt für die gesamte Erzeugungsleistung und Erzeu-
gungsarbeit der Anlagen. Es gilt insbesondere auch für die Leistung einer Anlage, die
nicht als Reserveleistung zur Verfügung gestellt wird.

Nummer 2 verankert das Rückkehrverbot. Danach müssen die Betreiber der Erzeugungs-
anlagen ihre Anlagen endgültig stilllegen, sobald die Anlagen nicht mehr in der Kapazi-
täts- und Klimareserve gebunden sind (Rückkehrverbot). Davon unberührt bleibt die Mög-
lichkeit der Erzeugungsanlagen im Kapazitätssegment, mehrfach an dem Beschaffungs-
verfahren teilzunehmen. In einem solchen Fall gilt das Rückkehrverbot erst für den Zeit-
raum nach der letztmaligen Bindung der Anlage in dem Kapazitätssegment. Soweit eine
Anlage für einen bestimmten Erbringungszeitraum nicht für das Kapazitätssegment ge-
bunden wird, jedoch an späteren Beschaffungsverfahren wieder teilnehmen möchte,
muss sie für diesen Zeitraum – vorbehaltlich der Anforderungen der Netzreserve – vorläu-
fig stilllegen. Eine Vermarktung der Anlage auf den Strommärkten ist verboten.

Durch die Bezugnahme auf die Regelungen zur Netzreserve wird sichergestellt, dass An-
lagen der Kapazitäts- und Klimareserve weiterhin in der Netzreserve zum Einsatz kom-
men können, wenn diese als systemrelevante Anlagen ausgewiesen worden sind.

Absatz 6

Absatz 6 regelt das Monitoring des Klimasegments. Danach überprüft das Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Energie im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Umwelt,
Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit bis zum 30. Juni 2018 und dann alle zwei Jahre,
in welchem Umfang Kohlendioxidemissionen durch das Klimasegment zusätzlich einge-
spart werden.

Satz 2 regelt, dass die Betreiber von Erzeugungsanlagen, die mit Braunkohle befeuert
werden, bis zum 31. Oktober 2018 in Abstimmung mit dem Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie einen Vorschlag vorlegen, mit welchen geeigneten Maßnahmen sie ab
dem Jahr 2018 jährlich bis zu 1,5 Millionen Tonnen Kohlendioxidemissionen zusätzlich
einsparen werden, wenn absehbar ist, dass die durch die Braunkohlewirtschaft einzuspa-
renden Kohlendioxidemissionen nicht erreicht werden. Hintergrund hierfür ist, dass die
Braunkohlewirtschaft zugesagt hat, dass die schrittweise Überführung von Braunkohle-
kraftwerken im Umfang von 2,7 Gigawatt in die Kapazitäts- und Klimareserve und ihre
anschließende Stilllegung zu einer zusätzlichen Emissionsminderung im Vergleich zu dem
Projektionsbericht 2015 der Bundesregierung von 12,5 Millionen Tonnen im Jahr 2020
führen wird. Insoweit bestehen aber Unsicherheiten. Vor diesem Hintergrund hat sich die
Braunkohlewirtschaft verpflichtet, zusätzlich zum Klimasegment eine zusätzliche Minde-
rung in Höhe von bis zu 1,5 Millionen Tonnen Kohlendioxid pro Jahr ab dem Jahr 2018 zu
erbringen, falls das Klimasegment nach den Prognosen nicht zu einer Emissionsminde-
rung von 12,5 Millionen Tonnen Kohlendioxid führen wird. Diese Minderung muss zusätz-
lich zu der Projektion im Projektionsbericht der Bundesregierung 2015 sein. Sofern bei der
Überprüfung des Klimasegmentes im Jahr 2018 daher absehbar ist, dass diese zusätzli-
che Emissionsminderung nicht erreicht wird, legt jeder Betreiber in Abstimmung mit dem
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie jeweils einen Vorschlag vor, um die zusätz-
lich notwendigen Emissionsminderungen zu erreichen. Das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie tritt dazu mit jedem einzelnen Betreiber in einen bilateralen Dialog.
Eine Abstimmung zwischen den Betreibern findet nicht statt. Satz 3 regelt den Fall, dass
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nach Satz 2 kein mit dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie abgestimmter
Vorschlag oder dieser nicht rechtzeitig vorgelegt wird. In diesen Fällen kann das Bundes-
ministerium für Wirtschaft und Energie durch Rechtsverordnung nach § 13e Absatz 3 wei-
tere installierte Leistung im Klimasegment binden. Die Bindung weiterer installierter Leis-
tung ist durch eine Änderung der Kapazitäts- und Klimareserveverordnung umzusetzen.
Diese Änderung bedürfte aufgrund der besonderen Bedeutung der Zustimmung des
Deutschen Bundestages (§ 13e Absatz 3 EnWG).

Absatz 7

Die Bundesnetzagentur überprüft und entscheidet bis zum 31. Oktober 2018 und dann
mindestens alle zwei Jahre, ob eine Anpassung des Umfangs des Kapazitätssegments
erforderlich ist; hierbei muss sie den Bericht zum Monitoring der Versorgungssicherheit
nach § 63 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 zugrunde legen. Die Entscheidung ist zu begründen
und zu veröffentlichen.

Absatz 7 regelt das Monitoring des Kapazitätssegments durch die BNetzA. Nach Satz 1
muss die BNetzA alle zwei Jahre, erstmalig bis zum 31. Oktober 2018, prüfen und ent-
scheiden, ob eine Anpassung des Umfangs des Kapazitätssegments erforderlich ist.

Durch das Monitoring des Kapazitätssegments soll sichergestellt werden, dass Reserve-
leistung in dem jeweils erforderlichen Umfang beschafft wird und die gebundene Leistung
bei Bedarf angepasst werden kann. Der zweite Halbsatz beinhaltet die Verpflichtung der
BNetzA, bei der Bedarfsprüfung den Bericht zum Monitoring der Versorgungssicherheit an
den Strommärkten nach § 63 Absatz 2 Nummer 2 EnWG zu Grunde zu legen. Der Bericht
kann Angaben zu dem Umfang des Kapazitätssegments im Hinblick auf die Versorgungs-
sicherheit enthalten. So kann sich insbesondere aus dem Bericht zur Versorgungssicher-
heit eine Empfehlung für die Anpassung des Umfangs des Kapazitätssegments ergeben.
Die BNetzA muss diese Angaben aus dem Versorgungssicherheitsbericht bei ihrer Über-
prüfung zwar zugrunde legen, ist daran aber nicht in allen Fällen gebunden. Es können
zum Beispiel Situationen eintreten, in denen eine Anpassung des Umfangs des Kapazi-
tätssegments insbesondere aus kurzfristigen Gründen notwendig wird, die in dem Bericht
noch nicht oder nicht umfassend berücksichtigt sind. Der Umfang des Kapazitätsseg-
ments soll dabei in Megawatt ohne Nachkommastellen gerundet angegeben werden. Aus
Gründen der Transparenz ist die Entscheidung der Bundesnetzagentur nach Satz 2 zu
begründen und zu veröffentlichen.

Nach Satz 3 kann die Bundesnetzagentur den Umfang des Kapazitätssegments nach
Maßgabe der Rechtsverordnung nach § 13e durch Festlegung nach § 29 Absatz 1 in be-
gründeten Ausnahmefällen für einzelne oder mehrere Jahre abweichend von Absatz 3
Satz 3 anpassen, insbesondere wenn der Bericht zum Monitoring der Versorgungssicher-
heit eine Anpassung der Größe empfiehlt. Durch die Zugrundelegung des Versorgungssi-
cherheitsberichts werden das Monitoring des Kapazitätssegments und das Monitoring der
Versorgungssicherheit nach § 63 EnWG verzahnt.

Zu § 13e

§ 13e enthält eine umfassende Verordnungsermächtigung zur Kapazitäts- und Klimare-
serve nach § 13d. Danach wird die Bundesregierung ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, umfassende Regelungen im
Zusammenhang mit der Kapazitäts- und Klimareserve vorzusehen. Die konkretisierenden
Bestimmungen der Verordnung sind erforderlich, um unter anderem das durchzuführende
Beschaffungsverfahren, die Vorhaltung und den Einsatz der Kapazitäts- und Klimareserve
zeitnah, rechtssicher, transparent und diskriminierungsfrei einzuführen und auszugestal-
ten.
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Zu Absatz 1

Absatz 1 enthält eine Verordnungsermächtigung speziell für das Kapazitätssegment der
Kapazitäts- und Klimareserve. Ein Großteil der Vorschriften ermächtigt die Bundesregie-
rung, Regelungen zum Beschaffungsverfahren für das Kapazitätssegment zu treffen. Da-
neben wird die Bundesregierung aber auch ermächtigt, die sonstige Ausgestaltung des
Kapazitätssegments durch Verordnung zu regeln.

Mit Nummer 1 wird die Möglichkeit vorgesehen, das Verhältnis des Kapazitätssegmentes
zur Netzreserve nach § 13a Absatz 4 EnWG und zu netz- und marktbezogenen Maßnah-
men nach § 13 EnWG sowie ihres Einsatz zu regeln. Dies ist insbesondere zur Abgren-
zung der Kapazitätsreserveleistung von der Regelleistung notwendig.

Nummer 2 lässt Regelungen zur Aktivierung und zum Abruf der Anlagen und zum Ver-
marktungsverbot zu. Aktivierung und Abruf werden dabei gesetzlich als „Einsatz“ definiert.
In der Rechtsverordnung kann danach geregelt werden, dass die Betreiber der Kapazi-
tätsreserveanlagen ausschließlich auf Anforderung der Übertragungsnetzbetreiber ein-
speisen und die Leistung der Anlagen nicht am Strommarkt vermarkten dürfen. Durch
eine solche Regelung kann gewährleistet werden, dass der Strommarkt durch die Kapazi-
tätsreserve möglichst wenig beeinflusst wird.

Mit Nummer 3 wird die Möglichkeit vorgesehen, Regelungen zu Art, Zeitpunkt, Zeitraum
sowie Häufigkeit, Form und Inhalt des Beschaffungsverfahrens zu erlassen, insbesondere
zu der insgesamt zu beschaffenden installierten Leistung in Megawatt (Buchstabe a), zur
zeitlichen Staffelung der zu beschaffenden Mengen in Teilmengen (Buchstabe b), zu den
Vorlaufzeiten und zum Zeitpunkt der tatsächlichen Bereitstellung der installierten Leistung
(Buchstabe c), zu der Art, der Form und den Kriterien der Preisbildung für die Vorhaltung
und die Verfügbarkeit der Leistung, einschließlich der Festlegung von Mindest- und
Höchstbeträgen (Buchstabe d), zu der Anzahl der Bieterrunden und dem Ablauf des Be-
schaffungsverfahrens (Buchstabe e), sowie zur Nachbeschaffung von Mengen (Buchsta-
be f).

Nummer 4 ermöglicht es, die Regelungen zu den Anforderungen an die Teilnahme an
dem Beschaffungsverfahren und für die Erzeugungsanlagen näher zu bestimmen. Nach
Buchstabe a können Mindestanforderungen an die Eignung der Teilnehmer, das heißt die
Betreiber der Anlagen, festgelegt werden. Buchstabe b ermöglicht die Festlegung von
Anforderungen an die Größe und die Eignung der Teilanlagen, um die Sicherheit und Zu-
verlässigkeit des Elektrizitätsversorgungssystems im Fall von Ungleichgewichten der Leis-
tungsbilanz zu gewährleisten. Buchstabe c lässt Anforderungen, die der Netz- oder Sys-
temintegration der Anlagen dienen, zu. Buchstabe d stellt sicher, dass bei der Beschaf-
fung von Kapazitätsreserveanlagen auch die notwendigen Genehmigungen vorliegen,
sowohl bei Bestandsanlagen wie auch bei neu zu errichtenden Anlagen. Mit Buchstabe e
können Anforderungen an die Erzeugungsanlagen zur Einhaltung des Rückkehrverbotes
sowie zu der Art, der Form und dem Inhalt von Sicherheiten gestellt werden, die von allen
Teilnehmern an dem Beschaffungsverfahren oder im Fall der Zuschlagserteilung zu leis-
ten sind, um eine Inbetriebnahme sowie die Vorhaltung und den Einsatz der Anlage si-
cherzustellen. Buchstabe f verankert schließlich die Möglichkeit festzulegen, wie Teilneh-
mer an dem Beschaffungsverfahren die Einhaltung der Anforderungen nach den Buch-
staben a bis e nachweisen müssen.

Nummer 5 lässt Regelungen zu der Art, der Form und dem Inhalt der Zuschlagserteilung
im Rahmen des Beschaffungsverfahrens und zu den Kriterien für die Zuschlagserteilung
zu. Dadurch kann der Verordnungsgeber einerseits gewisse Vorgaben zu den Zuschlags-
kriterien machen, andererseits soll den Übertragungsnetzbetreibern der notwendige Spiel-
raum bei der Zuschlagserteilung gelassen werden.
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Mit Nummer 6 können in der Verordnung auch Vorgaben zu der Berücksichtigung der
durch das Kapazitätssegment entstehenden Kosten der Übertragungsnetzbetreiber und
zu den Anforderungen an einen Kostenausgleichsmechanismus zwischen den Betreibern
der Übertragungsnetze gemacht werden. Dies ist insbesondere vor dem Hintergrund
sinnvoll, dass die Kosten bundesweit gleichmäßig auf alle Netznutzer umgelegt werden
sollen, da die Netznutzer in allen Regelzonen von der Stabilität des Gesamtsystems profi-
tieren. Damit können Regelungen erlassen werden, damit die Betreiber der Übertra-
gungsnetze die Kosten den Nutzern der Übertragungsnetze in Rechnung stellen können.

Mit Nummer 7 werden Bestimmungen zu der Höhe der durch einen Zuschlag vergebenen
Vergütung zugelassen. Dadurch kann der Verordnungsgeber regeln, dass die Vergütung
für die Vorhaltung der gebundenen Leistung als Leistungspreis in Euro pro Megawatt von
den Betreibern der Übertragungsnetze zu zahlen ist. Die Regelung stellt klar, dass eine
Vergütung nur als Leistungspreis für die Vorhaltung der Erzeugungskapazität und nicht
als Arbeitspreis gewährt werden kann. Unabhängig davon können die tatsächlichen Ein-
satzkosten nach Nummer 8 erstattet werden.

Nummer 8 verankert die Möglichkeit, den Einsatz der Anlagen des Kapazitätssegments
zu regeln. Zugleich können die zu erstattenden Kosten für den Betrieb der Anlage in Min-
destlast und in Volllast festgelegt sowie die Kosten für die Durchführung von Probeläufen
beziffert werden. Dazu gehören auch Regelungen zu der Form und der Höhe der Kosten-
erstattung für elektrische Arbeit pro Megawattstunde, das heißt zum Arbeitspreis.

Mit Nummer 9 kann das Verfahren der Abrechnung der Kosten für die Vorhaltung und den
Einsatz der Kapazitätsreserveanlagen durch die Betreiber der Übertragungsnetze näher
ausgestaltet werden. Damit können Regelungen erlassen werden, damit die Betreiber der
Übertragungsnetze die Kosten z.B. den Nutzern der Übertragungsnetze oder als Aus-
gleichsenergie den Bilanzkreisverantwortlichen in Rechnung stellen können.

Nummer 10 lässt Regelungen zu dem Verfahren der Anpassung bestehender Verträge
bei der Erteilung eines Zuschlags für Anlagen zu, die nach §§ 13 Absatz 1a und 1c, § 13a
EnWG sowie der Verordnung nach § 13b Absatz 1 Nummer 2 als Netzreserve verpflichtet
worden und an das Netz angeschlossen sind. Dadurch besteht die Möglichkeit, die beste-
henden Verträge mit Anlagen aus der Netzreserve mit der Kapazitäts- und Klimareserve
zu verzahnen.

Nummer 11 ermöglicht Regelungen zur Länge der vertraglichen Verpflichtung bei beste-
henden und neuen Anlagen des Kapazitätssegments. Damit wird auch klargestellt, dass
die Vertragslaufzeit bei der Beschaffung von Bestandsanlagen und neuen Anlagen unter-
schiedlich ausgestaltet werden kann. Dies trägt dem Umstand Rechnung, dass neu zu
errichtende Anlagen deutlich höhere Investitionskosten aufweisen als bestehende Anla-
gen. Damit Anlagenbetreiber ihre Investitionen refinanzieren können, muss die Laufzeit
der Verträge bei neu zu errichtenden Anlagen deutlich länger ausgestaltet werden kön-
nen.

Gemäß Nummer 12 kann die Verordnung Bestimmungen zu der Art, den Kriterien, dem
Umfang, den Bedingungen sowie der Reihenfolge des Einsatzes der Anlagen des Kapazi-
tätssegments durch die Betreiber der Übertragungsnetze treffen. Dies beinhaltet die Mög-
lichkeit, den Einsatz von Kapazitäts- und Klimareserveanlagen und das Verhältnis des
Einsatzes von Anlagen nach § 13 EnWG oder nach § 13a EnWG in der Verordnung zu
regeln.

Nummer 13 regelt, dass die Verordnung Vorkehrungen treffen kann, damit die Leistung
der kontrahierten Anlagen im Bedarfsfall tatsächlich zur Verfügung steht. Insoweit können
Vorgaben gemacht werden, dass eine Vermarktung der Leistung auf den Termin- und
Spotmärkten, im bilateralen Handel oder auf den Regelenergiemärkten unzulässig ist.
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Solche Vorgaben können auch deswegen erforderlich sein, um eine Beeinträchtigung des
Wettbewerbs auf diesen Märkten zu verhindern.

Nummer 14 lässt Regelungen zu, die sicherstellen, dass die Anlagen des Kapazitätsseg-
ments im Bedarfsfall tatsächlich betrieben werden können. Dazu wird umfassend gere-
gelt, welche Bestimmungen erlassen werden können, wenn Kapazitätsreserveanlagen
nicht oder nicht rechtzeitig aktiviert werden können. Damit soll vermieden werden, dass
bei Bestandsanlagen nicht betriebsbereite Anlagen in der Kapazitätsreserve beschafft
werden. Bei neu zu errichtenden Kapazitätsreserveanlagen soll die Inbetriebnahmefähig-
keit sichergestellt werden. Buchstabe a sieht dazu die Möglichkeit vor, das Verfahren für
Probeabrufe und für einen Funktionstest der Kapazitätsreserveanlagen näher zu bestim-
men. Dazu kann die Möglichkeit vorgesehen werden, einen Vertrag mit einem Betreiber
einer Kapazitätsreserveanlage außerordentlich bei Vorliegen wichtiger Gründe zu kündi-
gen (Doppelbuchstabe aa), Regelungen zur Ermöglichung von Nachbeschaffungen von
Anlagen des Kapazitätssegments vorzusehen (Doppelbuchstabe bb) oder eine Pflicht zu
einer Geldzahlung vorzusehen (Doppelbuchstabe cc). Durch die Möglichkeit, Probeabrufe
oder einen Funktionstest vorzusehen, sollen Anreize geschaffen werden, die Anlagen
betriebsbereit zu halten.

Zudem werden in Buchstabe b Regelungen aufgenommen, um das Verfahren bei Nicht-
bestehen von Probeläufen, Funktionstests oder bei erfolglosen Einsätzen festzulegen. In
diesen Fällen besteht die Möglichkeit, entweder eine Pflicht zu einer Geldzahlung vorzu-
sehen und deren Höhe sowie die Voraussetzungen für die Zahlungspflicht zu regeln
(Doppelbuchstabe aa), alternativ bestimmte Kriterien für einen Ausschluss von Bietern bei
künftigen Beschaffungen der Kapazitätsreserve festzulegen (Doppelbuchstabe bb) oder
die Möglichkeit vorzusehen, die Vergütungszahlungen zu reduzieren (Doppelbuchstabe
cc).

Nummer 15 ermöglicht Regelungen zu der Art, der Form und dem Inhalt der Veröffentli-
chungen der Bekanntmachung von Beschaffungsverfahren, der abgegebenen Gebote
und den Ergebnissen der Beschaffungsverfahren. Dadurch soll dem Gedanken der
Transparenz und Diskriminierungsfreiheit hinreichend Rechnung getragen werden.

Nummer 16 sieht Regelungen zur Erhebung von Informationen bei den beteiligten Unter-
nehmen und zum Umgang mit übermittelten Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen vor.

Abschließend können durch Nummer 17 nähere Bestimmungen zu der Anpassung des
Umfangs des Kapazitätssegments und den Kriterien für die Anpassung durch die BNetzA
erlassen werden. Diese Regelung ist im Zusammenhang mit § 13d Absatz 7 zu sehen.
Danach ist die BNetzA zur Überprüfung des Umfangs des Kapazitätssegments verpflich-
tet. Gleichzeitig können ihr durch Verordnung umfassende Festlegungskompetenzen
übertragen werden. Durch die Regelung in Nummer 17 können in der Verordnung nähere
Vorgaben zu dem Monitoring sowie zu den Kriterien, nach denen eine Anpassung des
Umfangs des Kapazitätssegments zu überprüfen ist, gemacht werden. Diese Möglichkeit
ist insbesondere zur Festlegung eines transparenten und nachvollziehbaren Verfahrens
und aus Gründen der Rechtssicherheit von Bedeutung.

Ebenfalls näher regeln kann die Bundesnetzagentur, wie der nach § 13d Absatz 3 Num-
mer 4 zugrunde zu legende Wert der durchschnittlichen Jahreshöchstlast berechnet wird
und worauf er sich bezieht.

Zu Absatz 2

Absatz 2 enthält eine Verordnungsermächtigung speziell für das Klimasegment der Kapa-
zitäts- und Klimareserve. Dabei wird der Verordnungsgeber in Nummer 1 ermächtigt, die
konkreten Kraftwerksblöcke in dem Klimasegment und den Zeitpunkt der Überführung in
das Klimasegment zu regeln. Hierbei kann geringfügig (in Höhe von zehn Prozent) von
den Gigawatt-Zahlen in § 13d Absatz 4 abgewichen werden, um betriebswirtschaftlich
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optimale Lösungen bei den einzelnen in die Reserve zu überführenden Blöcken zu finden.
Sofern mehr als zehn Prozent mehr Leistung in das Klimasegment überführt werden soll,
muss dies auf die Ermächtigungsgrundlage des Absatz 3 gestützt werden und bedarf
dann der Zustimmung des Deutschen Bundestages.

In Nummer 2 wird klargestellt, dass die Verordnungsermächtigung nach Absatz 1 zum
Kapazitätssegment für das Klimasegment entsprechend gilt, mit Ausnahme der Ermächti-
gung, das Beschaffungsverfahren zu regeln. Hintergrund für diese Regelung ist, dass
beide Segmente der Kapazitäts- und Klimareserve viele Gemeinsamkeiten haben. Das
gilt insbesondere für die technischen und rechtlichen Anforderungen an die Anlagen in der
Reserve und für den Einsatz der Anlagen. Insoweit kann der Verordnungsgeber auch für
die Ausgestaltung des Klimasegments auf die Verordnungsermächtigung nach Absatz 1
zurückgreifen. Dagegen unterscheiden sich beide Segmente grundlegend bei der Be-
schaffung: Das Kapazitätssegment wird in einem wettbewerblichen Verfahren beschafft;
das Klimasegment muss aufgrund der geringen Anzahl von Betreibern von Braunkohle-
kraftwerken im Verhandlungsweg beschafft werden. Entsprechend ist für die Beschaffung
des Klimasegments und damit zusammenhängend für den Zeitpunkt der Überführung der
Anlagen in das Klimasegment sowie für die Kostenerstattung der Betreiber eine geson-
derte Verordnungsermächtigung für das Klimasegment erforderlich (Nummern 1 und 3).
Zudem ist eine gesonderte Verordnungsermächtigung für die Überprüfung des Klimaseg-
ments erforderlich (Nummer 4). Die Regelungen zu Nummer 4 werden durch Rechtsver-
ordnung des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit erlassen.

Zu Absatz 3

Absatz 3 sieht eine besondere Ermächtigung vor, weitere Leistung im Klimasegment zu
binden, soweit dies aufgrund des Monitorings nach § 13d Absatz 6 zur Erreichung der
nationalen und europäischen Klimaschutzziele erforderlich ist. Diese Verordnung bedarf
aufgrund ihrer besonderen politischen Bedeutung der Zustimmung des Deutschen Bun-
destages.

Zu Absatz 4

Absatz 4 legt eine Reihe von Festlegungskompetenzen der BNetzA fest. Danach wird das
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne
Zustimmung des Bundesrates im Anwendungsbereich des § 13d EnWG die BNetzA zu
ermächtigen, Festlegungen nach § 29 Absatz 1 EnWG zu treffen, die sich im Anwen-
dungsbereich des Kapazitätssegments auf die nähere Bestimmung der Regelungen nach
Absatz 1 Nummer 1 bis 17 beziehen (Nummer 1), im Anwendungsbereich des Klimaseg-
mentes auf die nähere Bestimmung der Regelungen nach Absatz 2 Nummer 2 in Verbin-
dung mit Absatz 1 Nummer 1, 2, 6 bis 14 und 16 und nach Absatz 2 Nummer 3. Damit
werden umfangreiche Festlegungskompetenzen der BNetzA gesetzlich verankert. Diese
ermöglichen insbesondere auch Festlegungen im Zusammenhang mit den Anforderungen
zu Art, Form und Inhalt des Beschaffungsverfahrens und der Zuschlagserteilung, den
Teilnahmebedingungen, den Anforderungen für die Anerkennung der durch das Beschaf-
fungsverfahren bei den Übertragungsnetzbetreibern entstehenden Kosten, der Sicherstel-
lung des Betriebs der Kapazitäts- und Klimareserveanlagen, des Einsatzes und der bilan-
ziellen Behandlung der Strommengen sowie den Anforderungen an einen Kostenaus-
gleichsmechanismus zwischen den Betreibern der Übertragungsnetze.

Zu Nummer 14

Durch den Verweis in § 14 Absatz 1 Satz 1 EnWG auf § 13a EnWG wird klargestellt, dass
im Hinblick auf systemrelevante Anlagen den Verteilernetzbetreiber bezogen auf das Ver-
teilernetz die gleichen Rechte und Pflichten treffen wie den Übertragungsnetzbetreiber
bezogen auf das Übertragungsnetz.
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Parallel zur Verpflichtung des Anlagenbetreibers in § 13a EnWG, die Stilllegung einer
Anlage auch dem Verteilernetzbetreiber anzuzeigen, wird der Verteilernetzbetreiber durch
die Neuregelung berechtigt und verpflichtet, nach Eingang einer Stilllegungsanzeige die
Systemrelevanz der stillzulegenden Anlage für sein Verteilernetz zu überprüfen sowie
gegebenenfalls zu veranlassen, dass die Stilllegung behördlich untersagt wird. Die Neu-
regelung ist notwendig, da nur der Verteilernetzbetreiber die Systemrelevanz für sein Ver-
teilernetz bewerten kann. Ist eine Anlage sowohl vom Übertragungsnetzbetreiber als auch
vom Verteilernetzbetreiber als systemrelevant ausgewiesen worden, kommt der Auswei-
sung des Übertragungsnetzbetreibers aus Gründen der Systemsicherheit Vorrang zu.

Durch den Verweis auf § 13c EnWG wird klargestellt, dass auch ein Verteilernetzbetreiber
im Falle der Systemrelevanz eines Gaskraftwerkes für das Verteilernetz die Möglichkeit
besitzt, die Versorgung des Gaskraftwerkes sicherzustellen.

Zu Nummer 15

Die Aufnahme eines neuen Satzes 2 in § 16 Absatz 3 EnWG dient dazu, entsprechend
der Änderungen in dem neuen § 13 Absatz 4 Satz 2 EnWG auch im Gasbereich klarzu-
stellen, dass das Ruhen der Leistungspflichten nicht zu einer Aussetzung der Abrechnung
der Bilanzkreise seitens der Marktgebietsverantwortlichen führt. Dadurch wird ein Gleich-
lauf zwischen dem Strom- und dem Gassektor erreicht. Bei der Bezugnahme auf den
neuen § 11 Absatz 3 handelt sich um eine rein redaktionelle Folgeänderung durch Einfü-
gung eines neuen Absatzes 2 in § 11 EnWG.

Zu Nummer 16

Zu Buchstabe a

Die Regelung dient der Klarstellung, dass auch für Ladepunkte für Elektromobile ein An-
spruch auf Netzanschluss besteht.

Die Ergänzung soll zugleich klarstellen, dass Ladepunkte für Elektromobile kein Teil des
Energieversorgungsnetzes, sondern Letztverbraucher sind und wie andere Letztverbrau-
cher einen allgemeinen Anspruch auf Netzanschluss haben. Die energiewirtschaftliche
Einordnung von Ladepunkten für Elektromobile war gesetzlich bisher nicht ausdrücklich
geregelt. Zum Teil wurde die Auffassung vertreten, Ladepunkte für Elektromobile seien
Teil des Energieversorgungsnetzes, deren Finanzierung über Netzentgelte zu erfolgen
habe und deren Betrieb den Vorschriften über die Netzregulierung unterfalle. Eine solche
Einordnung widerspräche jedoch nicht nur der praktischen Handhabung, sondern würde
auch notwendige private Investitionen in den Aufbau der Ladeinfrastruktur sowie die Wei-
terentwicklung von Geschäftsmodellen behindern.

Zu Buchstabe b

Zu Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen, bedingt durch die Änderungen in § 1
EnWG. In § 1 EnWG wird künftig in der Überschrift ausdrücklich zwischen den Zwecken
und den Zielen des EnWG differenziert und in Absatz 4 eine neue Zielbestimmung aufge-
nommen, die dazu dient, die Zwecke des § 1 Absatz 1 EnWG zu erreichen. Entsprechend
wird in § 17 das Wort „Ziel“ durch das Wort „Zweck“ ersetzt.

Zu Doppelbuchstabe bb

Aus rechtsförmlichen Gesichtspunkten wird der Begriff „konkreten“ in § 17 Absatz 2 Satz
3 EnWG gestrichen.
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Zu Nummer 17

Das aktuelle Kraftwerksmonitoring erfasst nach § 35 Absatz 1 Nummer 12 den Bestand
und die geplanten Stilllegungen von Erzeugungskapazitäten, die Investitionen in die Er-
zeugungskapazitäten mit Blick auf die Versorgungssicherheit sowie den Bestand, die be-
reitgestellte Leistung, die gelieferte Strommenge sowie den voraussichtlichen Zeitpunkt
der Außerbetriebnahme von Speichern mit einer Nennleistung von mehr als 10 Megawatt.
Das Monitoring erfasst bislang allerdings nicht die Fähigkeit der Anlagen zur bivalenten
Befeuerung sowie die vorhandenen Kapazitäten für einen Brennstoffwechsel zur Absiche-
rung der Leistung der Erzeugungskapazitäten. Im Hinblick auf systemrelevante Gaskraft-
werke ist insbesondere von Bedeutung, welche Möglichkeiten für einen Brennstoffwechsel
vor allem von Erdgas zu Mineralöl bestehen. In diesem Zusammenhang soll das Monito-
ring auch abdecken, welchen Umfang diese Kapazitäten haben, das heißt für welchen
Zeitraum die Kapazitäten zur Stromerzeugung genutzt werden können. Dabei soll insbe-
sondere auch untersucht werden, welche Möglichkeiten bestehen, Brennstoff zu der Er-
zeugungskapazität zur Aufrechterhaltung der Stromerzeugung nachzuliefern. Daher wird
das Monitoring nach Nummer 12 entsprechend ausgeweitet.

Zu Nummer 18

Zu Buchstabe a

§ 36 EnWG verpflichtet Grundversorger, Allgemeine Bedingungen und Preise für die
Grundversorgung in Niederspannung oder Niederdruck öffentlich bekannt zu geben und
im Internet zu veröffentlichen sowie zu diesen Bedingungen und Preisen jeden Haus-
haltskunden zu beliefern. Nicht vorgegeben ist, ob die Grundversorger für alle Haushalts-
kunden im Sinne des § 3 Nummer 22 EnWG nur einen Allgemeinen Preis veröffentlichen
oder ob sie verschiedene Bedarfsarten unterscheiden. Es gibt bereits heute nicht zwin-
gend nur einen einheitlichen Allgemeinen Preis der Grundversorgung in einem Grundver-
sorgungsgebiet. In der Praxis wird teilweise zwischen einer privaten und gewerblichen
Nutzung oder nach der Höhe des Energieverbrauchs differenziert. Sofern ein Grundver-
sorger entsprechend differenziert, gelten dann auch zum Beispiel die gesetzlichen Trans-
parenzanforderungen für jeden der Allgemeinen Preise.

Die allgemeine Versorgungspflicht, die durch das EnWG 2005 in das Instrument der
Grundversorgung überführt wurde, zielt dabei traditionell auf eine Vollversorgung der
Kunden. Der Allgemeine Preis ist entsprechend kalkuliert. Haushaltskunden, die keine
Vollversorgung nachfragen, haben zwar im Grundsatz einen Anspruch auf Grundversor-
gung in Form einer Zusatz- oder Reservebelieferung. Sie können aber nicht zwingend
eine Belieferung zu den Preisen einer Vollversorgung verlangen. Privilegiert werden in §
37 EnWG bisher Kunden, die Erzeugungsanlagen für die Deckung des Eigenbedarfs aus
erneuerbaren Energien und kleineren Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlagen betreiben. Sie
werden vollversorgten Haushaltskunden gleichgestellt. Diese Privilegierung ist angesichts
der Marktentwicklung seit 2005 nicht mehr sachgerecht. Im Energieliefervertrag der
Grundversorgung muss eine preisliche Unterscheidung von Vollversorgung sowie Zusatz-
und Ersatzbelieferung möglich sein, wenn dies wirtschaftlich gerechtfertigt ist. Dies gilt
unabhängig davon, aus welchen Anlagen die Eigenversorgung erfolgt. Die Änderungen in
§ 37 Absatz 1 EnWG zielen auf eine entsprechende Klarstellung der Rechtslage.

Die Ergänzung des § 37 Absatz 1 Satz 2 EnWG stellt auch mit Blick auf europarechtliche
Vorgaben klar, dass die Grundversorgung aller Haushaltskunden gesichert ist. Dies gilt
auch für Kunden, die allein eine Zusatz- oder Ersatzversorgung nachfragen.

Die Ausnahmeregelung des § 37 Absatzes 1 Satz 3 wird auf den Probebetrieb von Not-
stromanlagen zurückgeführt. Unterscheiden sich die Kosten einer Zusatz- und Ersatzver-
sorgung von den Kosten einer Vollversorgung, muss dies in den Geschäftsbedingungen
und Preisen der Grundversorgung abbildbar sein. Die Änderung zwingt nicht zur Festle-
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gung gesonderter Preise für eine Zusatz- und Ersatzversorgung. Sie stellt aber klar, dass
eine solche Möglichkeit besteht, sofern es aufgrund der tatsächlichen Verhältnisse wirt-
schaftlich sinnvoll erscheint. Grundversorgungskunden ohne Eigenerzeugung sollen nicht
über höhere Preise eine solche Zusatz- und Ersatzbelieferung subventionieren. Kraft Ge-
setzes entsteht die Möglichkeit, eine gesonderte Bedarfsgruppe vorzusehen.

Die bisherige Legaldefinition des Notstromaggregates in § 37 Absatz 1 Satz 3 EnWG wird
gestrichen. Hintergrund ist insbesondere, dass mittel- bis langfristig Netzersatzanlagen
eine größere Bedeutung haben können und ihre Funktion über die bisherige Definition
des Notstromaggregates hinausgehen kann. Die Regelung bleibt im Übrigen unverändert.

Zu Buchstabe b

Zu Doppelbuchstabe aa

Bei den Änderungen in Absatz 2 Satz 1 handelt es sich um eine redaktionelle Klarstel-
lung.

Zu Doppelbuchstabe bb

Die Bezugnahme auf das Energieversorgungsunternehmen wird durch die Bezugnahme
auf das Grundversorgungsgebiet ersetzt. Dabei handelt es sich um eine Klarstellung.

Zu Buchstabe c

Zu Doppelbuchstabe aa

Bei den Änderungen in Absatz 3 Satz 1 handelt es sich um eine redaktionelle Änderung.

Zu Doppelbuchstabe bb

Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen, bedingt durch die Änderungen in § 1
EnWG. In § 1 EnWG wird künftig in der Überschrift ausdrücklich zwischen den Zwecken
und den Zielen des EnWG differenziert und in Absatz 4 eine neue Zielbestimmung aufge-
nommen, die dazu dient, die Zwecke des § 1 Absatz 1 EnWG zu erreichen. Entsprechend
wird in § 37 das Wort „Ziel“ durch das Wort „Zweck“ ersetzt.

Zu Nummer 19

Die Änderung dient der Anpassung des EnWG an den Wortlaut der Richtlinie 2014/94/EU.
Die Richtlinie 2014/94/EU enthält sowohl Vorgaben an private als auch an öffentlich zu-
gängliche Ladepunkte. Zum Zwecke der Umsetzung der Richtlinienvorgaben wird die
Verordnungsermächtigung entsprechend angepasst.

Zu Nummer 20

Die Neufassung des § 51 EnWG spiegelt die Zielsetzung des Weißbuches wider, ein um-
fassendes Monitoring der Versorgungssicherheit mit einem neuen methodischen Ansatz
durchzuführen, das insbesondere die Situation auch auf den europäischen Strommärkten
zur Gewährleistung der Versorgungssicherheit in Deutschland berücksichtigt. Zudem sol-
len künftig im Rahmen des Monitorings auch bislang nicht einbezogene Informationen
berücksichtigt werden, die für die Versorgungssicherheit große Bedeutung haben können,
wie zum Beispiel der Beitrag von Lastmanagement oder (grenzüberschreitende) Aus-
gleichseffekte bei erneuerbaren Energien.

Die Regelung des § 51 steht im Zusammenhang mit § 63 EnWG. Auf Grund des laufen-
den Monitorings nach den Absätzen 1 bis 4 erstellt das Bundesministerium für Wirtschaft
und Energie nach § 63 Absatz 1a, 1b und 2 jeweils jedes zweite Jahr einen Bericht zum
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Stand und zu der Entwicklung der Versorgungssicherheit im Bereich der Versorgung mit
Erdgas sowie im Bereich der Versorgung mit Elektrizität. Die Berichte werden nach § 63
Absatz 1a, 1b und 2 veröffentlicht.

Zu Absatz 1

Satz 1 stellt zunächst klar, dass das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie fortlau-
fend ein Monitoring der Versorgungssicherheit nach den Absätzen 2 bis 4 durchführt.
Künftig findet sich die Zweiteilung des Monitorings der Versorgungssicherheit auch in der
Struktur der Regelung wieder. Danach findet wie bisher eine Trennung zwischen dem
Monitoring der Versorgungssicherheit im Gas- und im Elektrizitätsbereich statt. Das Moni-
toring dient im Strombereich der Umsetzung von Artikel 4 der Richtlinie 2003/54/EG, im
Gasbereich der Umsetzung von Artikel 5 der Richtlinie 2003/55/EG.

Mit Satz 2 werden dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie wie nach bisheriger
Rechtslage die Befugnisse nach den §§ 12a, 12b, 14 Absatz 1a und 1b, den §§ 68, 69
und 71 eingeräumt, die zur Durchführung des Monitorings notwendig sind.

Satz 3 regelt die entsprechende Geltung der relevanten Verfahrensregelungen in §§ 73,
75 bis 89 und 106 bis 108.

Damit das Monitoring im Bereich der Versorgung mit Elektrizität sachgerecht durchgeführt
werden kann, stellt Satz 4 ergänzend klar, dass die nach § 12 Absatz 4 und Absatz 5
EnWG von den Netzbetreibern übermittelten Informationen jeweils zu berücksichtigen
sind.

Zu Absatz 2

Absatz 2 betrifft das Monitoring der Versorgungssicherheit im Bereich des Erdgases. Zur
besseren Lesbarkeit werden die Aspekte, die von dem Monitoring der Versorgungssicher-
heit im Bereich des Erdgases umfasst sind, enumerativ, aber nicht abschließend, aufgelis-
tet. Während bislang lediglich das Verhältnis zwischen Angebot und Nachfrage auf dem
deutschen Markt überwacht wurde, soll künftig das Monitoring im Bereich der Versorgung
mit Erdgas auch auf das Verhältnis von Angebot und Nachfrage auf dem internationalen
Markt ausgedehnt werden. Zugleich wird klargestellt, dass auch künftige Entwicklungen
bei Angebot und Nachfrage zu berücksichtigen sind. Dies wird durch Nummer 1 geregelt.
Ebenfalls neu aufgenommen werden in Nummer 2 neben den bestehenden und den in
der Planung und im Bau befindlichen zusätzlichen Produktionskapazitäten auch die be-
stehenden und in der Planung oder im Bau befindlichen Transportleitungen. Nummer 5
bezieht sich auf den Betrieb der Gasversorgungsnetze und nimmt neben der Analyse von
Netzstörungen auch und insbesondere Bezug auf die betrieblichen Maßnahmen der Gas-
netzbetreiber zur kurz- und längerfristigen Gewährleistung der Sicherheit und Zuverläs-
sigkeit des Gasversorgungssystems. Keine Änderungen bestehen in Bezug auf die erwar-
tete Nachfrageentwicklung (Nummer 3), die Berücksichtigung der Qualität und des Um-
fangs der Netzwartung (Nummer 4), in Bezug auf Maßnahmen zur Bedienung von Nach-
fragespitzen und zur Bewältigung von Ausfällen eines oder mehrerer Versorger (Nummer
6) sowie in Bezug auf das verfügbare Angebot auch unter Berücksichtigung der Bevorra-
tungskapazität und des Anteils von Einfuhrverträgen mit einer Lieferzeit von mehr als
zehn Jahren (langfristiger Erdgasliefervertrag) sowie deren Restlaufzeit (Nummer 7).
Durch die länderübergreifende Perspektive und die Berücksichtigung der im Bau oder in
der Planung befindlichen Verbindungsleitungen wird der Bedeutung des internationalen
Erdgasmarktes für die Versorgungssicherheit in Deutschland Rechnung getragen.

Zu Absatz 3

Absatz 3 betrifft das Monitoring der Versorgungssicherheit im Bereich der Versorgung mit
Elektrizität. Zur besseren Lesbarkeit werden beispielhaft die Aspekte, die von dem Moni-
toring der Versorgungssicherheit im Bereich der Elektrizitätsversorgungsnetze umfasst



- 108 -

sind, enumerativ aufgelistet. Bislang erfolgte das Monitoring der Versorgungssicherheit,
ohne dass die Situation der Stromversorgung auf den europäischen Strommärkten vertieft
berücksichtigt worden ist. Dies soll durch den neuen Absatz 3 geändert werden.

Nummer 1 regelt wie bisher, dass das Monitoring der Versorgungssicherheit insbesonde-
re das Verhältnis zwischen Angebot und Nachfrage auf den Strommärkten betrifft. Kon-
kretisierend wird klargestellt, dass sowohl das heutige wie das künftige Verhältnis zwi-
schen Angebot und Nachfrage umfasst ist. Zudem wird der Einbindung des deutschen
Strommarktes in die europäischen Strommärkte Rechnung getragen. Nach Nummer 1
betrifft das Monitoring insbesondere das Verhältnis zwischen Angebot und Nachfrage auf
den europäischen Strommärkten mit Auswirkungen auf das Gebiet der Bundesrepublik
Deutschland als Teil des Elektrizitätsbinnenmarktes. Durch diese Regelung wird klarge-
stellt, dass solche Strommärkte von Bedeutung und bei dem Monitoring zu berücksichti-
gen sind, die Auswirkungen auf die Versorgungssicherheit in der Bundesrepublik
Deutschland haben. Hierunter fallen insbesondere die sog. „elektrischen Nachbarstaaten“,
das heißt solche Staaten, zu denen eine grenzüberschreitende Verbindungsleitung be-
steht. Die Auswirkungen weiter entfernt liegender Mitgliedstaaten der Europäischen Union
auf die Versorgungssicherheit im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland sind im Einzel-
fall zu betrachten.

Nummer 2 konkretisiert die bisherige Bezugnahme auf das verfügbare Angebot dahinge-
hend, dass bestehende und künftig verfügbare, in der Planung oder im Bau befindliche,
Erzeugungskapazitäten zu berücksichtigen sind. Nummer 2 geht insofern über die gelten-
de Regelung, wonach das Monitoring die in der Planung und im Bau befindlichen zusätzli-
chen Kapazitäten erfasst, hinaus. Danach werden sowohl die bestehenden sowie die in
der Planung und im Bau befindlichen Erzeugungskapazitäten unter Berücksichtigung der
Erzeugungskapazitäten für die Netzreserve sowie die Kapazitäts- und Klimareserve in das
Monitoring einbezogen, die außerhalb der Strommärkte vorgehalten werden; ebenfalls
einbezogen werden Stilllegungen.

Neu aufgenommen werden in Nummer 3 die bestehenden sowie die in der Planung und
im Bau befindlichen Verbindungsleitungen sowie die in den Anlagen zum Energielei-
tungsausbaugesetz und zum Bundesbedarfsplangesetz genannten Vorhaben. Dies ist
von Bedeutung, um die Versorgungssicherheit mittel- und langfristig sachgerecht beurtei-
len zu können. Der Begriff „Verbindungsleitungen“ erfasst sowohl Leitungen innerhalb von
Deutschland, insbesondere Höchstspannungsleitungen, als auch grenzüberschreitende
Leitungen.

Um den künftigen Entwicklungen angemessen Rechnung zu tragen, sollen mit der neuen
Nummer 3 neben existierenden auch künftig verfügbare Anlagen zur Speicherung von
elektrischer Energie in das Monitoring einbezogen werden. Im Hinblick auf die in Planung
befindlichen Anlagen zur Speicherung von elektrischer Energie sollen solche Anlagen in
das Monitoring einbezogen werden, für die die notwendigen öffentlich-rechtlichen Ge-
nehmigungen vorliegen.

Nummer 4 betrifft wie nach bisheriger Rechtslage die erwartete Nachfrageentwicklung.

Nummer 5 nennt wie bislang die Qualität und den Umfang der Netzwartung. Inhaltliche
Änderungen sind hiermit nicht verbunden.

Nummer 6 regelt eine Analyse von Netzstörungen sowie von Maßnahmen der Betreiber
von Übertragungsnetzen oder der Betreiber der vorgelagerten Elektrizitätsverteilernetze,
die kurz- und langfristig zur Gewährleistung der Sicherheit oder Zuverlässigkeit des Elekt-
rizitätsversorgungssystems ergriffen werden. Darunter fällt zum Beispiel auch der Einsatz
von Erzeugungskapazität für die Netzreserve, insbesondere Redispatch-Maßnahmen,
gegebenenfalls aber auch der Einsatz der Klima- und Kapazitätsreserve.
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Nummer 7 nennt wie nach bisheriger Rechtslage Maßnahmen zur Bedienung von Nach-
fragespitzen sowie zur Bewältigung von Ausfällen eines oder mehrerer Versorger.

Der neu aufgenommene Satz 2 stellt klar, dass auch Ausgleichseffekte bei erneuerbaren
Energien, Lasten und Kraftwerksausfälle ebenso wie der Beitrag von Lastmanagement
und von Netzersatzanlagen zu analysieren und zu berücksichtigen sind. Lastmanagement
bezeichnet wie in § 12 Absatz 4 EnWG eine zweckorientierte Veränderung des Ver-
brauchs elektrischer Energie gegenüber einem ansonsten zu erwartenden Verbrauchs-
verhalten. Unter Netzersatzanlage werden Anlagen verstanden, die ausschließlich oder
vorrangig dazu dienen, bei einer Unterbrechung der öffentlichen Elektrizitätsversorgung
eine oder mehrere Letztverbraucher mit Elektrizität zu versorgen. Bislang war der Begriff
des Notstromaggregates in § 37 Absatz 1 Satz 3 EnWG enthalten. Danach waren Not-
stromaggregate als Eigenanlagen definiert, die ausschließlich der Sicherstellung des
Energiebedarfs bei Aussetzen der öffentlichen Energieversorgung dienen, wenn sie au-
ßerhalb ihrer eigentlichen Bestimmung nicht mehr als 15 Stunden monatlich zur Erpro-
bung betrieben werden. In einem weiterentwickelten Strommarkt können Netzersatzanla-
gen künftig verstärkt auch zur Deckung der Spitzennachfrage am Strommarkt oder zur
Bereitstellung von Regelleistung und damit zur Versorgungssicherheit beitragen. Um zu
vermeiden, dass zwei unterschiedliche Definitionen des Notstromaggregates und der Net-
zersatzanlage gesetzlich verankert werden, wird die bisherige Legaldefinition in § 37 Ab-
satz 1 Satz 3 EnWG gestrichen und dort künftig nur noch von Eigenanlagen zur Sicher-
stellung des Energiebedarfs bei Aussetzen der öffentlichen Energieversorgung gespro-
chen.

Durch die Einbeziehung von Ausgleichseffekten wird berücksichtigt, dass großräumige,
grenzüberschreitende Ausgleichseffekte zum Beispiel bei der Einspeisung erneuerbarer
Energien, Lasten oder Kraftwerksausfällen erhebliche Auswirkungen auf die Versor-
gungssicherheit in Deutschland haben können. Zugleich werden auch Anpassungspro-
zesse an den Strommärkten, die sich auf Basis von Preissignalen ergeben können, in das
Monitoring einbezogen. Dies ist insbesondere erforderlich, weil sich im Strommarkt die
installierte Kraftwerkskapazität und das genutzte Lastmanagement-Potenzial in einem
dynamischen Anpassungsprozess gerade auch abhängig von der Wahrscheinlichkeit
möglicher Kapazitätsknappheiten oder Überkapazitäten und aufgrund der damit verbun-
denen Strompreissignale entwickeln.

Nach Satz 3 sollen zudem mögliche Hemmnisse für die Nutzung von Lastmanagement
und von Netzersatzanlagen dargestellt werden. Für die Marktakteure sorgt dieses umfas-
sende Monitoring zugleich für Transparenz über die Entwicklung der Versorgungssicher-
heit und kann Einfluss auf ihre Investitionsentscheidungen haben.

Zu Absatz 4

Absatz 4 konkretisiert die Methodik des Monitorings der Versorgungssicherheit nach Ab-
satz 3 im Bereich der Stromversorgung. Satz 1 regelt den Grundsatz, dass das Monitoring
einerseits die Messung, andererseits die Bewertung der Versorgungssicherheit umfasst.
Satz 2 legt fest, dass das Monitoring auf der Basis regelmäßig festzulegender Indikatoren
(Nummer 1) und Schwellenwerte (Nummer 2) vorgenommen wird. Die in Nummer 1 ge-
nannten Indikatoren müssen für die Zwecke des Monitorings, d.h. für die Messung der
Versorgungssicherheit an den europäischen Strommärkten geeignet sein und dazu die-
nen, die Versorgungssicherheit objektiv und transparent evaluieren zu können. Nach
Nummer 2 können regelmäßig Schwellenwerte entwickelt werden, die dazu dienen kön-
nen, bei deren Über- oder Unterschreiten eine Prüfung und gegebenenfalls bei Bedarf
Umsetzung angemessener Maßnahmen zur Gewährleistung der Versorgungssicherheit
vorzunehmen. Ob und in welchem Umfang Maßnahmen zu ergreifen sind, hängt von der
Bewertung im Einzelfall ab und soll daher nicht gesetzlich vorgegeben werden. Satz 3
stellt klar, dass bei der Messung der Versorgungssicherheit wahrscheinlichkeitsbasierte
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Analysen vorgenommen werden sollen; dadurch wird dem probabilistischen Charakter der
Versorgungssicherheit Rechnung getragen.

Satz 4 verankert die Zielsetzung, langfristig den Versorgungssicherheitsbericht stärker mit
anderen europäischen Mitgliedstaaten abzustimmen. Daher regelt Satz 4, dass das Bun-
desministerium für Wirtschaft und Energie auf eine Abstimmung mit den an das Gebiet
der Bundesrepublik Deutschland angrenzenden Mitgliedstaaten der Europäischen Union
sowie mit der Schweiz und mit Norwegen im Hinblick auf eine gemeinsame Methodik und
ein gemeinsames Verständnis zur Messung und Bewertung der Versorgungssicherheit
nach Satz 1 sowie auf einen gemeinsamen Versorgungssicherheitsbericht nach § 63 Ab-
satz 2 Nummer 2 hinwirken wird.

Der neue Satz 5 verankert die Befugnis der Regulierungsbehörde, zur Durchführung des
Monitorings an den Strommärkten von Unternehmen und Unternehmensvereinigungen
mit einem Stromverbrauch von mehr als zwanzig Gigawattstunden jährlich in angemesse-
ner Frist relevante Informationen zu der Analyse ihres Lastmanagementbeitrags zu ver-
langen. Die Befugnis wird einerseits eingeschränkt auf große Verbraucher. Zudem kön-
nen nur solche Informationen abgefragt werden, die erforderlich sein können, um den
heutigen und künftigen Beitrag von Lastmanagement für die Versorgungssicherheit an
den Strommärkten zu analysieren. Dadurch soll der Eingriff in die Rechte der Unterneh-
men einerseits so gering wie möglich gehalten werden. Auf der anderen Seite ist zu be-
rücksichtigen, dass es bislang kein abschließendes Verständnis darüber gibt, welche Da-
ten und Informationen und welche Methodik bestmöglich Rückschlüsse auf Lastmanage-
mentpotenziale zulassen. Für die Analyse der Versorgungssicherheit können daher auch
Informationen erforderlich sein, die zum Beispiel nur mittelbar gemeinsam mit anderen
Informationen als erforderlich angesehen werden; insofern steht der Regulierungsbehörde
bei der Auswahl der Informationen ein Ermessen zu. Der Begriff der Erforderlichkeit ist im
Rahmen von § 51 EnWG daher weit zu verstehen. Der Regulierungsbehörde steht auch
bei der konkreten Auswahl der Unternehmen ein Auswahlermessen zu. Sie kann zum
Beispiel ein Stichprobenverfahren durchführen oder aus bestimmten Sachgründen nur
von bestimmten Unternehmen oder Unternehmensvereinigungen Informationen zu dem
Beitrag von Lastmanagement verlangen. Satz 6 regelt die Datenübermittlungspflicht der
Regulierungsbehörde an das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie für die Zwe-
cke des Monitorings nach Absatz 4. Danach muss sie diesem auf Verlangen in angemes-
sener Frist und in geeigneter Form die Informationen nach Satz 5 zur Verfügung stellen.
Dies umfasst auch das Einholen von Informationen nach Satz 5.

Nach Satz 7 soll die Regulierungsbehörde künftig vorrangig auf das Marktstammdatenre-
gister nach § 111e zurückgreifen, sobald und soweit darin relevante Lastmanagementin-
formationen wie zum Beispiel die angeschlossene Spannungsebene, eine Beschreibung
des Anlagenprozesses oder die Präqualifikation zur Regelleistungserbringung erfasst
sind. Damit soll zusätzlicher bürokratischer Aufwand durch Meldepflichten soweit möglich
vermieden werden. Satz 8 stellt klar, dass die Regulierungsbehörde bei der Erfüllung die-
ser Aufgabe auch Regelungen zum Schutz personenbezogener Daten und zum Schutz
von Betriebs- oder Geschäftsgeheimnissen beachten muss.

Zu Nummer 21

Um den Rechtsrahmen für das Marktstammdatenregister zu schaffen, wird § 53b aufge-
hoben. Die wesentlichen Regelungen über das Register einschließlich einer angepassten
Verordnungsermächtigung werden im neuen Teil 9a des EnWG zu Transparenz veran-
kert. Diese neue systematische Stellung trägt insbesondere dem Umstand Rechnung,
dass das Marktstammdatenregister anders als noch das von § 53b vorgesehene Gesamt-
anlagenregister neben der Gewährleistung der Versorgungssicherheit weitere Zwecke
verfolgt (siehe im Einzelnen § 111e Absatz 1 EnWG, Artikel 1 Nummer 27 des Gesetzes).
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Zu Nummer 22

Zu Absatz 1

Die Einfügung in Nummer 1 dient der Erstreckung der Zuweisung der behördlichen Zu-
ständigkeit an die BNetzA im Stromsektor auch in solchen Fällen, in denen die Aufgabe
den Regulierungsbehörden in einer Verordnung der Europäischen Kommission übertra-
gen worden ist, die auf Grundlage der Artikel 6 oder 18 der in der Vorschrift genannten
Verordnung 714/2009 ergangen ist.

Im Gasbereich werden auf Grundlage der Verordnung 715/2009/EG mehrere Netzkodizes
erlassen bzw. sind bereits erlassen worden. Zu nennen sind hier zum Beispiel die Verord-
nung (EU) Nr. 312/2014 zur Festlegung eines Netzkodex für die Gasbilanzierung in Fern-
leitungsnetzen vom 26. März 2014 oder die Verordnung (EU) Nr. 984/2013 zur Festle-
gung eines Netzkodex über Mechanismen für die Kapazitätszuweisung in Fernleitungs-
netzen und zur Ergänzung der Verordnung (EG) Nr. 715/2009 des Europäischen Parla-
ments und des Rates. Mit der Ergänzung von § 56 Absatz 1 Nummer 2 wird klargestellt,
dass der BNetzA auch die Aufgaben übertragen sind, die sich – aus den unmittelbar gel-
tenden – Verordnungen ergeben, die auf Grundlage der Verordnung 715/2009/EG und
den Artikeln 6 oder 23 dieser Verordnung erlassen worden sind.

Zu Absatz 2

Der neue Absatz 2 dient der Erstreckung der Zuweisung der behördlichen Zuständigkeit
an die BNetzA auch in solchen Fällen, in denen die Aufgabe in der Verordnung (EG) Nr.
2015/1222 der Europäischen Kommission den Mitgliedstaaten übertragen worden ist. Die
in der Verordnung (EG) Nr. 2015/1222 der Europäischen Kommission den Mitgliedstaa-
ten übertragenen Aufgaben setzen ein hohes Maß system- und netztechnischer Kennt-
nisse voraus und sollten daher von der BNetzA wahrgenommen werden.

Zu Nummer 23

Es handelt sich um eine Folgeänderung, bedingt durch die Änderungen in § 56 EnWG.

Zu Nummer 24

Zu Buchstabe a

§ 63 Absatz 1a und Absatz 2 werden durch den neuen Absatz 2 ersetzt. Dies dient der
besseren Übersichtlichkeit. Der bisherige § 63 Absatz 1a EnWG wird durch Absatz 2 Satz
1 Nummer 1 und 2 in Verbindung mit Satz 2 ersetzt. Dies ist eine Folgeänderung der Neu-
fassung von § 51 EnWG und in Zusammenhang mit dem Monitoring der Versorgungssi-
cherheit nach § 51 EnWG zu sehen. Bereits nach geltender Rechtslage hat das Bundes-
ministerium für Wirtschaft und Energie nach § 51 in Verbindung mit § 63 EnWG alle zwei
Jahre einen Versorgungssicherheits-Bericht erstellt und an die Europäische Kommission
übermittelt. Dadurch wurde im Strombereich der Pflicht nach Artikel 4 der Richtlinie
2003/54/EG, im Gasbereich der Pflicht nach Artikel 5 der Richtlinie 2003/55/EG nachge-
kommen.

Nunmehr wird das Monitoring der Versorgungssicherheit in § 51 EnWG ab dem 1. Januar
2017 ausgeweitet. Künftig erfolgt die Berichterstattung über Stand und Entwicklung der
Versorgungssicherheit im Bereich der Versorgung mit Erdgas sowie im Bereich der Ver-
sorgung mit Elektrizität. Der neue Absatz 2 Satz 1 verankert wie nach bisheriger Rechts-
lage entsprechend zwei Berichtspflichten des Bundesministeriums für Wirtschaft und
Energie. Dieses muss bis zum 31. Juli 2018 und dann mindestens alle zwei Jahre jeweils
einen Bericht zum Stand und zu der Entwicklung der Versorgungssicherheit im Bereich
der Versorgung mit Erdgas (Nummer 1) sowie einen Bericht zum Stand und zu der Ent-
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wicklung der Versorgungssicherheit im Bereich der Versorgung mit Elektrizität (Nummer
2) veröffentlichen.

Im Rahmen des Versorgungssicherheitsberichtes ist im Hinblick auf das Monitoring der
Versorgungssicherheit an den Strommärkten zu berücksichtigen, dass entsprechend der
Regelung in § 51 Absatz 4 Satz 4 auf eine Abstimmung mit den an das Gebiet der Bun-
desrepublik Deutschland angrenzenden Mitgliedstaaten der Europäischen Union sowie
der Schweiz und Norwegen hingewirkt werden soll mit dem Ziel eines langfristig gemein-
samen Versorgungssicherheitsberichtes.

Satz 2 stellt wie nach bisheriger Rechtslage für beide Berichte klar, dass in die Berichte
nach Satz 1 jeweils auch über die bei dem laufenden Monitoring der Versorgungssicher-
heit nach § 51 gewonnenen Erkenntnisse sowie getroffene oder geplante Maßnahmen
aufzunehmen sind.

Die Bezugnahme auf den 31. Juli 2018 ist im Zusammenhang mit dem Inkrafttreten der
Neufassung von § 51 EnWG zum 1. Januar 2017 zu sehen. Entsprechend des Inkrafttre-
tens der Regelung zum 1. Januar 2017 besteht die Veröffentlichungspflicht erst zum 31.
Juli 2018 und dann mindestens alle zwei Jahre. Bis zu diesem Zeitpunkt gilt das beste-
hende Monitoring der Versorgungssicherheit unverändert fort. Der nächste Bericht wird
daher auf Basis des bislang geltenden § 51 EnWG im Jahr 2016 veröffentlicht.

Satz 3 verankert wie bislang die Datenübermittlungspflicht an die Europäische Kommissi-
on. Danach muss das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie die Berichte nach
Satz 1 jeweils unverzüglich an die Europäische Kommission übermitteln. Dies trägt den
Anforderungen des europäischen Rechts Rechnung.

Zu Buchstabe b

Der neu gefasste § 63 Absatz 2a EnWG ist Folgeänderung der Entfristung der Regelun-
gen zur Netzreserve. Danach überprüft das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie
weiterhin die Wirksamkeit und Notwendigkeit von Maßnahmen nach § 13 Absatz 1a und
1c, den §§ 13a bis 13c und 16 Absatz 2a EnWG. Davon erfasst sind auch die für die
Maßnahmen entstehenden Kosten Der Bericht soll spätestens bis zum 31. Juli 2016 so-
wie für die Dauer des Fortbestehens der Maßnahmen der Netzreserve mindestens alle
zwei Jahre zu erstellt und veröffentlicht werden. Die Regelung tritt bereits am Tag nach
der Verkündung des Gesetzes in Kraft.

Die Regelung in § 63 Absatz 2a EnWG steht zudem im Zusammenhang mit den Rege-
lungen zur Kapazitäts- und Klimareserve nach § 13d EnWG sowie der Verordnungser-
mächtigung zur Ausgestaltung der Reserve nach § 13e EnWG. Nach § 13d Absatz 6 und
7 findet ab 2018 in regelmäßigen Abständen eine Überprüfung des Klimasegments bezie-
hungsweise des Kapazitätssegments statt. Die Ergebnisse der Überprüfungen sollen in
einem Bericht veröffentlicht werden. Daher regelt Satz 2, dass das Bundesministerium für
Wirtschaft und Energie auf Grundlage der Überprüfungen nach § 13d Absatz 6 und 7 ei-
nen Bericht erstellt über die Wirksamkeit und Notwendigkeit von Maßnahmen einschließ-
lich der dafür entstehenden Kosten nach § 13d oder der Rechtsverordnung nach § 13e
und es diesen jeweils bis zum 31. Dezember 2018 und dann mindestens alle zwei Jahre
als Teil der Berichts nach Satz 1 veröffentlicht. Die Berichtspflicht ist von dem Reserve-
Monitoring der BNetzA zu unterscheiden, das sich insbesondere auf die Dimensionierung
der Kapazitätsreserve bezieht. Nach Absatz 2a wird daher die bisherige Berichtspflicht
des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie nach Absatz 2a ausgeweitet. Die Re-
gelung tritt bereits am Tag nach der Verkündung des Gesetzes in Kraft. Der Bericht über
die Kapazitäts- und Klimareserve wird jedoch erstmalig Ende 2018 erstellt, weil erst zu
diesem Zeitpunkt erste Erfahrungen mit der Reserve vorliegen. Wegen des engen Zu-
sammenhangs mit den Maßnahmen der Netzreserve wird dazu ein gemeinsamer Bericht
erstellt.
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Der neue Satz 3 regelt eine Evaluierungspflicht des Bundesministeriums für Wirtschaft
und Energie. Danach evaluiert dieses in dem Bericht, der zum 31. Dezember 2022 zu
veröffentlichen ist, ob eine Fortgeltung der Regelungen nach Satz 1 und der Netzreser-
veverordnung über den 31. Dezember 2023 hinaus zum Zwecke der Gewährleistung der
Sicherheit und Zuverlässigkeit des Elektrizitätsversorgungssystems weiterhin notwendig
ist. Sollte sich aus dieser Überprüfung ergeben, dass eine Fortgeltung der Regelungen
nicht mehr notwendig ist, erfolgt die Aufhebung der Regelungen in einem separaten Ge-
setzgebungsprozess.

Zu Buchstabe c

Die Konkretisierung der Bezugnahme in § 63 Absatz 3 auf § 48 Absatz 3 GWB in Verbin-
dung mit § 53 Absatz 3 Satz 1 EnWG ersetzt die bisherige allgemeine Bezugnahme auf
§ 53 Absatz 3 EnWG. Dies ist eine Folgeänderung aufgrund von Artikel 2 dieses Geset-
zes. In Artikel 2 dieses Gesetzes wird die Möglichkeit aufgenommen, den Bericht des
Bundeskartellamtes über seine Monitoringergebnisse zu den Wettbewerbsverhältnissen
im Bereich der Erzeugung elektrischer Energie separat zu dem Bericht nach § 63 Absatz
3 Satz 1 EnWG über das Ergebnis seiner Monitoring-Tätigkeit zu veröffentlichen. Die Än-
derung von Absatz 3 stellt klar, dass wie bislang in den Bericht der BNetzA über ihre Tä-
tigkeit auch der Bericht über das Ergebnis der Monitoring-Tätigkeit des Bundeskartellam-
tes aufzunehmen ist. Der gegebenenfalls separat veröffentlichte Bericht des Bundeskar-
tellamtes über seine Monitoringergebnisse zu den Wettbewerbsverhältnissen im Bereich
der Erzeugung elektrischer Energie muss dagegen nicht in den Bericht der BNetzA auf-
genommen werden.

Zu Buchstabe d

Die Einfügung eines neuen Absatz 3a in § 63 EnWG steht im Zusammenhang mit den
Regelungen in § 12 Absatz 5 Nummer 4 EnWG zur Mindesterzeugung. Danach müssen
die Netzbetreiber der Regulierungsbehörde jeweils auf Anforderung in einer von ihr zu
bestimmenden Frist und Form für die Zwecke des Berichts nach § 63 Absatz 3a Informa-
tionen und Analysen zu der Mindesterzeugung und ihrer Entwicklung insbesondere aus
thermisch betriebenen Erzeugungsanlagen und aus Anlagen zur Speicherung von Elektri-
zität übermitteln. Insoweit wird auf die Begründung zu Artikel 1 Nummer 6 Buchstabe b
verwiesen.

Die nach § 12 Absatz 5 Nummer 4 übermittelten Informationen und Analysen soll die Re-
gulierungsbehörde zur Erstellung eines Berichtes über die Mindesterzeugung nutzen. Die
Mindesterzeugung soll kontinuierlich evaluiert und die Ergebnisse der Evaluierung in ei-
nem Bericht veröffentlicht werden. In den Bericht über die Mindesterzeugung sollen auch
die Faktoren aufgenommen werden, die die Mindesterzeugung in den letzten zwei Jahren
maßgeblich beeinflusst haben sowie eine Darstellung des Umfangs, in dem die Einspei-
sung aus erneuerbaren Energien durch diese Mindesterzeugung beeinflusst worden ist.
Zu solchen Faktoren, die zu berücksichtigen sind, können zum Beispiel die Regelleistung,
die Blindleistung, die Kurzschlussleistung, die Fähigkeit zur Anpassung der Wirkleistungs-
oder Blindleistungseinspeisung (Redispatchfähigkeit von Anlagen) sowie die Wärmebe-
reitstellung gehören. Zudem sollen in dem Bericht exemplarisch relevante Netzsituationen
– insbesondere solche, die mit Blick auf die Integration erneuerbarer Energien kritisch
sind – auf Basis der verfügbaren Informationen ausgewertet werden. In den Bericht eben-
falls aufzunehmen ist eine Betrachtung der zukünftigen Entwicklung der Mindesterzeu-
gung. Die Regulierungsbehörde soll in dem Bericht aus den gewonnenen Erkenntnissen
Empfehlungen ableiten, wie die Erbringung von Systemdienstleistungen sinnvoll und effi-
zient im Rahmen der laufenden Prozesse weiterentwickelt und transparent gemacht wer-
den kann.

Der Bericht ist alle zwei Jahre zu veröffentlichen, erstmals zum 31. März 2017. Dieser
erste Bericht soll sich angesichts teilweise unvollständiger Informationen und Analysen
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der Netzbetreiber auf das Jahr 2015 beziehen, die der BNetzA die Informationen und
Analysen rechtzeitig zuliefern sollen. In den Folgejahren soll der Bericht jeweils zum 1.
Dezember eines Jahres erstellt werden und die vergangenen zwei Jahre umfassen. Der
Bericht soll jeweils in allgemein verständlicher Sprache gefasst sein. Dadurch wird auch
ein Beitrag zur Erhöhung der Transparenz geleistet.

Zu Nummer 25

Es handelt sich um eine Folgeänderung, bedingt durch die Änderungen in § 56 EnWG.

Zu Nummer 26

Zu Buchstabe a

Die Verordnungsermächtigung zum Marktstammdatenregister nach § 111f EnWG wird in
den Bußgeldkatalog des § 95 Absatz 1 EnWG aufgenommen. Hiermit kann der Verord-
nungsgeber Tatbestände im Zusammenhang mit Verstößen gegen Melde- und Register-
pflichten festlegen, die von der BNetzA mit einem Bußgeld geahndet werden können.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich einerseits um eine redaktionelle Änderung, bedingt durch die Änderungen
in § 12 Absatz 5 EnWG, andererseits wird die widerrechtliche Nutzung oder Offenlegung
von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen entgegen § 12 Absatz 5 Nummer 1 künftig
bußgeldbewehrt. Dadurch kann der ordnungsgemäße Umgang mit sensiblen Daten der
Verpflichteten sichergestellt werden.

Zu Buchstabe c

Für Zuwiderhandlungen gegen die Rechtsverordnung nach § 111f EnWG wird die Höhe
der Geldbuße nach § 95 Absatz 2 Satz 1 EnWG auf ein bei datenrechtlichen Verstößen
übliches Maß in Höhe von 50.000 Euro festgelegt.

Zu Nummer 27

Zu § 111d (Einrichtung einer nationalen Informationsplattform)

Die Steigerung der Transparenz am Strommarkt ist eine zentrale Maßnahme des Weiß-
buchs „Ein Strommarkt für die Energiewende“. Transparente und aktuelle Strommarktda-
ten stellen eine wichtige Informationsbasis für Bürger, Fachöffentlichkeit, politische Ent-
scheidungsträger und die Wissenschaft dar. Ein breiter Zugang zu Informationen trägt zu
einer sachlichen Diskussion über die Energiewende bei und kann die gesellschaftliche
Akzeptanz für die Energiewende erhöhen. Bereits heute werden Informationen insbeson-
dere zu Erzeugung und Verbrauch veröffentlicht. Diese Daten sind aber zum Teil unvoll-
ständig und regelmäßig nicht in aktueller Form oder nicht in deutscher Sprache verfügbar.
Dies soll durch den neu eingefügten § 111d EnWG geändert werden. Zugleich ist zu be-
rücksichtigen, dass unter wettbewerblichen Gesichtspunkten ein gewisses Maß an Ge-
heimwettbewerb notwendig ist, um ein wettbewerbskonformes Marktergebnis zu erzielen.

Zu Absatz 1

Um künftig eine umfassende Datenverfügbarkeit zu gewährleisten, sieht Satz 1 ab dem 1.
Januar 2017 die Einrichtung einer nationalen Informationsplattform bei der BNetzA vor.
Zweck ist es, der Öffentlichkeit rechtzeitig umfassende Informationen insbesondere zu
Stromerzeugung, Last, der Menge der Ex- und Importe von Elektrizität, Verfügbarkeit von
Netzen und Energieerzeugungsanlagen sowie zu Kapazitäten und der Verfügbarkeit von
grenzüberschreitenden Verbindungsleitungen sowie mittelfristig auch weitere verfügbare
Strommarktdaten zur Verfügung stellen. Zu diesem Zweck sind von der BNetzA nach
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Satz 2 zumindest die Daten, die bereits aufgrund der europäischen Transparenzverord-
nung von ENTSO-Strom auf europäischer Ebene auf einer zentralen Informationstranspa-
renzplattform veröffentlicht werden, auf einer nationalen Internetplattform in einer für die
Gebotszone der Bundesrepublik Deutschland aggregierten Form zur Verfügung zu stel-
len. Österreich ist Teil der Gebotszone Deutschland und Österreich.

Nach der europäischen Transparenzverordnung sind die danach zu veröffentlichenden
Daten entweder von den Betreibern der Übertragungsnetze (Satz 2 Nummer 1) oder un-
mittelbar von den Primäreigentümern über einen Dritten (Satz 2 Nummer 2) an ENTSO-
Strom zur Veröffentlichung zu übermitteln. Die BNetzA kann somit auf bereits veröffent-
lichte Daten des ENTSO-Strom zurückgreifen. Durch diese Regelung werden der admi-
nistrative Aufwand und die Kosten für die BNetzA sowie für die Betreiber der Übertra-
gungsnetze soweit möglich reduziert.

Nach Satz 3 kann die Bundesnetzagentur über die Daten nach Absatz 1 Satz 2 hinaus
zusätzliche ihr vorliegende Daten veröffentlichen, um die Transparenz im Strommarkt zu
erhöhen. Dies dient dazu, den Zweck nach Absatz 1, eine umfassende Datenverfügbar-
keit zu gewährleisten, zu erreichen. Nach Satz 4 muss sie bei der Errichtung und bei dem
Betrieb der nationalen Informationsplattform europarechtliche und nationale Regelungen
hinsichtlich der Vertraulichkeit, des Datenschutzes und der Datensicherheit beachten.
Darüber hinaus muss sie die erforderlichen technischen und organisatorischen Maßnah-
men zur Sicherstellung von Datenschutz und Datensicherheit unter Beachtung von § 9
des Bundesdatenschutzgesetzes, der Anlage zu § 9 Satz 1 des Bundesdatenschutzge-
setzes sowie unter Berücksichtigung der einschlägigen Standards und Empfehlungen des
Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstechnik ergreifen.

Zu Absatz 2

Satz 1 regelt ein unmittelbares, aber subsidiäres Datenzugriffsrecht der BNetzA. Danach
kann die BNetzA die zu veröffentlichenden Daten auch direkt von den Betreibern der
Übertragungsnetze sowie den Primäreigentümern im Sinne von Absatz 1 Satz 2 verlan-
gen. Satz 2 legt fest, dass die Betreiber der Übertragungsnetze sowie die Primäreigentü-
mer auf Verlangen der BNetzA dieser die Daten nach Absatz 1 Satz 2 über eine zum au-
tomatisierten Datenaustausch eingerichtete Schnittstelle innerhalb der von der Bundes-
netzagentur jeweils gesetzten angemessenen Frist zur Verfügung stellen und einen au-
tomatisierten Datenaustausch ermöglichen müssen, sofern die Veröffentlichung der Daten
nach Absatz 1 Satz 2 über ENTSO-Strom nicht unverzüglich erfolgen kann.

Satz 3 stellt klar, dass die Betreiber der Übertragungsnetze vertrauliche Informationen
über den Schutz kritischer Infrastrukturen entsprechend den Vorgaben der Transparenz-
verordnung nicht veröffentlichen müssen. Satz 4 dient dem Schutz von Betriebs- und Ge-
schäftsgeheimnissen. Sofern die BNetzA unmittelbar nach Satz 1 die Daten von den Ver-
pflichteten übermittelt bekommt, ist sicherzustellen, dass darin enthaltene Betriebs- und
Geschäftsgeheimnisse geschützt werden.

Nach Satz 4 darf die Bundesnetzagentur Daten, die geeignet sind, die Sicherheit oder
Zuverlässigkeit des Elektrizitätsversorgungssystems oder die Sicherheit und Ordnung zu
gefährden oder die europäische kritische Anlagen betreffen, nur im Einvernehmen mit den
Betreibern der Übertragungsnetze veröffentlichen; der zweite Halbsatz regelt, dass Ab-
satz 4 Satz 1 hiervon unberührt bleibt. Insofern dürfen Daten, die sich auf die vorstehen-
den Anlagen beziehen, nur in aggregierter Form veröffentlicht werden.

Zu Absatz 3

Absatz 3 enthält Regelungen zu Zeitpunkt, Form und Abrufbarkeit der Daten.

Nach Satz 1 soll die BNetzA die nach der Transparenzverordnung zu veröffentlichenden
Daten grundsätzlich in einer für die Gebotszone der Bundesrepublik Deutschland aggre-
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gierten Form und in deutscher Sprache veröffentlichen. Dadurch soll sichergestellt wer-
den, dass sämtliche Nutzer die Strommarktdaten verwenden können. Satz 1 regelt auch
den Zeitpunkt der Veröffentlichung. Im Regelfall muss die BNetzA diese zu den in der
Transparenzverordnung festgelegten Zeitpunkte veröffentlichen, soweit dies technisch
möglich ist.

Satz 2 behandelt die Art der Veröffentlichung. Danach sollen die Daten aufbauend auf der
nach der Transparenzverordnung vorgesehenen Form in einer für Deutschland aggregier-
ten Form veröffentlicht werden. Dadurch wird sichergestellt, dass Dateninkonsistenzen
oder unterschiedliche Veröffentlichungsformen soweit möglich vermieden werden. Die
Daten sollen zudem in graphischer Hinsicht so aufbereitet werden, dass die Nutzer besser
in die Lage versetzt werden, die Daten des Strommarktes und die Wirkzusammenhänge
des Strommarkts – bestehend insbesondere aus Erzeugung, Last, Ex- und Importen von
Elektrizität, der Verfügbarkeit von Kapazitäten, Netzen und Energieerzeugungsanlagen
sowie grenzüberschreitenden Verbindungsleitungen – ohne zusätzliche Informationen
nachzuvollziehen. Satz 3 ermöglicht die freie Nutzbarkeit der Daten. Diese müssen für
jedermann frei zugänglich sein und sollen gespeichert werden können. Dadurch soll ver-
mieden werden, dass für die Nutzung der Daten ein Entgelt verlangt wird, welches die
freie Zugänglichkeit der Daten für potenzielle Nutzer einschränken könnte. Zugleich wird
ausdrücklich geregelt, dass die Daten auch speicherbar sein müssen, die Strommarktda-
ten von den Nutzern der Plattform somit auch vollumfänglich verwendet werden können.

Zu Absatz 4

Absatz 4 enthält Festlegungskompetenzen der BNetzA zur näheren Ausgestaltung der
Informationsplattform. Satz 1 ermächtigt die Bundesnetzagentur, nach § 29 Absatz 1
EnWG Festlegungen zu treffen insbesondere zu der Übermittlung von Daten und zu der
Form der Übermittlung durch die Betreiber von Elektrizitätsversorgungsnetzen (Nummer
1), zu den Zeitpunkten der Übermittlung der Daten, wobei die Bundesnetzagentur die in
der Transparenzverordnung festgelegten Zeitpunkte berücksichtigen soll (Nummer 2),
sowie zu der Übermittlung von Daten zu Erzeugungseinheiten mit einer installierten Er-
zeugungskapazität zwischen zehn und 100 Megawatt (Nummer 3). Die Bezugnahme auf
die Transparenzverordnung in Nummer 2 resultiert daraus, dass in der Transparenzver-
ordnung spezifische Zeitpunkte genannt sind, zu denen einzelne Daten zu veröffentlichen
sind. Die Bundesnetzagentur soll sich bei der Festlegung der Zeitpunkte an den Regelun-
gen orientieren und kann nur in begründeten Fällen hiervon abweichen. Der letzte Halb-
satz stellt klar, dass die Daten nach Nummer 1 und 3 nur dann zu übermitteln sind, sofern
diese für den Zweck der nationalen Informationsplattform nach Absatz 1 Satz 1 erforder-
lich sind und soweit diese bei den Betreibern der Elektrizitätsversorgungsnetze vorliegen.
Mit dieser Einschränkung sollen zusätzliche Datenerhebungen und damit verbundene
weitere Bürokratiekosten vermieden werden.

Zu § 111e (Marktstammdatenregister)

In § 111e EnWG werden die wesentlichen Regelungen über das bei der BNetzA einzufüh-
rende und von dieser zu betreibende Marktstammdatenregister getroffen. Dies umfasst
die Bestimmung der Zwecke des Registers, den Mindestumfang der zu erhebenden Da-
ten, grundlegende Vorgaben zur Einrichtung und zum Betrieb des Registers, zu seiner
Nutzung durch Behörden und zur Haftung für fehlerhafte Eintragungen. Einzelheiten sind
in der Rechtsverordnung auf Grund von § 111f EnWG zu regeln.

Das Marktstammdatenregister soll voraussichtlich Anfang 2017 seinen Betrieb aufnehmen
und unter anderem die Aufgaben des seit August 2014 existierenden EEG-
Anlagenregisters vollständig übernehmen. Zugleich sollen Überschneidungen oder Dop-
pelungen mit bestehenden Meldepflichten an die Markttransparenzstelle nach den §§ 47e
und 47g GWB soweit möglich mittelfristig vermieden werden.
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Absatz 1

Absatz 1 definiert das Marktstammdatenregister als ein elektronisches Verzeichnis mit
energiewirtschaftlichen Daten, das von der BNetzA errichtet und betrieben wird. Welche
Daten erhoben werden, regeln Absatz 2 und die Rechtsverordnung nach § 111f. Grund-
sätzlich soll es sich dabei ausschließlich um Stammdaten handeln, d.h. solche Daten, die,
wie zum Beispiel der Name eines Marktakteurs, die Zuordnung von Anlagen zu Netzen,
die Anlagengröße und -leistung, Angaben zur Fernsteuerbarkeit, weitgehend konstant
bleiben. Hingegen sollen Daten, die mit der energiewirtschaftlichen Aktivität eines Markt-
akteurs oder den Vorgängen innerhalb von Anlagen verbunden und daher steten Ände-
rungen unterworfen sind (zum Beispiel Lastflussdaten), nicht im Marktstammdatenregister
verwaltet werden.

Nummer 1 bis 3 beschreiben die Zwecke des Marktstammdatenregisters und geben so
den Rahmen für die konkretisierenden Bestimmungen einer Rechtsverordnung nach
§ 111f vor.

Nach Nummer 1 soll die Verfügbarkeit und Qualität der Stammdaten für die im Energie-
versorgungssystem handelnden Personen sowie für die zuständigen Behörden zur Wahr-
nehmung ihrer gesetzlichen Aufgaben verbessert werden. Das Prinzip einer zentralen
Erfassung der relevanten Daten in einem bundesweiten Register mit individuellen Zu-
griffsrechten für betroffene Personen und Behörden schafft die notwendige Grundlage
hierfür. Sie führt zu einer konsistenten Erhebung und Pflege energiewirtschaftlicher
Stammdaten, ein Ziel, das im Zusammenhang mit der Schaffung des EEG-
Anlagenregisters 2014 von weiten Teilen der Energiebranche gefordert wurde. In Fort-
schreibung des § 53b EnWG a.F. dient die verbesserte Verfügbarkeit energiewirtschaftli-
cher Informationen auch der Gewährleistung und Überwachung der Versorgungssicher-
heit. In der Rechtsverordnung nach § 111f, gegebenenfalls ergänzt durch Festlegungs-
kompetenzen der BNetzA, ist im Einzelnen zu definieren, welche Daten zur Erreichung
des Zwecks nach Nummer 1 bereitgestellt werden müssen.

Nummer 2 schließt sich an Nummer 1 an und sieht vor, dass durch das Marktstammda-
tenregister ein substanzieller Beitrag zur Reduzierung des Bürokratieaufwands der im
Energieversorgungssystem handelnden Personen geleistet wird. Näheres hierzu ist in
Absatz 4 sowie als Grundlage für die Rechtsverordnung zum Marktstammdatenregister in
§ 111f Nummer 8 Buchstabe c geregelt.

Schließlich gibt Nummer 3 vor, dass Aufbau und Betrieb des Marktstammdatenregisters
auch dazu dienen, die mit der Energiewende einhergehende Transformation des Energie-
versorgungssystems gegenüber der Öffentlichkeit transparent darzustellen. In Umsetzung
des § 11 des Geodateninformationsgesetzes umfasst dies zum Beispiel die Zurverfü-
gungstellung geeigneter kartographischer Darstellungen der in Deutschland vorhandenen
Stromerzeugungsanlagen. Neben einer Vielzahl weiterer Veröffentlichungen sind etwa
auch Veröffentlichungen über Kraftwerksstilllegungen möglich. Im Ergebnis soll so eine
Informationsbasis für alle Akteure entstehen, die in energiepolitischen Prozessen auf ver-
schiedenen Ebenen beteiligt sind oder diese begleiten. Damit wird nicht zuletzt auch die
sachliche Diskussion um die Energiewende und die zu ihrer Umsetzung notwendigen
Maßnahmen unterstützt. Nummer 3 setzt das Marktstammdatenregister in den Kontext
des § 10 des Umweltinfomationgesetzes (UIG), welcher den Staat zur aktiven und syste-
matischen Unterrichtung der Öffentlichkeit über die Umwelt verpflichtet. Umweltinformati-
onen sind nach § 2 Absatz 3 Nummer 2 UIG auch Daten über den Energiesektor. Mit der
Veröffentlichung bzw. transparenten Darstellung solcher Daten durch das Marktstammda-
tenregister wird eine effiziente, den Verwaltungsaufwand reduzierende Umsetzung des
§ 10 UIG erreicht, denn in dem Umfang, den das Marktstammdatenregister abdeckt, kön-
nen staatliche Stellen auf kommunaler, Landes- und Bundesebene von eigenen Veröffent-
lichungen absehen.
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Absatz 2

Absatz 2 konkretisiert den Umfang der im Marktstammdatenregister abzubildenden Da-
ten, indem zum einen vorgegeben wird, dass es sich um Daten der Unternehmen und der
Anlagen der Elektrizitäts- und Gaswirtschaft handelt, zum anderen durch Vorgabe der
mindestens zu erfassenden Energieanlagen und Personen. Nummer 1 regelt, welche An-
lagen und Personen aus dem Elektrizitätsbereich betroffen sind, Nummer 2 regelt dies für
den Gasbereich. Unter Nummer 1 Buchstabe a fallen insbesondere Erneuerbare-
Energien-Anlagen, die derzeit noch auf der Grundlage der Anlagenregisterverordnung im
EEG-Anlagenregister der BNetzA erfasst werden.

Mit der Vorgabe, dass neben Energieanlagen auch die wesentlichen im Energiemarkt
aktiven Akteure (wie zum Beispiel Energieversorgungsunternehmen und Netzbetreiber)
Teil des Registers werden, wird der Anspruch unterstrichen, ein Instrument für den Ener-
giemarkt zu schaffen, von dem nicht allein staatliche Stellen profitieren.

Absatz 3

Durch den Verweis auf § 111d Absatz 2 Satz 5 wird die BNetzA als registerführende Be-
hörde verpflichtet, die Einhaltung der geltenden datenschutzrechtlichen Bestimmungen
des Bundesdatenschutzgesetzes sowohl bei der Errichtung als auch beim Betrieb des
Registers durch entsprechende technische und organisatorische Maßnahmen sicherzu-
stellen. Dabei muss sie die einschlägigen Standards und die entsprechenden Empfehlun-
gen des Bundesamtes für Sicherheit der Informationstechnik berücksichtigen.

Absatz 4

Nach Absatz 4 muss die BNetzA Behörden den Zugang zum Marktstammdatenregister
eröffnen, soweit diese die darin gespeicherten Daten zur Erfüllung ihrer jeweiligen Aufga-
ben benötigen, insbesondere dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie und den
Behörden, die Aufgaben im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft und
Energie erfüllen. Näheres zur Umsetzung, insbesondere zum Kreis der zugangsberechtig-
ten Behörden ist in der Rechtsverordnung nach § 111f Nummer 8 Buchstabe c zu regeln.

Die Bestimmung dient dem Zweck nach Absatz 1 Nummer 2, wonach der Aufwand für die
im Energiemarkt tätigen Unternehmen bei der Erfüllung energiewirtschaftlicher Melde-
pflichten reduziert werden soll. Hierzu soll das Marktstammdatenregister zu einem „One
stop shop“ für energiewirtschaftliche Stammdaten werden, die von mehreren staatlichen
Stellen benötigt und damit im derzeitigen System im Zweifel auch mehrfach beim Daten-
inhaber in jeweils eigenständigen Meldeverfahren erhoben werden. Für den Dateninhaber
bedeutet dies, dass er künftig nicht mehr mit einer Vielzahl einzelner redundanter Stamm-
datenmeldungen konfrontiert werden soll, wenn er seine Angaben im Marktstammdaten-
register eingetragen hat und er diese auch aktuell hält. Satz 2 untermauert diesen An-
spruch für den energierechtlichen Bereich. Behörden, die für die Überwachung und den
Vollzug energierechtlicher Bestimmungen zuständig sind oder energiewirtschaftliche Da-
ten im Rahmen der Energiestatistik benötigen, sollen Daten nicht erneut erheben, soweit
die organisatorischen und technischen Voraussetzungen für ihren Zugriff auf das Markt-
stammdatenregister gewährleistet sind und nicht ausnahmsweise zur Umsetzung europä-
ischen Rechts eine eigenständige Datenerhebung erforderlich ist. Dabei liegt der Bestim-
mung eine funktionale Betrachtung zugrunde. Erfüllt zum Beispiel eine Behörde neben
dem Vollzug energierechtlicher Bestimmungen auch Aufgaben im Immissionsschutzrecht,
adressiert Satz 2 die Organisationseinheit(en), die energierechtliche Bestimmungen voll-
ziehen. Die übrigen Einheiten können nach Satz 1 Zugang zum Marktstammdatenregister
erhalten. Eine Vorgabe hinsichtlich eigener Datenerhebungen ist damit aber nicht verbun-
den.

Zur näheren Umsetzung des Absatzes 4 enthält § 111f Nummer 8 Buchstabe c eine ent-
sprechende Verordnungsermächtigung. Ungeachtet dessen gewährleistet die Ausgestal-



- 119 -

tung des Absatzes 4 als Soll-Vorschrift einen Spielraum zugunsten der betreffenden Be-
hörde in besonderen Fällen. Ist für die Behörde etwa erkennbar, dass im Rahmen des
Gesetzesvollzugs kurzfristig benötigte Daten im Marktstammdatenregister nicht korrekt
eingetragen sind, kann sie im Rahmen ihrer gesetzlichen Befugnisse Auskunft gegenüber
dem Betroffenen verlangen. Insgesamt ist im Zusammenwirken der Bundesnetzagentur
als Betreiberin des Register mit den Behörden als Nutzer darauf zu achten, dass negative
Auswirkungen auf die Aufgabenerfüllung der Behörden vermieden werden.

Absatz 5

Absatz 5 bestimmt, dass die Bundesnetzagentur die ihr im Rahmen der Absätze 1 bis 4
und der Rechtsverordnung nach § 111f zugewiesenen Aufgaben und Befugnisse aus-
schließlich im öffentlichen Interesse wahrnimmt.

Das Marktstammdatenregister soll durch Plausibilisierungen, Prüfroutinen und Nachprü-
fungen im Einzelfall insgesamt eine hohe Datenqualität erreichen. So wird es von der
Zweckbestimmung des Absatzes 1 Nummer 1 vorgegeben. Eine hohe Datenqualität ist
zudem Voraussetzung für das Vertrauen der Nutzer in das Marktstammdatenregister und
für den Verzicht eigener Datenerhebungen durch Behörden beim Betroffenen. Sie steht
damit auch in Zusammenhang mit dem Zweck des Bürokratieaufwands nach Absatz 1
Nummer 2.

Ist somit die Gewährleistung einer hohen Datenqualität Funktionsbedingung des Regis-
ters, können Fehler im Einzelfall gleichwohl nie ausgeschlossen werden. Die Verpflich-
tung, im Rahmen der Rechtsverordnung nach § 111f auf die Korrektur solcher Fehler hin-
zuwirken, hat die Bundesnetzagentur nach Absatz 5 ausschließlich im öffentlichen Inte-
resse wahrzunehmen. Individuelle Ansprüche von Nutzern des Registers sind diesbezüg-
lich ausgeschlossen.

Zu § 111f (Verordnungsermächtigung zum Marktstammdatenregister)

Unter Berücksichtigung der in § 111e EnWG getroffenen wesentlichen Regelungen zum
Marktstammdatenregister schafft § 111f die zur rechtlichen Umsetzung erforderliche Ver-
ordnungsermächtigung für das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie. Hierzu
greift die Bestimmung die Ermächtigung in § 53b EnWG a.F. auf und entwickelt sie fort,
soweit dies zur Erreichung der Zwecke nach § 111e Absatz 1 erforderlich ist.

Nummer 1 ermächtigt zur Konkretisierung des in § 111e Absatz 2 zwingend vorgegebe-
nen Adressatenkreises. In der Rechtsverordnung kann insbesondere bestimmt werden, in
welchem Umfang die genannten Personen und Energieanlagen (im Sinne von § 3 Num-
mer 15 EnWG) registriert bzw. erfasst werden müssen. Dies ermöglicht auch die Rege-
lung von Ausnahmeregelungen, wie sie derzeit zum Beispiel in § 3 Absatz 1 Satz 3 der
Anlagenregisterverordnung enthalten sind, oder Bagatellgrenzen.

Nummer 2 ermächtigt den Verordnungsgeber zur Bestimmung weiterer registrierungs-
pflichtiger Personen und zu erfassender Anlagen. Die Auflistung unter den Buchstaben a
und b ist nicht abschließend. Soweit dies zur Erreichung der Zwecke des § 111e Absatz 1
erforderlich ist, können in den Anwendungsbereich also auch weitere Personen und Anla-
gen aus der Elektrizitäts- und Gaswirtschaft einbezogen werden.

Nummer 3 ermöglicht die Erfassung öffentlich-rechtlicher Zulassungen für Energieanlagen
sowie die Registrierung ihrer Inhaber. Eine solche zeitlich im Vorfeld der Inbetriebnahme
von Energieanlagen liegende Erfassung wird derzeit bereits vom EEG-Anlagenregister für
Erneuerbare-Energien-Anlagen praktiziert und ermöglicht insbesondere bessere Progno-
sen über den Zubau solcher Anlagen.

Nummer 4 ermächtigt den Verordnungsgeber, die Registrierung von Behörden zu regeln,
die energiewirtschaftliche Daten zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben benötigen.
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Damit kann der unter dem Gesichtspunkt des Bürokratieabbaus zielführende Ansatz im
Konzept der BNetzA umgesetzt werden, Behörden einschließlich der BNetzA selbst eine
den übrigen Registerteilnehmern vergleichbare Rolle zuzuweisen. Dies schafft einen ein-
fachen Zugang dieser Behörden zu den für sie relevanten Daten und beugt so der mehr-
fachen individuellen Erhebung gleicher Stammdaten bei den Betroffenen vor.

Nummer 5 ermächtigt dazu, eine freiwillige Registrierung von Personen vorzusehen, für
die keine Registrierungspflicht nach Nummer 1 bis 3 besteht. In welchem Umfang dies
zum Beispiel für wissenschaftliche Institutionen ermöglicht werden sollte, hängt vom Um-
fang der nach Nummer 9 zu regelnden Veröffentlichungen ab.

Nummer 6 betrifft die Daten, die zu den betroffenen Einrichtungen und Personen übermit-
telt werden müssen, sowie die Regelung der übermittlungspflichtigen Person (Datenver-
antwortlicher). Dem Verordnungsgeber bleibt es somit überlassen zu regeln, wer zum
Beispiel Daten über Erzeugungsanlagen übermitteln muss. Typischerweise wird dies der
Betreiber selbst sein. Denkbar ist aber v.a. im Bereich der nach dem EEG geförderten
Anlagen, dass der zum Anschluss dieser Anlagen verpflichtete Netzbetreiber die ihm vor-
liegenden Daten über die jeweilige Anlage übermittelt. Die Buchstaben a bis e schaffen
zur näheren Konkretisierung der Ermächtigung einen Mindestkatalog übermittlungspflich-
tiger Daten (vgl. auch § 53b Nummer 2 Buchstabe a EnWG a.F. sowie die Begründung im
Regierungsentwurf zum EEG 2014 [BR-Drucksache 157/14, S. 299]).

Nach Nummer 7 können die für die Datenübermittlung anzuwendenden Fristen ein-
schließlich Übergangsfristen sowie Anforderungen an die Art, die Formate und den Um-
fang der zu übermittelnden Daten geregelt werden. Dies umfasst insbesondere die Mög-
lichkeit, die Erfüllung der Verpflichtungen aus der Verordnung zum Marktstammdatenre-
gister ausschließlich unter Nutzung einer von der BNetzA zur Verfügung gestellten Web-
Applikation zuzulassen.

Nummer 8 ermöglicht die Regelung differenzierter Nutzungskonzepte und -befugnisse,
die insbesondere für einen ambitionierten Bürokratieabbau erforderlich sein können. Im
Ergebnis sollen jene Personen und Institutionen auf solche Daten jeweils anderer zugrei-
fen können, die sie entweder zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Pflichten bzw. Aufgaben
benötigen, für die sie ein berechtigtes Interesse nachweisen können oder zu denen der
Dateninhaber freiwillig den Zugang eröffnet. So kann z.B. geregelt werden, dass der je-
weilige Anschlussnetzbetreiber neben den technischen Eigenschaften der in seinem
Netzgebiet gelegenen Anlage auch ohne Autorisierung durch den Anlagenbetreiber des-
sen Kontaktdaten einsehen kann, während dies für einen Direktvermarktungsunternehmer
nur möglich ist, wenn der Anlagenbetreiber selbst die Einsichtnahme über eine entspre-
chende Zustimmungserklärung innerhalb der Software des Marktstammdatenregisters
erlaubt. Was die Zugriffsmöglichkeiten der Behörden betrifft, kann der Verordnungsgeber
insbesondere auch Behörden bestimmen, die wegen ihrer Zuständigkeit insbesondere für
die Überwachung und den Vollzug energierechtlicher Bestimmungen unter § 111e Absatz
4 Satz 2 fallen und die im Marktstammdatenregister enthaltenen Daten nicht erneut beim
Betroffenen erheben sollen. Flankierend kann diesbezüglich auch geregelt werden, dass
der Dateninhaber die Übermittlung von Daten an diese Behörden verweigern darf, wenn
die organisatorischen und technischen Voraussetzungen des § 111e Absatz 4 Satz 2 er-
füllt sind. Dabei muss der Verordnungsgeber mit angemessenen Übergangsfristen dafür
Sorge tragen, dass die betroffenen Behörden ausreichend Zeit für die Anpassung eigener
Prozesse, Register und Datenbanken an das Marktstammdatenregister haben.

Nummer 9 ermächtigt zur Regelung von Art und Umfang der Veröffentlichung der im
Marktstammdatenregister gespeicherten Daten. Dabei sind datenschutzrechtliche Anfor-
derungen, die Anforderungen an die Sicherheit und Zuverlässigkeit des Energieversor-
gungssystems sowie die Anforderungen zu beachten, die sich aus der Speicherung von
Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen im Marktstammdatenregister ergeben. Ihnen ist
Rechnung zu tragen, indem von einer Veröffentlichung abgesehen wird, soweit dies zum
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Schutz der Privatsphäre natürlicher Personen (zum Beispiel der Betreiber kleiner Photo-
voltaikanlagen) sowie zur Wahrung von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen erforderlich
ist.

Nummer 10 umfasst Pflichten der Datenverantwortlichen, die im Marktstammdatenregister
gespeicherten Daten bei Änderungen zu aktualisieren. Derartige Vorgaben zur Datenpfle-
ge sind ein wesentlicher Baustein, um den Zweck des § 111e Absatz 1 Nummer 1 (Ver-
besserung der Qualität energiewirtschaftlicher Daten) zu erreichen. Denn das derzeitige
System aus verschiedenen Registern, Datenerhebungen und –sammlungen leidet nicht
zuletzt darunter, dass häufig keine Aktualisierungen stattfinden bzw. mangels Verpflich-
tung hierzu die Daten nur teilweise aktuell sind.

Nicht zuletzt um die Einhaltung der Verpflichtungen aus der Rechtsverordnung zu ge-
währleisten, schafft Nummer 11 die Möglichkeit, die Inanspruchnahme verschiedener
energierechtlicher Förderungen und Begünstigungen von der Einhaltung der Pflichten im
Marktstammdatenregister abhängig zu machen, wenn und soweit die betreffenden Best-
immungen dies zulassen. Insoweit kann der Verordnungsgeber den Ansatz ausweiten,
der mit dem EEG-Anlagenregister bereits für Anlagen zur Erzeugung von Strom aus er-
neuerbaren Energien etabliert ist. So setzt die Inanspruchnahme der EEG-Förderung die
vorherige Übermittlung der im Einzelnen in der Anlagenregisterverordnung geregelten
Angaben voraus (vgl. § 25 Absatz 1 EEG 2014). Mit angemessenen Übergangsfristen
sollen die Belange gerade von Betreibern bereits bestehender Anlagen berücksichtigt
werden.

Nummer 12 sieht weitere Regelungen für die Folgen fehlerhafter Eintragungen einschließ-
lich der Aufgaben und Befugnisse der Bundesnetzagentur zur Sicherung der Datenquali-
tät vor.

In der fachlichen Diskussion der BNetzA mit den betroffenen Akteuren über mögliche An-
sätze zur Konzeptionierung des Registers hat sich ein Bedürfnis klarer Vorgaben darüber
gezeigt, welche Folgen fehlerhafte Eintragungen im Marktstammdatenregister haben.
Abzuwägen ist insoweit das Bedürfnis der Nutzer, sich auf die Richtigkeit der Daten ver-
lassen zu können, mit den regulatorischen Aufgaben der BNetzA sowie den praktischen
Anforderungen des Registerbetriebs. Die Wahrnehmung der Regulierungsaufgaben wür-
de erschwert, wenn sich Marktakteure gegenüber der BNetzA auf fehlerhafte Angaben im
Register berufen könnten. Darüber hinaus ist es praktisch nicht leistbar, dass die BNetzA
flächendeckend die Eintragungen überprüft und die Gewähr für ihre Richtigkeit über-
nimmt. Insoweit kann der Verordnungsgeber insbesondere regeln, dass Eintragungen im
Marktstammdatenregister keine tatbestandliche Wirkung in Rechtsverhältnissen der Ak-
teure untereinander oder im Verhältnis zu Behörden zukommt. Ungeachtet dessen ist die
Gewährleistung einer hohen Datenqualität Grundbedingung eines erfolgreichen Registers.
Hierfür können im Rahmen der Verordnung zum Marktstammdatenregister Aufgaben und
Befugnisse der Bundesnetzagentur bestimmt werden, nach denen zum Beispiel die Da-
teninhaber behördlich zur Richtigstellung fehlerhafter Eintragungen verpflichtet werden
oder nach denen eine Korrektur der Daten von Seiten der Bundesnetzagentur erfolgt,
wenn der Dateninhaber nicht binnen einer bestimmten Frist widerspricht.

Nummer 13 entspricht weitgehend dem Wortlaut des bisherigen § 53b Nummer 7 EnWG
und ergänzt diesen um mögliche Vorgaben zur Gewährleistung der Datensicherheit der
im Marktstammdatenregister gespeicherten Daten.

In Nummer 14 wird der Verordnungsgeber zur Regelung des Verhältnisses zu den Mel-
depflichten nach anderen Bestimmungen dieses Gesetzes oder hierauf erlassener Ver-
ordnungen ermächtigt. Dies dient dem Ziel nach § 111e Absatz 1 Nummer 2, den Auf-
wand der im Energiemarkt tätigen Unternehmen bei der Erfüllung von Meldepflichten zu
reduzieren. So kann der Verordnungsgeber regeln, dass mit der Erfüllung bestimmter
Pflichten aus der Verordnung zum Marktstammdatenregister zugleich anderen Melde-
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pflichten Genüge getan ist. Die notwendige Rechtsgrundlage für die Integration des EEG-
Anlagenregisters in das Marktstammdatenregister wird wegen des Sachzusammenhangs
in § 93 Nummer 14 EEG 2014 geregelt.

Nummer 15 greift § 53b Nummer 8 EnWG a.F. zur Einräumung einer Kompetenz der
BNetzA zu Festlegungen nach § 29 EnWG auf und entwickelt diese Ermächtigung fort. So
ist es nach Buchstabe a nunmehr auch möglich, dass anstelle der Verordnung zum
Marktstammdatenregister im Wege einer Festlegung der BNetzA die erforderlichen Defini-
tionen der registrierungspflichtigen Personen sowie der zu übermittelnden Daten geschaf-
fen werden. Dies kann sich insbesondere wegen der umfassenden Beteiligung betroffener
Kreise nach § 67 EnWG (sog. Konsultation der Marktteilnehmer) als die sachnähere und
den Bedürfnissen der im Marktstammdatenregister agierenden Nutzer angemessenere
Regelungsebene erweisen.

Zu Nummer 28

Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen, bedingt durch die Änderungen in
§ 1 EnWG.

In § 1 EnWG wird künftig in der Überschrift ausdrücklich zwischen den Zwecken und den
Zielen des EnWG differenziert und in Absatz 4 eine neue Zielbestimmung aufgenommen,
die dazu dient, die Zwecke des § 1 Absatz 1 EnWG zu erreichen. In den §§ 20 Absatz 2
Satz 1, 27 Satz 2 und 5 und 28 Absatz 2 Satz 1 wird bislang auf die „Ziele“ des § 1 EnWG
Bezug genommen. Aus Klarstellungsgründen wird in diesen Regelungen künftig auf die
„Zwecke“ des § 1 EnWG verwiesen.

Zu Artikel 2 (Änderung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen)

Zu Nummer 1

Die Überschrift wird an den Regelungsinhalten des neuen § 53 Absatz 3 GWB angepasst.
Danach erstellt das Bundeskartellamt als Teil des bisherigen Tätigkeitsberichts zusätzlich
einen weiteren Bericht über seine Monitoringergebnisse zu den Wettbewerbsverhältnis-
sen im Bereich der Erzeugung elektrischer Energie.

Zu Nummer 2

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine rein redaktionelle Klarstellung.

Zu Buchstabe b

Der neue § 53 Absatz 3 Satz 2 GWB sieht einen Bericht des Bundeskartellamtes über die
Wettbewerbsverhältnisse im Bereich der Erzeugung elektrischer Energie vor. Dies ermög-
licht eine bedarfsgerechte, aktuelle und auf diese Märkte konzentrierte Information. Die-
ses Monitoring und seine Ergebnisse sind schon Teil der umfassenderen Energie-
Monitoringtätigkeit des Bundeskartellamtes nach § 48 Absatz 3 GWB. Neben den dafür
selbst erhobenen Daten erhält das Bundeskartellamt zukünftig zur Durchführung der Mo-
nitoringtätigkeit Daten der Markttransparenzstelle für den Großhandel mit Strom und Gas
(§ 47c Absatz 1 Nummer 1 GWB). Auf deren Basis können insbesondere zeitnahe Analy-
sen zu Fragen der Marktbeherrschung auf Erzeugungsmärkten erfolgen. Ein separater
Bericht zu diesen Ergebnissen hat den Vorteil, dass er kurzfristig und zeitlich unabhängig
von dem übergreifenden Monitoringbericht nach § 53 Absatz 3 Satz 1 erstellt und veröf-
fentlicht werden kann, der nach § 63 Absatz 3 Satz 2 EnWG in den Monitoringbericht der
BNetzA aufzunehmen ist.
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Der neue § 53 Absatz 3 Satz 3 GWB dient der Klarstellung, dass das Bundeskartellamt
über den Stromerzeugungsbereich getrennt berichten kann. Mit der Berichtspflicht nach
Satz 2 sollen Stromerzeugungsunternehmen zeitnah nach Auswertung der Daten und
einfach auffindbar Informationen in Bezug auf ihre Marktmachtposition erhalten. Der Be-
richt über die Wettbewerbssituation in der Stromerzeugung verschafft ihnen eine Orientie-
rung bei der Beurteilung, ob sie marktbeherrschend i.S.v. § 18 GWB bzw. Artikel 102
AEUV sind. Dies kann ihnen zum Beispiel die Einschätzung möglicher Grenzen für ihre
Verhaltensspielräume bei der Frage der zulässigen Höhe von Geboten an der Börse in
Knappheitssituationen erleichtern. Das Bundeskartellamt wird für zurückliegende Zeiträu-
me, zum Beispiel das letzte Kalenderjahr, analysieren, ob und ggf. welche Unternehmen
als marktbeherrschend einzuordnen waren. Auf dieser Basis werden die Unternehmen in
der Regel gut einschätzen können, ob sie aktuell marktbeherrschend sind und damit der
kartellrechtlichen Missbrauchsaufsicht unterfallen. Der Bericht kann Informationen über
einzelne Unternehmen und kartellrechtliche Wertungen enthalten. Eine rechtliche Bin-
dungswirkung in Hinblick auf künftige Einzelfallentscheidungen der zuständigen Be-
schlussabteilung des Bundeskartellamtes besteht nicht. Der Bericht soll mindestens alle
zwei Jahre veröffentlicht werden.

Den ersten Bericht erstellt das Bundeskartellamt, nachdem von der Markttransparenzstel-
le für den Großhandel mit Strom und Gas die erforderlichen Daten für einen Zeitraum von
einem Jahr beim Bundeskartellamt eingegangen sind.

Zu Artikel 3 (Änderung der Stromnetzentgeltverordnung)

Die Änderung in § 18 StromNEV ist eine Folgeänderung, die in einem engen Zusammen-
hang zu den Änderungen in § 57 Absatz 3 EEG 2014 im Hinblick auf die vermiedenen
Netzentgelte steht.

Die mit dem Inkrafttreten des Energiewirtschaftsgesetzes im Jahr 2005 eingeführte Rege-
lung in § 18 StromNEV zu vermiedenen Netzentgelten sollte den Standortvorteil lastnaher
Erzeugung durch kleiner dimensionierte Erzeugungsanlagen gegenüber Großkraftwerken
berücksichtigen und honorieren. Durch die lastnahe Erzeugung sollten lange Transport-
wege des Stroms vermieden und damit auch Infrastrukturkosten eingespart werden. Hin-
tergrund war die Annahme, dass eine Einspeisung in der niedrigeren Spannungsebene
„Wege und Netz spart“. Mit dem hohen Zubau an dezentralen Erzeugungsanlagen im
Rahmen der Energiewende und den sich ändernden Rahmenbedingungen am Strom-
markt ist diese Kostenersparnis immer weniger gegeben. Vielmehr verursacht der Zubau
an dezentralen Erzeugungsanlagen zunehmend neuen Netzausbaubedarf, anstatt ihn zu
ersparen. Die vermiedenen Netzentgelte sollen daher mittelfristig abgeschafft werden.

In einem weiterentwickelten Strommarkt ist davon auszugehen, dass in den nächsten
Jahren zunehmend Fälle hoher dezentraler Einspeisung von Strom aus Erneuerbare-
Energien- und Kraft-Wärme-Kopplung-Anlagen auftreten, deren Einspeisung in der Vertei-
lernetzebene häufig die bestehende Last der Netzebene übertreffen wird. Der dezentral
erzeugte Strom muss von den Netzen, an die die Anlagen angeschlossen sind, in das
Verteil- und Übertragungsnetz eingespeist werden. Es wird deshalb künftig, insbesondere
in Gebieten mit einem hohen Anteil von dezentraler Erneuerbare-Energien-Produktion,
vermehrt zu Rückspeisungen des zu viel eingespeisten Stroms in die vorgelagerte Netz-
oder Umspannebene kommen. Durch die Einspeisung auf einer niedrigeren Spannungs-
ebene werden damit in vorgelagerten Netzebenen keine Infrastrukturkosten gespart, son-
dern ggf. sogar neue Kosten begründet. Aus diesem Grund wird die Regelung unter Be-
rücksichtigung einer angemessenen Überganszeit aufgehoben.

Die Regelung steht im Zusammenhang mit der gesetzlichen Streichung der vermiedenen
Netzentgelte in § 57 EEG 2014; beide Regelungen stellen eine Einheit dar, die zusammen
gesetzlich umgesetzt werden muss.
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Zu Artikel 4 (Änderung der Stromnetzzugangsverordnung)

Zu Nummer 1

Zu Buchstabe a

Die Regelungen in der Stromnetzzugangsverordnung (§ 8 StromNZV) stehen im Zusam-
menhang mit den Maßnahmen des Weißbuches zur Weiterentwicklung des Bilanzkreis-
und Ausgleichsenergiesystems und zur Stärkung der Bilanzkreistreue.

Die Änderung von § 8 Absatz 1 Satz 1 StromNZV verankert die Möglichkeit, die Kosten
zur Vorhaltung von Regelleistung künftig verstärkt auf die Bilanzkreisverantwortlichen
umzulegen. Bislang zahlen die vom Fahrplan abweichenden Bilanzkreisverantwortlichen
nur die Kosten des Einsatzes von Regelleistung. Die Kosten der Vorhaltung der Regelleis-
tung werden dagegen bislang den Nutzern der Übertragungsnetze in Rechnung gestellt.
Durch die Inanspruchnahme von Ausgleichsenergie beeinflussen die Bilanzkreisverant-
wortlichen jedoch auch die vorgehaltene Menge an Regelleistung. Sofern die Kosten der
Vorhaltung über die Ausgleichsenergie abgerechnet würden, kann dies die Anreize zur
Bilanzkreistreue stärken und die Kosten verursachungsgerechter verteilen.

In Satz 1 wird – wie bislang – geregelt, dass die Betreiber von Übertragungsnetzen die
Kosten für Primärregelleistung und -arbeit, für die Vorhaltung von Regelenergie aus Se-
kundärregel- und Minutenreserveleistung sowie weiterer beschaffter und eingesetzter
Regelenergieprodukte grundsätzlich als eigenständige Systemdienstleistungen den Nut-
zern der Übertragungsnetze in Rechnung stellen müssen. Der zweite Halbsatz lässt eine
Ausnahme von diesem Grundsatz zu. Danach kann die BNetzA durch Festlegung nach §
27 Absatz 1 Nummer 21a StromNZV die Kosten für den Teil der Vorhaltung von Re-
gelenergie aus Sekundärregel- und Minutenreserveleistung, der durch das Verhalten der
Bilanzkreisverantwortlichen in ihrer Gesamtheit verursacht wird, zur Abrechnung über die
Ausgleichsenergie bestimmen. Die Bezugnahme auf den Anteil, der durch das Bilanzie-
rungsverhalten der Bilanzkreisverantwortlichen verursacht wird, stellt nicht auf die indivi-
duelle Zurechenbarkeit ab. Das individuelle Bilanzierungsverhalten verursacht keine Vor-
haltekosten. Vielmehr entstehen die Kosten für die Vorhaltung von Regelenergie schon
vor dem individuellen Verhalten der Bilanzkreisverantwortlichen durch das vergangene
Verhalten der von den Fahrplänen abweichenden Bilanzkreisverantwortlichen als Ge-
samtheit und steht insofern im Zusammenhang mit der künftigen Dimensionierung der
Regelleistung. Eine Wälzung sämtlicher Kosten für die Vorhaltung der Sekundärregelleis-
tung und Minutenreserveleistung könnte dagegen die Bilanzkreisverantwortlichen in Ein-
zelfällen unverhältnismäßig belasten und den Ausgleichsenergiepreis sehr stark anstei-
gen lassen. Satz 1 zweiter Halbsatz gibt der Regulierungsbehörde zudem die Möglichkeit,
durch Festlegung die Anforderungen an die Abrechnung der Kosten zu regeln.

Nach Satz 2 kann bei der Festlegung nach Satz 1 eine pauschalisierende Betrachtung zu
Grunde gelegt werden. Durch diese Klarstellung wird sichergestellt, dass nicht nur die
exakt anfallenden Kosten oder Kostenanteile angesetzt werden dürfen. Vielmehr können
die Kosten auch dann zur Abrechnung über die Ausgleichsenergie bestimmt werden,
wenn sich deren Höhe nicht eindeutig bestimmen lässt.

Die Änderungen in Absatz 1 Satz 3 reflektieren die Zielsetzung, Regelarbeitspreise künftig
auch mit dem Einheitspreisverfahren bestimmen zu können. Die Regulierungsbehörde
kann durch Festlegung regeln, dass Regelarbeits- und Regelleistungspreise in einem
Einheitspreisverfahren bestimmt werden. Bislang gilt der Grundsatz, dass für jedes Ange-
bot, das zum Zuge kommt, sich die zu zahlende Vergütung nach dem im jeweiligen Ange-
bot geforderten Preis bemisst. Ein erfolgreicher Anbieter von Regelenergie erhält den
Zuschlag für den Einsatz von Regelleistung zu dem von ihm angebotenen Preis („Pay-as-
bid“-Verfahren). Dieser Grundsatz kann durch die Regulierungsbehörde durch Festlegung
nach § 27 Absatz 1 Nummer 3b StromNZV geändert werden, indem sie für die Vergütung
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der Regelenergie ein Einheitspreisverfahren vorsieht. Über ein Einheitspreisverfahren
(„Pay-as-cleared“-Verfahren) werden die Grenzkosten des Einsatzes von Regelenergie
stärker berücksichtigt. Dadurch können in vielen Fällen niedrigere Regelarbeitspreise er-
zielt werden.

Zu Buchstabe b

Der bisherige Absatz 2 Satz 3 ging ersichtlich noch von dem Grundsatz aus, dass bei der
Anforderung von negativer Sekundär- oder Minutenreservearbeit stets Erlöse durch den
Übertragungsnetzbetreiber erzielt werden. Dies entspricht nicht mehr der heutigen Le-
benswirklichkeit. Daher wird Satz 3 gestrichen und Satz 2 dahingehend allgemeiner for-
muliert, dass Kosten und Erlöse, die durch den Aufruf von Sekundär- und Minutenreser-
vearbeit anfallen, in die Ausgleichsenergieabrechnung einfließen. Zudem wurde spiegel-
bildlich zur Änderung des Absatzes 1 auch im Absatz 2 Satz 2 klargestellt, dass im Fall
einer entsprechenden Festlegung auch Vorhaltekosten in die Ausgleichsenergieabrech-
nung einfließen können.

Die Einfügung eines neuen Satzes 4 ist im Zusammenhang mit den Änderungen in § 13
Absatz 4 EnWG zu sehen. Insofern wird auf die Begründung zu
Artikel 1 Nummer 9 Buchstabe d verwiesen. Sie sollen die Pflicht der Bilanzkreisverant-
wortlichen hervorheben, ihre Bilanzkreise ausgeglichen zu halten. Daher besteht die
Pflicht zur Bilanzkreisabrechnung durch die Übertragungsnetzbetreiber auch bei Maß-
nahmen nach § 13 Absatz 2 EnWG. Die Übertragungsnetzbetreiber müssen diese jede
Viertelstunde abrechnen. Satz 5 verankert den Grundsatz, dass die Abrechnung von Aus-
gleichsenergie durch die Übertragungsnetzbetreiber gegenüber den Bilanzkreisverant-
wortlichen grundsätzlich den gesamten Abrechnungszeitraum vollständig umfassen muss.
Es können allerdings Situationen nicht ausgeschlossen werden, in denen bei Maßnahmen
nach § 13 Absatz 2 EnWG die Abrechnung tatsächlich unmöglich ist oder mit einem un-
verhältnismäßigen Aufwand verbunden wäre. In solchen Ausnahmesituationen kann die
Regulierungsbehörde im Wege des Verwaltungsvollzugs von aufsichtsrechtlichen Maß-
nahmen unter dem Gesichtspunkt der Verhältnismäßigkeit absehen oder zum Beispiel im
Einzelfall eine pauschalierte Abrechnung über Näherungswerte zulassen.

Die Änderungen sind lediglich redaktionelle Folgeänderungen bedingt durch die Einfü-
gung eines neuen Satzes 4.

Zu Nummer 2

Zielsetzung der Änderung von § 26 Absatz 3 StromNZV ist die Öffnung der Bilanzkreise
auch für die Bereitstellung von Sekundärregelung. Dahinter steht die Zielsetzung des
Weißbuches, die Regelleistungsmärkte für neue Anbieter zu öffnen.

Nach bisheriger Rechtslage ist in den Bilanzkreisverträgen sicherzustellen, dass die Bi-
lanzkreisverantwortlichen gegen angemessenes Entgelt ihren Bilanzkreis für Fahrplange-
schäfte öffnen, die der Bereitstellung von Minutenreserve dienen, die ein Bereitsteller des
eigenen Bilanzkreises über einen anderen Bilanzkreis abwickeln will. Die Änderung des
Absatz 3 stellt die Sekundärregelung der Minutenreserve gleich. Sie führt dazu, dass
künftig in dem Bilanzkreisvertrag geregelt werden muss, dass der Bilanzkreisverantwortli-
che seinen Bilanzkreis gegen angemessenes Entgelt auch für die Bereitstellung von Se-
kundärregelung öffnen muss. Hierbei kommt es nicht entscheidend darauf an, in welcher
Form der Bilanzkreisverantwortliche tätig werden muss, also ob er zum Beispiel ein Fahr-
plangeschäft initiieren muss. Vielmehr ist der Bilanzkreisverantwortliche gegen angemes-
senes Entgelt grundsätzlich zur Öffnung des Bilanzkreises verpflichtet.

Durch die Änderung wird Anbietern von Dienstleistungen im Bereich des Lastmanage-
ments, die zum Beispiel mehrere Stromverbraucher bündeln (sogenannte Aggregatoren),
der Zugang zum Sekundärregelenergiemarkt erleichtert, welcher zunehmend für flexible
Stromverbraucher relevant wird.
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Zu Nummer 3

Zu Buchstabe a

Die Einfügung einer Nummer 3b in § 27 StromNZV ist eine Folgeänderung der Anpas-
sung von § 8 Absatz 1 Satz 3 StromNZV. Durch die Aufnahme einer Festlegungskompe-
tenz wird sichergestellt, dass die Regulierungsbehörde das Verfahren der Vergütung für
Angebote von Regelenergieprodukten nach § 8 Absatz 1 Satz 3 per Festlegung konkreti-
sieren kann. Dabei kann sie insbesondere festlegen, dass Regelarbeitspreise und Regel-
leistungspreise in einem Einheitspreisverfahren bestimmt werden.

Zu Buchstabe b

Die Einfügung einer neuen Festlegungskompetenz in Nummer 21a reflektiert die Ände-
rungen in § 8 Absatz 1 und Absatz 2 StromNZV. Danach kann die Regulierungsbehörde
Regelungen treffen zu den Kriterien an die Abrechnung der Kosten für denjenigen Teil der
Vorhaltung von Regelleistung, der dem Verhalten der Bilanzkreisverantwortlichen in ihrer
Gesamtheit zuzurechnen ist, über die Ausgleichsenergie nach § 8 Absatz 2 und zu dem
Verfahren der Bilanzkreisabrechnung durch die Betreiber der Übertragungsnetze. Die
Bezugnahme auf den Anteil, der durch das Verhalten der Bilanzkreisverantwortlichen ver-
ursacht wird, stellt dabei nicht auf die individuelle Zurechnung der Vorhaltekosten an ein-
zelne Bilanzkreisverantwortliche ab, sondern auf den Zusammenhang zwischen dem ver-
gangenem Verhalten sämtlicher Bilanzkreisverantwortliche als Gruppe und der künftigen
Dimensionierung der Regelleistung. Im Übrigen wird auf die Begründung zu
Artikel 4 Nummer 1 Buchstabe a verwiesen.

Zu Artikel 5 (Änderung der Systemstabilitätsverordnung)

Zu Nummer 1 und 2

Es handelt sich um eine Klarstellung des Anwendungsbereichs der Verordnung. Auch
Anlagen zur Erzeugung von Energie aus Deponie-, Klär- und Grubengas mit einer instal-
lierten maximalen Leistung von mehr als 100 Kilowatt, die nach dem 31. Dezember 1999
in Betrieb genommen wurden, sollen von der Verpflichtung zur Nachrüstung erfasst sein.
Da der bisherige Wortlaut zu Unstimmigkeiten in der Praxis führte, werden diese Anlagen
nun ausdrücklich genannt.

Zu Nummer 3

Es handelt sich um die Bereinigung eines redaktionellen Versehens. Die anteilige Kosten-
übernahme soll sowohl bei KWK-Anlagen gemäß § 2 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a,
als auch Buchstabe b ermöglicht werden.

Zu Artikel 6 (Änderung der Reservekraftwerksverordnung)

Zu Nummer 1

Die Änderung der Kurzbezeichnung der Verordnung von „Reservekraftwerksverordnung“
in „Netzreserveverordnung (NetzResV)“ ist geboten, um eine Verwechslung mit der Kurz-
bezeichnung der neu geschaffenen Verordnung zur Einrichtung einer Kapazitäts- und
Klimareserve auszuschließen. Zugleich trägt die Bezeichnung der neuen Definition der
Netzreserve in § 13a Absatz 4 EnWG Rechnung. Verweise in anderen Gesetzen oder
Verordnungen sind durch die Änderung der Kurzbezeichnung der Verordnung nicht be-
rührt.
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Zu Nummer 2

Zu Buchstabe a

Zu Doppelbuchstabe aa

Der Anwendungsbereich der Verordnung wird geändert. Wesentliche Inhalte der Netzre-
serve sind bereits in den Eckpunkten zur Netzreserve in den neuen § 13a Absatz 4 sowie
§ 13b Absatz 1 Nummer 2 EnWG geregelt. Daher wird Absatz 1 Satz 1 dahingehend ge-
ändert, dass die Netzreserveverordnung das Verfahren der Beschaffung der Netzreserve,
den Einsatz von Anlagen in der Netzreserve nach § 13a Absatz 4 des Energiewirtschafts-
gesetzes sowie Anforderungen an Anlagen in der Netzreserve auf Grundlage von § 13b
Absatz 1 Nummer 2 EnWG regelt.

Zu Doppelbuchstabe bb

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung durch die Verschiebung von § 13
Absatz 1b in § 13 Absatz 1c EnWG.

Zu Buchstabe b

Aus Gründen der Klarstellung wird die Bezugnahme auf den Einsatz der Netzreserve ge-
strichen.

Zu Nummer 3

Zu Buchstabe a

Entsprechend der Definition der Netzreserve in § 13a Absatz 4 Satz 1 EnWG wird auch
der Zweck der Bildung der Netzreserve nach § 2 Absatz 1 NetzResV angepasst. Im Übri-
gen wird auf die Begründung zu § 13a Absatz 4 EnWG in
Artikel 1 Nummer 10 Buchstabe d verwiesen.

Zu Buchstabe b

Die Ergänzung von § 2 Absatz 2 steht im Zusammenhang mit dem Zweck der Netzreser-
ve. Daher wird klargestellt, dass zur Gewährleistung eines sicheren Netzbetriebs auch
systemrelevante Mehrfachfehler angemessen beherrscht werden sollen. Klargestellt wird,
dass diese Regelung in Übereinstimmung mit dem europäischem Recht, insbesondere
anwendbaren Netzkodizes, steht, und diese Regelungen nicht über das darin enthaltene
Sicherheitsniveau hinausgeht.

Zu Nummer 4

Zu Buchstabe a

Zu Doppelbuchstabe aa

Bei dem bisher in Satz 1 vorgegebenen Veröffentlichungsdatum handelt es sich um einen
gesetzlichen Feiertag. Die Veröffentlichungsfrist wird daher um einen Tag vom 1. Mai auf
den 30. April vorverlegt, um einen regelmäßigen Fristablauf zu gewährleisten.

Zu Doppelbuchstabe bb

In der Praxis hat sich gezeigt, dass die Methoden, anhand derer die Übertragungsnetzbe-
treiber die Systemanalysen erstellen, erheblichen Einfluss auf die Höhe des Reservebe-
darfs haben, sodass eine Abstimmung mit der BNetzA zu den bei der Analyse verwende-
ten Methoden und deren Veröffentlichung im Bericht zwingend erforderlich ist. Daher wer-
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den in § 3 Absatz 1 Satz 4 NetzResV auch die Methoden der Systemanalyse zugrunde
gelegt. Neben den Methoden sind zudem die zum 30. April des jeweiligen Jahres für die
jeweils folgenden fünf Jahre prognostizierten Einzelwerte der Jahreshöchstlast im Gebiet
der Bundesrepublik Deutschland einschließlich der Netzverluste von Bedeutung.

Zu Buchstabe b

Zu Doppelbuchstabe aa

Die Änderungen in § 3 in Absatz 2 Satz 1 NetzResV beziehen sich auf den Zeitraum für
die Systemanalyse durch die Übertragungsnetzbetreiber. Schon bislang war der Prüfung
des Bedarfs an Erzeugungskapazität für die Netzreserve durch die BNetzA eine von den
Übertragungsnetzbetreibern jährlich gemeinsam erstellte Analyse der verfügbaren gesi-
cherten Erzeugungskapazitäten zu Grunde zu legen. Dabei soll auch deren technische
Eignung für die Abwehr von Gefahren für die Sicherheit und Zuverlässigkeit des Elektrizi-
tätsversorgungssystems einschließlich ihrer Anfahrfahrzeiten und ihrer Laständerungsge-
schwindigkeiten analysiert werden (Satz 1 Nummer 1). Während bislang die Systemana-
lyse auf den jeweils folgenden Winter und die jeweils folgenden fünf Jahre bezogen war,
bezieht sie sich künftig auf den Zeitraum vom 1. Oktober des Jahres der Systemanalyse
bis zum 31. März des jeweiligen Folgejahres (Winterhalbjahr) sowie mindestens ein weite-
res der darauf folgenden vier Betrachtungsjahre (Satz 1 Nummer 2) und beinhaltet eine
Prognose des eventuellen Bedarfs an Netzreserve (Satz 1 Nummer 3). Demnach ist bei
der jährlich durch die Übertragungsnetzbetreiber zu erstellenden Systemanalyse stets das
auf die Untersuchung folgende Winterhalbjahr einzubeziehen. Durch die Einbeziehung
eines weiteren Betrachtungsjahres innerhalb eines Untersuchungszeitraums von insge-
samt fünf Jahren wird gewährleistet, dass in die Systemanalyse gezielt und flexibel auf
künftige Betrachtungsjahre abgestellt werden kann, in denen Ereignisse anfallen bzw.
wirksam werden, die mit hinreichender Wahrscheinlichkeit Auswirkungen auf die zu erstel-
lende Analyse haben.

Es wird ein neuer Satz 2 eingefügt, der den nunmehr in Satz 1 verwendeten Begriff „Be-
trachtungsjahr“ definiert. Dies ist jeweils der Zeitraum vom 1. April bis zum 31. März. Die
Definition ist erforderlich, um den Untersuchungszeitraum eindeutig abzugrenzen.

Satz 3 regelt, dass ergänzend zu der Systemanalyse die Übertragungsnetzbetreiber im
Einvernehmen mit der BNetzA bis zum 30. November 2016 eine Analyse des Winterhalb-
jahres 2022/2023 erstellen; darüber hinaus kann die BNetzA nach Satz 3 zweiter Halbsatz
verlangen, dass die Übertragungsnetzbetreiber eine Analyse im Hinblick auf ein weiteres
Betrachtungsjahr erstellen, das einen Untersuchungszeitraum nach dem Zeitraum nach
Satz 1 abdeckt. Dies wird gemeinsam als Langfristanalyse definiert. Somit wird mit dem
neu eingefügten Satz 3 erstmalig eine ergänzende Langfristanalyse eingeführt. Da die
Ermittlung des Netzreservebedarfs für einen derartigen, vergleichsweise weit in der Zu-
kunft liegenden Betrachtungszeitpunkt erfolgt, wird hieran keine Verpflichtung der Über-
tragungsnetzbetreiber geknüpft, den identifizierten Netzreservebedarf unverzüglich zu
beschaffen. Die Prognoseunsicherheiten sind bei Langfristanalysen größer als für den
Zeitraum der nächsten 5 Jahre und das Prognoseergebnis entsprechend unsicher. Mit
dem Prinzip der möglichst kostengünstigen Energieversorgung wäre es nicht vereinbar,
aufgrund einer derart unsicheren Prognose erhebliche Kosten für die Netznutzer durch die
Beschaffung von Netzreservekapazitäten zu verursachen, wenn diese nicht zur Vermei-
dung einer Gefährdung der Sicherheit und Zuverlässigkeit des Energieversorgungssys-
tems tatsächlich benötigt werden.

In dem ebenfalls neu eingefügten Satz 4 wird klargestellt, dass die Entscheidung über den
Untersuchungszeitraum nach Satz 1 der Zustimmung durch die BNetzA bedarf.

Satz 5 regelt, dass bei der Systemanalyse und der Langfristanalyse der Übertragungs-
netzbetreiber die nach Satz 1 und 3 in der Planung und im Bau befindliche neu zu errich-
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tende Erzeugungsanlagen, insbesondere die bis zu zwei Gigawatt neu zu errichtende
Erzeugungsanlagen nach § 13a Absatz 4 Satz 3 des Energiewirtschaftsgesetzes, zu be-
rücksichtigen sind. Mit der Inbetriebnahme der Anlagen reduziert sich der Bedarf an Netz-
reserve entsprechend.

Zu Doppelbuchstabe bb

Der bisher verwendete Begriff „neue“ Anlage beschreibt nicht hinreichend präzise, welche
Anlagen von der Regelung erfasst werden sollen. Tatsächlich sollen von der Regelung
„neu zu errichtende“ Anlagen erfasst werden. Dies wird durch die Änderung klargestellt.

Zu Doppelbuchstabe cc

Es wird auf die Begründung zu Artikel 6 Nummer 4 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb
verwiesen.

Zu Doppelbuchstabe dd

In der Praxis hat sich gezeigt, dass eine Bearbeitungszeit von einem Monat für die Über-
prüfung der Systemanalyse und die Fertigung des Bescheids zur Feststellung des Netz-
reservebedarfs zu knapp bemessen ist. Eine angemessene Überprüfung der Systemana-
lyse der Übertragungsnetzbetreiber durch die BNetzA kann bei einer Verlängerung der
bisherigen Monatsfrist um einen weiteren Monat wirksam erfolgen. Vor dem Hintergrund
der Bedeutung, die der Netzreservebedarfsfeststellung für eine sichere Stromversorgung
zukommt, ist die Frist zur Abgabe der Systemanalyse durch die Übertragungsnetzbetrei-
ber bei der BNetzA um einen Monat vorzuverlegen. Dadurch entsteht für die Übertra-
gungsnetzbetreiber kein Nachteil, da der Beginn der Systemanalyse ebenfalls vorverlegt
werden kann.

Zu Buchstabe c

Die Aufhebung von § 3 Absatz 3 Satz 3 NetzResV geht auf die Definition der Netzreserve
in § 13a Absatz 4 EnWG zurück, nach der die darin genannten Erzeugungskapazitäten
als Anlagen der Netzreserve erfasst werden. Absatz 3 Satz 3 ist daher nicht mehr erfor-
derlich.

Zu Nummer 5

Zu Buchstabe a

Zu Doppelbuchstabe aa

Der Begriff „konkret“ wird aus rechtsförmlichen Gründen gestrichen.

Zu Doppelbuchstabe bb

Durch die Langfristanalyse nach § 3 Absatz 2 Satz 3 wird ein möglicher Netzreservebe-
darf durch die Übertragungsnetzbetreiber ermittelt, der sehr weit in der Zukunft liegt. Die
Prognoseunsicherheiten sind bei Langfristanalysen größer als für den Zeitraum der
nächsten 5 Jahre und das Prognoseergebnis ist dementsprechend unsicher, so dass an
das Ergebnis der Langfristanalyse keine Verpflichtung der Übertragungsnetzbetreiber
geknüpft werden kann, den identifizierten Netzreservebedarf unverzüglich zu beschaffen.

Die Anfügung eines neuen Satzes 2 an Absatz 1 stellt klar, dass die ergänzende Lang-
fristanalyse nach § 3 Absatz 2 Satz 3 bei dem Verfahren nach Satz 1 unberücksichtigt
bleibt.
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Zu Buchstabe b

Absatz 3 wird neu gefasst. In Satz 1 wird die Frist zum Abschluss der Netzreserveverträ-
ge auf den 15. September eines Jahres verlängert. Die ursprüngliche Fristsetzung auf den
15. Juli ließ für den Abschluss von Netzreserveverträgen in der Praxis nicht genug Zeit.
Für die Vertragsverhandlungen zwischen Übertragungsnetz- und Anlagenbetreibern so-
wie die Einbindung der BNetzA ist mehr Zeit erforderlich. Zudem muss hinsichtlich der
beabsichtigten Kontrahierung ausländischer Netzreserve stets die Zustimmung der im
jeweiligen Land für Versorgungssicherheitsfragen zuständigen öffentlichen Stelle einge-
holt werden. Bei der Kontrahierung von Netzreserve handelt es sich nicht um ein Mas-
sengeschäft. Die vertraglichen Regelungen sind individuell auszugestalten, da anlagen-
spezifische Besonderheiten, wie zum Beispiel Vereinbarungen zu Vorlaufzeiten oder zum
Ausmaß der Brennstoffbevorratung, vertraglich festgelegt werden müssen. Ein sachlich
zwingender Grund, die Netzreserveverträge bis zum 15. Juli abzuschließen, ist nicht ge-
geben. Tatsächlich müssen die Anlagen in der Netzreserve am 1. Oktober eines jeden
Jahres zur Verfügung stehen. Es ist daher ausreichend, wenn die entsprechenden Netz-
reserveverträge bis zum 15. September des jeweiligen Jahres abgeschlossen werden.

Durch die Verlängerung der Frist rückt die Frist zum Abschluss der Verträge jedoch sehr
nahe an den Zeitpunkt heran, zu dem die Verträge wirksam sein müssen, um die Inan-
spruchnahme der Anlagen in der Netzreserve gewährleisten zu können (1. Oktober). Da-
her wird die Frist zum Abschluss der Netzreserveverträge nunmehr als verbindliche Frist
ausgestaltet, um etwaige Risiken, die aus einem verspäteten Vertragsabschluss resultie-
ren könnten, auszuschließen.

Die Frist für den Abschluss von Netzreserveverträgen mit Anlagenbetreibern, deren Anla-
gen frühestens im übernächsten Winterhalbjahr für die Netzreserve vorgehalten werden
müssen, kann nach Satz 2 auf einen späteren Zeitpunkt verlegt werden. Netzreservever-
träge, die erst im übernächsten Winterhalbjahr benötigt werden, sollten möglichst bis zum
15. Dezember des jeweiligen Vorjahres abgeschlossen werden. Dadurch wird zudem eine
weitere zeitliche Streckung des Verwaltungsverfahrens erreicht. Es ergibt sich eine sach-
gerechte Priorisierung der Vertragsabschlüsse, die sich nunmehr an der zeitlichen Staffe-
lung des tatsächlichen Netzreservebedarfs orientiert.

Zu Nummer 6

Zu Buchstabe a

Die Änderung ist eine redaktionelle Folgeänderung, bedingt durch die Verschiebung der
Definition einer systemrelevanten Anlage von § 13a Absatz 2 Satz 8 in § 13a Absatz 1
Satz 7 EnWG.

Zu Buchstabe b

Aus Gründen der Einheitlichkeit zu den Begriffen im Energiewirtschaftsgesetz wird in der
Netzreserveverordnung künftig von „Strommärkten“ an Stellen von „Energiemarkt“ ge-
sprochen.

Zu Nummer 7

§ 6 NetzResV regelt inhaltlich die Erstattung von Kosten von Anlagen in der Netzreserve.
Dementsprechend wird die Überschrift angepasst und die Vorschrift neu gefasst.

Zu Absatz 1

Die Neufassung von Satz 1 präzisiert, dass die Kosten durch die Nutzung der bestehen-
den Anlagen nach § 5 Absatz 2 erstattet werden.
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Die Streichung von Opportunitätskosten in Satz 2 ist dadurch begründet, dass die Be-
rücksichtigung von Opportunitätskosten und dem Werteverbrauch von endgültig stillgeleg-
ten Anlagen in der Netzreserve nunmehr nach Maßgabe der neu eingefügten Sätze 3 bis
5 möglich ist. Zudem bezieht sich der Satz künftig ausdrücklich nur auf endgültige Stillle-
gungen.

Der neu eingefügte Satz 3 sieht eine Erstattung von Opportunitätskosten vor. Danach sind
Opportunitätskosten nur zu erstatten, sofern und soweit eine verlängerte Kapitalbindung
in Form von Grundstücken und anderen weiterverwertbaren technischen Anlagen auf-
grund deren Verpflichtung für die Netzreserve besteht. Anlagen, die im Falle einer endgül-
tigen Stilllegung keiner Weiterverwertung zugänglich sind, dürfen dabei keine Berücksich-
tigung finden, da diese auch im Falle der sofortigen Stilllegung keinen Wert mehr hätten.
Weiterverwertbar sind dabei alle technischen Anlagenteile, die nach der endgültigen Still-
legung der Anlage ausgebaut und in einer anderen Energieerzeugungsanlage verwendet
werden können. Der Anlagenbetreiber hat die Weiterverwertbarkeit der technischen Anla-
genteile nachzuweisen. Im Falle einer endgültigen Stilllegung ist eine verlängerte Kapital-
bindung bei Grundstücken und anderen weiterverwertbaren technischen Anlagen oder
Anlagenteilen über den beabsichtigten Stilllegungszeitraum hinaus gegeben, die der An-
lagenbetreiber im Falle der sofortigen Stilllegung vermieden hätte. Für das in diesen Posi-
tionen gebundene Kapital wird daher eine marktangemessene Verzinsung als Ausgleich
für entgangene Verwendungsmöglichkeiten erstattet. Die Regelung stellt aber zugleich
klar, dass darüber hinausgehende Opportunitäten nicht zu erstatten sind.

Nach dem neu eingefügten Satz 4 sind Wertverbräuche von Anlagen, die im Fall einer
endgültigen Stilllegung weiterverwertet werden könnten und durch Abnutzung in der Netz-
reserve einen Wertverbrauch erleiden, in angemessener Weise auszugleichen. Der Wer-
teverbrauch ist allerdings nur erstattungsfähig, sofern und soweit die Anlage tatsächlich in
der Netzreserve eingesetzt wird. Satz 5 konkretisiert das Verfahren der Ermittlung des
anteiligen Werteverbrauchs und verweist insofern auf § 13 Absatz 1c Satz 3 EnWG.

Zu Absatz 2

Die bisherigen Sätze 2 und 3 in Absatz 1 werden gestrichen und in einen neuen Absatz 2
überführt, da sie nicht den Umfang der zu erstattenden Kosten regeln, sondern die ver-
tragliche Berücksichtigung der Kostenerstattung bzw. deren Einbeziehung in die Erlös-
obergrenzen der Übertragungsnetzbetreiber normieren.

Zu Absatz 3

Der bisherige Absatz 2 wird zu Absatz 3. Bei der Änderung im neuen Absatz 3 handelt es
sich um eine Klarstellung.

Zu Nummer 8

Zu Buchstabe a

Aus Gründen der Einheitlichkeit werden die Wörter „des Energiemarktes“ durch die Wör-
ter „der Strommärkte“ ersetzt, wie es auch an anderen Stellen des Gesetzes erfolgt ist.

Zu Buchstabe b

Die Ergänzung von § 7 Absatz 2 NetzResV regelt die Art des Einsatzes der Netzreserve.
Klarstellend wird in Satz 2 bei der Bezugnahme auf § 13 Absatz 1 EnWG auf die Num-
mern 1 und 2 verwiesen; hierbei handelt es sich um eine Folgeänderung zu den Änderun-
gen in § 13 Absatz 1 EnWG.
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Zu Nummer 9

Die Überschrift der Regelung ist neu zu fassen, da durch den in der bisherigen Fassung
verwendeten Begriff „neue“ Anlage nicht hinreichend präzise beschrieben wurde, welche
Anlagen von der Regelung erfasst werden sollen. Tatsächlich sollen von der Regelung
„neu zu errichtende“ Anlagen erfasst werden.

§ 8 wird neu gefasst.

Zu Absatz 1

Hinsichtlich des Begriffs der neu zu errichtenden Anlage wird auf die Begründung zu der
Neufassung der Überschrift verwiesen.

Nach Satz 1 wird die Feststellung eines Neubaubedarfs nunmehr nach Maßgabe des neu
eingefügten Satzes 2 durch die Übertragungsnetzbetreiber festgestellt und gegenüber der
BNetzA dargelegt. Die BNetzA entscheidet abschließend über das Vorliegen eines Neu-
baubedarfs.

Für die in § 13a Absatz 4 Satz 3 EnWG geregelten bis zu zwei Gigawatt neu zu errichten-
den Anlagen wird der Bedarf für die Leistungserbringung ab dem Winterhalbjahr
2021/2022 gesetzlich verankert und nach Satz 4 durch die Übertragungsnetzbetreiber im
Rahmen einer Bedarfsanalyse spezifiziert. Insoweit wird auf die Begründung zu
Artikel 1 Nummer 10 Buchstabe d (§ 13a Absatz 4 Satz 3 bis 6 EnWG) verwiesen. Der
exakte Umfang wird durch die Übertragungsnetzbetreiber im Rahmen der Systemanalyse
nach § 3 Netzreserveverordnung bestimmt.

In dem neu eingefügten Satz 2 sind die Voraussetzungen geregelt, unter denen ein Neu-
baubedarf festgestellt werden kann. Ein Bedarf nach Satz 1 besteht, wenn eine der in den
neu eingefügten Nummern 1 oder 2 genannten Alternativen vorliegt. Nach Satz 2 besteht
ein Bedarf, sofern und soweit die Sicherheit und Zuverlässigkeit des Energieversorgungs-
systems ohne die Errichtung einer oder mehrerer neuer Anlagen gefährdet ist, insbeson-
dere weil der erforderliche Netzreservebedarf künftig nicht mehr mit bestehenden Anlagen
gedeckt werden kann, (Nummer 1) oder sofern und soweit eine Ertüchtigung bestehender
Anlagen im Vergleich zur Beschaffung einer neu zu errichtenden Anlage nicht wirtschaft-
lich ist (Nummer 2). Es muss insbesondere hierfür sichergestellt werden, dass in Süd-
deutschland rechtzeitig ausreichend Erzeugungsleistung für Redispatch-Maßnahmen vor-
handen und diese auch ausreichend schnell verfügbar ist.

Nach Satz 3 kann sich ein Neubaubedarf insbesondere aus der ergänzenden Lang-
fristanalyse nach § 3 Absatz 2 Satz 3 NetzResV ergeben. Die Bezugnahme auf § 3 Ab-
satz 1 Satz 2 wird gestrichen.

Die bisherigen Absätze 2 und 3 bleiben weitgehend unverändert.

Zu Absatz 4

Die Änderung in § 8 Absatz 4 Satz1 NetzResV führt dazu, dass der Übertragungsnetzbe-
treiber, sofern sich im Rahmen des Verfahrens zur Beschaffung neu zu errichtender Anla-
gen nach Absatz 2 kein ausreichendes Ergebnis erzielen lässt, künftig nach Abstimmung
mit der BNetzA eine neu zu errichtende Anlage als besonderes netztechnisch erforderli-
ches Betriebsmittel errichten soll. Damit wird das bisherige Ermessen der Übertragungs-
netzbetreiber eingeschränkt; dieses verbleibt nur in atypischen begründeten Ausnahme-
fällen.
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Zu Nummer 10

Zu Buchstabe a

Hinsichtlich der Änderung der Überschrift wird auf die Begründung zu Arti-
kel 6 Nummer 9 verwiesen.

Zu Buchstabe b

§ 9 Absatz 3 wird neu gefasst.

Durch die Aufnahme des Wortes „ausschließlich“ nach dem Wort Netzreserve wird klar-
gestellt, dass die Netzreserveanlagen nach Ende ihrer Nutzung ausschließlich zu den in
Absatz 3 Ziffern 1 und 2 genannten Zwecken genutzt werden können. Damit soll insbe-
sondere ein Einsatz neu zu errichtender Anlagen im Strommarkt ausgeschlossen werden.

Die nach § 8 für die Netzreserve neu zu errichtenden Anlagen sollen dauerhaft in dem
Kapazitätssegment der Kapazitäts- und Klimareserve Verwendung finden können. In die-
sen Fällen ist gewährleistet, dass die Anlagen weiterhin außerhalb der Strommärkte ein-
gesetzt werden. Eine andere privatwirtschaftliche Anschlussverwendung der für die Netz-
reserve neu zu errichtenden Anlagen ist ausgeschlossen. Daher regelt § 9 Absatz 3
Nummer 1 NetzResV, dass der Betreiber der Anlage verpflichtet ist, die Anlage nach En-
de der Nutzung im Rahmen der Netzreserve in der Kapazitäts- und Klimareserve im Sinne
von § 13d des Energiewirtschaftsgesetzes einzusetzen.

Bei den Änderungen in der bisherigen Nummer 1 und neuen Nummer 2 handelt es sich
einerseits um eine redaktionelle Folgeänderung, andererseits wird der Begriff „Energie-
markt“ aus Gründen der Einheitlichkeit durch „Strommärkte“ ersetzt.

Die bisherige Nummer 2 wird gestrichen. Die Regelung erscheint in einem weiterentwi-
ckelten Strommarkt nicht mehr sachgerecht.

Zu Nummer 11

Zu Buchstabe a

Die Änderung ist Folgeänderung zu der Änderung der Definition einer vorläufigen Stillle-
gung im Sinne von § 13a Absatz 1 Satz 4 EnWG. Nach bisheriger Rechtslage waren vor-
läufige Stilllegungen Maßnahmen, die bewirken, dass die Anlage nicht innerhalb einer
Woche ab Anforderung durch den Übertragungsnetzbetreiber wieder in den Betriebszu-
stand versetzt werden kann, um eine angeforderte Anpassung der Einspeisung umzuset-
zen. Der Gleichlauf mit der Regelung in § 13a Absatz 1 Satz 4 EnWG führt dazu, dass
Stilllegungen auch dann als vorläufig anzusehen sind, wenn die Wiederherstellung der
Betriebsbereitschaft bis zu ein Jahr in Anspruch nimmt. Damit wird den Erfordernissen der
Praxis Rechnung getragen. Im Übrigen wird auf die Begründung zu Artikel 1 Nummer 10
verwiesen.

Zu Buchstabe b

Die bisherige Regelung des § 10 Absatz 5 NetzResV wurde in den § 13a EnWG verscho-
ben, da er sachlich eng mit den dortigen Regelungen zusammenhängt, und wird daher
gestrichen.
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Zu Nummer 12

Zu Buchstabe a

§ 11 Absatz 1 NetzResV ist aufgrund der Regelungen in dem neuen § 13a Absatz 5 und 6
EnWG nicht mehr erforderlich und wird daher aufgehoben.

Zu Buchstabe b

Zu Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich um eine rein redaktionelle Änderung.

Zu Doppelbuchstabe bb

§ 11 Absatz 2 Nummer 2 NetzResV wird neu gefasst und die Bezugnahme auf die Kos-
tenerstattung durch die Bezugnahme auf die Auslagenerstattung ersetzt. Zudem wird auf-
grund der Verschiebung von § 13 Absatz 1b in § 13 Absatz 1c EnWG eine redaktionelle
Folgeänderung vorgenommen.

Nach der neu eingefügten Nummer 3 erster Halbsatz umfasst der Anspruch auf ange-
messene Vergütung bei vorläufigen Stilllegungen auch den Werteverbrauch der techni-
schen Anlagen, sofern und soweit die technischen Anlagen in der Netzreserve tatsächlich
eingesetzt werden. Der zweite Halbsatz verweist im Hinblick auf das Verfahren der Ermitt-
lung des anteiligen Werteverbrauchs auf § 13 Absatz 1c Satz 3 EnWG.

Durch die Regelung wird ein Gleichlauf zu der Erstattung von Werteverbräuchen endgültig
stillgelegter Anlagen erreicht. Es wird insoweit auf die Begründung zu Artikel 6 Nummer 7
zu dem neu eingefügten § 6 Absatz 1 Satz 4 verwiesen.

Anders als bei der endgültigen Stilllegung sind im Falle der vorläufigen Stilllegung keine
Opportunitätskosten zu erstatten, da eine Anschlussverwendung der Grundstücke und
Anlagen oder Anlagenteile im Strommarkt grundsätzlich möglich ist. Die Erstattung von
Opportunitätskosten würde im Falle der vorläufigen Stilllegung zu erheblichen Marktver-
zerrungen führen.

Zu Buchstabe c

Der Zeitraum, für den eine vorläufig stillgelegte Anlage in der Netzreserve gebunden wird,
wird entsprechend der Änderungen in § 13 Absatz 1c Satz 3 und 4 EnWG von fünf auf
vier Jahre verkürzt. Ein fünfjähriges Verbot der Teilnahme am Strommarkt hat sich bei
vorläufigen Stilllegungen in der Praxis als zu lang erwiesen. Aufgrund der sich derzeit
schnell ändernden Rahmenbedingungen kann für eine Anlage, die zum Zeitpunkt der vor-
läufigen Stilllegung unrentabel ist, schon wenige Jahre nach der vorläufigen Stilllegung
eine Teilnahme am Strommarkt wieder wirtschaftlich sein. Daher soll der Zeitraum des
Verbots der Teilnahme am Strommarkt verkürzt werden. Bezüglich der Änderungen wird
im Übrigen auf die Begründung zu Artikel 1 Nummer 9 Buchstabe c verwiesen. Die Rege-
lung in Satz 2 ist eine redaktionelle Änderung bedingt durch die Änderungen in
Artikel 1 Nummer 9 Buchstabe c (§ 13 Absatz 1c Satz 5 EnWG).

Zu Buchstabe d

Der Regelungsinhalt des bisherigen § 11 Absatz 4 NetzResV ist in dem neuen § 13 Ab-
satz 1c EnWG enthalten. § 11 Absatz 4 NetzResV wird daher gestrichen.



- 135 -

Zu Nummer 13

Zu Buchstabe a

Die Änderung ist eine redaktionelle Folgeänderung, bedingt durch die Verschiebung der
Definition einer systemrelevanten Anlage von § 13a Absatz 2 Satz 8 EnWG in § 13a Ab-
satz 1 Satz 7 EnWG.

Zu Buchstabe b

Die Änderungen in § 12 Absatz 2 NetzResV dienen der Einheitlichkeit mit den Regelun-
gen der Vergütung für endgültig stillgelegte Anlagen. Dazu werden die einzelnen Vergü-
tungsbestandteile ausdrücklich genannt.

Zu Nummer 14

Aus rechtsförmlichen Gründen wird das Wort „konkret“ in § 13 Absatz 1 Nummer 1 Netz-
ResV gestrichen.

Zu Artikel 7 (Änderung der Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung)

Es handelt sich um Folgeänderungen auf Grund der Einführung des Marktstammdatenre-
gisters nach § 111e EnWG und der diesbezüglichen Änderung der Bestimmung zum An-
lagenregister nach § 6 EEG 2014.

Zu Artikel 8 (Änderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes)

Zu Nummer 1

Entsprechend der Änderungen durch Artikel 8 Nummer 2 dieses Gesetzes wird die In-
haltsübersicht angepasst.

Zu Nummer 2

Der bisherige § 6 EEG 2014 zum Anlagenregister wird im Hinblick auf das geplante
Marktstammdatenregister nach § 111e EnWG neu gefasst. Das Anlagenregister der
BNetzA zur Erfassung von Anlagen zur Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien wur-
de mit der EEG-Reform 2014 eingeführt und ist seit August 2014 in Betrieb. Anlagenbe-
treiber müssen seitdem neu zu errichtende sowie in bestimmten Fällen auch Bestandsan-
lagen an die BNetzA melden. Dies dient u.a. der Bestimmung der maßgeblichen Förder-
höhen für die Energieträger Wind an Land, Biomasse und Photovoltaik nach § 28 ff. EEG
2014.

Mit Einführung des Marktstammdatenregisters bedarf es keines separaten Anlagenregis-
ters für erneuerbare Energien mehr, da das Marktstammdatenregister die damit verbun-
denen Aufgaben vollumfänglich erfüllen soll. Der neu gefasste § 6 EEG 2014 reflektiert
diese Integration des Anlagenregisters und trifft die notwendigen Bestimmungen für den
Übergangszeitraum.

Zu Absatz 1

Satz 1 bestimmt, dass im Marktstammdatenregister nach § 111e EnWG Daten über Anla-
gen zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien erfasst werden. Insofern muss
der Verordnungsgeber in einer Rechtsverordnung nach § 111f EnWG auch die notwendi-
gen Regelungen zur Registrierung solcher Anlagen treffen. Satz 2 legt die Ziele fest, de-
nen die Datenerfassung von Erneuerbare-Energien-Anlagen dient und setzt somit den
rechtlichen Rahmen für den Verordnungsgeber. Die Ziele entsprechen unverändert jenen
nach § 6 Absatz 1 Satz 2 EEG 2014 in der geltenden Fassung. Die Sätze 3 und 4 treffen
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die erforderlichen Regelungen zum Verhältnis zwischen dem bereits existierenden Anla-
genregister und dem künftigen Marktstammdatenregister. Insofern wird bestimmt, dass
das Anlagenregister vorerst solange fortgeführt wird, bis die technischen und organisato-
rischen Voraussetzungen bestehen, die aus den Zielen nach Satz 2 abgeleiteten Aufga-
ben – insbesondere die Umsetzung der Absenkung der Fördersätze nach Nummer 3 – im
Marktstammdatenregister zu erfüllen.

Absatz 2

Absatz 2 wird durch Inbezugnahme des § 111f Nummer 6 Buchstabe a bis d EnWG ledig-
lich redaktionell geändert. Inhaltlich entspricht die Regelung der geltenden Fassung von
§ 6 Absatz 2 EEG 2014. Sie bestimmt, welche Daten mindestens von Anlagenbetreibern
an das Marktstammdatenregister (bzw. übergangsweise an das Anlagenregister) übermit-
telt werden müssen (Angaben zur Person und Kontaktdaten, Anlagenstandort, Energie-
träger, installierte Leistung der Anlage, Angabe, ob eine Förderung in Anspruch genom-
men werden soll).

Absatz 3

Absatz 3 regelt inhaltlich weitgehend identisch mit dem geltenden § 6 Absatz 3 EEG
2014, dass Daten über Erneuerbare-Energien-Anlagen aus Transparenzgründen veröf-
fentlicht werden. Welche Daten im Einzelnen veröffentlicht werden, richtet sich nach der
Rechtsverordnung nach § 93 Nummer 8 EEG 2014. Dabei ist der Datenschutz angemes-
sen zu berücksichtigen, was im Falle von natürlichen Personen als Anlagenbetreiber einer
Veröffentlichung von Daten zu ihrer Person sowie ihrer Kontaktdaten regelmäßig aus-
schließt.

Absatz 4

In Absatz 4 wird wie bislang auch schon für die näheren Regelungen zum Anlagenregister
auf eine Rechtsverordnung nach § 93 EEG 2014 verwiesen. Nicht mehr enthalten ist aber
die noch in § 6 Absatz 4 Satz 2 EEG 2014 geltende Fassung nur als Option vorgesehene
Integration des Anlagenregisters in ein umfassendes Register. Diese entfällt vor dem Hin-
tergrund, dass die Überführung in das Marktstammdatenregister als solche von Absatz 1
zwingend vorgegeben wird. Lediglich der Zeitpunkt sowie das Nähere zur Umsetzung sind
nach § 93 EEG 2014 vom Verordnungsgeber zu regeln.

Zu Nummer 3

Durch die Möglichkeit zur Berücksichtigung der Spitzenkappung im Rahmen der Netzpla-
nung erhält der Netzbetreiber die Möglichkeit, sein Netz nach Maßgabe von § 11 Absatz 2
EnWG „nicht für die letzte Kilowattstunde“ auszubauen und somit bei selten auftretenden
Erzeugungsspitzen bewusst nicht alle Einspeisebedarfe von konventionellen, aber auch
von Erneuerbare-Energien-Anlagen befriedigen zu können. Im Rahmen des subjektiven
Rechts der Einspeisewilligen nach § 12 EEG 2014 muss diese neue Flexibilität bei der
Netzplanung für den Netzbetreiber berücksichtigt werden. Dies erfolgt durch die Einfü-
gung des Satzes 2.

Zu Nummer 4

Nummer 4 fügt in § 19 EEG 2014 einen neuen Absatz 1a ein, der klarstellt, dass eine fi-
nanzielle Förderung nach dem EEG 2014 und eine Begünstigung nach § 9 Absatz 1
Nummer 1 oder Nummer 3 StromStG nicht miteinander kumuliert werden können. An-
sonsten läge eine Überförderung vor, da die anzulegenden Werte des EEG 2014 so kal-
kuliert sind, dass sie die Kosten des Anlagenbetreibers für die Anlagen voll decken. Eine
Kumulierung aber, die zu einer Überförderung führt, ist nach den Vorgaben der Europäi-
schen Kommission aus der beihilferechtlichen Genehmigung zum EEG 2014 unzulässig.
Der Anlagenbetreiber muss sich also entscheiden, ob er entweder eine finanzielle Förde-
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rung nach dem EEG 2014 oder eine Begünstigung nach § 9 Absatz 1 Nummer 1 oder
Nummer 3 StromStG in Anspruch nimmt.

Zu Nummer 5

Nummer 5 ergänzt § 20 Absatz 2 um einen Satz 3. Danach ist es Voraussetzung, um eine
der beiden Direktvermarktungsformen nach § 20 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 EEG 2014 zu
wählen, dass die gesamte Ist-Einspeisung der Anlage in viertelstündlicher Auflösung ge-
messen und bilanziert wird. Auch damit wird die Bilanzkreistreue weiter gestärkt. Für die
Erfüllung der Bilanzkreispflichten ist es erforderlich zu wissen, wieviel Strom eine Erneu-
erbare-Energien-Anlage in jeder Viertelstunde ins Netz eingespeist hat. Nur dann kann
auch eine ordnungsgemäße Bilanzkreisabrechnung erstellt werden. Der neue Satz 3 dient
damit der weiteren Systemintegration der erneuerbaren Energien durch die Direktver-
marktung. Entsprechend gilt die Pflicht für beide Direktvermarktungsformen. Denn auch
die sonstige, ungeförderte Direktvermarktung ist bilanzkreispflichtig. Für die die geförderte
Direktvermarktung war die viertelstündliche Bilanzierungspflicht bereits in § 33c Absatz 2
Nummer 3 EEG 2012 geregelt. Diese Regelung wurde zwar nicht in den Gesetzestext des
EEG 2014 übernommen, sollte aber nicht abgeschafft werden. Vielmehr ging der Gesetz-
geber davon aus, dass sich diese Pflicht bereits aus der Bilanzkreispflicht in der Direkt-
vermarktung in Verbindung mit der StromNZV ergibt und deshalb nicht noch zusätzlich im
EEG 2014 gedoppelt werden musste. Insoweit ist die Einfügung des neuen Satz 3 nur
eine Klarstellung.

Zu Nummer 6

Nummer 6 ergänzt in § 24 EEG 2014 einen Satz 2, der klarstellt, wann eine negative
Preisphase im Sinne von Satz 1 vorliegt. Zahlreiche Nachfragen von betroffenen Akteuren
in der Folge der EEG-Novelle 2014 haben gezeigt, dass hier eine Unsicherheit besteht,
auf welches Marktsegment abzustellen ist. Grund dafür ist, dass es am Spotmarkt der
EPEX Spot SE mehrere Marktsegmente gibt, an denen Stundenkontrakte gehandelt wer-
den. Das ist sowohl am vortägtigen Spotmarkt („Day-ahead-Markt“) als auch am unter-
tägtigen Sportmarkt („Intraday-Markt“) der Fall.

In der klar überwiegenden Zahl der Fälle korrelieren die negativen Preisphasen am Intra-
day-Markt mit den entsprechenden negativen Phasen am Day-ahead-Markt. Es kann aber
auch vorkommen, dass nur am Day-ahead-Markt eine entsprechende negative Preispha-
se auftritt, am Intraday-Markt jedoch nicht mehr. Energiewirtschaftlich betrachtet ist es
richtig, auf beide Marktsegmente kumulativ abzustellen. Denn wenn zwar die Preise day-
ahead negativ waren, sie im Intraday-Handel aber positiv sind, bedeutet das, dass tat-
sächlich zum Zeitpunkt der konkreten Stromlieferung die Nachfrage nach Strom das An-
gebot übersteigt, auch wenn es am Vortag zunächst noch einen anderen Anschein hatte.

Da es am Intraday-Markt einen kontinuierlichen Handel gibt, gibt es für jeden Stundenkon-
trakt zahlreiche Preise der jeweiligen Einzelgeschäfte. Eine energiewirtschaftlich sinnvolle
Aussage zu Angebot und Nachfrage nach Strom im Intraday-Markt gibt der volumenge-
wichtete Durchschnitt der Preise aller Transaktionen für die jeweilige Stunde im kontinu-
ierlichen Intraday-Handel. Dieser Wert (und der entsprechende Wert der Day-Ahead-
Auktion) sind auf der Internetseite der EPEX Spot SE abrufbar (unter
www.epexspot.com/de/marktdaten/intradaycontinuous bzw.
www.epexspot.com/de/marktdaten/dayaheadauktion).

Im Übrigen wird geprüft, ob perspektivisch ergänzende Maßnahmen ergriffen werden soll-
ten, um etwaige negative Auswirkungen des § 24 EEG 2014 auf die Investitionssicherheit
und die Förderkosten für den Ausbau erneuerbarer Energien zu begrenzen.
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Zu Nummer 7

Zu Buchstabe a

Zu Doppelbuchstabe aa

Nummer 6 Buchstabe a) sichert die Einhaltung des neuen § 20 Absatz 2 Satz 3.

Buchstabe a) Doppelbuchstabe aa) sichert die Einhaltung des neuen § 19 Absatz 1a.

Zu Doppelbuchstabe cc

Die Regelung sichert die Einhaltung des neuen § 20 Absatz 2 Satz 3.

Im Übrigen enthält Nummer 7 redaktionelle Folgeänderungen.

Zu Nummer 8

Die Änderung der Regelung in § 57 Absatz 3 EEG 2014 steht in einem unmittelbaren Zu-
sammenhang mit der Änderung des § 18 der StromNEV und der Streichung der vermie-
denen Netzentgelte für neue dezentrale Kraft-Wärme-Kopplungs- und Erneuerbare-
Energien-Anlagen, die nach dem 31. Dezember 2020 in Betrieb gegangen sind. Bislang
regelte § 57 Absatz 3 EEG 2014, dass die Einnahmen aus den vermiedenen Netzentgel-
ten, die nach § 18 Absatz 1 Satz 3 StromNEV nicht an die Betreiber von Erneuerbare-
Energien-Anlagen ausgezahlt werden, wenn sie eine Förderung nach dem Erneuerbare-
Energien-Gesetz in Anspruch nehmen, ins EEG-Konto fließen und die EEG-Umlage ent-
sprechend senken.

Damit unterschied sich die Rechtslage im EEG 2014 von dem Bereich der Kraft-Wärme-
Kopplung, in dem die vermiedenen Netzentgelte bei Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlagen und
konventionellen Anlagen an die dezentralen Einspeiser gezahlt wurden. Das KWKG tritt
mit Ablauf des 31. Dezember 2020 außer Kraft. Zudem führt das Bundesministerium für
Wirtschaft und Energie im Jahr 2018 eine umfassende Evaluierung der Entwicklung der
KWK-Stromerzeugung in Deutschland durch, insbesondere mit Blick auf die Erreichung
der energie- und klimapolitischen Ziele der Bundesregierung und der Zielsetzung, ange-
messene Rahmenbedingungen für den wirtschaftlichen Betrieb von Kraft-Wärme-
Kopplungs-Anlagen zu schaffen. Eine Regelung in diesem Gesetz ist daher nicht erforder-
lich.

Durch die Änderung des § 57 Absatz 3 EEG 2014 wird geregelt, dass nur noch die Ein-
nahmen aus vermiedenen Netzentgelten für Erneuerbare-Energien-Anlagen, die vor dem
1. Januar 2021 in Betrieb gehen und eine EEG-Förderung in Anspruch nehmen, ins EEG-
Konto fließen. Die Einnahmen aus den vermiedenen Netzentgelte für neue Erneuerbare-
Energien-Anlagen, die nach dem 31. Dezember 2020 in Betrieb genommen werden und
eine Förderung nach dem EEG erhalten, fließen hingegen nicht mehr ins EEG-Konto und
senken damit künftig nicht mehr die EEG-Umlage. Dies führt dazu, dass die örtlichen
Netzentgelte in den Regionen mit neuen EEG-geförderten Anlagen, die nach dem 31.
Dezember 2020 in Betrieb genommen werden, entlastet werden.

Die mittelfristige Abschaffung der vermiedenen Netzgelte trägt somit dazu bei, die regio-
nal unterschiedlichen Netzentgelte zu reduzieren und auf eine fairere Lastenverteilung
hinzuwirken. Im Übrigen wird auf die Begründung zu Artikel 4Artikel 4 des Gesetzes ver-
wiesen.

Zu Nummer 9

Es handelt sich um Folgeänderungen im Zusammenhang mit der Einführung des Markt-
stammdatenregisters nach § 111e EnWG und der daraus folgenden Neufassung des § 6
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EEG 2014. § 93 EEG 2014 bleibt damit weiter die einschlägige Verordnungsermächtigung
zum übergangsweise weiter bestehenden Anlagenregister. Der Verordnungsermächti-
gung bedarf es solange, bis dieses Register in das Marktstammdatenregister integriert
wird.

Zu Nummer 10

Der neue § 19 Absatz 1a, der neue § 24 Absatz 1 Satz 2 und der neue § 25 Absatz 1 Satz
1 Nummer 53 EEG 2014 sind rückwirkend zum 1. Januar 2016 anzuwenden. Das stellt
sicher, dass § 24 EEG 2014 für alle Anlagen, die ab diesem Zeitpunkt in Betrieb genom-
men werden, einheitlich angewendet wird, auch wenn sie noch vor Inkrafttreten dieses
Gesetzes in Betrieb genommen werden. Entsprechendes gilt für das Exklusivitätsverhält-
nis zwischen EEG-Förderung und Stromsteuerbegünstigung nach § 19 Absatz 1a und §
25 Absatz 1 Satz 1 Nummer 53 EEG 2014 zwischen EEG-Förderung und Stromsteuerbe-
günstigung nach § 19 Absatz 1a und § 25 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 EEG 2014.

Die Anwendbarkeit des neuen § 104 Absatz 5 EEG 2014 ist schon nach seinem Wortlaut
nicht auf Anlagen ab einem bestimmten Inbetriebnahmedatum beschränkt. Daher sind
§ 19 Absatz 1a und § 25 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 EEG 2014 auf alle Anlagen anzu-
wenden, also auch auf solche, die vor dem 1. Januar 2016 in Betrieb genommen worden
sind.

Der neue § 24 Absatz 1 Satz 2 EEG 2014 ist hingegen nicht auf Anlagen anwendbar, die
vor dem 1. Januar 2016 in Betrieb genommen worden sind. Grund dafür ist, dass § 24
Absatz 1 nach § 24 Absatz 3 Nummer 1 insgesamt nicht auf Anlagen anzuwenden ist, die
vor dem 1. Januar 2016 in Betrieb genommen worden sind.

Zu Artikel 9 (Änderung des Stromsteuergesetzes)

Die Begründung zu Artikel 8 Nummer 4 gilt entsprechend. Aus Gründen der Rechtssi-
cherheit und Rechtsklarheit sowie zur Vermeidung von Umgehungsmöglichkeiten wird der
gegenseitige Ausschluss einer kumulierten Förderung nach EEG und StromStG auch in
das StromStG aufgenommen

Zu Artikel 10 (Änderung der Anlagenregisterverordnung)

Es handelt sich um eine Folgeänderung auf Grund der Änderung des § 6 EEG 2014 im
Zusammenhang mit der Einführung des Marktstammdatenregisters nach § 111e EnWG.

Zu Artikel 11 (Änderung des Gesetzes zur Neuregelung
energiewirtschaftsrechtlicher Vorschriften)

Die Regelung steht im Zusammenhang mit den Änderungen in § 13b Absatz 1 Nummer 2
EnWG und den Regelungen der Netzreserve. Durch die umfassenden Änderungen der
Regelungen zu Stilllegungen von Anlagen und zur Netzreserve werden die schwebenden
Änderungen in Artikel 2, die nach Artikel 8 Absatz 2 am 1. Januar 2018 in Kraft treten soll-
ten, obsolet und können daher aufgehoben werden.

Zu Artikel 12 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten)

Zu Absatz 1

Die Vorschrift regelt den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes.

Zu Absatz 2

Abweichend von Absatz 1 regelt Absatz 2, dass Artikel 1 Nummer 20 sowie
Artikel 1 Nummer 24 Buchstabe a des Gesetzes erst zum 1. Januar 2017 in Kraft treten.
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Hintergrund hierfür ist, dass das umfassende Monitoring der Versorgungssicherheit und
die dazugehörigen Berichtspflichten erst zu diesem Zeitpunkt angewendet werden sollen
und vorher das bisherige Monitoring der Versorgungssicherheit erfolgt. Die Regelungen in
Artikel 9 treten zum 1. Januar 2016 in Kraft.


